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Vorwort 

182 Todesopfer rechter und rassisƟ scher Gewalt sind in Deutschland 
seit 1990 zu beklagen. Das sind die Zahlen der Amadeu-Antonio-SƟ f-
tung und der IniƟ aƟ ve Mut gegen rechte Gewalt. Sechs der Morde ge-
schahen in Thüringen. Doch die offi  zielle StaƟ sƟ k des Bundesinnenmini-
steriums zählt »nur« 58 Mordopfer. Und die Thüringer Landesregierung 
kennt »nur« einen Toten rechter und rassisƟ scher Gewalt im Freistaat, 
wie sie erst jüngst bekannt gab.

Allein diese Diff erenz der nackten Zahlen zeigt, wie die Verharmlo-
sung des Neonazismus funkƟ oniert. Die Unterscheidung zwischen der 
Gesinnung des Täters und des konkreten TatmoƟ vs ist zynisch. An der 
wirklichen Zahl der Toten, an der Zahl der rechten GewalƩ aten und an 
der Verbreitung rassisƟ scher Einstellungen in der GesellschaŌ  ändern 
solche Zahlendrehereien nichts. 

Während die Bundesregierung und die Sicherheitsbehörden solche 
Rechenspiele veranstalteten, geschahen ungeheuerliche Morde in Se-
rie. Zehn Hinrichtungen in sieben Jahren quer durch die Republik, zwei 
Anschläge mit unzähligen Schwerverletzten durch Nagelbomben und 
14 bewaff nete Banküberfälle – das ist die bluƟ ge Spur, die der NaƟ o-
nalsozialisƟ sche Untergrund (NSU) zog. 

Nun zeigen sich alle erschüƩ ert. Die Bundesregierung organisierte 
eine Gedenkveranstaltung für die Opfer und ihre Angehörigen. Ich wun-
dere mich, dass man über mindestens 172 Tote zuvor nicht so erschüt-
tert war. Warum gab es für diese Menschen keine würdigen Gedenk-
veranstaltungen des Staates? Warum blieb es Angehörigen, Freunden, 
wenigen Journalisten oder anƟ rassisƟ schen und anƟ faschisƟ schen Ini-
Ɵ aƟ ven überlassen, ihre Trauer um die Toten und ihre Wut über die Ta-
ten öff entlich zu machen? 

Doch diese Fragen sind nicht neu. Ich erinnere mich noch gut da-
ran, wie wir 1992 vor dem Haus der GewerkschaŌ en in Erfurt eine rie-
sige PlaƩ e aus Stahl, geformt als gelben Winkel aufstellten, darauf die 
Namen von Todesopfern rechter Gewalt. Es dauerte nur eine einzige 
Nacht, bis der erste Name weggekratzt war. Eine ZuschriŌ  erklärte, die-
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ser Mensch sei doch gar nicht aus rassisƟ schen und rechten MoƟ ven 
ermordet worden. 

Die hohe ZusƟ mmung zu rassisƟ schen, anƟ semiƟ schen und anƟ de-
mokraƟ schen Aussagen ist erschreckend; in Studien wie dem Thüringen 
Monitor wird das im AuŌ rag der Landesregierung jedes Jahr detailliert 
untersucht. Doch es geht nicht allein um die Einstellungen Einzelner, es 
geht nicht nur um organisierte Neonazi-Strukturen. Es geht in der ak-
tuellen DebaƩ e eben auch um staatliches Handeln. Wenn die Sicher-
heitsbehörden und die Geheimdienste von den Morden des NSU und 
den Anschlägen, den Tätern und ihren gut organisierten Netzen wirk-
lich nichts gewusst haben, dann sind sie überfl üssig. Trotz zahlreicher 
V-Leute in der Szene wollen die Behörden nichts gewusst haben? Die 
Mordserie zeigt, dass der Staat und die Zuständigen vollständig ver-
sagt haben. 

Warum wurden von den Sicherheitsbehörden erkennbare Spuren 
nicht verfolgt? Warum wurden die Hinweise eines Bayerischen Profi lers 
beiseite gewischt, der frühzeiƟ g auf ein rassisƟ sches MoƟ v hinwies? Wa-
rum konnte oder wollte keiner erkennen, dass Neonazis seit Langem den 
bewaff neten Gang in den Untergrund propagierten und vorbereiteten, 
um einen »Rassenkrieg« zu führen? Warum wurden Gemeinsamkeiten 
der Taten nicht gesehen? Allein die Tatsache, dass Fahrräder an mehre-
ren Tatorten der Mordserie, der Banküberfälle und der Anschläge mit 
Nagelbomben eine Rolle spielten, häƩ e Hinweise auf den Zusammen-
hang geben können. Das wurde nicht erkannt. Einzig die Waff e, ein sel-
tenes Modell der Marke Česká, wurde als verbindendes Element idenƟ -
fi ziert. Sie war die Visitenkarten der Täter. Doch anstaƩ  das rassisƟ sche 
und anƟ muslimische MoƟ v zu sehen, wurde das Umfeld der Opfer ver-
dächƟ gt. Der unhaltbare Vorwurf, selbst in kriminelle MachenschaŌ en 
verstrickt zu sein, wurde öff entlich ausgesprochen. ErmiƩ lungen ge-
gen Angehörige wurden durch RessenƟ ments gerechƞ erƟ gt, ebenso 
die VerdächƟ gungen gegen unbeteiligte SinƟ  und Roma.

Wenn die Sicherheitsbehörden allerdings etwas von den Taten und 
den Tätern wussten und nicht handelten, oder gar Unterstützung ge-
währten, dann erschüƩ ert das die Grundfesten des Staates. Das wäre 
dann nicht allein ein Geheimdienstskandal. Das wäre eine Staatskrise. 
Doch dafür gibt es bisher keine Beweise. 
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In Thüringen herrschte lange Jahre eine poliƟ sche KonƟ nuität. Un-
ter mehreren Ministerpräsidenten und in der Verantwortung mehrerer 
Innenminister wurde die Neonaziszene systemaƟ sch verharmlost und 
mit Spitzellöhnen subvenƟ oniert. Der Verfassungsschutz wurde von der 
CDU in Wahlkämpfen gegen die PDS in Stellung gebracht und durch die 
unhaltbare Gleichsetzung von Links und Rechts der Blick auf die braune 
Gefahr verschleiert. Ein skandalöser Höhepunkt war das Verhalten der 
Landesregierung und der Sicherheitsbehörden nach einem Brandan-
schlag von Neonazis auf die Erfurter Synagoge am 20. April 2000. Die 
Polizei ermiƩ elte zuerst gegen Linke und AnƟ faschisten, der damalige 
Regierungschef Bernhard Vogel (CDU) rechƞ erƟ gte das Vorgehen und 
warnte vor »falscher Aufgeregtheit«. Ein klares Signal gegen Rechts gab 
es von seiner Regierung nicht. Zu einer MenschenkeƩ e schickte sie kei-
nen Vertreter. Begründung: Zu den Organisatoren gehöre auch die PDS. 
Zwei Neonazis gestanden die Tat. 

Doch miƩ lerweile hat sich etwas verändert. Nach dem Auffl  iegen der 
Morde des NSU gibt es ErmiƩ lungen gegen die Täter und ihre Unter-
stützer, es gibt Hausdurchsuchungen bei Neonazis und VerhaŌ ungen. 
Auch im Thüringer Landtag und bei den Zuständigen hier zeigte sich der 
Wille, die Strategie der Verharmlosung und des Wegschauens zu be-
enden. Zu einer Mahnwache am 23. November 2011 für die Opfer der 
Mordserie vor der Erfurter Staatskanzlei kamen für die Landesregie-
rung mehrere Minister von CDU und SPD. Vertreterinnen und Vertre-
ter aller Parteien im Landtag, von GewerkschaŌ en, Flüchtlings- und An-
Ɵ fa-IniƟ aƟ ven, der ReligionsgemeinschaŌ en und der Landesregierung 
sprachen auf einer Bühne. Doch der Wille zur AuŅ lärung muss tragen. 
Er darf nicht nur leere Worthülse bleiben, sondern muss poliƟ sche und 
jurisƟ sche Konsequenzen haben.

DIE LINKE hat dazu konkrete Vorschläge unterbreitet. AnƟ faschismus 
muss Staatsziel werden. Daher fordern wir die Verankerung einer anƟ -
faschisƟ schen Klausel in den Verfassungen der Länder als Leitplanken 
für die PoliƟ k. In Thüringen wollen wir die Einführung eines staatlich fi -
nanzierten Landesprogramms gegen Rechts, das seinen Namen auch 
verdient und das demokraƟ sche und anƟ faschisƟ sche IniƟ aƟ ven mit 
einbezieht. Außerdem wollen wir, dass der demokraƟ sch nicht zu kon-
trollierende Inlandsgeheimdienst abgeschaŏ   und in ein transparentes, 
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prävenƟ v wirkendes InformaƟ ons- und DokumentaƟ onszentrum für De-
mokraƟ e gegen Rechtsextremismus umgewandelt wird. 

Dieses Buch erscheint am 8. Mai, dem Tag der Befreiung. Wir wol-
len damit auf das Entstehen des braunen Terrors, dessen Unterstützer 
aus dem Thüringer Heimatschutz, den Neonazi-KameradschaŌ en, der 
NPD oder dem internaƟ onalem Neonazi-Netzwerk Blood & Honour so-
wie auf das jahrelange Wegschauen von Verantwortlichen in PoliƟ k und 
Sicherheitsbehörden und den Rassismus aufmerksam machen, der zu 
mindestens 182 Toten seit 1989 führte. Wir wollen das dubiose Han-
deln der Geheimdienste ins Licht der Öff entlichkeit zerren und die bis-
herigen Bemühungen um die parlamentarische AuŅ lärung resümieren. 
Wir wollen zeigen, dass eine andere PoliƟ k möglich ist. Eine PoliƟ k, die 
DemokraƟ e und Menschenrechte in den MiƩ elpunkt stellt. Wir wollen 
poliƟ sches Handeln anmahnen und an die Opfer erinnern.

Bodo Ramelow, Vorsitzender der FrakƟ on DIE LINKE
im Thüringer Landtag



Wolfgang Nossen
Rede zum Shoah-Gedenktag1

In seinem Buch »Jugend zwischen Hass und Hoff nung« schreibt der His-
toriker Friedrich Heer: »…die Jugend wird sich eine gute ZukunŌ  nur er-
kämpfen, wenn sie dies wagen wird: Die Last der Väter, der GeneraƟ -
onen, die hinter uns und unter uns in der Erde liegen, aber ihr Wesen 
und Unwesen in uns weitertreiben, auf sich zu nehmen.« Und er fährt 
fort: Es sei eine »…Illusion vieler Menschen heute: Ohne Vergangen-
heit leben zu können. Unser aller Vergangenheit kann täglich auĩ ren-
nen und auf uns als furchtbare ZukunŌ  zukommen...«.

 Diese Worte gehen mir durch den Kopf, wenn ich den heuƟ gen Tag 
des Gedenkens in Verbindung bringe mit den mörderischen Untaten der 
so genannten Zwickauer Zelle. Inzwischen läuŌ  dieses Thema in unserer 
schnelllebigen Welt bereits Gefahr, von anderen Themen überlagert und 
abgelöst zu werden. Die Bilder der Erinnerung verblassen ohnehin. Das 
gilt leider auch für die noch immer beispielloseste zivilisatorische Ka-
tastrophe der Menschheit – die Shoah.

Die überlebenden Zeitzeugen verschwinden. Was bleibt, sind Doku-
mente, die immer weniger Menschen sehen wollen, weil sie schwer zu 
ertragen sind. In unserer Medienwelt verliert die Macht der Bilder – und 
damit auch die Macht der bildhaŌ en Erinnerung – an Präsenz, aber mit-
unter erscheinen sie wieder, die Dämonen der Geschichte, und es folgt 
ein Ɵ efes Erschrecken.

Was mich immer wieder beschäŌ igt, wenn es an einem solchen Tag 
gilt, eine öff entliche Rede zu halten, dann ist das die zunehmende Ge-
fahr der Ritualisierung von Gedenkveranstaltungen. Nicht zuletzt des-
halb spreche ich oŌ  über die GleichgülƟ gkeit, die entsteht, wenn mo-
ralisierende Mahnung abstrakt wird und hinter Floskeln und Zahlen 
Menschenschicksale verschwinden. So verweise ich stets auf die Schick-

1 Rede von Wolfgang Nossen, Vorsitzender der Jüdischen Landesgemeinde Thü-
ringen, am 27. Januar 2012, bei der Gedenkveranstaltung des Bündnisses gegen 
Rechtsextremismus in Eisenach an die Opfer des NaƟ onalsozialismus. 
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sale derer, von denen nur Stolpersteine oder nicht einmal dies geblie-
ben sind. 

So sehr wie wir uns wünschen, dass die Vergangenheit nicht wie ein 
Alp auf die Geschicke der Lebenden drückt und mehr lähmt als befl ü-
gelt, ist es doch immer wieder die Erkenntnis, dass es ohne Erinnerung 
keine befreiende ZukunŌ  geben kann. In der jüdischen TradiƟ on besteht 
das absolute Gebot, sich zu erinnern. Erinnerung kann jedoch nicht in 
einem Vakuum staƪ  inden, sie ist verbunden mit dem moralischen Im-
peraƟ v, dass Erinnerung zum Handeln führen muss. So gehört zum Ge-
denken an die Shoah stets die unermüdliche Anstrengung, mensch-
liches Leben zu schützen.

Erinnerung ist für uns Juden das Geheimnis der Erlösung. So sagt es 
jedenfalls der Talmud. Und ich glaube, dass dies eine Ɵ efe Wahrheit ist. 
Diejenigen, die da meinen, dass die DemokraƟ e auch ihre Feinde aus-
halten müsse, selbst wenn diese die elementaren Grundwerte unserer 
Verfassung bekämpfen, hängen der gleichen Illusionen nach wie jene, 
die einst glaubten, dass die Nazis von selbst abwirtschaŌ en würden. 
Vergesslichkeit ist eben nicht nur ein biologisches Phänomen.

AnƟ semiƟ smus und alle anderen Formen des Rassismus stellen für 
uns alle eine unterschwellige Bedrohung dar, denn sie bergen in sich die 
Tendenz zum Völkermord. In der heuƟ gen Zeit richtete sich der »neue 
AnƟ semiƟ smus« sowohl gegen Juden, als auch gegen das Existenzrecht 
des jüdischen Staates. GleichzeiƟ g erleben wir aber auch eine Entsoli-
darisierung gegenüber allen muslimischen Bürgern in unserem Lande, 
auch gegenüber jenen, die längst ein Teil der GesellschaŌ  in Deutsch-
land sind, Menschen also, die hier rechtschaff en leben und arbeiten.

Indem durch Rechtsextremisten Fremdenfeindlichkeit geschürt und 
Überfremdungsängste angeheizt werden, wird das öff entliche Klima ver-
giŌ et. Die Feindbilder der »Neuen Rechten« sind Liberalismus, Pluralis-
mus und Individualismus. Damit wendet sich die »Neue Rechte« gegen 
die Ideen der AuŅ lärung. Die Ausgrenzung und SƟ gmaƟ sierung sozialer 
Minderheiten wegen deren religiöser Gesinnung, ethnischer HerkunŌ  
oder kultureller Besonderheit schadet dem friedlichen Zusammenleben 
und führt letztlich zu aggressiven Diff erenzaff ekten. Mit ihrem Konzept 
zur Schaff ung ethnisch homogener Zonen versucht die »Neue Rechte«, 
den »Kampf um Europas ZukunŌ « zu dominieren. Wer aber die Chancen 
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der europäischen Einheit zurückschrauben möchte, der nimmt in Kauf, 
dass Europa wieder in naƟ onalstaatliche Rivalitäten zurückfällt, die zu 
eben jenem zivilisatorischen Desaster der Menschheit geführt haben, 
woran wir am heuƟ gen Tag erinnern.

Diese äußerst problemaƟ schen Entwicklungen dürŌ en den Ent-
scheidungsträgern in unseren Sicherheitsbehörden eigentlich nicht 
entgangen sein. Auch dürŌ e ihnen die off ensichtliche Radikalisierung 
rechtsextremer Gruppen ebenfalls keine Neuigkeit sein. Wie ist es un-
geachtet dessen also möglich, dass Rechtsterroristen eines NaƟ onalsozi-
alisƟ schen Untergrunds über einen so langen Zeitraum zehn Menschen 
ermorden, aber keine unserer Sicherheitsbehörden auf den Gedanken 
kommt, dass dies Ausdruck einer Entwicklung ist, auf die wachsame Bür-
geriniƟ aƟ ven schon längst aufmerksam gemacht haben?

Und auch MeinungsforschungsinsƟ tute haben darauf aufmerksam 
gemacht, deren Untersuchungen den Anteil vorhandener rassisƟ scher 
und ausländerfeindlicher RessenƟ ments in der deutschen GesellschaŌ  
bezeugen. Auch das dreiste, selbstbewusste AuŌ reten dieser Gruppie-
rungen in der Öff entlichkeit ist uns hinlänglich bekannt. 

Ich frage mich darüber hinaus, warum es so lange dauert, die Ver-
wicklung des Verfassungsschutzes, der Polizei und des Bundesnachrich-
tendienstes in off enkundige ErmiƩ lungsfehler aufzuklären. Der Eindruck 
lässt sich nicht vermeiden, dass es KräŌ e gibt, die ein Interesse daran 
haben, von der zunehmenden Radikalisierung des Rechtsextremismus 
abzulenken. Und genau das meine ich, wenn ich am heuƟ gen Tag ein-
mal mehr dran erinnern muss, dass die braune Gesinnung oŌ  bei de-
nen auf fruchtbaren Nährboden fällt, die glauben, gegenüber der Ge-
schichtserfahrung immun zu sein.

Lassen wir uns nicht ablenken, schauen wir genau hin, wenn mit Be-
griff en wie »Döner-Morde« schwerwiegende Vorgänge verharmlost und 
verschleiert werden, damit bloß nicht auff ällt, wie nachhalƟ g und wie 
präsent die rechtsextreme Denkweise inzwischen in öff entliche Medien 
eindringt. Mit solchen Begriffl  ichkeiten werden die Opfer selbst zu Tä-
tern gemacht, indem man sie mit einem kriminellen Milieu in Verbin-
dung gebracht hat. Der Döner assoziiert etwas orientalisch Fremdes, 
nicht zu uns Gehörendes, also ein Denkmuster, das der Geisteswelt 
der Mörder entgegenkommt. »Döner-Morde« – Unwort dieses Jahres, 
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über dessen Entstehung und Verbreitung wir nachdenken sollten. Und 
Übrigens: Warum eigentlich spricht man »nur« von neun Opfern dieser 
Mörderbande? Der Rechtsextremismus in Deutschland hat ja bekannt-
lich mindestens 160 Menschen auf dem Gewissen.

Einmal mehr drängt sich die Frage auf, ob die mangelnde Konse-
quenz im poliƟ schen Kampf gegen den Rechtsextremismus mit der Tat-
sache zu tun hat, dass dieser schon längst aus der MiƩ e der Gesell-
schaŌ  kommt und klammheimliche Sympathieträger auch dort fi ndet, 
wo man sie nicht vermuten sollte. Der Rechtsextremismus beginnt lang-
sam, die Alltagskultur zu durchdringen und bedroht zunehmend und 
schleichend unsere ZivilgesellschaŌ . Und wer diejenigen mit Vorliebe 
ins Visier nimmt, die sich besonders konsequent gegen den Rechtsex-
tremismus engagieren, und gleichzeiƟ g öff entliche MiƩ el so einsetzt, 
dass diese über V -Leute letztlich der rechtsextremen Szene zufl ießen, 
muss sich fragen lassen, in wessen Interesse er handelt.

Wir fühlen uns an diesem Tag mit den Opfern des rechtsextremen 
Terrors besonders verbunden. Lassen Sie mich deshalb zum Schluss den 
bekennenden Humanisten Leo Baeck ziƟ eren: »Es gibt jetzt nichts mehr, 
was nur den einzelnen anginge und träfe: kein Unrecht, das gegen ihn 
bloß geübt würde und keine Not, die er ganz für sich zu tragen häƩ e. 
Jeder Frevel gegen einen ist ein Verbrechen gegen alle Menschen, und 
jedes Bedürfen des einzelnen an alle eine Forderung.«



Romani Rose
Vertrauen in den Rechtsstaat 
wiederherstellen

UnmiƩ elbar nach der brutalen Mordtat an der PolizisƟ n Michèle Kie-
seweƩ er sowie dem Mordversuch an ihrem Kollegen im Jahre 2007 in 
Heilbronn wurden SinƟ  und Roma im Zuge der Fahndung durch die er-
miƩ elnde StaatsanwaltschaŌ  und Polizei ebenso wie bei den Morden an 
den Bürgern mit türkischem und griechischem Hintergrund pauschal als 
Täter verdächƟ gt und damit in unverantwortlicher Weise sƟ gmaƟ siert, 
ohne dass es bis heute eine Erklärung des Bedauerns gab. Anlass war, 
wie sich herausstellte, eine falsche DNA-Spur der so genannten Phan-
tom-Frau, die in Deutschland, Frankreich und Österreich idenƟ fi ziert 
worden war. Das Klischee von der angeblich »umherziehenden Min-
derheit« und die althergebrachten Stereotype über »Zigeuner« veran-
lassten die Behörden, die Minderheit pauschal und landesweit in diesem 
schweren Kriminalfall unter Verdacht zu stellen. Die Behörden sprachen 
bundesweit in Presse und Fernsehen von »ErmiƩ lungen im Zigeuner-
Milieu« und der angeblich »heißesten Spur«, bei verdächƟ gen »SinƟ -
Clans« und Mitgliedern von »mobilen sozialen Gruppen« wie SinƟ  und 
Roma, die »doch schwer zu fassen sind« – wie es hieß. SinƟ  und Roma 
wurden ohne Rechtsgrund verstärkt polizeilichen Kontrollen unterwor-
fen. Von Seiten des zuständigen JusƟ zministeriums wurde die Vorge-
hensweise der StaatsanwaltschaŌ  gerechƞ erƟ gt. Die SituaƟ on lös te bei 
der Minderheit große Besorgnis aus. 

Der pauschalen und ohnehin eines Rechtstaats nicht würdigen Ver-
dächƟ gung von SinƟ  und Roma stand oŌ mals eine Verharmlosung der an 
SinƟ  und Roma begangenen Verbrechen gegenüber. Nach einem Brand-
anschlag auf eine SinƟ -Familie im sächsischen Klingenhain am ersten 
Weihnachtsfeiertag 2009 forderte der Zentralrat Deutscher SinƟ  und 
Roma Sachsens Innenminister Markus Ulbig dazu auf, die Behörden mit 
weitergehenden ErmiƩ lungen zu beauŌ ragen, um die mutmaßlich aus 
dem rechtsextremisƟ schen Milieu stammenden Täter dingfest zu ma-
chen und zur Verantwortung zu ziehen. Bei dem Anschlag war das Haus 
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der Familie mit Kindern, die sich zu dem Zeitpunkt nicht dort befand, 
völlig niedergebrannt. Die Familie hat inzwischen aufgrund vielfälƟ ger 
Anfeindungen den Ort verlassen. Alle bekannten Umstände sprachen 
schon damals dafür, dass rassisƟ sche MoƟ ve zugrunde lagen und die 
Täter aus der rechtsextremisƟ schen Szene stammen. Die Familie war 
in dem Ort schon vor der Tat Opfer rassisƟ scher Beschimpfungen und 
Feindseligkeiten geworden, die zu polizeilichen ErmiƩ lungsverfahren 
geführt haƩ en. Das ErmiƩ lungsverfahren wegen des Brandanschlags 
wurde inzwischen ohne Ergebnis eingestellt. Die Tatsache, dass die Fa-
milie de facto erfolgreich mit Gewalt aus dem Ort vertrieben wurde, 
gibt ebenso Anlass zur größten Besorgnis. Sowohl den staatlichen In-
sƟ tuƟ onen als auch der GesellschaŌ  muss mit Nachdruck deutlich ge-
macht werden, wie verachtenswert solche Übergriff e gegenüber einer 
Minderheit sind, deren Angehörige Opfer des NS-Völkermords waren. 

In den letzten Jahren verstärkt sich in Deutschland eine Tendenz, ne-
ben der Leugnung des Holocaust an 500.000 SinƟ  und Roma und sechs 
Millionen Juden unter dem Deckmantel der Meinungs- und Pressefrei-
heit Angehörige von Minderheiten pauschal zu kriminalisieren und zu 
diff amieren. Nicht selten wird aus der »MiƩ e der GesellschaŌ « SƟ m-
mung gegen solche Bevölkerungsgruppen gemacht und damit das Feld 
bereitet, auf dem sich Rechtsextremisten und Rassisten in ihrem un-
menschlichen Handeln bestäƟ gt sehen, ja sogar moƟ viert fühlen, ihre 
Hassideologie in die Tat umzusetzen. Inakzeptabel ist das Urteil des Bun-
desverfassungsgerichts vom 9. November 2011, das einen rechtsextre-
misƟ schen Täter strafl os ließ, der Parolen in einer GaststäƩ e verbreitete, 
die den Holocaust als »Zwecklüge« und die Morde in den Gaskammern 
als »Geschichtslügen« bezeichnete. Damit wird ein falsches Signal ge-
genüber der gewaltbereiten Neonaziszene gesetzt, die sich in ihrer zy-
nischen Vorgehensweise bestäƟ gt fühlen kann. Die Gefährlichkeit sol-
cher Parolen für die gesamte GesellschaŌ  wird damit grob verkannt.

In einer SituaƟ on in Europa, in der rassisƟ sches Gedankengut wieder 
die MiƩ e der GesellschaŌ  erreicht und Juden und SinƟ  und Roma wie-
der zu »Sündenböcken« für KrisensituaƟ onen gemacht werden, dür-
fen Holocaustleugner nicht hoff ähig gemacht werden. Das Bundesver-
fassungsgericht macht mit diesem Urteil die Leugnung des Holocaust 
gleichsam diskursfähig und damit für die GesellschaŌ  akzeptabel. Es 



19Vertrauen in den Rechtsstaat wiederherstellen

ignoriert in unverantwortlicher Weise, dass Neonaziforen im Internet 
heute wieder unter Bezugnahme auf den Holocaust SinƟ  und Roma so-
wie Juden bedrohen – Zitate: »Sonderbehandlung und dann ist Ruhe« 
aus »Forum Großdeutsches Vaterland« oder aus einem rechtextremis-
Ɵ schen Drohbrief an den Zentralrat Deutscher SinƟ  und Roma: »Man 
häƩ e euch und die Juden alle umbringen sollen, als man die Gelegenheit 
dazu haƩ e«. Hier wird der Zynismus der Parolen zur Holocaustleugnung 
deutlich, der mit Meinungsfreiheit nichts zu tun hat, sondern der aus-
schließlich das Ziel hat, Hass und Gewalt zu säen. Die Tatsache, dass die 
Holocaustleugner mit ihren Parolen den Holocaust gleichzeiƟ g bestäƟ -
gen, ist Teil dieser perfi den Propaganda der Rechtsextremisten.

Als gesellschaŌ spoliƟ sche ReakƟ on auf die wachsende rechtsextre-
misƟ sche Gewalt verlangt der Zentralrat Deutscher SinƟ  und Roma von 
der Bundesregierung eine neue GesetzesiniƟ aƟ ve, um Angriff e auf Men-
schen anderer Hauƞ arbe und auf Angehörige von Minderheiten wirk-
sam zu verhindern. Der Zentralrat fordert seit vielen Jahren, dass im 
Strafgesetzbuch die »rassisƟ sch moƟ vierte GewalƩ äƟ gkeit durch ein-
zelne und Gruppen« ausdrücklich unter Strafe gestellt werden soll. Der 
Gesetzgeber ist aufgrund seiner Verantwortung aus der Geschichte ge-
fordert, auch in den Gesetzestexten deutlich zu machen, dass unsere 
demokraƟ sche Ordnung solche rassisƟ schen GewalƩ aten besonders 
ächtet und besonders verfolgt. Die Europäische Union und der Europa-
rat fordern das ebenfalls seit Jahren von Deutschland.

Der Zentralrat fordert von der Bundesregierung überdies die Einrich-
tung eines regelmäßig – mindestens einmal im Jahr – tagenden AnƟ ras-
sismus-Gipfels als poliƟ sche Konsequenz aus der rechtsextremisƟ schen 
Mordserie. Daran sollten neben Vertretern aus PoliƟ k, Medien, Arbeit-
geberverbänden und GewerkschaŌ en vor allem die Spitzenverbände 
betroff ener GemeinschaŌ en und Minderheiten sowie die wichƟ gsten 
zivilgesellschaŌ lichen OrganisaƟ onen mit Bezug zu der ThemaƟ k teil-
nehmen. Zuarbeiten sollte diesem jährlichen Spitzentreff en gegen Ras-
sismus ein zu bildender »Expertenkreis AnƟ ziganismus«, der analog zum 
»Expertenkreis AnƟ semiƟ smus« den bestehenden Rassismus gegen über 
SinƟ  und Roma in Deutschland konƟ nuierlich untersucht und Empfeh-
lungen für Programme zur Bekämpfung von Rassismus und AnƟ ziganis-
mus entwickelt. Dabei soll ausdrücklich die rassisƟ sche Dimension der 
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Vorurteile gegen Juden, Migranten wie gegenüber SinƟ  und Roma ein-
bezogen werden.

Die nach Ende des Zweiten Weltkriegs über viele Jahrzehnte in der 
Bundesrepublik Deutschland bestehenden personellen KonƟ nuitäten 
aufgrund niemals belangter NS-Täter haben dazu geführt, das rassi-
sƟ sche Weltbild der NaƟ onalsozialisten, dass sich dezidiert gegen SinƟ  
und Roma und Juden richtet, zu erhalten und eine breite gesellschaŌ -
liche Ächtung naƟ onalsozialisƟ schen Gedankenguts zu verhindern. Auch 
diese unmiƩ elbaren Folgen des NaƟ onalsozialismus dürfen in dem nun 
staƪ  indenden gesellschaŌ lichen Diskurs nicht vernachlässigt werden. 
Gerade am Umgang mit Minderheiten wie den SinƟ  und Roma zeigt 
sich die Stabilität einer demokraƟ schen WertegemeinschaŌ  und de-
ren historische Verantwortung, alles für deren Schutz vor rechtsextre-
misƟ schen Gefahren zu unternehmen.



Aiman A. Mazyek
Das Problem sitzt Ɵ efer: 
Islamfeindlichkeit und Ignoranz

Da begehen terrorisƟ sche Neonazis scheinbar unbemerkt über ein Jahr-
zehnt hinweg in Deutschland ungezählte Anschläge und Morde. An-
schließend gelangen beinahe täglich weitere Schreckensmeldungen 
über mutmaßliche Verwicklungen der Sicherheitsbehörden ans Tages-
licht. GleichzeiƟ g erleben die Opfer heute, Jahre danach, die AƩ entate 
und den Verlust ihrer Angehörigen im Grunde noch ein weiteres Mal. 
Denn durch fehlende gesellschaŌ liche Aufarbeitung der Anschläge so-
wie polizeiliche ErmiƩ lungen, die nicht nur in die falsche Richtung lie-
fen, sondern zum Teil auch die Opfer zu Tätern sƟ lisierten, werden alte 
Wunden wieder aufgerissen und Schmerzen letztlich verstärkt. Dadurch 
ist ein erheblicher Vertrauensschaden in Staat und GesellschaŌ  ent-
standen, der nur durch eine ernsthaŌ e Hinterfragung der gesamten 
Sicherheitsarchitektur und schonungslose Fehleranalyse ohne Rück-
sicht auf Ansehen von poliƟ schen Verantwortlichkeiten zurückgewon-
nen werden kann.

Es steht außer Zweifel, dass zehn poliƟ sch moƟ vierte Morde – da-
bei sind die mutmaßlich vom NaƟ onalsozialisƟ schen Untergrund (NSU) 
begangenen Anschläge in Köln und Saarbrücken noch nicht mitgezählt 
– in ihrer Qualität und ihrem Ausmaß bisher für Deutschland unvor-
stellbar waren. Feige Morde, bei denen Türken und Muslime aufgrund 
ihrer HerkunŌ  und Religion zum Opfer geworden sind. Aber wird dies 
in unserem Land eigentlich so diskuƟ ert? Leider bisher kaum. Doch erst 
wenn Deutschland bereit ist, diesen schmerzlichen AuŅ lärungsprozess 
zu durchgehen, wird es eine Chance geben, dass sich solche Verbrechen 
nicht mehr wiederholen. 

Rassismus ist nicht nur ein Randproblem oder nur in der Gewalt der 
Neonazis verortet, wie das leider oŌ  verharmlosend von Teilen der Be-
richterstaƩ ung wahrgenommen wird. Dies führt nur zur Entlastung, ist 
aber falsch und verschließt die Augen vor dem Alltagsrassismus und 
strukturellem Rassismus in der MiƩ e unserer GesellschaŌ . Denn längst 
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sind Rassismus, AnƟ semiƟ smus und Islamfeindlichkeit in die MiƩ e der 
GesellschaŌ  eingedrungen. Dass die Gefahr von Rechts systemaƟ sch 
unterschätzt und manchmal verharmlost wird, zeigt auch das Beispiel 
des islamfeindlichen Mordes an Marwa El-Sherbini. 2009 war eine 32-
jährige Ägypterin in einem Dresdener Gerichtssaal aus rassisƟ schen 
und islamfeindlichen MoƟ ven von einem Russlanddeutschen ermor-
det worden. Es gab einen kurzen Aufschrei, weitere nachhalƟ ge Reak-
Ɵ onen – Fehlanzeige.

Mehr als 148 Menschen sind in den letzten Jahren durch rassisƟ sche 
und rechtsextreme Gewalt ums Leben gekommen. Die Morde und An-
schläge durch neonazisƟ sche Terrorgruppen und die anfänglich völlig 
fehlgeleitete ErmiƩ lung haben zu Tage gebracht, dass auch und gerade 
der anƟ muslimische Rassismus in den letzten Jahren stark zugenom-
men hat. 

Allein 2011 gab es mindestens 20 Anschläge auf Moscheen, außer-
dem auf muslimische Gemeinde- und Wohnhäuser von Migranten. Die 
Vorfälle reichten von Farbschmierereien über Sachbeschädigungen bis 
zu Körperverletzungen und Morden. Die Serie der Gewalt gegen Mi-
granten nahm ihren Anfang mit den schlimmen Brandanschlägen in 
Mölln und Solingen Anfang der 1990er Jahre und ist seither nie wirk-
lich zum SƟ llstand gekommen.

Zu wenige von uns haben in der Vergangenheit hierzulande hinge-
schaut, zu wenige haben verstanden und empfunden, dass die rassis-
Ɵ schen Übergriff e auf andersgläubige Menschen, Moschee- und Syna-
gogen-AƩ entate, Anschläge auf türkische Wohn- und GeschäŌ sstraßen 
nur die Spitze eines Eisberges sind. Ein Eisberg, der überdies in den letz-
ten Jahren an Größe zunahm – und mit ihm das fehlende Bewusstsein, 
dies gehe »mich ja nichts an« oder dies »sei ja alles nicht so schlimm«. 
Albert Einstein hat einmal gesagt: »Die Welt ist viel zu gefährlich, um 
darin zu leben – nicht wegen der Menschen, die Böses tun, sondern we-
gen der Menschen, die daneben stehen und sie gewähren lassen.«

All die Anschläge sind im Grunde genommen Anschläge auf unsere 
gesamte GesellschaŌ . Ja, sie stellen eine große Gefahr für unsere ge-
samte DemokraƟ e dar, wie dies gleichermaßen die Bundeskanzlerin und 
der Bundespräsident zu Recht angemahnt haben. Wir fragen uns aber 
heute umso mehr, wer dafür die poliƟ sche Verantwortung und die da-
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mit verbundene Konsequenz des RücktriƩ es in unserem Lande über-
nimmt? Die Frage danach darf nicht länger tabuisiert werden.

Durch den Populismus in Teilen der Medien und PoliƟ k werden, wie 
im Frühjahr 2012 bei der Diskussion um die Studie »Lebenswelten junger 
Muslime in Deutschland« des Bundesministeriums des Innern deutlich 
zu sehen war, vorhandene Stereotype und Vorurteile gegenüber Musli-
men noch weiter geschürt, was letztlich wiederum den Rassismus stärkt. 
Und während unser Innenminister Hans-Peter Friedrich sich vor musli-
mischen Jugendlichen fürchtet, heben zum selben Zeitpunkt seine Er-
miƩ ler illegale Waff enarsenale von Rechten bei einer Razzia in Bayern 
und Rheinland-Pfalz aus und nehmen fünf Männer und eine Frau fest, 
von denen einige Verbindungen zu Rechtsextremisten haben.

Wenn wir etwas schon jetzt gelernt haben, dann das: Man darf sich in 
ZukunŌ  nicht allein auf den so genannten Islamismus fokussieren, son-
dern muss in jedem Fall die Themen Islamfeindlichkeit und Rechtster-
rorismus in die bereits bestehende SicherheitspartnerschaŌ  mit einbe-
ziehen. Das eine darf auch nicht gegen das andere ausgespielt werden. 
Wir brauchen in allen Bereichen der Extremismus- und Terrorbekämp-
fung die gleiche Akribie in ErmiƩ lung und PrävenƟ on. Dabei müssten die 
so genannten nicht-aufgeklärten Fälle – also Anschläge auf Moscheen 
oder türkische Wohnhäuser – neu aufgerollt werden.

Zudem ist der Terror des NSU ein klassischer Fall der so genannten 
home grown terrorists – und zwar über Jahre hinweg. Immer wieder 
wurde der Rechtsterrorismus in Deutschland chronisch unterschätzt 
und nach dem 11. September 2001 der religiöse Extremismus unter 
Muslimen überschätzt. Dies zeigt sich besonders darin, dass die beste-
henden AnƟ terrorgesetze bei der NSU nicht gegriff en haben. Sicher-
heits-, AnƟ -Terror- und Überwachungsgesetze sind in den vergangenen 
Jahren permanent verschärŌ  worden, ohne dass die Zwickauer Täter 
erfasst worden sind. Angeblich seien die AnƟ terrorgesetze doch nie ge-
zielt gegen Muslime, sondern mit Blick auf Bandenkriminalität und Ter-
ror jeglicher Art erlassen worden.

Nach all dem haben wir die Sicherheitsbehörden gebeten, für den 
Schutz muslimischer Einrichtungen und deren Repräsentanten Vorkeh-
rungen zu treff en. Wir warten bis heute auf eine Neubewertung der 
Gefahreneinschätzung. Wir haben Angst um unsere Familien, Reprä-
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sentanten und Einrichtungen. Unsere Moscheen haben des Weiteren 
großen Beratungs- und InformaƟ onsbedarf angesichts der vielen unge-
klärten und weiterhin staƪ  indenden Anschläge. Viele von uns sind in 
Angst, dass wieder etwas passieren kann. Die Gemeinden wollen kon-
kret von der Polizei wissen, wie sie sich besser schützen können und 
wie die Sicherheitsbehörden dies in ZukunŌ  machen wollen. Aber mit 
polizeilichen MiƩ eln alleine werden wir den Herausforderungen kaum 
begegnen, geschweige diese meistern können.

Wir brauchen jetzt die SƟ mmen aller Menschen guten Willens, Bür-
gerinnen und Bürger mit humanisƟ scher GestaltungskraŌ . Aber auch 
die SƟ mmen der Kirchen, der ChrisƟ nnen und Christen sind jetzt ge-
fragt, die die SƟ mme der Solidarität, des Füreinander-Einstehens, des 
Mitgefühls für den Fremden, für den Nachbarn und für seine Mitbür-
gerin deutlich erheben. Unsere GesellschaŌ  braucht solche Visionen, 
die dann zur gestalterischen KraŌ  gedeihen und die schließlich unserem 
Land zum Besseren, zum Wohle verhelfen.

Denn fehlendes Verantwortungs- und Mitgefühl, ein sich immer stär-
ker ausbreitender Egoismus, der zunehmend Werte wie Nächstenliebe, 
HilfsbereitschaŌ  und Empathie für den Schwächeren verdrängt, zerstört 
unsere GesellschaŌ  von innen heraus.

Die PoliƟ k und Medien müssen durch deutliche Signale verstehbar 
machen und erklären, dass sich der Einsatz für den Andersdenkenden 
und Andersaussehenden nicht nur lohnt, sondern letztlich Grundlage 
eines friedlichen und kooperaƟ ven Zusammenlebens in einer Demokra-
Ɵ e ist. Nur so können wir in wirtschaŌ lich turbulenten Zeiten unsere 
Werte und Ethik verteidigen und nur so uns dem Prozess der Endsoli-
darisierung unserer GesellschaŌ  beherzt entgegenstellen. Wir Muslime 
wünschen uns das jedenfalls und wir wollen als Bürger unseren Teil dazu 
beitragen. Daran muss in ZukunŌ  gemeinsam gearbeitet werden.



OƩ omar Rothmann
Zum Gedenken an die Opfer
des NaƟ onalsozialismus1

Sehr geehrte Frau LandtagspräsidenƟ n, sehr geehrte Frau Ministerprä-
sidenƟ n, sehr geehrte Landtagsabgeordnete, sehr geehrte Gäste und 
liebe Kameraden, 

seit 1996 wird in der Bundesrepublik Deutschland der 27. Januar als Tag 
des Gedenkens an die Opfer des NaƟ onalsozialismus begangen. Anläss-
lich dieses naƟ onalen Gedenktages, den Bundespräsident Roman Her-
zog durch ProklamaƟ on Anfang 1996 einführte, wird an die Millionen 
von Menschen erinnert, die unter der naƟ onalsozialisƟ schen Gewalt-
herrschaŌ  verfolgt und ermordet wurden.

Das Datum an sich erinnert an die Befreiung der Überlebenden des 
naƟ onalsozialisƟ schen Vernichtungslagers Auschwitz-Birkenau am 27. 
Januar 1945. Auschwitz steht symbolhaŌ  für millionenfachen Mord, 
vor allem an Juden, aber auch an anderen Gruppen der Bevölkerung. 
Es steht für Brutalität und Unmenschlichkeit, für Verfolgung und Un-
terdrückung sowie für die PerfekƟ on der organisierten Vernichtung 
von Menschen.

Wir gedenken der Millionen Opfer des faschisƟ schen Rassenwahns 
und der Millionen anderen Opfer aus dem In- und Ausland. Für sie sind 
solche Orte wie Auschwitz, Majdanek, Sachsenhausen, Buchenwald, 
Ravensbrück und andere wie keine anderen Orte in der Geschichte 
der Menschheit Orte für Menschenverachtung und Massenmord ge-
worden. In diesem Zusammenhang erinnere ich an den Judenpogrom 
von 1938 und an die verbrecherischen medizinischen Versuche an den 
HäŌ lingen im AuŌ rag solcher Betriebe wie der IG Farbenindustrie. Es 
fällt mir schwer auszusprechen, was nicht wenige Frauen in Ravens-

1 Rede des ehemaligen HäŌ lings des KonzentraƟ onslagers Buchenwald am 27. 
Januar 2012 auf der Gedenkveranstaltung des Thüringer Landtages und der Thü-
ringer Landesregierung.
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brück erleiden mussten. Nach künstlicher SchwangerschaŌ  wurde die 
Leibesfrucht bei vollem Bewusstsein per KaiserschniƩ  entnommen. In 
anderen Lagern, so in Buchenwald, wurden Fleckfi eber- und Virusex-
perimente durchgeführt, die fast ohne Ausnahme zum Tode führten. 
Auch Versuche mit Gelbfi eber, Pocken, Typhus, Cholera und Diphthe-
rie standen auf der Tagesordnung.

Unsere Aufgabe besteht darin, aus der Erinnerung an diese Verbre-
chen immer wieder lebendige ZukunŌ  werden zu lassen. Es geht nicht 
darum, unser Entsetzen zu konservieren, sondern darum, Lehren zu zie-
hen, die auch künŌ igen GeneraƟ onen OrienƟ erung sind. Wir wissen, 
viele haben sich schuldig gemacht, aber die entscheidende Aufgabe ist 
es heute, eine Wiederholung, wo und in welcher Form auch immer, zu 
verhindern. Dazu gehört beides, die Kenntnis der Folgen von Rassis-
mus und Fremdenfeindlichkeit und die Kenntnis der Anfänge, die oŌ  
im Kleinen, ja sogar im Banalen liegen können. In dieser Weise habe 
ich es im November 1938 erlebt – zerstörte und ausgeplünderte Ge-
schäŌ e jüdischer Bürger meiner Heimatstadt Magdeburg, die Synagoge 
brannte und jüdische Bürger waren bereits in der Nacht aus ihren Woh-
nungen gezerrt und abtransporƟ ert worden. Dieses anƟ semiƟ sche Po-
grom nannten die Nazis zynisch Kristallnacht.

Damals habe ich mit meinen 17 Jahren noch nicht ahnen können, 
dass diese verbrecherische AkƟ on die Einleitung zum Massenmord an 
jüdischen Menschen darstellte. Die so genannte Endlösung der Juden-
frage forderte über sechs Millionen Opfer. In diesem Zusammenhang 
möchte ich sagen: Vor allem kommt es darauf an, den jungen Menschen 
den Blick dafür zu schärfen, woran man Rassismus in den Anfängen er-
kennt, denn im Kampf gegen dieses Grundübel des 20. Jahrhunderts 
kommt es vor allem anderen auf rechtzeiƟ ge Gegenwehr an. Die Erfah-
rung der Nazizeit verlangt von uns und allen künŌ igen GeneraƟ onen, 
nicht erst akƟ v zu werden, wenn sich die Schlinge schon um den eige-
nen Hals legt. Nicht abwarten, ob die Katastrophe vielleicht ausbleibt, 
sondern verhindern, dass sie überhaupt die Chance bekommt einzutre-
ten. Erkenntnisse, die ich über Gestapo, JusƟ z und Buchenwald sammeln 
konnte, nutze ich im Besonderen zur Erfüllung dieser Aufgabe.

Auschwitz wurde am 27. Januar 1945 befreit. Nach dieser Zeit wur-
den die Verbrechen der Nazis in anderen Lagern, so auch in Buchenwald, 
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fortgesetzt – das KonzentraƟ onslager auf dem EƩ ersberg bei Weimar, 
eine StäƩ e der Barbarei und Menschenvernichtung mit dem harmlosen 
Namen Buchenwald. Es kamen Junge und Alte, Kinder ab sechs Jahre 
und Greise bis 80 Jahre nach Buchenwald. Vielen, sehr vielen stand im 
Gesicht geschrieben, dass sie das Lager nicht mehr lebend verlassen 
werden. Sie werden nicht mehr die MuƩ er, den Vater, die Geschwister, 
die Frau, die Kinder umarmen können. Zu diesen Unglücklichen zählten 
über 60.000 Kameraden. Dazu zählten auch Kameraden, die im Januar 
1945 zu Tausenden aus Auschwitz, Gross-Rosen und Monowitz nach 
Buchenwald getrieben wurden. Die ankommenden Kameraden befan-
den sich in einem unbeschreiblichen Zustand. Sie waren mit denkbar 
schlechtester Fußbekleidung über 100 Kilometer marschiert, dann in 
off ene Güterwagen verladen worden und drei Wochen in Schnee und 
Eis ohne Verpfl egung unterwegs. Hunderte von Kollapsfällen, Hunderte 
erfroren, verhungerten; der Abtransport vom Bahnhof Buchenwald ins 
Lager dauerte die ganze Nacht. 

Es ist kaum in Worte zu fassen, was die AnkunŌ  dieser Kameraden 
für das gesamte Lager bedeutete. Fehlende UnterkunŌ , Mangel an Ver-
pfl egung führte zu Hunger, fast keine Krankenversorgung, alles in allem 
eine katastrophale Lage. Die internaƟ onale Solidarität hinter Stachel-
draht konnte diese furchtbare SituaƟ on nur lindern. Viele haben den 
11. April 1945, den Tag der Freiheit, nicht mehr erlebt. Im Refrain des 
Buchenwaldliedes heißt es unter anderem: »Oh Buchenwald, ich kann 
dich nicht vergessen, weil du mein Schicksal bist. Wer dich verließ, der 
kann es erst ermessen, wie wundervoll die Freiheit ist.« Ja, so ist es wirk-
lich, Buchenwald kann man nicht vergessen, nicht die Qualen und De-
müƟ gungen, nicht die grauenvollen äußeren Umstände und Lebensbe-
dingungen im Lager, nicht Krankheit und auch nicht den massenhaŌ en 
Tod, nicht vergessen die Augen der Kinder von Buchenwald, die keine 
Tränen mehr haƩ en. 

Viele unserer gefallenen, gemordeten Kameraden kämpŌ en in der Il-
legalität gegen die mächƟ ge TerrorherrschaŌ  der Nazis. In der Finster-
nis, ständig vom Tode bedroht, verbreiteten sie das Licht der Wahrheit. 
Sie ließen sich nicht beugen in Zuchthäusern und KonzentraƟ onslagern. 
Sie haben für die Befreiung des deutschen Volkes vom Hitlerfaschis-
mus ihr Leben eingesetzt. Nichts von dem, was die Helden des anƟ fa-
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schisƟ schen Widerstands geleistet haben, war umsonst. Ihr Kampf, ihr 
Leiden, ihre StandhaŌ igkeit, ihr Opfer, ihre Erfahrung, ihr Mut, das war 
das Wertvollste, was sie uns gegeben, was sie uns hinterlassen haben. 
Die se Aussage entspricht auch der Ehre und der Würde, die wir unseren 
gemordeten Kameraden schuldig sind. Auch sie haben ihren Beitrag zu 
dem weltgeschichtlichen Sieg des Jahres 1945 geleistet.

Wir häƩ en uns damals, 1945, nicht träumen lassen, dass es heute 
in Deutschland wieder rechte KräŌ e gibt, die sich wagen und die es 
sich wagen dürfen, in unseren Städten zu demonstrieren. Die PoliƟ ker, 
wir alle, müssen mit aller Macht die DemokraƟ e verteidigen und den 
rechten KräŌ en keinen Millimeter Raum lassen. Dazu gehört das Ver-
bot der NPD. Die im Grundgesetz garanƟ erten demokraƟ schen Rechte 
dürfen kein Freibrief sein, Aufmärsche rechter Gruppen zu legalisieren 
und fremdenfeindliche Propaganda zu dulden. Es gibt aber nicht nur 
Aufmärsche rechter Gruppen, es gibt in Deutschland schon wieder po-
liƟ sche GewalƩ aten. Die Neonazis gehen nicht nur gegen Flüchtlinge 
vor, gegen Menschen anderer Hauƞ arbe, nein, sie schrecken nicht vor 
verbrecherischem Mord zurück. Wir konnten es vor allem in letzter Zeit 
hautnah erleben.

Diese Tatsache verpfl ichtet uns insbesondere, die Lehren aus unserer 
Vergangenheit zu ziehen. Dazu gehört die gemeinsame Verantwortung, 
den sich in der Gegenwart mehrenden Ausschreitungen akƟ v entge-
genzutreten. Für uns alle muss die Devise gelten, ob Sozialdemokraten, 
Linke, Liberale, ob Christen oder Freimaurer, Juden oder Atheisten, im 
AnƟ faschismus gehören wir alle zusammen. Dabei darf es keine Berüh-
rungsängste geben. Der Blick in unsere Geschichte verpfl ichtet uns, alle 
KraŌ  gegen Neonazis, Rassismus, Ausländerfeindlichkeit und Intoleranz 
in jeder Form einzusetzen. Das sind wir unseren demokraƟ schen Frei-
heiten schuldig. Leben und handeln wir nach dem herrlichen Wort von 
Johann Wolfgang von Goethe: »Edel sei der Mensch, hilfreich und gut.« 
Denn das allein unterscheidet ihn von allen Wesen, die wir kennen. Ich 
danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit.



Paul Wellsow 
Unter den Augen des Staates
Der NaƟ onalsozialisƟ sche Untergrund

Zehn Morde, viele Schwerverletzte durch zwei Bombenanschläge und 
14 Banküberfälle – das ist das bluƟ ge Fazit der neonazisƟ schen Terror-
gruppe NaƟ onalsozialisƟ scher Untergrund (NSU). 13 Jahre haƩ e die 
Gruppe unerkannt gemordet, Anschläge begangen und Banken ausge-
raubt. Geholfen haƩ e den drei mutmaßlichen Mitgliedern Uwe Böhn-
hardt (geb. 1977), Uwe Mundlos (geb. 1973) und Beate Zschäpe (geb. 
1975) über all die Jahre ein Kreis von Unterstützern aus der Neonazi-
szene. 

Auf bis zu 38 Personen1 schätzen die Behörden das Umfeld, das den 
NSU unterstützte. Nachdem die Gruppe Anfang November 2011 aufge-
fl ogen war und ihr eine jahrelange Verbrechensserie zugeordnet wer-
den konnte, war das Entsetzen groß. Unvorstellbar schien, dass polizei-
bekannte und gesuchte Neonazis aus dem Untergrund morden konnten, 
ohne aufzufl iegen. Selbst bei den Sicherheitsbehörden herrschte an-
fänglich Fassungslosigkeit. »Dieser Vorgang ist objekƟ v betrachtet eine 
Niederlage für die Sicherheitsbehörden«, sagte der Präsident des Bun-
desamtes für Verfassungsschutz (BfV) Heinz Fromm2 im Innenausschuss 
des Bundestages am 21. November 2011.

Seit dem 4. November 2011, als die braune Terror-Truppe nach einem 
Banküberfall in Eisenach off enbar nur zufällig auffl  og, kamen täglich 
neue InformaƟ onen über die Taten, die Täter und ihre Unterstützer ans 
Licht. Auch die mögliche Verstrickung staatlicher Stellen, das Versagen 
der Behörden und Ungereimtheiten des Falls sorgten für kriƟ sche De-
baƩ en. Wurde das Mörder-Trio etwa gedeckt? Oder schauten die Zu-
ständigen bei der Verfolgung rechter Gewalt einfach nur weg?

1 Vgl. BürgerschaŌ  der Freien und Hansestadt Hamburg (2012): Drs. 20/3022, 
2.2.2012.

2 Deutscher Bundestag (2011): Protokoll der 58. Sitzung des Innenausschusses 
des Deutschen Bundestages, 21.11.2011, S. 17.
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Nach einem bewaff neten Banküberfall am 4. November 2011 in Ei-
senach fl üchteten die beiden mutmaßlichen NSU-Mitglieder Böhnhardt 
und Mundlos mit Fahrrädern zu ihrem auf einem nahen Parkplatz abge-
stellten Wohnmobil. Zeugen beobachteten, wie sie mit dem Fiat Cap-
ron davonfuhren. Bei der späteren Kontrolle des im Ortsteil Stregda 
abgestellten Fahrzeugs durch uniformierte Polizeibeamte seien im In-
nern Schüsse zu hören gewesen und ein Feuer ausgebrochen. Mit einer 
Pumpgun soll Mundlos erst Böhnhardt und dann sich selbst erschossen 
haben. In dem Fahrzeug fand die Polizei später mehr als 100.000 Euro, 
Lagepläne von Banken in Arnstadt, Eisenach und Altenburg, einen Lap-
top, ein Handy, Polizeiausrüstung, eine Handgranate, eine Maschinen-
pistole, zwei Pumpguns und fünf Handfeuerwaff en. Darunter waren 
auch zwei Pistolen, die anhand ihrer Nummern Polizeibeamten zugeord-
net werden konnten, die 2007 Opfer eines unaufgeklärten Überfalls in 
Heilbronn geworden waren. Bei diesem war die PolizisƟ n Michèlle Kie-
seweƩ er ermordet und ein Kollege schwer verletzt worden. 

Nur wenige Stunden nach dem Banküberfall in Eisenach kam es ge-
gen 15 Uhr im sächsischen Zwickau zu einer verheerenden Explosion. 
Eine Frau haƩ e zuvor ihr Haus in der Frühlingsstraße 26 verlassen und 
bei Nachbarn ihre Katzen abgegeben. Es war das driƩ e mutmaßliche 
Mitglied des NSU, Zschäpe. Sie war dort – ebenso wie Böhnhardt und 
Mundlos – unter falschem Namen und mit geliehenen und gefälschten 
Ausweisen aufgetreten. Die gemeinsame Wohnung haƩ e sie nun off en-
bar selbst angezündet, um Beweise zu vernichten. In der ausgebrannten 
Doppelwohnung fand die Polizei später weitere Waff en, einen Compu-
ter, 35 adressierte Umschläge mit DVDs, Handys und Listen mit etwa 
zehntausend Namen und Adressen von PoliƟ kerInnen, Firmen, Parteien 
sowie migranƟ schen OrganisaƟ onen. 

Zschäpe machte sich nach der BrandsƟ Ō ung auf eine scheinbar ziel-
lose Fahrt durch die Bundesrepublik. StaƟ onen waren u.a. Leipzig, Ei-
senach, Bremen, Hannover, Braunschweig, Magdeburg, Weimar, Halle 
und Dresden.3 Unterwegs versandte sie eine Reihe von off enbar be-
reits 2007 ferƟ ggestellten brutalen Bekenner-DVDs. Darin gab sich die 

3 Vgl. Mudra, Kai (2012): Zschäpe auf Flucht in Eisenach, in: Thüringer Allge-
meine, 24.1.2012.



31Unter den Augen des Staates

Gruppe den Namen NSU und bekannte: »Taten staƩ  Worte«. In dem 
Film führt die Comicfi gur Paulchen Panther zu den Orten der Morde. 
Zynisch werden die Opfer verhöhnt und Bilder von Toten, Tatorten, ver-
wendeten Waff en und von ErmiƩ lungsarbeiten gezeigt.4 Auf einer in der 
Wohnung gefundenen FestplaƩ e fanden sich weitere Filmsequenzen, 
die als SelbstbezichƟ gungen für die Morde und die zwei Bombenan-
schläge gelten müssen, zudem der Entwurf eines Schreibens an mög-
liche Sympathisanten des NSU.

Am 8. November 2011 stellte sich Zschäpe schließlich in Begleitung 
eines Anwalts in Jena der Polizei. Seitdem sitzt sie in HaŌ  und wird be-
schuldigt, mit Böhnhardt und Mundlos eine terrorisƟ sche Vereinigung 
gegründet zu haben.

Der Weg in den Untergrund 

Genau dort, wo Zschäpes Flucht am 8. November 2011 endete, haƩ e 13 
Jahre zuvor ihr Leben im Untergrund begonnen. Nach einer Hausdurch-
suchung am 26. Januar 1998 tauchten die drei akƟ ven Neonazis Böhn-
hardt, Mundlos und Zschäpe unter. Sie gehörten der KameradschaŌ  Jena 
an, die Teil des Thüringer Heimatschutzes (THS) war, einer bis zu 170 
Personen starken überregionalen Sammlung von Neonazis. Der THS ent-
stand aus der seit 1994 akƟ ven AnƟ -AnƟ fa-OsƩ hüringen und war eine 
der akƟ vsten KameradschaŌ en dieser Jahre. SekƟ onen gab es in Jena, 
Saalfeld, Rudolstadt und Sonneberg. Auch in anderen Regionen war der 
THS zeitweise akƟ v, so in Weimar, Ilmenau, Kahla und im Wartburgkreis. 
Die Gruppe pfl egte enge Kontakte nach Bayern,5 suchte die Nähe zur Na-
Ɵ onaldemokraƟ schen Partei Deutschlands (NPD) und hortete an ihrem 
Treff punkt nahe Saalfeld Waff en. Aufmärsche, GedenkakƟ onen für Ru-
dolf Hess, regelmäßige KameradschaŌ sabende, FlugblaƩ verteilungen, 

4 Apabiz e.V. (2011): Transkript des NSU-Bekennervideos, www.apabiz.de 
(Stand: 4.4.2012). 

5 Der THS-Kopf Tino Brandt lebte von 1991 bis 1993 in Bayern und baute dort 
später den Fränkischen Heimatschutz auf. Außerdem arbeitete er in Coburg für 
den Verlag NaƟ on & Europa, vgl. Bayerisches Staatsministerium des Innern (2012): 
Drs. 16/11788, 3.3.2012.
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Konzerte und gewalƩ äƟ ge AkƟ onen gegen AnƟ faschistInnen und Linke 
wurden organisiert. Gemeinsam mit dem heuƟ gen NPD-Landesvorsit-
zenden in Thüringen Frank Schwerdt veröff ent lichte der Kopf des THS 
Tino Brandt sogar eine eigene Zeitung.6 

Dennoch sprach die Thüringer Landesregierung 1996 lediglich von ei-
ner »weitgehend strukturlosen Gruppierung«7 und auch das Bundesk-
riminalamt (BKA) ging nur von »einem Gefl echt mehrerer kaum struk-
turierter KameradschaŌ en«8 aus – eine fatale Fehleinschätzung. Dabei 
häƩ e es das Thüringer Landesamt für Verfassungsschutz (TLfV) besser 
wissen können. Denn das Amt führte den THS-Mitbegründer und spä-
teren stellvertretenden NPD-Landesvorsitzenden in Thüringen Brandt 
zwischen 1994 und 2001 als bezahlten Spitzel – ebenso wie eine wei-
tere Person im THS von 1999 bis 2000.9 Brandt war überall dabei und 
stand im Zentrum der OrganisaƟ on. Nach eigenen Aussagen erhielt er 
vom TLfV insgesamt rund 200.000 DM10 sowie off enbar eine schützende 
Hand.11 »Das Geld habe ich natürlich in die Bewegung invesƟ ert«, er-
klärte er.12 Kaum war Brandt 2001 von Journalisten als Spitzel geoutet, 
stellte der THS seine öff entliche Arbeit ein. Auch deshalb bezeichnen 
Beobachter die Gruppe als Kind des Verfassungsschutzes.

Ab MiƩ e der 1990er Jahre nahmen Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe 
an den Treff en und AkƟ onen der AnƟ -AnƟ fa-OsƩ hüringen und des THS 
teil. Auch erste Kontakte zu dem 2000 in Deutschland verbotenen in-
ternaƟ onalen Neonazi-Netzwerk Blood & Honour (B&H) ergaben sich 
in diesen Jahren. Schon 1994 wurde Mundlos in Chemnitz bei einem 

6 Schwerdt war Herausgeber der »Neuen Thüringer Zeitung – SƟ mme der naƟ o-
nalen Erneuerung«, Brandt war stellvertretender leitender Redakteur; vgl. Thürin-
ger Innenministerium (1997): Verfassungsschutzbericht 1996, Erfurt: o.V., S. 23.

7 Thüringer Landtag (1996): Drs. 2/1075, 26.4.1996.
8 Deutscher Bundestag (2012): Drs. 17/8293, 2.1.2012.
9 Vgl. Thüringer Landtag (2012): Drs. 5/4198, 15.3.2012. 
10 Vgl. Wenzel, Jens (2011): Millionen für die braunen V-Leute, in: Freies Wort, 

15.11.2011, www.insuedthueringen.de (Stand: 4.4.2012).
11 Gegen Brandt wurde in 35 Fällen ermiƩ elt, doch es kam nie zu einer Verur-

teilung, vgl. Thüringer Landtag (2012): Drs. 5/4198, 15.3.2012.
12 Hofmann, Hannes (2011): Das Netz der Nazi-Helfer, in: SuperIllu, 22.11.2011, 

www.superillu.de (Stand: 4.4.2012).
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verbotenen Neonazi-Aufmarsch zum ersten Mal festgenommen.13 Und 
die erste Eintragung der Drei als »Rechtsextremisten« in das Nachrich-
tendienstliche InformaƟ onssystem (Nadis) erfolgte 1995.14 Im selben 
Jahr wurde Mundlos vom Amtsgericht Chemnitz wegen der Verwen-
dung von Kennzeichen verfassungswidriger OrganisaƟ onen verurteilt, 
auch Böhnhardt und Zschäpe wurden mehrfach wegen verschiedens-
ter Delikte – Diebstahl, Fahren ohne Erlaubnis oder Widerstand gegen 
Vollstreckungsbeamte – verurteilt.15 

MiƩ e der 1990er Jahre entstand also eine lebhaŌ e, militante und 
hoch akƟ ve Neonaziszene. Es war eine Hochzeit rechter und neonazis-
Ɵ scher Mobilisierungen.16

In diesen Jahren kam es in Jena auch zu einer Reihe von Anschlägen 
und Drohungen. So explodierte am 10. November 1995 in einer Unter-
kunŌ  für bosnische Kriegsfl üchtlinge eine Bombe. Während die Polizei 
einen poliƟ schen Hintergrund abstriƩ , berichteten Medien aufgrund der 
Aussage eines Aussteigers aus der Szene jüngst, Mundlos habe damals 
einen Anschlag auf ein Heim geplant und das Haus ausgekundschaŌ et.17 
Ob er aber wirklich für den Anschlag verantwortlich war, ist unklar. Am 
13. April 1996 wurde dann an einer Autobahnbrücke ein aufgehängter 
Puppentorso gefunden. Daran ein Schild mit der AufschriŌ  »Jude« so-
wie zwei Davidsterne und Kabel, die mit BombenaƩ rappen verbunden 
waren. Böhnhardt wurde als einer der Täter ermiƩ elt und im Oktober 
1997 wegen Volksverhetzung und Störung des öff entlichen Friedens zu 
einer Jugendstrafe von zwei Jahren und drei Monaten verurteilt. Seine 
HaŌ  musste er jedoch nie antreten. 

13 Vgl. Scheuermann, Christoph (2011): Der braune Virus, in: Der Spiegel, Nr. 
51, 17.12.2011, S. 65.

14 Deutscher Bundestag (2011): Protokoll der 58. Sitzung des Innenausschus-
ses des Deutschen Bundestages, 21.11.2011, S. 8.

15 Vgl. Müller, Claus Peter (2012): Zu spät, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung, 
4.2.2012.

16 Vgl. Begrich, David (2012): Die Quellen des Hasses, in: BläƩ er für deutsche 
und internaƟ onale PoliƟ k, 57. Jg., H. 1. S. 43-46.

17 Döbert, Frank (2012): Anschlag auf Flüchtlinge vermutlich durch Jenaer Neo-
nazis, in: Thüringer Allgemeine, 13.3.2012.
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Am 1. November 1996 störten Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe ge-
meinsam mit weiteren Neonazis aus Jena und Chemnitz in der Gedenk-
stäƩ e des KZ Buchenwald und erhielten Hausverbot. Bereits damals 
wurde hier der spätere NSU mit Teilen seines zukünŌ igen Unterstützer-
kreises aktenkundig. Am 6. Oktober desselben Jahres wurde am Jenaer 
Ernst-Abbe-Stadion eine Holzkiste mit einem aufgemalten Hakenkreuz 
sowie der AufschriŌ  »Bombe« gefunden. Einen Sprengsatz enthielt die 
Kiste nicht. Am 2. September fand sich dann vor dem Theaterhaus in 
Jena ein Koff er mit zwei aufgemalten Hakenkreuzen und einem nicht 
zündfähigen Sprengsatz, der zehn Gramm TNT enthielt. 

Am 26. Dezember schließlich wurde auf dem Nordfriedhof erneut ein 
leerer Koff er mit Hakenkreuzen gefunden. Kriminaltechnische Unter-
suchungen zeigten, dass für diese Bomben und AƩ rappen Böhnhardt, 
Mundlos und Zschäpe verantwortlich gewesen seien. Zwischen dem 
30. Dezember 1996 und dem 2. Januar 1997 wurden dann Brieĩ om-
benaƩ rappen an die Polizei, die Stadtverwaltung Jenas und die »Thü-
ringische Landeszeitung« mit Drohungen gegen den damaligen Thürin-
ger Innenminister sowie den damaligen Vorsitzenden des Zentralrates 
der Juden versandt. Auch hierfür sollen Böhnhardt und Mundlos ver-
antwortlich gewesen sein. Im April 1997 wurde Böhnhardt mit einem 
LuŌ gewehr ertappt, für das er keine Erlaubnis besaß.18 Schließlich wurde 
im November 1997 ein versuchter Anschlag auf ein von portugiesischen 
Arbeitern bewohntes Haus im nahen Stadtroda verübt. Täter konnten 
nicht ermiƩ elt werden.19 Als die Polizei Ende 1997 die Alibis von Ver-
dächƟ gen überprüfen wollte, entdeckte Böhnhardt, gegen den ein HaŌ -
befehl vorlag, die Polizei vor seinem Haus und fuhr davon. Seine Verfol-
gung, so noƟ erten die Beamten später, sei »im Rahmen der STVO nicht 
möglich«20 gewesen.

Um die Bombenfunde aufzuklären, observierte das TLfV auf BiƩ en 
des Landeskriminalamtes zwischen dem 24. November und 1. Dezem-
ber 1997 Böhnhardt. Dabei beobachtete der Geheimdienst, wie er und 

18 Vgl. Rathay, Peter (2012): Spuren von Benzin am Zschäpes Socken, in: Thü-
ringer Allgemeine, 6.2.2012.

19 Thüringer Innenministerium (2012): Drs. 5/4246, 26.3.2012.
20 NDR (2012): Straßenverkehrsordnung schützte Nazi-Trio, 15.2.2012, www.

daserste.de (Stand 4.4.2012).
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Mundlos Materialien zum Bau von Bomben in einen Garagenkomplex 
brachten. Während die Polizei off enbar darauf drängte, die mutmaß-
liche BombenwerkstaƩ  zu durchsuchen, mauerte der Geheimdienst 
anfänglich. 

Schließlich erließ die StaatsanwaltschaŌ  Gera am 19. Januar 1998 ei-
nen Durchsuchungsbeschluss für die an Zschäpe untervermietete Ga-
rage, hielt aber einen HaŌ befehl nicht für nöƟ g. Bei der anschließenden 
Durchsuchung der Garagen am 26. Januar fand sich anfänglich nichts. 
Da kein geeignetes Werkzeug vor Ort war, konnte eine zweite Garage 
nicht geöff net werden. Aufgrund dieser Verzögerung konnte der anwe-
sende Böhnhardt unter den Augen der Polizei ein zweites Mal davon-
fahren. Als der Verfassungsschutz-Präsident Thüringens, Thomas Sippel, 
dies im Innenausschuss des Bundestages vortrug, vermerkt das Proto-
koll an dieser Stelle »Lachen bei Abgeordneten aller FrakƟ onen«.21 Als 
es schließlich gelang, auch die zweite Garage zu öff nen, wurden hier u.a. 
vier ferƟ ge Rohrbomben, 1,4 Kilo Sprengstoff , ein LuŌ gewehr und eine 
CO2-Pistole gefunden. Nun wurde am 28. Januar HaŌ befehl erlassen – 
doch zu spät. Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe haƩ en sich da längst 
auf ihren Weg in den Untergrund begeben. Trotz eingeleiteter Fahndung 
gelang ihnen die Flucht. Im Juni 2003 schließlich wurden die laufenden 
Verfahren wegen des Verdachts der Störung des öff entlichen Friedens 
durch Androhung von StraŌ aten, Vorbereitung eines Explosionsverbre-
chens und Verwenden von Kennzeichen verfassungswidriger Organisa-
Ɵ onen aufgrund der Verjährung eingestellt, nur nach Böhnhardt wurde 
noch gefahndet. Seine Verurteilung wegen Volksverhetzung von 1997 
endete erst 2007.

Auch die BundesanwaltschaŌ  prüŌ e nach der Durchsuchung den Vor-
gang »Waff enfunde in Jena«22 und kam zu dem Ergebnis, bei den drei 
HauptverdächƟ gen Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe handele es sich 
um »Einzeltäter«. Sie übernahm damit die Einschätzung von Polizei und 
StaatsanwaltschaŌ 23 und erklärte sich daher für nicht zuständig. Selbst 

21 Deutscher Bundestag (2011): Protokoll der 58. Sitzung des Innenausschus-
ses des Deutschen Bundestages, 21.11.2011, S. 9.

22 Deutscher Bundestag (2012): Drs. 17/8293, 2.1.2012.
23 Ebd., S. 4.
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nach dem Auffi  nden der BombenwerkstaƩ  inklusive der Rohrbomben 
war auch das BfV der Auff assung, es »liegen keine Hinweise vor, nach 
denen diese Gruppierung systemaƟ sch GewalƩ aten plant oder vorbe-
reitet.«24 Noch heute halten die Sicherheitsbehörden ihre damalige Auf-
fassung für richƟ g.

Im Untergrund 

Nach ihrer Flucht tauchten die drei ab. Doch sie »tauchten nicht beson-
ders Ɵ ef. Es war mehr so ein Schnorcheln, ein Untertauchen in der Ba-
dewanne«, kommenƟ erte Nils Minkmar in der »Frankfurter Allgemeinen 
Zeitung«.25 Mit dem PKW fuhren sie off enbar ins benachbarte Sachsen. 
Auf ihre Kontakte konnten sie sich verlassen, schnell fanden sie Unter-
kunŌ . Auch Ausweise, Führerschein, Geld, Miet- und Telefonverträge, 
Geldkarten und später Waff en – alles wurde über ein Netz von Neona-
zis aus Sachsen, Thüringen und Niedersachsen organisiert.26 Geld sei an-
fänglich über Spendensammlungen in der Szene und den Verkauf des 
selbst hergestellten Spiels Pogromly27 organisiert worden. 

In ihrem neuen Lebensumfeld – anfänglich in zwei Wohnungen in 
Chemnitz, dann in drei Wohnungen in Zwickau – verwendeten Böhn-
hardt, Mundlos und Zschäpe falsche Namen und vermieden poliƟ sche 
Äußerungen. Dennoch führten sie ein erschreckend normales Leben. 
Zschäpe gab die Frau von Nebenan, gemeinsam fuhren sie in den Ur-
laub und pfl egten dort Kontakte zu den Nachbarn auf dem Camping-
platz. Verdacht schöpŌ e niemand.28

24 Ebd.
25 Minkmar, Nils (2011): Hauptsache, es macht peng!, in: Frankfurter Allge-

meine Zeitung, 20.11.2011.
26 Zum Netz der Helfer in Thüringen und Sachsen vgl. die Einzelbeiträge in die-

sem Band.
27 In dem Spiel galt es u.a. ein »Gaswerk« und verschiedene KonzentraƟ onslager 

zu errichten. Auf dem Spielfeld war SS- und Hakenkreuz-Symbolik, vgl. o. A. (2011): 
Das Spiel der Neonazis, in: Frankfurter Allgemeine Sonntagszeitung, 4.12.2011.

28 Vgl. Schmidt, Wolf (2012): Die neƩ en Mörder von Platz M80, in: taz.die ta-
geszeitung, 6.4.2012.
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Schon bald suchte das Trio andere Wege, um das Leben im Unter-
grund zu fi nanzieren – und möglicherweise auch Geld für die Neona-
ziszene zu beschaff en. Am 6. Oktober 1999 begingen sie in Chemnitz 
ihren ersten Banküberfall. Weitere Überfälle folgten jährlich bis Januar 
2007 in Chemnitz, Zwickau und Stralsund. Insgesamt erbeuteten sie 
mehr als 700.000 Euro. 2007 riss die Serie ab und wurde erst mit dem 
Überfall in Arnstadt am 7. September 2011 und dem Raub in Eisenach 
am 4. November 2011 fortgeführt. 

Am 9. September 2000 mordete der NSU dann zum ersten Mal. In 
Nürnberg erschossen sie zuerst einen aus der Türkei stammenden Blu-
menhändler. Eine einmalige Mordserie quer durch die Bundesrepublik 
folgte. Bis 2006 wurden neun Einzelhändler erschossen, drei Männer in 
Nürnberg, zwei in München und jeweils einer in Dortmund, Hamburg, 
Rostock und Kassel. Zwei Bombenanschläge des NSU 2001 und 2004 in 
Köln verletzten zahlreiche Menschen schwer. 

Bei ihren Morden verwendeten die Täter immer dieselbe Waff e. Ein 
Profi ler der Polizei kam nach den Morden in München zu dem Ergebnis, 
die Taten seien rassisƟ sch moƟ viert. Doch offi  ziell wurde das geleugnet. 
StaƩ dessen suchte die Polizei vorrangig im Umfeld der Ermordeten nach 
den Tätern. Drogenhandel, organisierte Kriminalität, Auseinanderset-
zungen zwischen rivalisierenden Gruppen wurden als TatmoƟ v öff ent-
lich genannt. Die Medien befeuerten diese Deutung.29 So behauptete 
»Der Spiegel« beispielsweise, die »schwer durchdringbare Parallelwelt 
der Türken schützt die Killer«.30 Aufgrund anƟ ziganisƟ scher RessenƟ -
ments wurde auch gegen SinƟ  und Roma ermiƩ elt. Niemand kam da-
gegen auf die Idee, Neonazis zu verdächƟ gen. Fast nur aus dem Um-
feld der Familien der Ermordeten wurde dieser Verdacht laut. Am 25. 
April 2007 wurde in Heilbronn schließlich eine PolizisƟ n in ihrem Strei-
fenwagen erschossen, ihr Kollege überlebte schwerverletzt – der letzte 
Mord des NSU.

29 Vgl. Quack, Georg (2011): Das große Schweigen beim Tee, in: Frankfurter All-
gemeine Zeitung, 11.12.2011.

30 Kleinhubbert, Guido/Neumann, Conny (2006): Die Spur der Ceska, in: Der 
Spiegel, 15.4.2006, S. 50.
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Wegschauen oder Versagen?

Eine Festnahme der drei Untergetauchten war angeblich über 13 Jahre 
nie möglich. Trotz europäischem HaŌ befehl, Razzien, Fahndungen durch 
die Landes- und Bundespolizei und de facto alle deutschen Geheim-
dienste,31 Abhörmaßnahmen, ObservaƟ onen, Belohnungen, Fahndungs-
aufrufen und Zielfahndungen blieben sie verschwunden. Selten gebe es 
so unbefriedigende ErmiƩ lungsergebnisse, selten gelinge es Tätern, so 
lange abzutauchen, kommenƟ erten 2003 ErmiƩ ler in Thüringen die er-
folglose Fahndung. Ihr Verschwinden sei ein Rätsel. Der Journalist Nils 
Minkmar kommenƟ erte: »Man kannte ihre Wohnungen, ihre Freunde, 
haƩ e Fotos, HandschriŌ enproben, DNA-Spuren, kurzum alles, was das 
Kriminalistenherz begehrt. (…) Daß die drei dennoch von der Bildfl ä-
che verschwinden konnten, verdanken sie, so der Verdacht, Helfern 
oder Tippgebern, eventuell sogar aus dem Umfeld der Sicherheitsbe-
hörden.«32

Trotz anfänglicher DemenƟ s ist klar, dass die Sicherheitsbehörden das 
Trio immer wieder im Blick haƩ en und ihren Aufenthaltsort mindestens 
zeitweise kannten oder ihnen zumindest dicht auf den Fersen waren. 
Doch eine Festnahme unterblieb. Fehlte der Wille, sie zu schnappen? 
Die Liste der verpassten Gelegenheiten, der Fehler und Unklarheiten ist 
lang:33 Es  geht um nicht vollstreckte HaŌ befehle, um Fehlbewertungen 
des THS, des NSU und seiner Unterstützer durch die Behörden, um die 
mögliche Behinderung von Fahndern der Polizei,34 um abgesagte Zu-

31 Auch der Bundesnachrichtendienst und der Militärische Abschirmdienst wa-
ren beteiligt, vgl. Deutscher Bundestag (2011): Protokoll der 58. Sitzung des In-
nenausschusses des Deutschen Bundestages, 21.11.2011, S. 10.

32 Minkmar, a.a.O.
33 Vgl. u.a.: Chronologie des Versagens, in: taz.die tageszeitung, 28./29.1.2012; 

Heise, Thomas/Popp, Maximilian/Röbel, Sven/Stark, Holger/Winter, Steff en (2011): 
Tödliche Fehleinschätzung, in: Der Spiegel, Nr. 48, 28.11.2011, S. 28-31; Carstens, 
Peter (2011): Viele Wege führen ins Nichts, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung, 
21.11.2011; Müller, Claus-Peter (2011): Das Puzzle von Zwickau, in: Frankfurter 
Allgemeine Zeitung, 22.12.2011; Röbel, Sven/Stark, Holger/Winter, Steff en (2012): 
Das Desaster von Chemnitz, in: Der Spiegel, Nr. 1, 2.1.2012, S. 16-22.

34 Vgl. Mudra, Kai/Debes, MarƟ n (2011): Thüringer Terroristen-Fahnder wur-
den off enbar behindert, in: Thüringer Allgemeine, 2.12.2011.



39Unter den Augen des Staates

griff e auf die Untergetauchten,35 um Fehler beim Abgleich von Bildern 
der Untergetauchten aus ObservaƟ onen,36 um die Suche nach Nazis 
ausschließlich aus dem »Großraum Nürnberg«37 durch Bayerische Be-
hörden, um ein scheinbar übersehenes Wohnmobil bei der Fahndung 
nach dem Mord in Heilbronn, um mutmaßliche Geldzahlungen durch 
den Geheimdienst an die Untergetauchten,38 um das Übersehen von 
Fahrrädern und Wohnmobilen als gemeinsames Tatmerkmal bei Mor-
den, Anschlägen und Banküberfällen, um nicht weitergegebene oder 
falsch bewertete InformaƟ onen39 und um nicht registrierte Kontakte 
zwischen Eltern und den Untergetauchten bis 2002.40 Diese und wei-
tere mögliche Fehler der Behörden müssen nun in den Untersuchungs-
ausschüssen sowie strafrechtlich und durch weitere Recherchen aufge-
klärt und mögliche Verantwortliche in den Behörden, Geheimdiensten, 
Ministerien und der JusƟ z gefunden werden.

Doch das Versagen war viel grundsätzlicher. Ihm lag off enbar eine 
vollkommene Fehleinschätzung der militanten Neonaziszene und der 
Bedrohung, die von ihr ausging, zugrunde. So kam das BfV in einer in-
ternen Studie 2004 zu dem Schluss, »für einen planmäßigen Kampf aus 
der Illegalität heraus (…) fehlt es derzeit bei Rechtsextremisten nicht nur 
an einer Strategie zur gewaltsamen Systemüberwindung, sondern auch 
geeigneten Führungspersonen, LogisƟ k, fi nanziellen MiƩ eln sowie einer 
wirkungsvollen Unterstützerszene«.41 In der Studie werden auf knapp 

35 Vgl. MDR (2011): Terror-Trio vor 2001 in Chemnitz. LKA-Zielfahnder spürten 
sie damals dort auf, 15.11.2011, www.mdr.de (Stand: 3.4.2012).

36 Vgl. Hufelschulte, J./SchaƩ auer, G./Wendt, A. (2011): Verräterisches Foto, 
in: Focus, 19. Jg., H. 51, S. 58.

37 Bayerisches Staatsministerium des Innern (2012): KommunikaƟ on zwischen 
SOKO »Bosporus« und dem Bayerischen Landesamt für Verfassungsschutz, 
6.3.2012.

38 Vgl. Thüringer Verfassungsschutz wollte Terror-Trio Geld zukommen lassen, 
in: Frankfurter Allgemeine Zeitung, 19.12.2011. 

39 MDR (2012): Kontakte des Neonazi-Trios wurden intensiv abgehört, 17.1.2012, 
www.mdr.de (Stand: 28.1.2012). 

40 Vgl. SchaƩ auer, Göran (2012): »SpringersƟ efel immer geputzt«, in: Focus, 
20. Jg., H. 14, S. 44. 

41 Bundesamt für Verfassungsschutz (2004): Gefahr eines bewaff neten Kamp-
fes deutscher Rechtsextremisten – Entwicklungen von 1997 bis MiƩ e 2004, Köln: 
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50 Seiten detailliert Waff enfunde, AƩ entate und Terrorpläne aus den 
Jahren 1997 bis 2004 aufgelistet. Die Taten des NSU fehlen, obwohl die 
drei Untergetauchten mit ihren Taten 1996 und 1997 erwähnt werden. 
Aber auch hier war das 2004 vorgetragene Fazit des Geheimdienstes 
über die Gruppe falsch, wonach sich »keine weiteren Anhaltspunkte für 
weitere militante AkƟ onen ergeben« häƩ en.42

Rechte und rassisƟ sche Gewalt sowie Neonazi-Terror gab es in der 
Bundesrepublik immer, sie wurde jedoch verdrängt und verharmlost. 
So zählen seit 1990 anƟ rassisƟ sche IniƟ aƟ ven 182 Tote durch rechte 
Gewalt in Deutschland.43 Die Bundesregierung geht dagegen »nur« 
von 47 Toten aus. Auch die Bewaff nung der Szene ist immens. Allein 
in den Jahren 2002 bis 2010 wurden laut offi  ziellen Zahlen im Zusam-
menhang mit »poliƟ sch moƟ vierter Kriminalität rechts« 3.118 Waff en 
gefunden, davon 54 Fausƞ euerwaff en, 39 Langwaff en, 20 Kriegswaf-
fen, 321 Spreng- und Brandvorrichtungen sowie Hunderte SƟ ch- und 
Schreckschusswaff en. 

Daneben verfügen Neonazis aber auch legal über Schusswaff en. In 
Sachsen beispielsweise besitzen 38 »Rechtsextremisten« 51 Pistolen 
und 105 Langwaff en. Und in Thüringen haben vier Personen aus der 
Szene Waff enbesitzkarten für insgesamt 21 Langwaff en und zwölf Kurz-
waff en.44 Überdies habe es in den Jahren 2002 bis 2008 181 rechte 
Brandanschläge und acht Sprengstoff anschläge gegeben.45 Die Dun-
kelziff er liegt auch hier höher. Seit 2001 gab es zudem 13 ErmiƩ lungen 
wegen Bildung einer rechten kriminellen Vereinigung (§129) und acht 
wegen der Bildung einer terrorisƟ schen Vereinigung (§129a).46 Auch die 
Zahl von 160 Anfang 2012 untergetauchten Personen, die als »rechts 

o.V., S. 5.
42 Ebd., S. 16.
43 Vgl. 182 Todesopfer durch rechte Gewalt in Deutschland, 20.11.2011, www.

welt.de (Stand: 3.4.2012).
44 Vgl. Thüringer Innenministerium (2012): Drs. 5/3950, 24.1.2012. 
45 Deutscher Bundestag (2007): Drs. 16/6151, 27.7.2007; Deutscher Bundes-

tag (2009): Drs. 16/12564, 6.4.2009; Bundesministerium des Innern (2011): Ant-
wort auf schriŌ liche Fragen der Abgeordneten Ulla Jelpke, Arbeitsnr. 11/181 und 
11/183, 28.11.2011; Sächsischer Landtag (2012): Drs. 5/7205, 9.11.2011.

46 Vgl. Bundesministerium des Innern, Antwort auf Jelpke, a.a.O.
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moƟ viert« oder als »GewalƩ äter rechts« geführt werden, lässt auĬ or-
chen. Bei 50 von ihnen liegt eine poliƟ sch moƟ vierte StraŌ at vor, dar-
unter Mord, Körperverletzung, Raub oder Freiheitsberaubung.47 Offi  zi-
ell gab es in Deutschland dennoch bis zum 4. November 2011 keinen 
Rechtsterrorismus.

Dabei ist die Geschichte des deutschen Rechtsterrorismus lang. In 
den 1970er Jahren sƟ eg die Zahl der rechten GewalƩ aten rasant an, 
eine bis dahin ungekannte Zahl rechtsterrorisƟ scher Taten erschüƩ erte 
Deutschland bis in die 1980er Jahre. Das AƩ entat auf das Münchener 
Oktoberfest am 26. September 1980,48 der Mord vom 19. Dezember 
1980 an dem jüdischen Verleger Shlomo Lewin und dessen Lebensge-
fährƟ n Frida Poeschke in Erlangen, die Anschläge der Deutschen AkƟ -
onsgruppen, die Wehrsportgruppe Hoff mann, Bombenanschläge auf 
Einrichtungen der Alliierten und Fernsehmasten, die so genannte Hepp-
Kexel-Gruppe oder der Polizistenmord durch den Neonazi Kay Diesner 
1997, der zuvor in Berlin auch auf einen linken Buchhändler geschossen 
haƩ e, sind nur einige Beispiele aus der langen Liste.49 

Auch die in den 1990er Jahren aufgedeckten Überreste der so ge-
nannten Stay-Behind und Gladio-Strukturen der NATO in Europa aus 
dem Kalten Krieg zeigten eine enge Verknüpfung zwischen Geheim-
diensten und Neonazis sowie deren Zugriff  auf Waff en und Spreng-
stoff .50 Immer wieder debaƫ  erte die Neonaziszene den Gang in den Un-

47 Bis März 2012 konnten nun 46 von ihnen gefunden werden, vgl. Bundesmi-
nisterium des Innern (2012): Drs. 17/8746, 13.3.2012.

48 Vgl. Heymann, Tobias von/Wensierski, Peter (2011): Im rechten Netz, in: Der 
Spiegel, Nr. 43, 24.10.2011, S. 48-52; Heymann, Tobias von (2008): Die Oktober-
festbombe. München 26. September 1980, Berlin: Nora. 

49 Vgl. Virchow, Fabian (2011): Für Volk und NaƟ on, in: Die Zeit, 30.11.2011; vgl. 
auch die ArƟ kel-Serie im Neuen Deutschland von Carsten Hübner über den rechten 
Terror in der BRD, www.neues-deutschland.de/rechterterror (Stand: 4.4.2012); o. 
A. (1997): Lebende Zeitbomben, in: Der Spiegel, Nr. 10, 3.3.1997, S. 32ff .; Bielicki, 
Jan (2011): Das Maß der JusƟ z. Der rechte Terror und seine lange Geschichte, in: 
Süddeutsche Zeitung, 19./20.11.2011.

50 Vgl. Müller, Leo A. (1991): Gladio – das Erbe des Kalten Krieges. Der NATO-
Geheimbund und sein deutscher Vorläufer, Reinbek: Rowohlt; Mecklenburg, Jens 
(Hrsg.) (1997): Gladio. Die geheime TerrororganisaƟ on der NATO, Berlin: Elefanten 
Press.
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tergrund, führte Wehrsportübungen durch, veröff entlichte Terrorpläne 
und Feindeslisten.51 Gerade auch in Thüringen wurden den Sicherheits-
behörden immer wieder Hinweise über entsprechende Planungen be-
kannt, so 2003 und 2007 durch ehemalige V-Leute und Aussteiger aus 
der Szene. Und bereits 1998 drohte ein Redner auf einem Aufmarsch 
des THS mit Gewalt: »Ab sofort wird Bombe mit Bombe vergolten.«52

Das Agieren des NSU entsprach genau jenen Planungen und Debat-
ten aus der militanten Neonaziszene, die vom »Rassenkrieg« träum-
ten. Dass die Szene nicht nur in ihren Liedern von Gewalt sang und in 
ihren ZeitschriŌ en davon schrieb, wollten die Behörden nicht glauben. 
Schon frühzeiƟ g gab es Hinweise darauf, dass die Untergetauchten in 
Sachsen aus dem Umfeld des Neonazi-Netzwerkes B&H Unterstützung 
erhielten. Heute ist klar, wie wichƟ g gerade diese Struktur für das Trio 
war.53 Sowohl in Sachsen als auch in Thüringen haƩ e die militant rassi-
sƟ sche Struktur eine starke Basis. 

In seinen SchriŌ en, die Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe lasen, 
wurde Klartext geredet: »Die Patrioten von heute müssen sich auf den 
größten aller Kriege, den Rassenkrieg, vorbereiten und dafür muss man 
geheime Strukturen schaff en und bereit sein, sein Leben zu opfern«, 
hieß es in einer B&H-PublikaƟ on von 1996. Und in der Broschüre »Der 
Weg vorwärts« hieß es: »Unsere Slogans sind nicht nur beeindruckende 
Aussagen von ideologischen Extremisten. Es sind ernst gemeinte Worte 
und Aufrufe zu den Waff en zu greifen.«

51 Vgl. als Überblick dazu: AnƟ faschisƟ sches AutorenkollekƟ v (1996): Draht-
zieher im brauen Netz. Ein aktueller Überblick über den Neonazi-Untergrund in 
Deutschland und Österreich, Hamburg: konkret Literatur Verlag.

52 O. A. (1998): ... ab sofort wird Bombe mit Bombe vergolten, in: Zentralor-
gan, 1. Jg., H. 3, S. 11. 

53 Vgl. den Beitrag von Andrea Röpke in diesem Buch sowie Schmidt, Wolf/
Speit, Andreas (2012): InternaƟ onale der NaƟ onalisten, in: die tageszeitung, 
7./8./9.4.2012. 
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Fazit 

96,8% aller Morde kläre die Polizei auf, schrieb das BKA 2007.54 Doch 
für zehn Morde fanden die ErmiƩ ler damals keine Erklärung. Erst ein 
Zufall half ihnen Jahre später, eine beispiellose rassisƟ sche Mord- und 
Anschlagserie aufzuklären. Auch wenn heute, Monate nach dem Auf-
fl iegen des Terrornetzwerkes, einiges klarer scheint, bleiben viele Fra-
gen off en? Warum war und ist der Staat auf dem rechten Auge blind, 
wenn es darum geht, rechte und rassisƟ sche Gewalt zu ahnden? Wel-
che Rolle spielten die verschiedenen Geheimdienste? War das chaoƟ sch 
geführte Thüringer Amt unter Helmut Roewer an allem schuld? Oder 
sind nicht die undemokraƟ schen und unkontrollierbaren Strukturen in 
allen Geheimdiensten Teil des Problems? 

Aber auch ganz prakƟ sche Fragen sind bis heute ungeklärt: Woher 
stammte der Sprengstoff  der THS-AkƟ visten aus den 1990er Jahren? 
Bisher ist nur klar, woher er nicht kam.55 Und auf welchem Wege be-
schaŏ  e sich der NSU seine Waff en? Welche Rolle spielten die zustän-
digen Staatssekretäre, die Minis ter und Juristen bei der gescheiterten 
Fahndung? Welche Rolle haben die V-Leute in der Szene gespielt, und 
welche Rolle spielen sie heute? Die aktuellen ErmiƩ lungen u.a. gegen 
die beiden ehemaligen Nazi-Spitzel des TLfV Tino Brandt und Thomas 
Dienel wegen Bandenbetrug und Waff endelikten sprechen für ein un-
kontrolliertes Fortleben krimineller Strukturen.56 Und schließlich steht 
die Frage im Raum: ExisƟ erten und exisƟ eren gegenwärƟ g weitere Zel-
len im Untergrund, die sich im »Rassenkrieg« wähnen? Gab es weitere 
neonazisƟ sche Morde und Anschläge, die bis heute ungeklärt sind?

Um das Netz des NSU zu verstehen, müssen die Keimzelle THS, das 
internaƟ onale und militante Netzwerk B&H, die legale Neonazipartei 
NPD und Strukturen der KameradschaŌ en, wie zum Beispiel das Freie 

54 Vgl. Bundesministerium des Innern (2008): Polizeiliche KriminalstaƟ sƟ k 2007, 
Berlin: o.V., S. 21.

55 Vgl. Bundesministerium des Innern (2012): Antwort auf SchriŌ liche Frage des 
Abgeordneten Hans-ChrisƟ an Ströbele, Arbeits-Nr. 2/237, 16.3.2012.

56 Vgl. Polizei durchsucht Wohnungen einst führender Neonazis, in: Frankfur-
ter Allgemeine Zeitung, 29.3.2012; StaatsanwaltschaŌ  Gera (2012): Presseinfor-
maƟ on, 28.3.2012.
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Netz, als Netzwerk analysiert werden. Erst dann ergibt sich ein vollstän-
diges Bild. Doch dieses Bild wollten viele nie wahrnehmen. »Lückenlose 
AuŅ lärung« wurde nach dem Auffl  iegen der Terror-Struktur zwar ver-
sprochen. Doch davon war nur wenig zu sehen. Bisher haben vor allem 
JournalistInnen, AnƟ fa-Archive und IniƟ aƟ ven sowie einzelne Opposi-
Ɵ onspoliƟ ker dazu beigetragen, dass die Taten und ihre Hintergründe 
durchleuchtet und öff entlich gemacht werden.



Andrea Röpke
Im fanaƟ schen Netz
Blood & Honour, Hammerskins und Combat 18 –
Spuren und ideologische Vorbilder in Europa

Alles zeugte von Hass. Die Bombenteile in der Garage, die Waff en über 
der Wohnzimmercouch und auch die vielen aufgefundenen, einschlä-
gigen Bücher, SchriŌ stücke und selbst entworfenen Wappen. »Skin-
heads Blut & Ehre«, stand da. Das selbstgebastelte BreƩ spiel Pogromly 
mit den anƟ semiƟ schen, hasserfüllten Spielkarten lag noch hinter dem 
Sofa. Zwei grüne Bomberjacken hingen am Metallregal in einer der an-
gemieteten Garagen. SchriŌ en wie »Amok – Texte für terminale Tä-
ter« stapelten sich. Ein Warnzeichen aus heuƟ ger Sicht häƩ e auch die 
DiskeƩ e mit der Textdatei und dem holprigen, apologeƟ schen Gedicht 
sein können: »Alidrecksau wir hassen dich«. Darin heißt es: »Ein Türke 
der in Deutschland lebt und sagt er ist auch hier geboren, den sehen 
wir schon als verloren. Er darf jetzt rennen und fl ehen, er kann auch zu 
den Bullen gehen, doch Helfen wird ihn alles nicht – denn wir zertre-
ten sein Gesicht.« Das Asservat Nr. 433, Anlage 2, aus 1998, aufgefun-
den in der Garage Nr. 5 im Komplex an der Kläranlage in Jena, glich ei-
ner Ansage zum Morden.

Als die Beamten des Landeskriminalamtes Thüringen 1998 die Woh-
nungen von Zschäpe und Mundlos auĩ rachen und von Böhnhardts 
MuƩ er in das Zimmer ihres Sohnes gelassen wurden, off enbarte sich ih-
nen eine Welt neonazisƟ scher FanaƟ ker. Eine Reihe von BombenaƩ rap-
pen in der Region haƩ e sie zur Sprengstoff werkstaƩ  des Trios geführt. 
Schnell war klar: Das waren keine harmlosen Mitläufer. Diese Drei wa-
ren ideologisch gefesƟ gt und gefährlich kreaƟ v. »Rohrbombe mit Dräh-
ten, Rohrbombe mit 2 Drähten, vorbereitete Zündvorrichtung ...«, hieß 
es später in den Aufl istungen nach der Razzia.

Mit dem Anrücken der Polizei verschwanden die VerdächƟ gen, die 
sich längst auch mit solch einem Szenario beschäŌ igt haƩ en. Was in den 
Medien nach spontaner AkƟ on oder gar Panik aussah, schien kein Zu-
fall, denn Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe setzten sich bereits Jahre 
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zuvor intensiv mit rechten StraŌ ätern, der Illegalität, Bewaff nung, ter-
rorisƟ scher Zellenbildung, subversiver Ideologie und kameradschaŌ -
licher Vernetzung auseinander. Sie haƩ en es scheinbar drauf angelegt 
und waren Teil einer hochexplosiven Neonaziszene der 1990er Jahre. 
Das Leben mit falschen IdenƟ täten sollte über 13 Jahre, zehn Morde, 
mindestens zwei Bombenanschläge und über ein Dutzend Banküberfälle 
währen. Erst mit dem Tod der inzwischen 38 und 34-jährigen Männer 
Mundlos und Böhnhardt am 4. November 2011 fl og das Trio als braune 
Terrorzelle auf.

Dabei haƩ en sich die Drei vor ihrem Verschwinden aus Jena nicht ein-
mal Mühe gegeben, Spuren zu verwischen. Die Beamten häƩ en Anzei-
chen für ein bundesweit gut vernetztes, ideologisch geschultes, überaus 
radikales Tätertrio bereits 1998 erkennen können. Den damals noch jun-
gen Neonazis war es nicht nur gelungen, genug TNT für mehrere Bom-
ben zu besorgen, sie verfügten auch über Kontakte in das militanteste 
Unterstützerspektrum. Ebenso schien die Wahl der Fluchtorte Chemnitz 
und Zwickau kein Zufall zu sein. Sie bezogen Waff en über den wohl be-
kanntesten thüringischen Neonazi Ralf Wohlleben, den stadtbekannten 
Szeneladen Madley in Jena und Kontakte in Sachsen. Immer wieder wur-
den sie nach ihrer Flucht auch in Thüringen gesehen. Im Mai 1999 er-
hielt die PolizeiinspekƟ on Eisenberg einen Hinweis, dass Böhnhardt sich 
mehrfach bei privaten Partys in Rudolstadt-Schwarza auĬ alten sollte. 
Mehrmals traf er sich in den ersten Jahren mit seinen Eltern. Zudem 
scheinen viele frühe, wertvolle Hinweise in den Asservatenkammern 
der Polizei verstaubt zu sein. Denn allein eine damals beschlagnahmte 
Telefonliste, die Mundlos zugeordnet wird, liest sich wie ein Who-is-
who der Fluchtunterstützer.

Die schleichende Radikalisierung der neonazisƟ schen Kamerad-
schaŌ en und der drei Bombenbastler war off ensichtlich. Böhnhardt 
war seit frühester Jugend polizeilich aufgefallen. Mundlos fi el MiƩ e 
der 1990er Jahre im Zusammenhang mit dem Blood & Honour-Netz-
werk (B&H) auf. Auch Zschäpe galt als durchsetzungsfähige und über-
zeugte NeonazisƟ n, die auch mal zulangte. Gemeinsam haƩ e das Trio 
an zahlreichen überregionalen Aufmärschen und AkƟ onen teilgenom-
men. Es war wohl kein Zufall, dass sie 1996 gemeinsam mit den führen-
den Jenaer Neonazis Wohlleben und André Kapke zum Prozess gegen 
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den fanaƟ schen Rechtsterroristen Manfred Roeder nach Erfurt fuhren 
und protesƟ erten. Dessen Deutsche AkƟ onsgruppen wurden seit 1980 
für mehrere Sprengstoff anschläge auf Ausstellungen, eine Schule so-
wie eine Flüchtlingsstelle verantwortlich gemacht. Bei einem Brandan-
schlag auf ein Übergangswohnheim in Hamburg starben zwei Vietna-
mesen. Roeder wurde wegen Bildung einer terrorisƟ schen Vereinigung 
zu 13 Jahren HaŌ  verurteilt.

OŌ  fuhren die thüringischen Neonazis auch nach Tschechien. In Krei-
sen des Landeskriminalamtes wird heute sogar von Jugend- und Frei-
zeitlagern gesprochen, an denen sie im Ausland teilgenommen häƩ en. 
Sie knüpŌ en Verbindungen auch in andere europäische Länder. 

In einer Zeit von Anschlägen, rassisƟ schen Pogromen und einem ag-
gressiven Verlangen nach der weißen Vormachtstellung sozialisierten 
sich die drei abgetauchten Neonazis miƩ en unter KameradInnen. Die 
1990er Jahre waren gekennzeichnet von Sprengstoff funden, Wehr-
sportakƟ onen und Waff enlagern diverser Neonazigruppen. Und doch 
schien die erstarkende Militanz von den Geheimdiensten nicht allzu 
ernst genommen zu werden. Immer wieder wurden bewaff nete Neo-
nazis als subkulturell geprägte Einzeltäter abgetan. In einem 2004 ver-
fassten geheimen Bericht des Bundesamtes für Verfassungsschutz »Ge-
fahr eines bewaff neten Kampfes deutscher Rechtsextremisten« wurde 
halbherzig vor einem möglichen »Feierabendterrorismus« gewarnt. 
Zschäpe, Mundlos und Böhnhardt waren Überzeugungstäter in einer 
braunen Erlebniswelt. Sie haƩ en die KameradschaŌ  Jena mit aufge-
baut, sich dem Thüringischen Heimatschutz (THS) angeschlossen und 
nahmen seit 1995 an Treff en der AnƟ -AnƟ fa OsƩ hüringen teil. Immer 
wieder wurde in diesen Kreisen die Gewalƞ rage diskuƟ ert. Während 
sich Anführer wie der spätere stellvertretende NPD-Landesvorsitzende 
Wohlleben zögerlich gegenüber einer Bewaff nung gezeigt haben sollen, 
tendierte das Trio off en dorthin. Sie befanden sich früh auf der Stufe zu 
»Rechtsterroristen«, sagt ein ehemaliger Weggefährte später.

Zwischen 1997 und 1998 tauchten mehrere Koff erbomben im Raum 
Jena auf, abgestellt an öff entlichen Orten. Bei der SprengstoĪ  eschaf-
fung soll aktuellen Zeugenaussagen zufolge ein früher Bekannter von 
Mundlos geholfen haben: Thomas Starke aus Chemnitz. Seine Tat wäre 
inzwischen verjährt. Starke galt bis zum Verbot im Jahr 2000 durch das 
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Bundesinnenministerium als einer der führenden Köpfe der sächsischen 
SekƟ on von B&H. Auch Jan Botho Werner aus Chemnitz haƩ e damals in 
diesen Kreisen das Sagen. Er sollte, dem Hinweis des brandenburgischen 
Verfassungsschutz-Informanten »Piato« zufolge, Waff en für das Trio be-
sorgen. Das Geld dafür würden die »Brüder« bereitstellen, heißt es in 
internen Aufzeichnungen sächsischer Behörden. Auf die Untergrund-
strukturen der elitären Blut und Ehre-Kameraden schien Verlass. 

Als militante Neonazis aus Gera 1997 mit der OrganisaƟ on White 
Youth begannen, Nachwuchs für das B&H-Netz zu rekruƟ eren, zählten 
die drei Jenaer zum Umfeld. Gegründet wurde B&H zehn Jahre zuvor in 
Großbritannien vom Sänger der briƟ schen Skinband Skrewdriver. Schnell 
breitete sich ein klandesƟ nes Netz militanter Neonazis in Europa aus. Die 
deutsche SekƟ on wurde 1994 gegründet. Mit einschlägigen Musikträ-
gern und konspiraƟ ven Konzerten ließ sich viel Geld verdienen. Radikale 
Inhalte konnten schneller als durch Parteiprogramme über Songtexte in 
die jugendlichen Köpfe transporƟ ert werden. Doch den Anführern ging 
es um weit mehr: 1998 beschloss B&H bei einem Deutschlandtreff en, 
die »Patrioten« einen zu wollen, »nicht nur in der Musik, sondern im 
Kampf«, denn »Wir sind mehr als eine Musikbewegung!«

Längst haƩ en auch die umtriebigen Jenaer Neonazis Zschäpe, Mund-
los und Böhnhardt sich von den saufenden und pöbelnden Skinhead-
Kameraden enƞ ernt. Schon reichten auch regionale Anführer wie Ralf 
Wohlleben und André Kapke nicht mehr als poliƟ sche Input-Geber. Nach 
und nach haƩ e insbesondere Mundlos Kontakte unter anderem nach 
Baden-WürƩ emberg, Rheinland-Pfalz, Bayern, in den Norden und vor 
allem nach Sachsen aufgebaut. FreundschaŌ  pfl egte er Zeugenaussa-
gen zufolge insbesondere zum Chemnitzer Kreis um Starke.

Ideologisch gefesƟ gt und gefährlich kreaƟ v

Die Anhänger von B&H hörten Lieder und lasen geheime Szenetexte 
wie: »Wir als stolze Arier machen unsere Arbeit selber und erlauben 
dreckigen Menschen nicht irgendwo in unserer Nähe zu sein. Sie sind 
Bazillen.« Oder: »Die Patrioten von heute müssen sich auf den größten 
aller Kriege, den Rassenkrieg, vorbereiten, und dafür muss man geheime 
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Strukturen schaff en und bereit sein, sein Leben zu opfern.« Euphorisch 
verehrt wurde zu dieser Zeit die baden-würƩ embergische Kultband 
Noie Werte, die als eine der ersten Kontakte zur briƟ schen Szene um 
Skrewdriver geknüpŌ  haƩ e. Steff en Hammer war nicht nur Sänger der 
inzwischen aufgelösten Band, sondern genießt auch einen Ruf als Sze-
neanwalt. Auf die Terroristen vom NaƟ onalsozialisƟ schen Untergrund 
(NSU) muss die Rechtsrockgruppe Eindruck gemacht haben. Sie wähl-
ten die im rechten Teil der Hardcoreszene beliebten Songs »KraŌ  für 
Deutschland« und »Am Puls der Zeit« als Begleitmusik für ihr 2001 ent-
standenes Bekennervideo zu den ersten vier Morden und dem Nagel-
bombenanschlag in Köln. Kaum Zufall, dass sich der als Komplize der 
Zwickauer Terrorzelle verdächƟ ge Wohlleben ausgerechnet von Ham-
mers langjähriger Kanzleikollegin, der RechtsanwälƟ n Nicole Schneiders, 
vertreten lässt. Bande, die sich über Jahre hinweg auĩ auten.

Der Chemnitzer Neonazi Starke tauchte bereits vor 1998 im per-
sönlichen Telefonbuch von Mundlos auf. Das Jenaer Trio haƩ e ihn und 
weitere sächsische Kameraden während deren HaŌ zeit im Gefängnis 
betreut und besucht. Gleich nach der Flucht der Bombenbastler re-
vanchierten sich die Chemnitzer B&H-Hardliner. Zu den ersten Anlauf-
adressen gehörten ihre Anhänger. Gemeinsam brachten sie das Trio 
bei Kameraden unter – und das, obwohl das sächsische Landesamt für 
Verfassungsschutz B&H seit 1998 im Visier haƩ e. Immerhin halfen sie 
bei der ProdukƟ on von »Rand an den Feind«, einer CD, der später als 
kriminelle Vereinigung eingestuŌ en Berliner Neonazi-Band Landser. In 
einem der Songs hieß es: »Terroristen mit E-Gitarren, neue Anschläge 
sind schon geplant.«

Die Szene, in der sich Zschäpe, Böhnhardt und Mundlos bewegten, 
zunächst noch in Thüringen und dann in Sachsen, war impulsgebend 
für die rechte Bewegung. Sie rüstete sich für den »Krieg gegen das Sys-
tem«. Wehrsport- und Schießübungen gehörten zum paramilitärischen 
Training elitärer, konspiraƟ ver Neonazi-Zirkel. Insbesondere im Erzge-
birge war davon immer wieder die Rede.

In Großbritannien haƩ e sich bereits ein terrorisƟ scher Ableger von 
B&H namens Combat 18 (C18) herauskristallisiert. KonzepƟ onell strebte 
C18 danach, Divisionen in diversen europäischen Ländern aufzubauen. 
Die OrganisaƟ on galt als bewaff neter Arm von B&H, intern auch als 
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Konkurrenz. Erklärtes Ziel war es, »Furcht und Terror unter den Fein-
den zu verbreiten«. NeonazisƟ sche AƩ entäter aus deren Umfeld ver-
übten 1999 mehrere Bombenanschläge in England mit vielen Opfern. 
Die »14 Words« des US-amerikanischen Neonazi-Terroristen David Lane 
fassten deren MoƟ vaƟ on zusammen: »We must secure the existence 
of our people und a future for white children.« Auch diese für die Zeit 
bedeutende, gefährliche Phrase fand sich in einem Bekennervideo des 
NSU wieder. Führende deutsche Neonazis knüpŌ en an diese gefähr-
lichen Strukturen an. Zu ihnen zählte auch das langjährige NPD-Bun-
desvorstandsmitglied Thorsten Heise. Ihn kontakƟ erten die drei Jenaer 
nach ihrer Flucht über einen MiƩ elsmann. 

Die Gangart wurde schärfer. 1999 wurde dem Neumünsteraner Neo-
nazi Sascha Meseberg, genannt »Pitbull«, in der C18-Hochburg Schles-
wig-Holstein aus nächster Nähe mit einer Pumpgun in den Kopf ge-
schossen. Die ErmiƩ ler gingen nach Recherchen der Autoren des Buches 
»White Noise – Einblick in die internaƟ onale Neonazimusik-Szene« von 
»einer Abrechnung im kriminellen Milieu« aus. Als einer der eifrigsten 
Verfechter von C18 galt der 1995 wegen AnsƟ Ō ung zum Mord an einem 
Angolaner zu einer HaŌ strafe verurteilte Neonazi Carsten Szczepanski 
aus Berlin, der später als Informant des Verfassungsschutzes enƩ arnt 
wurde. Auch er bewegte sich im Umfeld des abgetauchten Trios und 
gab dem Amt wohl immer wieder Hinweise auf Unterstützung für die 
Drei durch sächsische B&H-Strukturen.

Bereits 1999, kurz bevor der NSU mit dem Morden begann, wurde 
auch Schweden von verschiedenen gewalƩ äƟ gen AkƟ onen der mili-
tanten White Power-Bewegung erschüƩ ert. Es gab eine Reihe von Bank-
überfällen, zwei Polizisten starben dabei in der Nähe der Stadt Male-
xander. Im selben Jahr wurden ein Journalist und dessen achtjähriger 
Sohn bei einem Bombenanschlag auf sein Auto schwer verletzt. Im Ok-
tober 1999 starb der GewerkschaŌ er Björn Söderberg, kaltblüƟ g hin-
gerichtet von Neonazis. Auf dem aufgefundenen Rechner der NSU im 
Zwickauer BrandschuƩ  fanden sich auch Videosequenzen von rechten 
Aufmärschen in Dänemark und Schweden.

Insbesondere das Buch »The Way Forward« des norwegischen B&H-
Führers Erik Blücher war 2000 ein militanter Leiƞ aden. Auch er be-
schrieb C18 als die Armee und den bewaff neten Arm von B&H. Deren 
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Kämpfer sollten das »mulƟ kulƟ , mulƟ kriminelle Inferno von ZOG zer-
stören«. ZOG (»Zionist Occupied Government«) steht in extrem rech-
ten Kreisen als Synonym für eine angebliche jüdische WeltherrschaŌ . 
Diese StrategieschriŌ  war ein Aufruf zum bewaff neten Kampf. Genaue 
Handlungsanleitungen fanden sich später im geheimen C18-Handbuch 
»Der poliƟ sche Soldat«. Dort hieß es: »Keine Zelle sollte in den bewaff -
neten Kampf einsteigen, wenn sie keinen sicheren Ort hat, wo sie Waf-
fen, MuniƟ on und gesammelte InformaƟ onen usw. verstauen kann.« 
Mundlos, Böhnhardt und Zschäpe haƩ en diesen Ort gefunden, miƩ en 
in Sachsen.

Das Trio schien bereits zu Jenaer Zeiten unzählige InsiderschriŌ en 
und Strategiepapiere verschlungen zu haben. Bei den Hausdurchsu-
chungen im Jahr 1998 fanden sich allein in einer der Garagen rechte 
HardcoreheŌ e wie »Der weiße Wolf – Rundbrief inhaŌ ierter Kameraden 
der JusƟ zvollzugsanstalt Brandenburg«, eine B&H-Broschüre von 1996, 
die Nachrichten der HilfsgemeinschaŌ  für naƟ onale Gefangene, die 
»KameradschaŌ shilfe – InformaƟ onsschriŌ  für Internierte« und HeŌ e 
vom Freundeskreis NaƟ onaler Sozialisten/AkƟ on Volkswille, dem »Son-
nenbanner – NaƟ onalsozialisƟ sches SchulungsblaƩ «, dem NS-Kampf-
ruf von der amerikanischen NSDAP/Auĩ auorganisaƟ on – Landesver-
band Hamburg, eine SchriŌ  des Rechtsterroristen Roeder unter dem 
Titel »Lebensborn – LeitheŌ  für deutsche Ordnung« sowie Ausgaben 
der SzenezeitschriŌ en »Foier Frei« und »Junges Franken«. Unter den 
SchriŌ en war auch die NeonaziposƟ lle Hamburger Sturm, zu deren Ma-
chern der heute führende NPD-Drahtzieher Torben Klebe zählte. In ei-
ner der Ausgaben hieß es: »Man darf nicht vergessen, dass wir im Krieg 
sind mit diesem System und da gehen nun mal einige Bullen oder son-
sƟ ge Feinde drauf.«

Vieles klingt, als häƩ e der NSU mit seiner Parole »Taten staƩ  Worte« 
von unsichtbaren ideologischen Fäden dirigiert handeln wollen. Indi-
zien weisen darauf hin, dass auch die eigene Szene mobilisiert werden 
sollte. So heißt es im gefundenen Asservat »NSU Brief.cdr« vom März 
2002: »Jeder Kamerad ist gefragt! Auch du!! Gib dein bestes – Worte 
sind genug gewechselt, nur mit Taten kann ihnen Nachdruck verliehen 
werden.« Der NSU betont, »keine abstrakte Sache« zu sein, denn »jeder 
Kamerad gehört dazu, sofern er den Mut fi ndet zu handeln und seinen 
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Beitrag zu leisten.« Betont wird, dass der »Erfolg« in ZukunŌ  »auch von 
deinem Verhalten« abhängt. Mit seinen Anleitungen zum ParƟ sanen-
kampf ähnelte auch das damalige »WerwolŅ onzept« den Handlungs-
weisen der NSU. Darin wurde empfohlen, auf der Basis einer scheinbar 
bürgerlichen Fassade aus dem Verborgenen heraus zu operieren. Waf-
fen sollten im Ausland besorgt werden und zellenarƟ ge Widerstands-
gruppen netzarƟ g die BRD überziehen. 

Während der NSU planmäßig mordete und die deutsche Division 
von B&H 2000 wegen ihrer Verfassungsfeindlichkeit bereits verboten 
war, begannen die ehemaligen Weggefährten aus Jena, Wohlleben und 
Kapke, in OsƩ hüringen internaƟ onale Rechtsrockevents wie das Fest der 
Völker zu organisieren, ausgerechnet mit Bands aus dem europäischen 
Netzwerk von B&H. Längst haƩ en deutsche Ableger der internaƟ onal 
wirkenden Hammerskin NaƟ on (HSN) deren naƟ onale, fi nanzträchƟ ge 
Musik- und KonzertlogisƟ k übernommen. Das Banner des inzwischen 
größten Neonazi-Musiklabels PC Records aus Chemnitz prangte auf den 
Festbühnen von Wohlleben und Kapke. Hammerskin-nahe Bands wie 
Gigi und die braunen Stadtmusikanten gehörten zu den einschlägigen 
Interpreten. Ausgerechnet diese Band veröff entlichte 2010 den so ge-
nannten Döner-Killer-Song, produziert bei PC Records in Chemnitz. Auch 
der rege Austausch zwischen Hammerskins aus Thüringen und Sachsen 
mit »Brüdern« aus der Schweiz weckt AssoziaƟ onen: Denn heute ist be-
kannt, dass die Tatwaff e für die zehn Morde der NSU über MiƩ elsleute 
aus dem Alpenland nach Thüringen kam. 

Aus heuƟ ger Sicht off enbaren sich zahlreiche Parallelen, die verdeutli-
chen, dass das Trio keineswegs ideologisch völlig autark handelte. Deren 
frühes intensives Studium konspiraƟ ver SchriŌ en spricht dafür. Ob über 
das Netzwerk des THS, das von B&H oder den internaƟ onalen Strukturen 
der elitären Hammerskins, durchaus möglich ist, dass Zschäpe, Mund-
los und Böhnhardt sich langfrisƟ g sogar bemühten, die größtmögliche 
Anerkennung innerhalb eines konspiraƟ ven Milieus zu sichern. Immer-
hin hieß es schon in einem der B&H-Papiere wohlweislich: »Diese ein-
samen weißen Wölfe müssen respekƟ ert und allein gelassen werden, 
um die schlimmsten Feinde unserer Rasse zu verfolgen. Sie erwarten 
keine Unterstützung und Hilfe, aber sie verdienen Anerkennung und 
Verständnis«. 
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Es scheint auch nicht mehr ausgeschlossen, dass durch die Bank-
überfälle der terrorisƟ schen Neonazi-Zelle Teile der Szene fi nanziell 
unterstützt wurden, die über das unmiƩ elbare Komplizennetz hinaus-
reichten. »Es sei plausibel, dass zumindest ein Teil des Geldes an Ka-
meraden weitergeleitet wurde«, schreibt die Ostsee-Zeitung Anfang 
April 2012 und bezieht sich auf Aussagen von Sicherheitsexperten. An-
lass für solche Vermutungen haƩ e eine vom AnƟ faschisƟ schen Presse-
archiv in Berlin gefundene Meldung aus dem Jahr 2002 gegeben: »Vie-
len Dank an den NSU, es hat Früchte getragen«, lautete eine krypƟ sch 
klingende GrußbotschaŌ  aus der SzenezeitschriŌ  »Der weiße Wolf«. Es 
folgten ein zwinkernder Smiley und die Parole: »Der Kampf geht wei-
ter ...« Die extrem rechte Knast-Zeitung, ursprünglich in der JusƟ zvoll-
zugsanstalt Brandenburg entstanden, haƩ e das Trio bereits 1996 im 
Abo. InhaŌ ierte Kameraden zu betreuen war damals Teil ihrer Arbeit. 
Nicht ausgeschlossen, dass die Danksagung im »Weißen Wolf« mit ei-
ner Geldspende aus Zwickau verbunden war. Inzwischen scheint ge-
nau diese These auch Teil der ErmiƩ lungen des Bundeskriminalamtes 
zu sein. Denn auf einer im Zwickauer TrümmerschuƩ  sichergestellten 
FestplaƩ e fanden sich Fragmente jenes »NSU Briefes«, wohl im März 
2002 geschrieben, die als Indiz dafür dienen könnten. »Beachte: Bei-
liegende Unterstützungen ziehen keinerlei Verpfl ichtungen nach sich«, 
steht klein gedruckt links unten und weiter: »Der Empfänger des Schrei-
bens (...) darf den Brief und die Spende einbehalten und für seine Zwe-
cke nutzen.« Die Verfasser verdeutlichten, dass »das Zeichen des NSU« 
die Sympathie und Verbundenheit »gegenüber der neuen Bewegung« 
symbolisieren sollte. »Niemals«, heißt es patheƟ sch, würde der NSU 
über eine Kontakt adresse erreichbar sein. Doch das Internet, Zeitungen 
und »Zines«, gemeint sind SzenezeitschriŌ en, seien »gute InformaƟ ons-
quellen – »auch für den NSU«. 

Dieses sichergestellte Asservat deutet darauf hin, dass die Neonazis 
der Zwickauer Zelle durchaus die KommunikaƟ on suchten, wenn viel-
leicht auch nur einseiƟ g. In der verfassten Datei namens »NSU Brief« 
betonten sie noch, dass eine Verbreitung »erwünscht« sei.



Katharina König/MaƩ hias Quent
Anfänge in der DDR
StaƟ onen der Entwicklung der Thüringer Neonaziszene
seit 1990

»Im Unterschied zur BRD wurde im sozialisƟ schen deutschen Staat der 
Faschismus mit allen seinen Wurzeln, mit Stumpf und SƟ el ausgerot-
tet.«1 Dieser LegiƟ maƟ onsmythos der DDR wurde spätestens mit dem 
Überfall von extrem rechten Skinheads auf ein inoffi  zielles Punkkon-
zert in der Ostberliner Zionskirche im Oktober 1987 off ensichtlich und 
unter medialer Beachtung widerlegt. Für die SED und ihre Organe war 
das dennoch kein Grund von der gefährlichen Lüge Abstand zunehmen. 
Bereits Ende der 1970er Jahre traten in der DDR jugendliche Skins auf, 
die sich opƟ sch an den »Westskins« orienƟ erten. Wie auch im Rest 
der DDR waren vor allem die größeren Thüringer Fußballvereine Anzie-
hungspunkte für die extrem rechten Jugendlichen. Feindbild und Op-
fer der Nazi-Skins waren von Anfang an vor allem Immigrierte und linke 
OpposiƟ onelle, wobei sich in einigen Jugendcliquen Rechte und Linke 
mischten und sich die off ene FeindschaŌ  erst mit der Vereinigung ent-
lud. Ab 1989 nahmen ausländerfeindliche AkƟ vitäten und gewalƩ äƟ ge 
Übergriff e massiv zu.2

Die Unwissenheit und Ignoranz der poliƟ schen Obrigkeit gegenüber 
den neonazisƟ schen Entwicklungen überlebten den poliƟ schen Wech-
sel der Wendezeit.3 Aufgrund des jugendlichen Potenzials und der Plan-
losigkeit der Behörden entwickelten sich die neuen Länder schnell zu 
beliebten AuŌ riƩ sorten rechtsextremer Bands. Auch neonazisƟ sche 
GroßdemonstraƟ onen mit bis zu 2.000 Neonazis, wie anlässlich des Ru-

1 Siegler, Bernd (1991): Auferstanden aus Ruinen. Rechtsextremismus in der 
DDR, Berlin: Editon Tiamat, S. 99.

2 Vgl. Klärner, Andreas (2008): Zwischen Militanz und Bürgerlichkeit. Selbstver-
ständnis und Praxis der extremen Rechten, Hamburg: Hamburger Editon, S. 93

3 Vgl. Schmidt, Jochen (2002): PoliƟ sche BrandsƟ Ō ung. Warum 1992 in Rostock 
das Ausländerwohnheim in Flammen aufging, Berlin: EdiƟ on Ost, S. 22.
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dolf-Heß-Gedenkmarsches 1992 in Rudolstadt, ließen nicht lange auf 
sich warten.

Kurz nach der Vereinigung trat in Thüringen eine Vielzahl neonazis-
Ɵ scher OrganisaƟ onen auf die Bildfl äche. Neben Parteien wie der NPD, 
der DVU und Die Republikaner (REP) veranstaltete der Verlag für Volks-
tum und Zeitgeschichtsforschung Lesertreff en. Regionale Gruppen wie 
der SA-Sturm Erfurt, verschiedene Skinhead-Cliquen und -Bands sowie 
bundesweit bedeutsame Neonazigruppen wurden akƟ v. Unter ande-
rem veranstaltete die Wiking-Jugend (WJ) Wehrsportlager in Thürin-
gen. Auch die Freiheitliche Deutsche Arbeiterpartei (FAP), die NaƟ o-
nalisƟ sche Front (NF) und die NaƟ onale Liste (NL) organisierten sich in 
Thüringen. Einer der wichƟ gsten FunkƟ onäre beim Auĩ au der Thürin-
ger Neonaziszene Anfang der 1990er Jahre war der ehemalige FDJ-Se-
kretär Thomas Dienel. Bis 1992 Vorsitzender des Landesverbandes der 
NPD, gründete er nach seinem AustriƩ  1992 die Deutsche NaƟ onale 
Partei (DNP). Der unter anderem wegen eines Überfalls auf ein Asyl-
bewerberheim im Weimar mehrfach vorbestraŌ e Dienel war ab 1995 
als bezahlter Informant für das Thüringer Landesamt für Verfassungs-
schutz (TLfV) täƟ g. Nach seiner EnƩ arnung behauptete Dienel, vor juri-
sƟ schen Zugriff en »gedeckt« worden zu sein sowie 1997 in Absprache 
mit dem Verfassungsschutz und von diesem fi nanziert eine FlugblaƩ -
kampagne gegen den GewerkschaŌ er Angelo Lucifero inszeniert zu ha-
ben, um ihn zu diskrediƟ eren.4

Zunächst gewannen in den neuen Bundesländern nicht die bekannten 
westdeutschen Wahlparteien, sondern randständige, radikale Neonazi-
gruppen an Einfl uss. Darunter zahlreiche informelle Zusammenschlüsse 
off en gewaltbereiter AkƟ visten, die vor allem der Skinhead-Subkultur 
angehörten. Während bis MiƩ e der 1990er Jahre der organisierte Neo-
nazismus auf Westdeutschland konzentriert blieb, wuchs in Ostdeutsch-
land eine extrem rechte Subkultur. Verschiedene OrganisaƟ onen ver-
suchten – oŌ  mit geringem Erfolg –, auf diese Einfl uss zu nehmen. Gerade 
dieses subkulturelle Milieu war maßgeblich für die Gewaltwelle gegen 
MigrantInnen in Ostdeutschland verantwortlich. Auf die rassisƟ schen 

4 Vgl. Hielscher, Almut/Mascolo, Georg/Winter, Steff en (2000): Man hat mich 
gedeckt, in: Der Spiegel Nr. 40, 2.10.2000, S. 109f.
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Pogrome in Rostock, Solingen, Mölln und anderswo, die sich vor allem 
gegen Asylsuchende richteten, reagierte der Bundesinnenminister ab 
1992 mit einer Reihe von Verboten. 15 Vereinigungen waren davon bis 
2000 betroff en – davon acht zwischen 1992 und 1994. Darunter auch 
bedeutende OrganisaƟ onen wie die WJ und die FAP, welcher u.a. der 
Thüringer Rechtsrockhändler und das ehemalige NPD-Bundesvorstands-
mitglied Thorsten Heise angehörte.

Die Neonaziszene reagierte auf die Verbotswelle bundesweit mit 
der Gründung Freier KameradschaŌ en. Richtungsweisend waren ab-
surderweise linke außerparlamentarische Gruppen. Deren Vorbild fol-
gend, hoŏ  e man, durch den Verzicht auf Parteibücher und Mitglieds-
ausweise für staatliche Repression weniger angreiĩ ar zu sein.5 Auch in 
Thüringen entwickelten sich die KameradschaŌ en6 neben der NPD zur 
zentralen OrganisaƟ onsform der extremen Rechten.

So gründeten sich bereits Anfang der 1990er Jahre in Jena, Saalfeld-
Rudolstadt, Gera und weiteren Thüringer Städten so genannte Freie Ka-
meradschaŌ en wie beispielsweise die KameradschaŌ  Jena, der damals 
neben André K. auch der seit November 2011 als »NSU-Unterstützer« 
inhaŌ ierte Ralf Wohlleben sowie Uwe Mundlos, Uwe Böhnhardt und 
Beate Zschäpe angehörten. Aus diesen KameradschaŌ en ging ab 1994 
die AnƟ -AnƟ fa OsƩ hüringen mit Sitz in Rudolstadt hervor. Nach dem 
Vorbild des Konzeptes des Hamburger Neonazis ChrisƟ an Worch stellte 
sie eine informelle und vermeintlich hierarchiefreie OrganisaƟ onsstruk-
tur dar und begriff  sich als Bestandteil einer militanten Neonaziszene.

Dies entsprach der Ankündigung der AnƟ -AnƟ fa u.a. in »Der Einblick« 
(1993), in welcher von »professioneller Vorbereitung« von AkƟ onen ge-
gen den poliƟ schen Gegner gesprochen wurde. In Thüringen bedeutete 
dies konkret: Regelmäßige wöchentliche Treff en der AnƟ -AnƟ fa Ost-
thüringen mündeten in einer Vielzahl von Übergriff en auf AnƟ faschis-
tInnen sowie öff entlichkeitswirksamen AuŌ riƩ e. Als Beispiel hierfür sei 
die Störung der Gedenkveranstaltung für die Opfer des Faschismus in 

5 Vgl. Schedler, Jan (2011): Modernisierte AnƟ moderne: Entwicklung des orga-
nisierten Neonazismus 1990-2010, in: Schedler, Jan/Häusler, Alexander (Hrsg.): Au-
tonome NaƟ onalisten. Neonazismus in Bewegung, Wiesbaden: VS, S. 18.

6 Auch Freie KräŌ e oder Freie NaƟ onalisten.
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Saalfeld-Rudolstadt am 10. September 1995 durch das Deponieren ei-
ner BombenaƩ rappe genannt.

Während das im Verfassungsschutzbericht 1994 bereits als eine Ver-
doppelung rechts moƟ vierter Taten verzeichnet wurde, urteilte das TLfV 
zwei Jahre später: »Neben dem Kreisverband der ›Republikaner‹ in Er-
furt exisƟ ert im Raum Rudolstadt/Saalfeld die weitgehend struktur-
lose Gruppierung ›AnƟ -AnƟ fa OsƩ hüringen‹, die auch unter den Namen 
›Thüringer Heimatschutz‹ (THS) und ›KameradschaŌ  Jena‹ auŌ riƩ .«7

Die Anfang der 1990er Jahre noch als Selbsƞ indung zu bezeichnende 
Phase Thüringer Neonazis mündete 1996 in der Gründung und Bün-
delung einzelner KameradschaŌ en im THS. Damit einhergehend kam 
es zur Professionalisierung, Radikalisierung und PoliƟ sierung der Thü-
ringer Neonaziszene. Unter der Führung von Tino Brandt im Landkreis 
Rudolstadt/Saalfeld sowie den ehemaligen Führungspersonen der Ka-
meradschaŌ  Jena André K., Uwe Mundlos, Uwe Böhnhardt und Ralf 
Wohlleben in Jena war zunehmend die Existenz einer organisierten 
Nazistruktur spürbar. Regelmäßig kam es zu Übergriff en auf alterna-
Ɵ ve Jugendliche, junge Erwachsene und MigrantInnen. Bedrohungssze-
narien wie Hetzjagden durch Mitglieder des THS waren bis Anfang der 
2000er Jahre Normalität. »NaƟ onal befreite Zonen« nach dem Konzept 
des MiƩ e 1991 erschienenen Aufrufs »Schaŏ   befreite Zonen« entstan-
den. Schwerpunkte dafür wurden erneut die Hochburgen des THS: der 
Landkreis Saalfeld/Rudolstadt und Jena. In Saalfeld wurde der Stadt-
teil Gorndorf für alternaƟ ve Jugendliche und junge Erwachsene zu ei-
ner »No-Go-Area«.

Das TLfV schätzte die Thüringer Neonaziszene MiƩ e der 1990er Jahre 
auf ca. 1.000 Personen, die Saalfelder Polizei sprach im Jahr 1997 von 
120 akƟ ven Neonazis im Landkreis. Von den 939 polizeilich registrier-
ten extrem rechten StraŌ aten im Jahr 1996 enƞ ielen 231, und damit 
mindestens 25%, auf Saalfeld-Rudolstadt.8

7 Thüringer Landtag (1996): Drs. 2/1075, 26.4.1996, S. 3.
8 Vgl. DiƩ es, Steff en (1997): Nach Verbot jubilierte die rechtsextreme Szene, in: 

PDS-FrakƟ on im Thüringer Landtag (Hrsg.): Saalfeld – DemokraƟ e im Würgegriff ? 
DokumentaƟ on zur Öff entlichen Anhörung der PDS-FrakƟ on im Thüringer Land-
tag am 5. November 1997, Erfurt: o.V., S. 10f.
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Brandt, Führungsfi gur des THS und seit 1994 V-Mann des TLfV war 
wahrscheinlich in mehrere dieser StraŌ aten verwickelt: In insgesamt 
35 teilweise schwerwiegenden Fällen wurde während seiner Zeit als 
V-Mann gegen ihn ermiƩ elt. Doch eine Verurteilung erfolgte nie.9 Im 
Oktober 1997 kam es zu einer Razzia des THS-Treff punkts in Heilsberg. 
Ausgehoben wurde das bis dahin größte Waff enarsenal bei Neonazis. 
Trauriger Höhepunkt war schließlich die Ermordung der 14-jährigen 
Saalfelderin Jana G. durch einen im örtlichen rechten Spektrum zu ver-
ortenden 15-Jährigen am 26. März 1998.

Ungestörte Radikalisierung

In Jena wurden die StadƩ eile Lobeda und Winzerla zum AgitaƟ onsgebiet 
– erst von der KameradschaŌ  Jena, dann von der THS-SekƟ on Jena. Das 
Jugendzentrum Winzerclub im StadƩ eil Winzerla war einer der Anlauf- 
und Treff punkte – auch von Uwe Mundlos, Uwe Böhnhardt und Beate 
Zschäpe. Die fehlende sozialpädagogische Professionalität entsprang 
dabei nicht nur in Jena aus dem falschverstandenen Konzept der »ak-
zepƟ erenden Jugendarbeit«. Die Zunahme von Übergriff en auf linke Ju-
gendliche wurde seitens der Öff entlichkeit weitestgehend negiert, die 
Junge Gemeine StadtmiƩ e Jena als einer der Treff punkte für Alterna-
Ɵ ve im Gegenzug als »Feindbild schaff end« kriƟ siert. Die Radikalisierung 
der THS-SekƟ on Jena konnte ungestört voranschreiten. 1996 tauchten 
erstmals AuŅ leber dieser Gruppe mit dem Aufdruck »Bratwurst staƩ  
Döner« auf. Als Verantwortlicher wurde André Kapke genannt.

Ebenfalls 1996 fand sich an einer Autobahnbrücke bei Jena eine men-
schengroße Puppe, versehen mit einem gelben Judenstern und ausge-
staƩ et mit einer BombenaƩ rappe. Verantwortlich dafür: Uwe Böhn-
hardt. Die nächste BombenaƩ rappe in Form einer Kiste tauchte am 6. 
Oktober 1996 im Fußballstadion Ernst-Abbe auf. Versehen war sie mit 
einem Hakenkreuz. Brieĩ ombenaƩ rappen wurden über den Jahres-
wechsel 1996/97 an eine lokale Zeitung, die Stadtverwaltung und die 
Polizei versandt. Anfang September 1997 wurde der nächste mit einem 

9 Vgl. Thüringer Landtag (2012): Drs. 5/4198, 15.3.2012.
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Hakenkreuz gekennzeichnete Koff er vor dem Theaterhaus aufgefunden. 
Der Koff er beinhaltete einen funkƟ onsfähigen Sprengsatz sowie zehn 
Gramm TNT. Nur drei Monate später, am 26. Dezember 1997, wurde 
erneut ein Koff er mit aufgesprühtem Hakenkreuz entdeckt – diesmal 
auf dem Jenaer Nordfriedhof, an einer GedenkstäƩ e für den anƟ faschis-
Ɵ schen Widerstandskämpfer Magnus Poser.

Ergänzt wurde diese Radikalisierung durch damals auŌ auchende Sze-
nezeitschriŌ en wie »Doitsche Musik« aus Erfurt oder die »Neue Thürin-
ger Zeitung – SƟ mme der NaƟ onalen Erneuerung«, die in Zusammen-
arbeit von Frank Schwerdt und Brandt entstand. Abgerundet wurden 
diese Thüringer Zustände durch Rechtsrockbands und -Konzerte, aber 
auch durch Szeneläden, die nicht nur Kleidung und Musik, sondern wie 
im Fall des MiƩ e der 1990er Jahre im Zentrum Jenas entstandenen La-
dens Madley sogar Waff en bereithielten. Dessen Inhaber sind keine Un-
bekannten. Zwar scheiterte die Etablierung eines zweiten naƟ onalen 
GeschäŌ s unter dem Namen Hatebrothers, mit dem Namen haƩ en sie 
sich jedoch selbst enƩ arnt: Sie waren einer in den 1990er Jahren in 
Kahla bestehenden Skinheadclique zuzurechnen, die dem Blood & Ho-
nour-Umfeld angehörte.10

Das Madley steht symbolhaŌ  für die Ausdehnung einer rechten All-
tagskultur im Thüringer Städten, zu der noch heute Neonazi-Läden ge-
hören. Bis zum Jahr 1998 wuchs der Thüringer Heimatschutz laut TLfV 
auf 120 Personen an. Thüringen war – gemessen an Übergriff en durch 
und Veranstaltungen von Neonazis – zum »braunen Herz Deutschlands« 
geworden. Die AkƟ vitäten des THS waren jedoch nicht lokal beschränkt: 
Regelmäßig werden bundesweite DemonstraƟ onen und AkƟ vitäten der 
Neonaziszene wahrgenommen: bspw. die AkƟ onstage zum Todestag 
des Hitler-Stellvertreters Rudolf Heß, die Teilnahme an Neonazi-Auf-
märschen gegen die Ausstellung »Verbrechen der Wehrmacht« in Mün-
chen oder in Dresden.

1998 erfolgte nach der Abwahl des ehemaligen NPD-Landesvorsit-
zenden Frank Golkowski eine engere Anbindung an die NPD, ohne das 

10 AnƟ fa-Rechercheteam Dresden, GAMMA Leipzig, AnƟ fa-Recherchegruppe 
Jena: Dossier »Blood & Honour«  – NSU-Helfer in Sachsen, 31.1.2012, online un-
ter: hƩ p://gamma.noblogs.org/archives/840.
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ausdiff erenzierte rechte Spektrum zugunsten der NPD zu minimieren. 
Die Zusammenarbeit des THS mit unterschiedlichen rechten Gruppen 
und Parteien intensivierte sich und wurde augenscheinlich in der Zu-
sammenarbeit und Unterstützung der BurschenschaŌ  Jenensia. Brandt 
sorgte auf Landesebene für eine enge Verbindung zwischen Kamerad-
schaŌ en und NPD: Ab 1999 war er Pressesprecher des Thüringen Lan-
desverbandes und ab April 2000 vorübergehend stellvertretender Lan-
desvorsitzender. 

Im Jahr 2000 waren bis zu sieben von zwölf NPD-Vorstandsmitglie-
dern in Thüringen gleichzeiƟ g Mitglieder des THS. Dieser fungierte als 
Bindeglied zwischen militanter Neonaziszene, NPD und den Jungen Na-
Ɵ onaldemokraten. Mit der An- und Einbindung des NaƟ onalen und So-
zialen AkƟ onsbündnisses WesƩ hüringen (NSAW) erweiterte der THS im 
Jahr 2000 sein AgitaƟ onsfeld über OsƩ hüringen hinaus. Treibende KraŌ  
war Patrick Wieschke, wegen AnsƟ Ō ung zu einem Sprengstoff anschlag 
vorbestraŌ er NPD-FunkƟ onär und heuƟ ger Stadtrat der NPD aus Eisen-
ach. Im Jahr 2001 wird Brandt als V-Mann des TLfV enƩ arnt. In den Jah-
ren 1994 bis 2001 soll er für seine Informantendienste etwa 200.000 
DM erhalten haben, die er laut eigenen Angaben zum Auĩ au der Be-
wegung verwendete. Der THS erfuhr durch die EnƩ arnung seiner Füh-
rungsfi gur einen Rückschlag und verlor an Bedeutung und BindekraŌ , 
die Neonaziszene in Thüringen begann, in neuen Formen zu agieren. Als 
idenƟ tätssƟ Ō endes Symbol jedoch exisƟ ert der THS – gemessen an der 
öff entlichen Verwendung des Namens – bis heute.

Mit der Entstehung der Autonomen NaƟ onalisten erfuhr die Anpas-
sung der Neonaziszene an veränderte gesellschaŌ liche Bedingungen 
ihre »gegenwärƟ g grellste Ausdrucksform«11 Die Selbstbezeichnung im-
pliziert die äußerliche OrienƟ erung am Lifestyle der radikalen Linken – 
vor allem der autonomen AnƟ fa – sowie die Aneignung deren militanten 
Selbstverständnisses. Auch in Thüringen setzte die extrem rechte Szene 
verstärkt auf ein modernes, jugendkulturell zeitgemäßes und akƟ ons-
orienƟ ertes Erscheinungsbild. 2002 tauchten bei Aufmärschen in Thü-
ringen erstmals linke Symbole, eine sozialrevoluƟ onäre Bildsprache und 
Anglizismen wie »fi ght the system« auf. Die äußerliche und takƟ sche 

11 Vgl. Schedler, a.a.O., S. 32.



61Anfänge in der DDR

Öff nung für andere Jugendkulturen jenseits der rechten Skinheads haƩ e 
ihr strategisches Pendant in der Verschiebung der AkƟ onsformen der 
extremen Rechten, die infolge der Hartz-IV-Gesetzgebung ihren Höhe-
punkt fand. Richteten sich die AkƟ vitäten und PublikaƟ onen der Szene 
zuvor stark an das eigene Klientel, gewinnen seit MiƩ e der 1990er Jahre 
medien- und öff entlichkeitsorienƟ erte AkƟ onen an Bedeutung. TradiƟ -
onelle Parteiveranstaltungen und spontane Gewalt treten zugunsten ei-
ner »takƟ schen Zivilisierung der Szene und einer symbolischen Anpas-
sung an akzepƟ erte Formen poliƟ schen Handelns«12 in der Hintergrund, 
während für soziale Bewegungen typische AkƟ vitäten wie Demonstra-
Ɵ onen und Kundgebungen zunehmen.13 Auch die inhaltliche Agenda 
veränderte sich. Verbreitete der THS 1996/1997 noch »Bratwurst staƩ  
Döner«-AuŅ leber, verlor die AgitaƟ on gegen MigrantInnen Ende der 
1990er Jahre an Bedeutung. Der Tenor lautet seit dem: »ZukunŌ  staƩ  
Globalisierung«; die gleichnamige Kampagne hat ihre PostanschriŌ  in 
Jena. Mit der »AnƟ globalisierungskampagne« werden tradiƟ onelle naƟ -
onalisƟ sche und völkische Elemente der extremen Rechten mit der sich 
immer dringlicher stellenden sozialen Frage verbunden.14 Wachsende 
Zweifel vieler Menschen an einer GesellschaŌ , die Arbeit zum höch-
sten gesellschaŌ lichen Gut erklärt, während Millionen Menschen kei-
nen Zugang zum Arbeitsmarkt fi nden, sollen so für ScheinalternaƟ ven 
und autoritäre OrienƟ erungssicherheiten mobilisiert werden.15 Die glo-
bale WirtschaŌ s- und Finanzkrise ab 2008 nutzen extreme Rechte für 
die Verbreitung anƟ semiƟ scher Verschwörungstheo rien, welche »die 
Juden« als Drahtzieher der Krise darstellen, meist chiff riert als »US-Ost-
küste«, »internaƟ onale Hochfi nanz« oder »zionisƟ sche Lobby«.16

12 Klärner, a.a.O., S. 65.
13 Vgl. Schedler, a.a.O., S. 26ff .
14 Vgl. Stöss, Richard (2010): Rechtsextremismus im Wandel, Berlin: o.V., S. 

39ff .
15 Böhnisch, Lothar: Rechtsextremismus als »Sog von unten«, in: Imbusch, Pe-

ter/Heitmeyer, Wilhelm (Hrsg.): IntegraƟ on – DesintegraƟ on. Ein Reader zur Ord-
nungsproblemaƟ k moderner GesellschaŌ en, Wiesbaden, 2008, S. 635-647.

16 Stöss, a.a.O., S. 42.
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Unterwanderung demokraƟ scher Proteste

Insbesondere in den strukturschwachen Regionen der neuen Bundes-
länder gelang es der extremen Rechten im Zuge der Hartz-Gesetzge-
bung, eigene AkƟ onen gegen Sozialabbau zu organisieren und demo-
kraƟ sche Proteste zu unterwandern. Schließlich schaŏ  e es die NPD 
seit über 25 Jahren erstmalig, in Landesparlamente (Sachsen und Me-
cklenburg-Vorpommern) einzuziehen; die DVU wurde zweimal nach-
einander in den Landtag von Brandenburg gewählt (1999-2009).17 Die 
extrem rechten Parteien in Thüringen konnten von dem Trend kaum 
profi Ɵ eren. Die Ursachen hierfür liegen nicht in der mangelnden Nach-
frage. Vor allem Ergebnisse der Landtagswahlen zeigen, ob und wie es 
diesen Parteien gelingt, Wahlpersonal und die für einen Wahlkampf nö-
Ɵ ge Infrastruktur zu gewährleisten. Ihr Scheitern an der Fünf-Prozent-
Hürde spiegelt in Thüringen vor allem ihre Angebotsschwäche und in-
terne ZerstriƩ enheit wieder.18

Mit den REP trat 1994 erstmals eine extrem rechte Partei bei den 
Landtagswahlen im Freistaat an und erreichte 1,3% der ZweitsƟ mmen. 
1999 konkurrierten drei Parteien aus der extremen Rechten um die 
SƟ mmen für den Landtag: Die DVU erreichte 3,1%, die NPD 0,2% und 
die REP 0,8% der ZweitsƟ mmen. 2004 haƩ e sich die NPD, bei sehr nied-
riger Wahlbeteiligung von nur 53,8%, auf 1,6% verbessert. Die REP er-
langten 2%; die DVU trat nicht an. Ab 2004 verloren die extrem rechten 
Parteien neben der NPD in Thüringen endgülƟ g an Relevanz. 2009 er-
langte die NPD 4,3 und die REP 0,4% der abgegebenen ZweitsƟ mmen, 
wobei die NPD in manchen Wahlkreisen deutlich darüber lag (bspw. 
Saalfeld-Rudolstadt 6,1%) und in manchen Kommunen nur knapp hin-
ter den großen Volksparteien lag (bspw. In Schmiedefeld mit 17%).19 
Bei den Kommunalwahlen im selben Jahr konnte die extreme Rechte in 

17 Vgl. ebd.
18 Vgl. Edinger, Michael (2010): Gefährdung der demokraƟ schen Kultur in Thü-

ringen, Jena: o.V., S. 30.
19 Vgl. Thumfart, Alexander (2011): Einzug in die Parlamente, in: Heinrich-Böll-

SƟ Ō ung Thüringen/Nazis in Parlamenten RedakƟ onskollekƟ v (Hrsg.): Nazis in Par-
lamenten. Eine Bestandsaufnahme und kriƟ sche Analyse aus Thüringen, Erfurt: 
o.V., S. 15-25.
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Thüringen 25 Mandate gewinnen.20 Dass die summierten SƟ mmenge-
winne der extrem rechten Parteien in Thüringen ab 1999 nur moderat 
variierten (siehe Tabelle 1) kann nicht über die damit verbundene Radi-
kalisierung hinwegtäuschen: Bei den REP handelt es sich vor allem um 
eine rechtspopulisƟ sche und rassisƟ sche Partei, während die NPD als 
nunmehr wichƟ gste extrem rechte Partei mehrheitlich off en system-
feindlich und neonazisƟ sch geprägt ist.

Der Bedeutungsgewinn der NPD zeichnet sich auch an der Mitglie-
derentwicklung in Thüringen seit Ende der 1990er Jahre ab. Nach ei-
ner StagnaƟ on der Mitgliederzahlen zwischen 40 und 60 sƟ eg die Zahl 
auf etwa 260 (1999). Den bisherigen Höchststand erreichte die NPD in 
Thüringen 2007 mit etwa 550 Mitgliedern. Seitdem ist die Zahl wieder 
rückläufi g.21 

Zentrales Element der Strategie der extrem rechten Bewegung ist 
spätestens seit der Jahrtausendwende auch in Thüringen der Immobi-
lienerwerb. Die erworbenen Gebäude dienen als LogisƟ k-, Schulungs- 
und Veranstaltungszentren und werden zum Teil als Wohnraum genutzt. 
Mit Scheinkäufen und -anmietungen – in der Vergangenheit bspw. un-
ter dem Pseudonym »Sunny Market« – versuchen Thüringer Neonazis, 
die Angst der Kommunen vor rechten Immobilien auszunutzen. Durch 
vorgespieltes Kaufi nteresse sollen künstlich Preise in die Höhe getrieben 
werden und dafür bei erfolgreichem Verkauf – z.B. an die Gemeinde – 
eine Provision vom Verkäufer in die braunen Kassen fl ießen.

20 Vgl. Wellsow, Paul (2011): Zuerst die Kommunen. Die NPD in Thüringer Kom-
munalparlamenten, in: Heinrich-Böll-SƟ Ō ung Thüringen/Nazis in Parlamenten Re-
dakƟ onskollekƟ v (Hrsg.): Nazis in Parlamenten. Eine Bestandsaufnahme und kri-
Ɵ sche Analyse aus Thüringen, Erfurt: o.V., S. 26-39.

21 Vgl. Quent, MaƩ hias (2011): Die extreme Rechte in Thüringen, in: ebd., S. 8-
14.

Tabelle 1: Wahlergebnisse rechtsextremer Parteien in Thüringen 
Thüringer Landtagswahlen 1994 1999 2004 2009

ZweitsƟ mmen für extrem rechte 
Parteien gesamt (in %)

1,3 4,1 3,6 4,7
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Eine besondere Rolle in der extrem rechten Angebots- und Erlebnis-
welt in Thüringen nehmen seit 2002 explizite Rechtsrock-Kundgebungen 
ein. Die Neonazis nutzen dabei – häufi g von der NPD angemeldet – das 
Versammlungsrecht, um mit neonazisƟ scher Musik und dem dazugehö-
rigen jugendspezifi schen Merchandise bereits im vorpoliƟ schen Raum 
Anhänger zu mobilisieren und miƩ els Liedtexten, Rednern und Werbe-
materialien zu poliƟ sieren. Für die Mobilisierung zu Versammlungen 
und als Privatveranstaltungen getarnten Konzerten nutzen Thüringer 
Neonazis ebenso neue Medien wie für die Verbreitung von Ideologie 
und der KommenƟ erung des poliƟ schen Tagesgeschehens. Die Ver-
breitung sozialer Netzwerke als neuarƟ ger virtueller Lebens- und Kom-
munikaƟ onsraum, vor allem für Jugendliche, stellt eine neue Heraus-
forderung für die demokraƟ sche Auseinandersetzung und AuŅ lärung 
gegen die extreme Rechte dar: Eine Vorreiterrolle bei der Nutzung des 
Internets nehmen im Freistaat die KameradschaŌ en des Freien Netzes, 
vor allem in Altenburg, Jena/Kahla und Saalfeld ein. Über die Bedeu-
tung und Auswirkungen der Verbreitung von Plaƪ  ormen wie Facebook 
oder TwiƩ er für soziale Bewegungen im Allgemeinen und den Neona-
zismus im Besonderen liegen kaum belastbare Studien vor. Die Vermu-
tung liegt jedoch nahe, dass die Entwicklung des Internets die InsƟ tuƟ -
onalisierung von zuvor halb- oder illegalen Handelsstrukturen und die 
schnelle Verbreitung von InformaƟ onen und modernen Erscheinungs-
formen begünsƟ gt.

Die Ideologie und der Hass sind keine Singularität des NSU und ihrer 
UnterstützerInnen. Ideologische und logisƟ sche Angebote zum Kampf 
im Untergrund wie etwa Veranstaltungen mit dem früheren Rechtster-
roristen Karl-Heinz Hoff mann, aber auch Anleitungen für Anschläge 
kursieren in der Neonaziszene und werden wenigstens informaƟ v ge-
nutzt. Die Thüringer SituaƟ on eines zumindest fahrlässigen Verhaltens 
von Behörden, die fi nanzielle Unterstützung – sei es durch MiƩ el des 
Verfassungsschutzes an V-Leute oder auch Existenzgründungshilfen 
des Thüringer Sozialministeriums – sowie die mehrheitliche Ignoranz 
gegenüber dem Auf- und Ausbau Thüringer Neonazi-Strukturen in den 
1990er Jahren durch ZivilgesellschaŌ  und Kommunen stellen Faktoren 
der ideologischen FesƟ gung und strukturellen Verankerung diverser 
Neo nazigruppen und somit für das Entstehen der NSU und ihres Un-
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terstützernetzwerkes dar. NeonazisƟ sche Ideologie und entsprechende 
Strukturen sind in Thüringen weiter existent – auch wenn sich der öf-
fentlich-mediale Druck auf diese deutlich erhöht hat. Die Ignoranz, aber 
auch die Einstellungen der MehrheitsgesellschaŌ  in Thüringen bieten 
seit Jahren einen Resonanzboden für AkƟ vitäten der Neonazis. 56% der 
ThüringerInnen halten laut Thüringen-Monitor, eine Studie der Univer-
sität Jena aus dem Jahr 2011, Deutschland für »gefährlich überfrem-
det«. Und das bei einem »Ausländeranteil« von nicht einmal 3%! 19% 
verharmlosen das NS-Regime und 11% vertreten anƟ semiƟ sche Ein-
stellungen. Ein öff entlich-medialer Druck auf Neonazi-Strukturen reicht 
nicht mehr aus. Es gilt, ihnen den Resonanzboden zu entziehen. Es gilt, 
eine freie und off ene GesellschaŌ  zu ermöglichen.



Felix Korsch
Streifzüge durchs »Kernland«
Sachsen als Hochburg der Neonaziszene

Dass es immer wieder um Sachsen geht, wenn von Neonazis gespro-
chen wird, ist nicht zu verstehen ohne ihre außerordentliche Geschichte. 
Sie ist in sich widersprüchlich und läuŌ  entlang kaum bekannter und 
gern verdrängter Wegpunkte. Und doch zeichnen sich auff ällige KonƟ -
nuitäten ab – deren Anfang spielt in Leipzig: Die zentrale Forderung ei-
ner der letzten großen Montagsdemos war die Einführung der D-Mark. 
Das illustrierten Pressebilder, aber sie zeigten nicht, was am 12. Februar 
1990 außerdem geschah: Anhänger der Partei Die Republikaner (REP) 
haƩ en auf dem Dach des Opernrestaurants, auf dem damaligen Karl-
Marx- und heuƟ gen Augustusplatz, ein Transparent enthüllt. Unter die 
Demonstrierenden haƩ en sich an die tausend Neonazis gemischt, die 
»Deutschland erwache!« skandierten, danach durch die Innenstadt zo-
gen, MigrantInnen bedrohten und zwei von ihnen im Leipziger Haupt-
bahnhof zusammenschlugen.

Die Leipziger Montagsdemos waren nicht nur Einfallstor für naƟ ona-
lisƟ sche Parolen, sondern Ort der ersten öff entlichen und massenhaŌ en 
Neonazi-Propaganda in der DDR. Die heute bedeutungslosen Republika-
ner waren zuerst da, aber Leipzigs Image als »Heldenstadt« lockte auch 
ihre erfolgreicheren Konsorten. Die NPD organisierte zur Wendezeit 
mit Propaganda im Gepäck Ausfl üge nach Leipzig. Mit dabei war Peter 
Marx, fortan einer der wichƟ gsten NPD-Kader auf Bundesebene. Ge-
meinsam mit Gesinnungsgenossen wie dem Leipziger Jürgen Schön und 
Uwe Leichsenring aus Königstein (Sächsische Schweiz) wurden im März 
1990 die MiƩ eldeutschen NaƟ onaldemokraten (MND) gegründet.1

1 Staud, Toralf (2005): Moderne Nazis. Die neuen Rechten und der AufsƟ eg 
der NPD, Köln: Kiepenheuer & Witsch, S. 42; vgl. zur Frühgeschichte der säch-
sischen NPD auch AnƟ faschisƟ sches BroschürenkollekƟ v Leipzig (1995): Leipzig 
ganz rechts. Eine DokumentaƟ on rechtsextremer AkƟ vitäten in Leipzig 1989-1995, 
Leipzig: o. V.
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Planmäßig waren die MND-Strukturen, Jugendverband inklusive, am 
24. März 1990 mit einem Parteitag in die Öff entlichkeit getreten. Das 
Einzugsgebiet umfasste den heuƟ gen Freistaat Sachsen. Auf MND-Pla-
katen stand noch distanzierend geschrieben: »Wir sind deutsch-naƟ o-
nal – aber keine Nazis!«,2 darunter »Ein Herz für Deutschland«. Dieselbe 
Abbildung vertreibt die NPD bis heute als AuŅ leber und der »Freun-
deskreis ›Ein Herz für Deutschland‹« lädt noch immer zu Veranstaltun-
gen ein. In der Anfangszeit war das nur Camoufl age, eine Interimslö-
sung, die mit der Abwicklung der DDR obsolet geworden ist. Im August 
1990 nannte man sich in Sachsen schon NPD, im September wurde ein 
Landesverband gegründet und im Oktober der Anschluss an die Par-
tei vollzogen.

Anderthalb Jahrzehnte hat die NPD benöƟ gt, um in ihrem östlichen 
Kernland den Sprung in den Landtag zu schaff en. In ihrer Frühzeit ver-
zeichneten Neonazigruppen auch in Sachsen weder die erhoŏ  en Mas-
seneintriƩ e, noch bedeutsame Wahlerfolge. Rechts von der CDU be-
gann 1990 die Deutsche Soziale Union (DSU) nach WählersƟ mmen zu 
fi schen, und innerhalb des radikalen Lagers gab es für die NPD neben 
den REP und der DVU weitere Konkurrenz: FrühzeiƟ g wurde die berüch-
Ɵ gte GesinnungsgemeinschaŌ  der Neuen Front des Neonazis Michael 
Kühnen akƟ v, es entstanden Zellen der uniformierten Wiking-Jugend 
(WJ), um nur die bekanntesten zu nennen. Zu Beginn war auch die Frei-
heitliche Arbeiterpartei (FAP) einfl ussreich. Ihre erste Ost-Ortsgruppe 
entstand Ende 1990 in Leipzig; hier haƩ e sie sich mit der Völkischen 
Front (VF) auch gleich einen militanten Arm zugelegt. In FlugschriŌ en 
kündigte die VF an, eine »naƟ onalsozialisƟ sche Widerstandsgruppe« 
aufzubauen, »die sich auf den Kampf mit den Gegnern des Deutschen 
Reiches und Rasse vorbereitet«.3

Abgesehen von stadƩ eil- oder gemeindebezogenen Kleingruppen, 
die wie Pilze aus dem Boden schossen, handelte es sich bei den damals 

2 Aus dem anfänglichen Tabuwort »Nazi« wurde eine posiƟ ve, selbstbewusste 
Zuschreibung der NPD: Anfang 2012 wurde in Leipzig an einem Haus, in dem die 
NPD-Stadtratsabgeordneten Büros haben, ein Transparent mit der AufschriŌ  »ein 
Ort für Nazis« aufgehängt.

3 Vgl. AnƟ faschisƟ sche AkƟ on/Bundesweite OrganisaƟ on (1993): Kampf der FAP 
– dem organisierten Neonazismus entgegentreten, Hamburg: o. V., S. 59.
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akƟ vsten Neonazi-OrganisaƟ onen fast durchgängig um West-Importe. 
Der Boden war unabhängig von ihnen fruchtbar: Seit Anfang der 1980er 
Jahre gab es in der DDR eine gewalƞ xierte Skinhead-Szene und ab MiƩ e 
der 1980er häuŌ en sich GewalƩ aten gegen VertragsarbeiterInnen. Par-
allel dazu wurden Fußballstadien zum Ort rechter PoliƟ sierung. Punk-
tuell entstanden auf dieser Grundlage bereits organisierte neofaschis-
Ɵ sche Kleinstgruppen, zum Ende der DDR hin konnte man bereits von 
einer Szene sprechen. Im Jahr 1989 wurden ihr etwa 300 StraŌ aten zuge-
schrieben. Solche Taten fi elen unter »Rowdytum«, nur wenige wurden 
öff entlich bekannt, Ausnahmen wie der Überfall auf die Berliner Zions-
kirche bestäƟ gten die Regel. Als dann die Einheit kam, waren die Neo-
nazis in fast allen Regionen schon da.

Und sie schlugen vermehrt zu. Es waren AkƟ onen wie diese, über die 
in einer SzenezeitschriŌ  unter der ÜberschriŌ  »Gau Sachsen« anonym 
berichtet wurde: »Wir haƩ en hier in Leipzig letztens eine recht gelun-
gene AkƟ on gegen ›Hütchenspieler‹ unternommen, in deren Verlauf es 
zu einer (mal abgesehen von den am Boden um Gnade winselnden Ka-
nacken) sehr unüberlegten PolizeiakƟ on [kam]. (...) Der Polizei-Lada liƩ  
jedoch ein wenig unter der folgenden BefreiungsakƟ on.«4 Knapp 100 
Neonazis, darunter Skinheads, rechte Hooligans und FAP-AkƟ visten, wa-
ren an diesem Überfallkommando im Juni 1991 beteiligt gewesen. In 
der Innenstadt wurden aus einem Auto heraus Knüppel verteilt. In den 
folgenden Tagen wiederholten sich ähnliche Szenen,5 dabei kursierten 
auch FlugbläƩ er. Sie riefen auf zur »Freihaltung der Leipziger Strassen 
von fremdrassigen und kriminellen Hütchenspielern, vietnamesischen 
ZigareƩ enschmugglern und Kanaken« und zur Schaff ung »befreiter Zo-
nen«. Durchsetzen wollte man sie auch durch »Plünderung der mulƟ -
kulturellen Judenläden«.

Ähnliche Szenen spielten sich in vielen Orten Sachsens ab. Zur sel-
ben Zeit bekam die ostdeutsche Rechte auch einen ersten »Märtyrer«: 
Rainer Sonntag, Neonazi aus Dresden und Kühnens wichƟ gster Mann 

4 Proißens Gloria (1991). 1. Jg., H. 2, o. Paginierung.
5  Zahlreiche AkƟ onen sind dokumenƟ ert in der Broschüre des AnƟ faschisƟ -

schen RedakƟ onskollekƟ vs (1998): Leipzig: Es geht nicht nur um den ersten Mai, 
Leipzig: o. V.



69Streifzüge durchs »Kernland«

im Osten, wurde in der Nacht zum 1. Juni 1991 erschossen. Mit seinen 
Anhängern haƩ e er sich bei vollem Körpereinsatz in den »Kampf um 
die Straße« geworfen, sich aber nicht nur an »Hütchenspielern« vergrif-
fen, sondern auch mit der Rotlichtszene angelegt. Der Radikalisierung 
tat das keinen Abbruch. In vielen Orten – auch hier ging Sachsen voran 
– entlud sich der rechte AkƟ vismus an UnterkünŌ en für Asylbewerbe-
rInnen. Am 24. August 1991 überfi elen Neonazis ein Heim in Wurzen, 
das bis heute eine rechte Hochburg ist.6 Am 17. September 1991 be-
gann in Hoyerswerda die mehrtäƟ ge Angriff swelle auf Wohnheime für 
VertragsarbeiterInnen und AsylbewerberInnen. StaƩ  Widerstand or-
ganisierten einige BürgerInnen den Nachschub an Steinen und Benzin. 
Der Massenüberfall, zu dem Nazis aus ganz Deutschland angereist wa-
ren, endete mit mehreren Schwerverletzten. Es waren die bis dahin hef-
Ɵ gsten rassisƟ schen Angriff e seit dem Ende des NaƟ onalsozialismus – 
Hoyerswerda war der Prototyp für Rostock-Lichtenhagen und fortan ein 
Synonym für das Konzept der »naƟ onal befreiten Zonen«.

Weitreichende Vernetzung

Dem militanten Rassismus war eigen, dass er keinen besonderen Orga-
nisaƟ onsgrad voraussetzte. Von der Vielzahl neofaschisƟ scher Gruppen 
in Sachsen waren viele sowieso idenƟ sch oder gingen auf dieselben Ak-
teure zurück. In Leipzig zeichnete beispielsweise Dirk Z. für die MND-Pro-
paganda verantwortlich und war anfänglich ihr Pressesprecher. Dane-
ben engagierte er sich auch in der WJ und baute den FAP-Landesverband 
auf. Sachsen entpuppte sich dafür als ideales Terrain. Das Experiment 
erliƩ  durch Verbote, wie gegen die WJ 1994 und im Jahr darauf gegen 
die FAP, einen ersten Rückschlag. Die aufgerissenen Leerstellen konn-
ten rasch kompensiert werden, vor allem durch den nachhalƟ g poliƟ -
sierten Teil der damals dominanten Skinheadsubkultur.

6 Vgl. AnƟ faschisƟ sches RedakƟ onskollekƟ v (1996): Wurzen – Das Ende fa-
schisƟ scher Zentren, wie wir sie kennen. Entwicklung im Muldentalkreis 1991-
1996, Leipzig: o. V.
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In der rechten SkinheadzeitschriŌ  »Hass AƩ acke« hieß es 1993: »Nun 
ist es endlich an der Zeit, auch hier in Sachsen eine SekƟ on ins Leben 
zu rufen«7 – gemeint war eine SekƟ on der internaƟ onalen Hammer-
skin-Bewegung. Treibende KraŌ  war Mirko H.8 aus Sebnitz in der Säch-
sischen Schweiz. Bald fanden in vielen sächsischen Orten Konzerte un-
ter dem Label der Hammerskins staƩ . Hinzu gesellte sich ab MiƩ e der 
1990er eine SekƟ on von Blood & Honour (B&H). »Unser Ziel ist es vor 
allem, die weiße Jugend zu vereinen«, hieß es auf einem FlugblaƩ . Man 
wolle als »unabhängige naƟ onalisƟ sche Bewegung (...) unsere NaƟ on 
zurückgewinnen« und kämpfe dafür, »die weiße Rasse zu erhalten«. 
Dieser Kampf konzentrierte sich auf Hochburgen wie Chemnitz und 
Südwestsachsen, also der Region in der auch etliche NSU-Unterstüt-
zer akƟ v gewesen sind. Regelmäßige zumeist illegale Rechtsrock-Kon-
zerte waren ein stabiles Standbein von B&H wie den Hammerskins und 
obendrein ein fl orierendes GeschäŌ . Ihr Anhang organisierte sich in re-
gionalen Gruppen, die aber vorrangig nicht zur Musik, sondern zu »üb-
lichen« Neonazi-AkƟ onen tendierten.

Vor allem gelang in der zweiten HälŌ e der 1990er Jahre in Sachsen 
das, was neofaschisƟ sche Gruppen im ersten Anlauf nach der Wende 
nicht geschaŏ   haƩ en: eine weitreichende Vernetzung der Szene, auch 
über Bundesländergrenzen hinweg, sowie eine InsƟ tuƟ onalisierung ih-
rer poliƟ schen Strukturen. Die ProdukƟ on von Tonträgern zahlreicher 
Neonazi-Bands wurde vor Ort von professionellen Labels geleistet und 
für Verkauf und Vertrieb dienten SzenegeschäŌ e, die sich obendrein als 
Treff punkte eigneten. Das meiste geschah klandesƟ n, auch weil staƩ -
liche Summen in Umlauf waren.

Verborgen blieb den Behörden dieses Treiben nicht, die Blood & Ho-
nour Division Deutschland wurde schließlich im September 2000 ver-
boten. In Sachsen war die vermeintliche Zerschlagung aber ein Schlag 
ins Wasser. Die Verbotsverfügung ist aus jurisƟ schen Gründen keinem 
AkƟ visten der SekƟ on zugegangen, obwohl sie durchaus tonangebend 

7 Hass AƩ acke (1993). 2. Jg., H. 3, S. 62.
8 Später wurde bekannt, dass H. jahrelang als V-Mann des Verfassungsschutzes 

arbeitete. Als er 2002 in einer polizeilichen Vernehmung befragt wurde, hat er die-
sen Vorhalt nicht demenƟ ert.
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waren. Ausgerechnet in Sachsen gab es somit auch keine wirksame Auf-
arbeitung der verzweigten Neonazi-Netzwerke. Eine Folge ist, dass da-
mals entstandene Versand- und Vertriebsstrukturen, wie etwa PC Re-
cords in Chemnitz und Front Records in Wurzen, bis heute exisƟ eren.9 Bis 
zum heuƟ gen Tage wird das Problem poliƟ sch kaum ernst genommen. 
Das sächsische Innenministerium ordnete B&H noch im März 2012 le-
diglich der »rechtsextremisƟ schen subkulturellen Szene« zu, eine rück-
blickende Befassung würde zulasten der »AuŅ lärung der rechtsterro-
risƟ schen Strukturen« gehen.10 Nur war B&H, das zeigt der Kreis der 
NSU-UnterstützerInnen und Waff enbeschaff erInnen, off enbar selbst 
Teil solcher Strukturen.

Für diese Strukturen bekamen sächsische Neonazis Hilfe von weiter 
her: Im Herbst 1996 fand in Chemnitz ein Skinhead-Konzert mit der bri-
Ɵ schen Rechtsrockband No Remorse staƩ , einem Urgestein des B&H-
Netzwerks. Im selben Jahr veröff entlichte die Band ihr bekanntestes 
Album. Der Titel des indizierten, rassisƟ schen Machwerks »Barbecue 
in Rostock« war eine Anspielung auf das Pogrom in Rostock-Lichtenha-
gen. Es war der Soundtrack zu einer Ideologie, die in der Szene akzep-
Ɵ ert war und besonders in Chemnitz ZusƟ mmung fand. Dort organi-
sierte eine Clique Chemnitz Concerts 88 (CC88) solche Konzerte. Deren 
Anführer waren führende Köpfe der sächsischen B&H-SekƟ on und gel-
ten als NSU-Unterstützer.

Die briƟ schen Gäste waren von ganz ähnlichem Kaliber: Zum Konzert 
angereist war die Führungsriege von Combat 18 (C18). Die terrorisƟ sche 
Gruppe wurde 1992 in London gegründet, zunächst als Saalschutz der 
BriƟ sh NaƟ onal Party (BNP). C18 wollte aber nicht an Wahlen teilneh-
men, sondern Gewalt ausüben: Unter dem Namen »Redwatch« began-
nen die AkƟ visten – zeitgleich zur »AnƟ -AnƟ fa«-Kampagne in Deutsch-
land – mit dem Anlegen von Todeslisten und Angriff en auf MigrantInnen 
und poliƟ sche GegnerInnen. Nach dem Bruch mit der BNP wurde C18 

9 Vgl. Schöner leben ohne Naziläden (2005): Schöner leben ohne Naziläden. Re-
cherchen, Analysen, Widerstand gegen Nazisubkultur in Sachsen, Leipzig: o. V.

10 Sächsisches Staatsministers des Inneren (2012): Stellungnahme zum Antrag 
der FrakƟ on DIE LINKE, Drs. 5/8218, 14.2.2012.
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Teil des B&H-Netzes und der gewaltbereite Arm der Bewegung. Etliche 
Nazi-Skinheads und Hooligans schlossen sich C18 an.

Auf dem Höhepunkt ihrer Popularität kam C18 nach Chemnitz, mit 
dabei Will Browning, genannt »The Beast«.11 Er stand hinter dem Label 
ISD Records, benannt nach Ian Stuart Donaldson, einem Heroen der Be-
wegung und Gründer von B&H. Browning wollte sich im Rahmen des 
Chemnitz-Trips mit Vertretern ostdeutscher PlaƩ en-Labels treff en, au-
ßerdem mit Kollegen des berüchƟ gten skandinavischen Labels NS88, 
das von Marcel Schilf, einem Neonazi aus Brandenburg, von Dänemark 
aus geleitet wurde. ISD Records und NS88 waren damals Markƞ ührer 
für Neonazimusik, Sachsen war Teil der inoffi  ziellen Vertriebswege. Mit 
Movement Records, angeführt von den Chemnitzern Jan W. und An-
dreas G. – beides mutmaßliche NSU-Helfer – entstand in Sachsen eben-
falls ein kleines Szene-Imperium mit Anbindung an B&H.

C18 wurde auch in Chemnitz seinem Ruf gerecht. Das Konzert endete 
im Chaos, weil es zu einer Schlägerei zwischen Bandmitgliedern kam. 
Der Besuch wurde sogar aktenkundig: Abends musste die Polizei an-
rücken, weil die C18-Abordnung einen deutschen »Kameraden« miss-
handelte, den man für einen Spitzel hielt. Zurück in Großbritannien war 
Browning 1997 bei der Ermordung eines C18-»Kameraden« anwesend. 
Überdies startete die Grupe im selben Jahr mit einer Terror-Kampagne. 
Browning wurde verdächƟ gt, einen dänischen Neonazi zum Versenden 
von Brieĩ omben angestachelt zu haben. Ein weiterer Neonazi mit C18-
Kontakten, David Copeland, zündete im April 1999 drei Nagelbomben 
in London, seine Ziele waren MigrantInnen und Homosexuelle in Brix-
ton, East End und Soho. Drei Menschen starben.

Informell blieb C18 auch in Deutschland präsent, der Kontaktmann 
saß in Brandenburg und nannte sich Carsten Szczepanski. Er war bald 
besser bekannt als »Piato«, denn er entpuppte sich als V-Mann des 
Verfassungsschutzes. Mit den C18-AkƟ visten gut bekannt war auch 
der damals in Niedersachsen ansässige KameradschaŌ sführer Thorsten 
Heise.12 Er sƟ eg später in den NPD-Bundesvorstand auf. Auch in Sach-

11 Ausführlich zum Besuch Lowles, Nick (2011): White Riot. Die Combat 18-Story: 
AufsƟ eg und Untergang einer Nazi-Terror-Gruppe, Kar: o.O., S. 152f.

12 Ebd., S. 150ff .
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sen hinterließ C18 einen bleibenden Eindruck, denn Chemnitzer Fanzines 
enthielten Ehrerbietungen in Richtung des großen Vorbilds. Dieses lie-
ferte auch SƟ chworte wie »Rassenkrieg«.

Den wollte in den Jahren 2000 und 2001 die Weiße BruderschaŌ  Erz-
gebirge (WBE) enƞ achen. Zu der KameradschaŌ  – ihr Fanzine »The Aryan 
Law & Ordner« nahm deutlichen Bezug auf B&H – gehörten etwa 20 Ak-
Ɵ visten aus Süd- und Südwestsachsen. Zu der Clique zählten die Brüder 
Maik und Andre E. Der zweite kam in UntersuchungshaŌ , weil er u.a. 
an der ProdukƟ on des NSU-Bekennervideos beteiligt gewesen sein soll. 
Auch MaƩ hias D. gehörte zur WBE, deren Einfl uss sich bis nach Zwickau 
und Chemnitz erstreckte. Des Weiteren war er, wie die anderen beiden, 
Mitglied der Brigade Ost in Johanngeorgenstadt und soll der NSU-Zelle 
Ausweisdokumente sowie eine UnterkunŌ  beschaŏ   haben.

Das Interesse an terrorisƟ schen AkƟ onen wurde schwarz auf weiß 
bekundet. Im WBE-Fanzine hieß es, man wolle »Anlaufstelle für alle 
Ra[sse]bewußten Menschen sein, die nicht nur zu sehen möchten, son-
dern auch einen Teil zu unserer Sache beitragen wollen.«13 Die beiden 
erschienenen HeŌ e waren gefüllt mit rassisƟ schen und anƟ semiƟ schen 
Tiraden. Der Druck wurde ermöglicht durch namhaŌ e Szene-Unter-
stützer; Anzeigen schalteten u.a. das Label Movement Records, der 
Chemnitzer Szeneladen Backstreetnoise sowie The Last Resort Shop in 
Zwickau.14 Beide GeschäŌ e exisƟ eren bis heute.

Die Verbotsverfügung gegen B&H machte im Jahr 2000 auch darauf 
aufmerksam, dass das Netzwerk zumindest seit 1998 gezielt Veran-
staltungen der NPD »für öff entliche AuŌ riƩ e im gesamten Bundesge-
biet« nutzt.15 Kein Wunder, der »Kampf um die Straße« ist seitdem in 
der NPD Programm16 und Sachsen ein zentraler Schauplatz. Am 1. Mai 

13 The Aryan Law and Order (2001), 2. Jg., H. 2, S. 5f.
14 The Aryan Law and Order (2000), 1. Jg., H. 1, S. 43f. sowie The Aryan Law and 

Ordner (2001), a.a.O., S. 33, 60, 54.
15 Bundesministerium des Inneren (2000): Verbotsverfügung Blood & Honour 

– Division Deutschland, S. 9.
16 Schulze, Christoph (2008): Was ist das Vier-Säulen-Konzept?, in: Virchow, Fa-

bian/Dornbusch, ChrisƟ an (Hrsg.): 88 Fragen und Antworten zur NPD. Weltan-
schauung, Strategie und AuŌ reten einer Rechtspartei – und was Demokraten da-
gegen tun können, Schwalbach/Ts.: Wochenschau, S. 74; Brust, Roland (2008): 
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1998 versammelten sich am Leipziger Völkerschlachtdenkmal mehr als 
6.000 Neonazis, um dort laut der Parteizeitung »Deutsche SƟ mme« die 
»größte naƟ onale Veranstaltung in MiƩ eldeutschland seit 1945« zu be-
suchen.17 Ihr opƟ misƟ sches Fazit: »Noch dominiert bei vielen der diszipli-
nierten Jugendlichen eine reine Protesthaltung, die sich in Glatze, Bom-
berjacke und rechter Jugendkultur manifesƟ ert, doch gerade in jungen 
Jahren verfesƟ gen sich poliƟ sche Einstellungen, die morgen aus aus-
gegrenzten Kahlköpfen klar denkende und poliƟ sch bewußte Polit-Ak-
Ɵ visten machen.«18 In der Tat war der zahlenmäßig beachtliche Zulauf 
darauf zurückzuführen, dass sich die NPD sowohl Freien NaƟ onalisten, 
die ihrerseits KameradschaŌ sgruppen auĩ auten, als auch rechten Skin-
head-AkƟ visten geöff net haƩ e.

Die Übergänge waren ohnehin fl ießend, das zeigt ein Interview mit 
dem 2006 verstorbenen NPD-Kader Uwe Leichsenring. Einer sächsischen 
B&H-PosƟ lle sagte er 2000, vier Jahre vor seinem Einzug in den Säch-
sischen Landtag: »Unser Erfolg basiert auf eiserner Disziplin, engagierter 
poliƟ scher Arbeit und der guten Zusammenarbeit mit freien KräŌ en wie 
der SSS,19 denen mein ganz besonderer Dank für ihre Unterstützung in 
den letzten Jahren gilt.«20 Die SSS war 1997 unter anderem aus Resten 
der verbotenen WJ hervorgegangen. Bis zu ihrem Verbot 2001 wuchs 
sie mit mehr als 100 Mitgliedern aus Ostsachsen zu einer der größten 
KameradschaŌ en. Illegale Nachfolgestrukturen blieben bis mindestens 
2004 akƟ v; die ErmiƩ lungen richteten sich auch gegen Thomas S., der 
später bei der NPD-LandtagsfrakƟ on angestellt wurde.

Ihre dominante Stellung in Sachsen konnte die NPD fesƟ gen, weil 
das Angebot konkurrierender OrganisaƟ onen zuneige ging. 1991 haƩ e 
die NPD in Sachsen etwa 400 Mitglieder, drei Jahre später waren da-
von weniger als 100 übrig. Glaubt man ihrer Selbstdarstellung, bekam 
der Auĩ au in Sachsen ab 1995 »dank großzügiger Förderer und groß-

Was bedeutet der »Kampf um die Straße?«, in: Virchow/Dornbusch (Hrsg.), 88 
Fragen, a.a.O., S. 106ff .

17 Deutsche SƟ mme (1998): 1. Mai: NaƟ onale Front gegen Sozialabbau und Ar-
beitslosigkeit. 23. Jg., Nr. 4/5, S. 8.

18 Ebd.
19 Skinheads Sächsische Schweiz.
20 White Supremacy (2000). Jg. 3, H. 3, S. 20ff .
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herziger Spender« einen Schub, die Mitgliederzahl vervielfachte sich 
bis 1998 auf 1.400. Damit haƩ e die NPD, um die es zwischenzeitlich ru-
hig geworden war, im Freistaat eine ungeahnte Basis. Dem wurde mit 
weiteren Entscheidungen Rechnung getragen. So etwa im Jahr 2000, 
als der Sitz des parteinahen Verlages Deutsche SƟ mme nach Riesa ver-
legt wurde. Abgesehen von einer StagnaƟ onsphase während des er-
sten NPD-Verbotsverfahrens konnten die Weichen für künŌ ige Wahl-
erfolge gestellt werden.

Der Durchbruch gelang bei der Landtagswahl 2004, bei der die NPD 
erstmals seit 1968 wieder in ein Landesparlament einzog. Die Partei er-
rang 9,2% der ErstsƟ mmen und zwölf Sitze. Seit 2009 ist sie ein zweites 
Mal im Sächsischen Landtag (5,6%, acht Sitze). Die NPD verfügt damit 
über ein Podium, das sie zu nutzen weiß, und profi Ɵ ert von den Staats-
miƩ eln, die in die FrakƟ on fl ießen, vom hauptamtlichen Mitarbeiter-
stab und der Immunität ihrer Abgeordneten.21

Gewaltsame Auĩ auarbeit

Diese Entwicklung war nur möglich mit Hilfe einer akƟ onisƟ schen 
Schwungmasse. Sie machte zum Beginn der 2000er Jahre fast fl ächen-
deckend auf sich aufmerksam. Anstelle ihrer bisherigen und teils verbo-
tenen SpliƩ ergruppen haƩ en Kader wie der Hamburger Neonazi Chri-
sƟ an Worch seit MiƩ e der 1990er Jahre ein bundesweites, weitgehend 
verdeckt arbeitendes Netzwerk so genannter Freier KräŌ e aufgebaut. 
Unter dem MoƩ o »organisierter Wille braucht keine Partei« entstanden 
zahlreiche KameradschaŌ en,22 die sich ohne Verbotsfurcht zum NaƟ o-
nalsozialismus bekannten. 2001 begann Worch in Leipzig eine 17-teilige 
Aufmarschserie mit teils vierstelligen TeilnehmerInnenzahlen, von der 
er erst 2007 wieder abließ. Derselbe Impuls erfasste auch Dresden, wo 

21 Ausführlich zur parlamentarischen Arbeit der NPD: Nazis in Parlamenten, 
hƩ p://nip.systemli.org.

22 Vgl. Röpke, Andrea/Speit, Andreas (1998): Was verbindet die NPD mit den 
neonazisƟ schen KameradschaŌ en?, in: Virchow/Dornbusch (Hrsg.), 88 Fragen, 
a.a.O., S. 247ff .
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Neonazis aus dem Jahrestag der Bombardierung der Stadt am 13. und 
14. Februar 1945 einen jährlichen Großevent der Szene machten.

Was 1998 in Dresden mit 30 bis 40 Neonazis bei einer Protestveran-
staltung vor der Frauenkirche begann, lockte zwölf Jahre später bis zu 
6.500 AkƟ vistInnen.23 Die geschichtsrevisionisƟ schen »Fackel- und Trau-
ermärsche« waren zeitweise die größten Neonazi-AkƟ onen Europas. 
Dass sie in Sachsen staƪ  anden, war Ergebnis einer jahrelangen Auf-
bauarbeit. Dieser Auĩ au, und das ist zweifellos eine KonƟ nuität, ge-
lang nur gewaltsam. Bekannt ist der Fall der KameradschaŌ  Sturm 34 
aus MiƩ weida. Von 2006 bis zu ihrem Verbot 2007 beteiligten sich 58 
ihrer mehr als 170 Mitstreiter an 18 aktenkundigen GewalƩ aten. Min-
destens einer der tonangebenden Köpfe in der kriminellen Vereinigung, 
Peter W., soll auch mit einer scharfen Waff e hanƟ ert haben. Dass die 
Hauptverhandlung gegen die Anführer der Gruppe bis heute nicht staƩ -
gefunden hat, ist symptomaƟ sch.24

Andere Fälle sind nicht einmal öff entlich geworden. Über sie gibt es 
lediglich ein Geheimbericht25 (»Verschlußsache – Nur für den Dienstge-
brauch«) des Bundesamtes für Verfassungsschutz AuskunŌ . In der un-
veröff entlichten Ausarbeitung vom Juli 2004, die sich mit der »Gefahr 
eines bewaff neten Kampfes deutscher Rechtsextremisten« auseinan-
dersetzt, liegt der Fokus auf Sachsen. Im Raum Meerane bei Zwickau 
soll sich 1997 eine »militante rechtsextremisƟ sche Gruppierung« mit 
mindestens sechs Mitgliedern gebildet haben, »die im Verdacht stan-
den, im Besitz scharfer, vollautomaƟ scher Schusswaff en zu sein«. Diese 
wurden bei Hausdurchsuchungen auch gefunden, ebenso Sprengsätze. 
Ein vergleichbares Arsenal mit 2.500 Schuss MuniƟ on wurde 2004 bei 
Neonazis zwischen Bautzen und Hoyerswerda, ausgehoben. Das BKA 

23 Ausführlich Anders, Alexa (2012): Auf der Suche nach der passenden Ku-
lisse. Vom Sprechchor vor der Frauenkirche zum größten Naziaufmarsch Euro-
pas, in: Analyse & KriƟ k/Der Rechte Rand (Hrsg.): Dresden Speciale, Hannover: 
o.V., S. 12-15.

24 Vgl. Hübler, Andrea/Lang, KaƟ  (2012): Falsch verstandene Blindheit, Presse-
miƩ eilung RAA Sachsen, 2.2.2012.

25 Bundesamt für Verfassungsschutz (2004): Gefahr eines bewaff neten Kampfes 
deutscher Rechtsextremisten – Entwicklungen von 1997 bis MiƩ e 2004, BfV Spe-
zial Rechtsextremismus Nr. 21. Köln: o. V.
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wertete die Beschaff ung des Sprengstoff es als »Einzeltat« eines Tatver-
dächƟ gen, Anschlagsplanungen habe es nicht gegeben.26 Indes war die 
Bewaff nung keine Hürde. Ein Neonazi aus Bautzen und dessen Freun-
din wurden im Juni 2003 wegen Verdachts des illegalen Waff enhandels 
festgenommen. In der Vernehmung kam heraus, dass ein Verkauf von 
Schusswaff en in die rechte Szene beabsichƟ gt war. Alarmierend, denn 
da war schon bekannt, dass sich unter anderem Mitglieder der SSS »mit-
tels Wehrsportübungen gezielt auf off ensive Auseinandersetzungen mit 
dem poliƟ schen Gegner (...) vorbereiten wollten.«27

Daneben gab und gibt es auch »Überlegungen der Szene zur legalen 
Bewaff nung«. Spätestens seit 1998 wusste der Verfassungsschutz, dass 
Neonazis versuchen, »eine Ausbildung an Waff en in Reservistenkame-
radschaŌ en und Schützenvereinen zu erhalten und so auf legalem Wege 
Waff enbesitzkarten und letztlich Schusswaff en zu erlangen.« Teilweise 
– hier gebe es eine »hohe Dunkelziff er« – geschehe dies »gezielt, um 
für den ›Tag X‹ ausgebildet und gerüstet zu sein.«28 Ein solcher Fall le-
galer Bewaff nung wurde im Oktober 2011 bekannt: Der Kreisrat Gerd 
Fritzsche aus Bordsdorf bei Leipzig, der über die NPD zu seinem Man-
dat kam, haƩ e eine E-Mail an mehrere Parteiverbände und -funkƟ onäre 
geschrieben. Darin behauptete er, der miƩ lerweile verstorbene Land-
tagsabgeordnete Winfried Petzold und das Landesvorstandsmitglied 
Helmut Herrmann häƩ en mit seiner Hilfe »Waff enbesitzkarten und ent-
sprechende Waff en (Pistolen und Gewehre) durch den Reservistenver-
band der Bundeswehr in Leipzig erhalten«. Man habe sich jahrelang zu 
»gemeinsamen Schießübungen« getroff en.29 Die NPD hat sich von Fritz-
sche distanziert. Eine Landtagsanfrage hat aber ergeben, dass in Sachsen 
bei »38 Personen, die (...) dem Rechtsextremismus zugeordnet werden, 
(...) Erkenntnisse zu einem legalen Waff enbesitz« vorliegen. Es handelt 
sich um 105 Lang- und 51 Kurzwaff en – Dunkelziff er unbekannt.30

26 Ebd.
27 Ebd.
28 Ebd.
29 Gamma Leipzig (2011): »Nazi-Leaks«: NPD-Kader bewaff nen sich, 7.10.2011, 

hƩ p://gamma.noblogs.org/archives/601 (Stand: 27.3.2012).
30 Sächsisches Staatsministerium des Inneren (2011): Drs. 5/7205, 9.11.2011.
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Für den Neonazismus in Sachsen ist entscheidend, dass er sich früh-
zeiƟ g von subkulturellen Bewegungen löste, um selbst eine Subkultur 
zu werden. Sie ist dort, wo von »naƟ onal befreiten Zonen« gesprochen 
werden muss, mangels AlternaƟ ven und mangels Auseinandersetzungen 
idenƟ sch mit der Alltagskultur. Ein Symptom dafür ist die starke kommu-
nale Verankerung der NPD. Bei den Kommunalwahlen 2009 haben NPD-
Kandidaten im Freistaat 118 Mandate errungen, so viel wie nirgendwo 
sonst. Ausgehend von der Landtagswahl 2004, bei der 191.000 Wahl-
berechƟ gte ihre ZweitsƟ mme der NPD gaben, ist von einer immensen 
StammwählerschaŌ  auszugehen. Allein die quanƟ taƟ ve Stabilität dieses 
Potenzials disqualifi ziert den Versuch, die Erfolge zur »Protestwahl« zu 
verniedlichen – die NPD wird von Menschen gewählt, die deren PosiƟ -
onen teilen. 800 Personen sollen aktuell im sächsischen Landesverband 
Mitglied sein, der die stärkste parteieigene Gliederung ist.

Über Angehörige von KameradschaŌ en gibt es keine verlässlichen 
Zahlen, zu ihrem Spektrum gehört mit hoher Wahrscheinlichkeit ein 
Vielfaches davon. Das tonangebende Freie Netz mit seinen zahlreichen 
»AkƟ onsgruppen« wirkt Ɵ ef in die NPD-Strukturen hinein und gibt auch 
über Sachsen hinaus Themen vor. Oben auf der Agenda steht die so ge-
nannte Volkstod-Kampagne (»Die Unsterblichen«), mit der seit 2011 ver-
stärkt, nicht nur völkisch agiƟ ert, sondern der »Kampf um die Straße« 
neu konzipiert wird: Auf Anmeldungen der heimlich organisierten Auf-
märsche wird verzichtet, die Teilnehmer kommen bei Nacht, tragen 
Masken und entzünden Fackeln. In Sachsen, wo sich solche AkƟ onen 
konzentrieren, sind die Neonazis besonders gefesƟ gt, eingebunden und 
organisiert.

Das Ende dieser Entwicklung ist völlig off en. Ohne Zweifel wird sich 
die Szene darauf konzentrieren, 2014 den Wiedereinzug in den Land-
tag zu stemmen. Der Erfolg ist keineswegs garanƟ ert, denn die inter-
nen Auseinandersetzungen – auch zwischen NPD und Freien KräŌ en – 
sind kaum berechenbar. Von außen lässt sich schwer einschätzen, ob 
eine Konsolidierung staƪ  indet oder nach vielen Jahren endlich eine 
Erosion einsetzt. Beides geschieht jedoch auf einem zahlenmäßig ho-
hen Niveau, und von selbst werden die einmal geschaff enen Strukturen 
nicht zusammenbrechen. Dafür sind sie zu umfassend, zu intensiv und 
zu vielfälƟ g. Es gibt nämlich keine einheitliche Strategie, und dass eine 
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solche Strategie auch in Sachsen fehlt, muss nicht zum Nachteil gerei-
chen. Die Ausrichtung pendelt ständig zwischen Sammlungsbewegung, 
Wahlpartei, Elitegrüppchen und Kampĩ ünden. Die neonazisƟ sche Be-
wegung ist hier so weit gekommen, dass eine Unterscheidung nach mi-
litanten und nicht-militanten Strömungen hinfällig ist. Zu Unrecht ver-
nachlässigt wird die Geschichte, die sich dahinter verbirgt. Ihr Ergebnis 
ist nämlich lebensgefährlich.



Gamma-RedakƟ on Leipzig
Vom Thüringer Heimatschutz 
zum Freien Netz
Militante Neonazi-Strukturen 
in Thüringen und Sachsen 

Als mit der DDR auch ihre Armee verschwand, zog am Drosselberg bei 
Erfurt die Bundeswehr ein. Daneben gab es einen inoffi  ziellen Wach-
wechsel auf dem alten Truppenübungsplatz: Vor laufenden Kameras 
trafen sich dort im Sommer 1992 Thüringer Neonazis zu einer Wehr-
sportübung. Die Aufsicht führte Thomas Dienel. Seine Leute, sagte er 
stolz, häƩ en »sehr viel Ahnung von Sprengstoff «, seien »spezialisiert« 
auf den Häuser- und Straßenkampf. »Es hat ja schon ein paar Mal ge-
klappt«, setzte er nach – in dieselbe Zeit fi el das Pogrom in Rostock-Lich-
tenhagen. Auch bei einer Saalveranstaltung ließ sich Dienel, der kurzzei-
Ɵ g in der Thüringer NPD mitmischte,1 von Kameras begleiten und gab 
dort den Einpeitscher: »Jeder Neger, jeder Fidschi, der da brennt – ein 
Mensch zu viel!«

Acht Jahre später trat der wegen Volksverhetzung verurteilte Dienel 
zum letzten Mal vor eine Kamera. Da war gerade bekannt geworden, 
dass der Koch aus Weimar eine zweite, geheime Karriere hingelegt haƩ e: 
Das Thüringer Landesamt für Verfassungsschutz (TLfV) haƩ e ihm den 
Decknamen »Küche« verpasst und »entgeltlich abgeschöpŌ «. Zumin-
dest 1996 und 1997 erhielt der V-Mann regelmäßige Honorare, die er 
hinterher als Spenden für den poliƟ schen Kampf verbuchen konnte.2

Dieser »Kampf« lief in den 1990er Jahren blendend: Thüringen war 
nach der Wende rasch eine Hochburg der Neonazibewegung gewor-
den, hier haƩ e sie sich straff  organisiert und spätestens ab Herbst 1994 
bundesweiten Einfl uss erlangt. Damals betrat die AnƟ -AnƟ fa OsƩ hürin-

1 Vgl. Maegerle, Anton (2011): Im Dienste zweier Herren, in: Blick nach Rechts, 
27.12.2011, www.bnr.de (Stand: 20.3.2012).

2 Vgl. Wrusch, Paul (2012): Thüringer Kameraden. Verfassungsschutz und Na-
ziszene, in: die tageszeitung, 14.11.2011, www.taz.de (Stand: 4.4.2012). 
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gen die Bildfl äche. Etwa 20 AkƟ vistInnen zählte die KameradschaŌ  am 
Anfang. Denn seitdem im Mai 1995 wöchentliche Treff en abgehalten 
wurden, expandierte die Gruppe rasch. Ihre Anhänger kamen aus Saal-
feld, Rudolstadt, Gera, Jena, Sonneberg, Weimar, Ilmenau, Gotha sowie 
Kahla und vervielfachte sich bis zum Ende des Jahrzehnts auf mehr als 
170 Mitglieder aus dem ganzen Bundesland, eng angebunden an Neo-
nazis aus Nordbayern und Westsachsen. Sie machte durch gewalƩ äƟ ge 
Übergriff e von sich reden, und eben das war ihr Programm: Seit 1992 
forcierten die Worƞ ührer der deutschen Neonazibewegung unter dem 
Namen »AnƟ -AnƟ fa« eine informelle Kampagne. In der SzenezeitschriŌ  
Index waren damals Drohlisten gegen linke Einrichtungen aufgetaucht.3 
Dahinter stand der strategische Versuch, der Bewegung ein Thema zu 
geben, das zusammenschweißt: die detekƟ vische Suche nach Feinden, 
gegen die sich der poliƟ sche Kampf auch handgreifl ich führen lässt.

Die Suche währte kurz und führte zu Katalogen. Die Ende 1993 ver-
breitete AnƟ -AnƟ fa-Broschüre »Der Einblick«4 benannte etwa 250 »An-
griff sziele«, darunter AnƟ faschistInnen, LokalpoliƟ kerInnen, Journalis-
tInnen und GewerkschaŌ erInnen. Bereits die geografi sche Verteilung 
der Zielpersonen legte nahe, dass an der Erstellung ein überregionales 
Neonazi-Netzwerk beteiligt gewesen sein musste,5 auch wenn sich le-
diglich zwei der Macher vor Gericht verantworten mussten.

Das Sammeln solcher InformaƟ onen haƩ e einen klaren Zweck, was 
anhand rechtsterrorisƟ scher Ansätze, die Anfang der 1990er Jahre in 
der rechten Szene kursierten, deutlich wird. Off ensichtlich inspiriert von 
Werwolf-Konzepten aus der Endphase des NaƟ onalsozialismus riefen 
Neonazis aus Südwestdeutschland in ihrer mehrbändigen Untergrund-
schriŌ  »Eine Bewegung in Waff en« off en zum »Kleinkrieg« auf. Das Ziel: 

3 Vgl. Index August 1992, Schwerpunktausgabe AnƟ -AnƟ fa. Die ZeitschriŌ  ge-
hörte zur 1995 verbotenen NaƟ onalen Liste.

4 UnterƟ tel: »Die naƟ onalisƟ sche WiderstandszeitschriŌ  gegen zunehmenden 
Roƞ ront- und Anarchoterror«; vgl. Dietzsch, MarƟ n/Maegerle, Anton (1996): 
»AnƟ -AnƟ fa« – einigendes Band von Neonazis bis zur Intellektuellen Rechten, in: 
Duisburger InsƟ tut für Sprach- und Sozialforschung, 14.9.1996, www.diss-duis-
burg.de (Stand: 20.3.2012).

5 Der Rechte Rand (1994): Angriff sziel AnƟ fa. Faschisten machen mobil, Son-
derheŌ .
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»Vernichtung von FeindkräŌ en«.6 1995 wurden ähnliche Gedanken in 
mehreren Ausgaben der SzenezeitschriŌ  »Umbruch« ausgebreitet: »Je-
der, der sich gegen die naƟ onale Sache direkt oder indirekt ausspricht 
ist Volksfeind«, deshalb: »Laßt euch nicht unterkriegen, greiŌ  an!«7 Ge-
fragt nach Indizien für die Umsetzung rechtsterrorisƟ scher Tendenzen 
noƟ erte die Bundesregierung 1997 dennoch, dass es dafür »keine Hin-
weise« gebe.8

Doch eben diese Tendenzen waren Blaupausen für die Thüringer 
BombenbastlerInnen des späteren NaƟ onalsozialisƟ schen Untergrundes 
(NSU). In einem Anfang 2000 verfassten Sympathisantenschreiben ist 
von der »energischen Bekämpfung der Feinde des deutschen Volkes« 
die Rede, »getreu dem MoƩ o ›Sieg oder Tod‹«. In AnƟ -AnƟ fa-Manier 
legten die NSU-Mitglieder umfangreiche Feindeslisten an und spähten 
Angriff sziele aus. Darunter war schon 1995, in der Anfangszeit der AnƟ -
AnƟ fa OsƩ hüringen, eine UnterkunŌ  für AsylbewerberInnen in Jena.9 
Die AnƟ -AnƟ fa OsƩ hüringen haƩ e sich ab 1995 einen zweiten Namen 
zugelegt: Thüringer Heimatschutz (THS). Die Gruppe war Vorbild für 
eine Reihe von KameradschaŌ szellen, die sich im THS als Dachverband 
zusammengeschlossen haƩ en. Das einigende Band war das Selbstver-
ständnis als »naƟ onale Sozialisten«. In diesem Sinn war auch das Label 
»Heimatschutz« – Neonazigruppen aus mehreren Bundesländern grif-
fen darauf zurück – programmaƟ sch. »Heimatschutz« verweist nicht 
auf ein ökologisches Konzept, sondern ist ein betagtes poliƟ sches Pro-
gramm, ein Vorläufer des NaƟ onalsozialismus. Schützen wollte die Hei-
matschutzbewegung ab Ende des 19. Jahrhunderts nicht Naturräume 
mit ihrer Flora und Fauna, sondern eine umfassendere »Heimat«, ver-
standen als »Lebensraum« völkisch defi nierter GemeinschaŌ en; schüt-
zen wollte man sich vor der als Bedrohung angesehenen Moderne, ins-
besondere vor Industrialisierung und Urbanisierung. Und selbstredend 

6 Westmar, Hans (Pseudonym) (o. J.): Strategie und revoluƟ onärer Kleinkrieg, 
Eine Bewegung in Waff en, Bd. 2, o.O.: o.V., S. 28.

7 Umbruch. HeŌ e für Ideologie und Strategie (1995): o.T., H. 7 u. 10.
8 Deutscher Bundestag (1997): Der mutmaßliche Mord an einem Polizisten und 

die neonazisƟ schen Untergrundgruppen, Drs. 13/7378, 8.4.1997.
9 SchaƩ auer, Göran (2012): Terror, erste Versuch, in: Focus, 20. Jg., H. 11, S. 

54. 
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vor dem, was die nazisƟ sche Rechte und andere rassisƟ sche Strömungen 
noch heute als »Überfremdung« bezeichnen.

Gegen die »Überfremdung« werde man versuchen, »unsere kultu-
relle IdenƟ tät zu pfl egen«, hieß es in der Selbstdarstellung des THS, au-
ßerdem sei man »systemkriƟ sch und -feindlich« und wolle »Vorurtei-
len« mit »ArgumentaƟ on und KonversaƟ on« begegnen.10 Eine klare 
Untertreibung, wirŌ  man einen Blick auf die KameradschaŌ  Jena als 
eine der tonangebenden SekƟ onen des THS. Dort waren die NSU-Mit-
glieder Uwe Mundlos, Uwe Böhnhardt – beide fungierten in Jena als 
stellvertretende »SekƟ onsleiter« – und Beate Zschäpe organisiert. An 
der Spitze stand André K., dessen engsten Mitstreiter Ralf W. und Hol-
ger G. waren. 

Zum direkten Umfeld der KameradschaŌ  wurden MiƩ e der 1990er 
Jahre mindestens 20 AkƟ visten gerechnet, darunter der mutmaßliche 
NSU-Unterstützer Carsten S. Dieser Pulk war schon damals nicht eben 
harmlos: Brieĩ ombenaƩ rappen, Rohrbomben und Sprengstoņ  off er 
sprechen für sich.11

Die Verbindung des THS zu diesen AkƟ onen war leicht zu rekonstru-
ieren: Gegen eine Reihe ihrer AkƟ vistInnen, darunter Mundlos, Böhn-
hardt und Zschäpe, ermiƩ elte das Amtsgericht Gera seit 1997. Es folgte 
die Razzia in der Heilsberger GaststäƩ e nahe Saalfeld, die als logisƟ sches 
Zentrum des THS galt. Hier wurde am 11. Oktober 1997 ein umfang-
reiches Waff enarsenal ausgehoben. Und am 26. Januar 1998 wurde 
die von Beate Zschäpe angemietete Garage an der Jenaer Kläranlage 
durchsucht.12 Dort wurden vier einsatzfähige Rohrbomben mit insge-
samt 1,4 Kilogramm TNT gefunden. Am selben Tag sind Zschäpe, Mund-
los und Böhnhardt – den man zu Beginn der Razzia einfach gehen ließ 
– abgetaucht.

Der THS nutzte den Vorfall zur Propaganda. Bei einem Aufmarsch 
am 6. Mai 1998 kündigte ein Redner an, der »poliƟ sche Kampf« werde 
nun »noch härter« werden als »vor 1933 bei der SA«; ab sofort werde 

10 Vgl. Thüringer Heimatschutz (o.J.): Wer wir sind und was wir wollen, www.
thueringerheimatschutz.de (nicht mehr abruĩ ar).

11 Vgl. den Beitrag »Anfänge in der DDR. StaƟ onen der Entwicklung der Thürin-
ger Neonaziszene« von Katharina König und MaƩ hias Quent in diesem Buch.

12 Ebd.
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»Bombe mit Bombe vergolten«.13 Von den Gesuchten distanzierte sich 
der THS erst im Jahr 2000 in einer PressemiƩ eilung.14 

Glaubwürdig war das nicht. Der damals 26-jährige THS-Pressespre-
cher Tino Brandt, der als Anführer des Netzwerks galt, wurde im Jahr 
darauf als V-Mann des TLfV enƩ arnt. Der Rudolstädter war von Anfang 
an am Auĩ au der AnƟ -AnƟ fa OsƩ hüringen beteiligt und gab später – 
ganz ähnlich wie sein Spitzelkollege Dienel – an, den Behörden nutz-
lose InformaƟ onen geliefert und den Lohn dafür in den Auĩ au von Neo-
nazi-Strukturen gesteckt zu haben. Auch blieben die übrigen Köpfe der 
KameradschaŌ  Jena ihrer Sache bis heute treu und sollen ihre unter-
getauchten Kameraden unterstützt haben. Ralf W. wird vorgeworfen, 
dem NSU eine Waff e beschaŏ   zu haben, er wurde deswegen in Unter-
suchungshaŌ  verbracht. André Kapke ließ sich aus diesem Anlass von 
der rechten Wochenzeitung »Junge Freiheit« nach der eigenen Rolle be-
fragen. Die vieldeuƟ ge Antwort: »Dazu kann und will ich nichts sagen. 
Auf jeden Fall nicht nach 1998.«15

Andockungen bei der NPD

In den Jahren 1998 und 1999 kam es insbesondere in Jena und Saal-
feld zu einer Reihe von Übergriff en auf Linke und MigrantInnen, an de-
nen THS-Mitglieder beteiligt waren. Danach ebbten die AkƟ vitäten ab 
– jedenfalls in der Öff entlichkeit. Zur selben Zeit verlor auch die rechte 
Skinhead-Szene, bis dahin eine wichƟ ge Basis für Neonazi-Strukturen, 
an Bedeutung. In Thüringen wechselt man die Strategie. Fortan ver-
suchten THS-AkƟ visten, bei der NPD anzudocken: Schon 1999 stellte 

13 o. A. (1998): ab sofort wird Bombe mit Bombe vergolten, in: Zentralorgan, 
1. Jg., H. 3, S. 11.

14 Vgl. Future. ZeitschriŌ  des Projekts »Schwarzes Loch Jena« (2000): o.T. H. 
16.

15 Krautkrämer, Felix/Schwarz, Moritz (2011): Wir haben uns immer mehr radi-
kalisiert in: Junge Freiheit, 2.12.2011, S. 14.
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der THS in Thüringen vier Kreisvorsitzende und konnte im Landesvor-
stand der Partei mitentscheiden.16

Zu den prominentesten THS-Akteuren bei der NPD gehörte Ralf Wohl-
leben, der damals den Jenaer Kreisverband mit auĩ aute. 2002 brachte 
er es zum stellvertretenden Landesvorsitzenden und Pressesprecher, 
2010 verließ er die NPD. Tino Brandt war bereis 1999 Landespresse-
sprecher geworden, im Jahr darauf amƟ erte er als stellvertretender 
Landesvorsitzender. Und der Jenaer Carsten Schultze, gegen den als 
NSU-Unterstützer ermiƩ elt wird, war 2000 Gründungsmitglied der NPD-
JugendorganisaƟ on Junge NaƟ onaldemokraten in Thüringen und wurde 
zum stellvertretenden Landesvorsitzenden gewählt. Diesen Posten teilte 
er sich mit dem Eisenacher Patrick Wieschke, der als MulƟ funkƟ onär 
der NPD im Bundesvorstand gelandet ist. André Kapke schließlich ist bis 
heute NPD-Mitglied. Zu ihm erklärte die Partei Anfang Februar 2012, 
ihr seien keine »Tatsachen bekannt, die auf eine Tatbeteiligung an oder 
Unterstützung von StraŌ aten hindeuten.«17 Zuvor war er aufgefordert 
worden, Stellung zu nehmen.

Indes kann die NPD-Spitze nicht gänzlich uninformiert über die THS-
AkƟ visten in der Partei gewesen sein. Für den heuƟ gen Thüringer Lan-
deschef und stellvertretenden Bundesvorsitzenden Frank Schwerdt – 
laut ARD-Recherchen »poliƟ scher Ziehvater von Ralf W.«18 – war Uwe 
Mundlos »Ende der neunziger Jahre« mindestens einmal als dessen Fah-
rer täƟ g. Fotos zeigen Schwerdt außerdem Anfang 1998 als Redner bei 
einem Aufmarsch in Erfurt, an dem auch Beate Zschäpe teilgenommen 
hat. Schließlich hat Schwerdt eingeräumt, »etwa drei Wochen nach dem 
Abtauchen der Zwickauer Zelle mit André K. in Berlin einen mutmaß-
lichen Helfer empfangen zu haben.«19

Bekanntermaßen belastet ist auch Wieschke. Am 10. August 2000 
wurde er in der Nähe eines türkischen Imbisses in Eisenach von der Po-

16 Vgl. Teevs, ChrisƟ an/Menke, Birger/JüƩ ner, Julia (2011): Das Rätsel der 
braunen Bombenbastler, in: Spiegel Online, 9.11.2011, www.spiegel.de (Stand: 
19.3.2012).

17 NPD-Bundespressesprecher (2012): PressemiƩ eilung, 1.2.2012.
18 Goll, Jo (2012): NPD-Vize Frank Schwerdt war eng mit Terrorzelle vernetzt, 

in: RBB/ARD, 12.3.2012, www.tagesschau.de (Stand: 19.3.2012).
19 Ebd.



86 Gamma-RedakƟ on Leipzig

lizei aufgegriff en, kurz zuvor war dort ein Sprengsatz explodiert. Als An-
sƟ Ō er kassierte er unter anderem dafür eine HaŌ strafe von zwei Jahren 
und neun Monaten,20 die er 2002 antrat. Zu dem Zeitpunkt schien der 
THS bereits von der Bildfl äche verschwunden zu sein. Doch das Netz-
werk blieb im Hintergrund akƟ v und für die Partei nützlich. Bis minde-
stens 2005 gab es regelmäßig THS-Versammlungen. In einer E-Mail-
Einladung wird unter dem Betreff  »Wahlvorbereitung« als Thema der 
internen Besprechung die Bundestagswahl 2005 genannt. Die E-Mail 
ging mehreren Neonazis zu, die bis heute Mitglied der NPD sind. Im Ver-
teiler taucht auch der KameradschaŌ sakƟ vist Thorsten Heise auf, der 
von 2004 bis Ende 2011 Mitglied im NPD-Parteivorstand war.21

Der THS wurde offi  ziell niemals aufgelöst. Auch in späteren Jahren 
hing das charakterisƟ sche FronƩ ransparent (»Der GoƩ , der Eisen wach-
sen ließ, der wollte keine Knechte«) bei Veranstaltungen wie dem Fest 
der Völker, das von 2005 bis 2009 Neonazis aus ganz Europa nach Jena, 
Altenburg und Pößneck zog. Die Hauptorganisatoren waren Ralf W. und 
André K., ihre KameradschaŌ  Jena nannte sich miƩ lerweile NaƟ onaler 
Widerstand Jena. An ihrer Seite agierte immer öŌ er ein einfl ussreicher 
»KameradschaŌ sführer« aus dem thüringischen Altenburg: Thomas G., 
genannt »Ace«. Als es um den THS sƟ ll wurde, exporƟ erte er dessen 
OrganisaƟ onskonzept nach Sachsen. Im östlichen Freistaat gründete er 
Anfang 2007 den militanten Neonaziverband Freies Netz (FN).

Der organisatorische RiƩ  nach Osten war folgerichƟ g, denn schon 
frühzeiƟ g gab es intensive poliƟ sche Kontakte zwischen Thüringen und 
Sachsen. Neonazis aus Chemnitz beispielsweise standen bereits MiƩ e 
der 1990er Jahre im Austausch mit dem THS, insbesondere der Kame-
radschaŌ  Jena. Darunter war Thomas S., Mitglied der SekƟ on Sachsen 
des Blood & Honour-Netzwerks (B&H) und AkƟ vist der Skinheads Chem-
nitz, die mit mindestens 20 festen Mitgliedern unter dem Namen Chem-
nitz Concerts 88 (CC88) Konzerte mit teils internaƟ onalen Rechtsrock-
Bands veranstalteten. Die Kontakte zahlten sich aus, nachdem Zschäpe, 
Mundlos und Böhnhardt 1998 abgetaucht waren – in Chemnitz fanden 
sie eine Bleibe.

20 Vgl. u.a. die Thüringer Allgemeine, Lokalausgabe Kyĭ  äuser, 17.1.2002.
21 Vgl. www.npd.de/html/241/personenprofi l/detail/555 (Stand: 16.3.2012).
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Dort angekommen stand ihnen ein klandesƟ nes Netz zur Seite, denn 
die B&H-Strukturen funkƟ onierten grenzüberschreitend.22 In der Erst-
ausgabe der SzenezeitschriŌ  »White Supremacy« erschien im Herbst 
1998 ein anonymer ArƟ kel, der Mundlos zugeordnet wird.23 Unter der 
ÜberschriŌ  »Gedanken zur Szene« wird moniert, dass viele Kameraden 
»sich nicht den Kampf zum Lebensinhalt« machen, »sondern das Ver-
gnügen«. Und: »Wer nicht bereit ist sich akƟ v im Kampf und der Bewe-
gung zu beteiligen, der unterstützt passiv alles was sich gegen unser 
Volk und unser Land und unsere Bewegung richtet«.24

Die akƟ ve Unterstützung des Kampfs des NSU war off enbar Chefsa-
che für hiesige B&H-AkƟ visten: Der Kopf der Sachsen-SekƟ on Jan W. aus 
Chemnitz soll bei der Beschaff ung von Geld und Waff en geholfen ha-
ben. Antje P. aus Chemnitz soll sich ebenfalls engagiert und in der Sek-
Ɵ on angeboten haben, Anschläge durchzuführen. Eine Chemnitzer De-
legaƟ on besuchte am 14. März 1998 einen THS-Aufmarsch in Saalfeld 
und veröff entlichte darüber einen Bericht in der HausposƟ lle »White Su-
premacy«. Dort war eine Kontaktadresse vermerkt25 – ein Posƞ ach, das 
damals von der SekƟ on Jena des THS genutzt wurde. Dieselbe Adresse 
tauchte auf zeitgenössischen AuŅ lebern auf, ergänzt um Ansprechpart-
ner wie André K. und einen Herrn Storr26 – so heißt einer der heuƟ gen 
NPD-Landtagsabgeordneten in Sachsen.

Ein zweites sächsisches Helfernetzwerk der NSU kam aus dem Erz-
gebirge, hörte auf die Namen Weiße BruderschaŌ  Erzgebirge aus Aue/
Lauter (WBE) und Brigade Ost (Johanngeorgenstadt). Ihr Einzugsbereich 
reichte bis Chemnitz und die WBE mit ihren etwa 20 Mitgliedern war 

22 AnƟ fa-Rechercheteam Dresden, GAMMA Leipzig, AnƟ fa-Recherchegruppe 
Jena: Dossier »Blood & Honour«  – NSU-Helfer in Sachsen, 31.1.2012, online un-
ter: hƩ p://gamma.noblogs.org/archives/840

23 Menke, Birger (2011): ErmiƩ ler rekonstruieren Totenkopf-BotschaŌ , in: Spie-
gel Online, 14.12.2011, www.spiegel.de/panorama/jusƟ z/0,1518,803636,00.html 
(Stand: 4.4.2012).

24 o. A.: Gedanken zur Szene, in: White Supremacy, Wilsdruff /Chemnitz, H. 
1/1998, S. 26.

25 Vgl. o. A. (1998): DemonstraƟ on in Saalfeld, in: White Supremacy, o.Jg., H. 
1, S. 48.

26 Aufdruck »Zerschlagt die AnƟ fa«; vgl. www.anƟ fa-jena.info.tm/
post/12891736523 (Stand: 19.3.2012).



88 Gamma-RedakƟ on Leipzig

eng an B&H angebunden. In Johanngeorgenstadt war damals Mandy 
S. akƟ v, die Mitglied der seit September 2011 verbotenen Hilfsorgani-
saƟ on für naƟ onale poliƟ sche Gefangene und deren Angehörige war. 
Zeitweise gab es dann zwei Mandys: die echte und Beate Zschäpe, die 
sich deren IdenƟ tät lieh.

Bis heute ist nicht geklärt, wie lange die NSU von Thüringen aus Un-
terstützung erhielt. Der Ex-Jenaer Holger G. soll den Kontakt bis fast 
zum Schluss aufrecht erhalten haben. Sein umtriebiger THS-Kamerad 
Thomas G. kannte immerhin Mandy S. gut – schon 2005 nutzte er ih-
ren kompleƩ en Namen als Passwort für E-Mailaccounts und in Neonazi-
Interneƞ oren.27 Darunter war ein Forum der Freien KameradschaŌ en 
Rhein-Neckar, das nur ausgewählten Kadern zugänglich war. Nach au-
ßen abgeschirmt wurden darin auch NachfolgeakƟ vitäten des B&H-
Netzwerks koordiniert – offi  ziell war es 2000 verboten worden. Darü-
ber hinaus tauschte sich »Ace« per E-Mail über Interna der NPD aus und 
korrespondierte mit Schwerdt.

Viele Indizien belegen: Weit über seine offi  zielle Lebensdauer und 
über die Landesgrenzen Thüringens hinweg arbeiteten die THS-Vete-
ranInnen eng zusammen. Das zeigte sich im Frühjahr 2006, als eine 
bundesweite »AnƟ kapitalismus-Kampagne« – in Form mehrerer Auf-
märsche sowie Saal- und Schulungsveranstaltungen – gestartet wurde. 
Unterstützt wurde die Kampagne durch Thomas G. und die bekannten 
Jenaer AkƟ visten; eingebunden wurden auch ostsächsische Neonazis.28 
Zur Kampagne gehörte die Broschüre »AnƟ kapitalismus von rechts«, in 
der die Unterstützung durch »parteifreie AkƟ visten im NaƟ onalen Wi-
derstand« und den sächsischen Landesverband der Jungen NaƟ onal-
demokraten Würdigung fand. Auf E-Mails an die Kampagne antwor-
tete damals Wieschke.

Auf halbem Weg zwischen Eisenach und Ostsachsen liegt Altenburg: 
In den 1990er Jahren war auch hier B&H akƟ v; auch hier kursierten AnƟ -
AnƟ fa-»Todeslisten«. Aber erst MiƩ e der 2000er Jahre entwickelte sich 

27 Vgl. ART Dresden/Gamma Leipzig/AnƟ fa Bern (2011): Dossier Thomas »Ace« 
Gerlach: führender Neonazi und »NSU«-Helfer, 7.12.2011, www.venceremos.sy-
tes.net/artdd.html (Stand: 19.3.2012).

28 Vgl. Körner, Felix (2006): AnƟ kapitalismus von Rechts?, in: AnƟ faschisƟ sches 
InfoblaƩ , 20. Jg., H. 71, S. 18f.
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die Stadt zur Szenehochburg. Thomas G. kommt aus dem nahen Meusel-
witz. Er saß zwischen 2001 und 2004 wegen gefährlicher Körperverlet-
zung im Gefängnis, und gleich nach seiner Entlassung entstand vor Ort 
die KameradschaŌ  NaƟ onale Sozialisten Altenburger Land. Gelegent-
lich nannte sich die Truppe auch NaƟ onale Sozialisten OsƩ hüringen/
Westsachsen und beanspruchte rasch überregionalen Einfl uss.

G. steht dem – trotz der großen Ähnlichkeit zu B&H – legalen Ham-
merskin-Netzwerk nahe. Gemeinsam mit dem KameradschaŌ ler Maik 
Scheffl  er aus Delitzsch wurde G. Anfang 2007 Begründer des Freien 
Netzes MiƩ eldeutschland (FN), das rasch zu einem Netzwerk militanter 
Neonazi-AkƟ visten mit sächsischen und thüringischen AkƟ onsgrup-
pen wurde. In rascher Folge wurden Ableger in Leipzig, Chemnitz und 
Zwickau aufgebaut, zwischenzeitlich gab es das FN auch in Sachsen-An-
halt und Bayern. Rund um Leipzig entstand zudem das Freie Netz Leip-
ziger Land mit Ablegern Borna/Geithain, Kohren-Sahlis, Lunzenau und 
Frohburg. MiƩ lerweile weist die Website des FN auch Neonaziprojekte 
aus Dresden und der Sächsischen Schweiz auf. Viel heiße LuŌ  um nichts, 
fi nden sächsische Behörden bis heute. Für den Sächsischen Verfassungs-
schutz ist das FN nur eine Website, ein »Schaufenster zur Szene«; In-
nenminister Markus Ulbig (CDU) verglich die FunkƟ onsweise mit einem 
Telefon.29 Indes sind diese Gruppen vielerorts idenƟ sch mit Kamerad-
schaŌ en, die sich als Freie KräŌ e verstehen. Im Selbstverständnis des 
FN stand zu Beginn, dass man sich als »Zusammenschluss parteiunab-
hängiger AkƟ onsgruppen aus dem Raum MiƩ eldeutschland« verstehe, 
mit der man die »unabhängigen, revoluƟ onären Gruppen des naƟ onalen 
Angriff s« auf einem »revoluƟ onär-poliƟ schen Weg« vereinige.30

Das Freie Netz hat vom THS dessen Selbstverständnis, das Konzept 
lokaler SekƟ onen und dessen großes Einzugsgebiet geerbt. Die säch-
sisch dominierte Neuaufl age ist die Fortsetzung und Ausdehnung des 
THS – und ein planmäßiger Neuauĩ au. Den Eindruck bekommt man 
nicht nur von außen: Die Entstehung des FN-Ablegers NaƟ onale Sozia-

29 Sächsisches Staatsministerium des Innern (2011): Drs. 5/7428, 30.11.2011.
30 Der Text wurde vom FN Delitzsch veröff entlicht und ist nicht mehr zugäng-

lich. Anfänglich war im Impressum der FN-Website »M. Scheffl  er« ausgewiesen, 
miƩ lerweile ist sie anonym.
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listen Zwickau etwa wurde von Altenburg koordiniert. Während einer 
Durchsuchung beim mutmaßlichen NSU-Unterstützer Andre E. – er ge-
hörte als Anhänger der WBE vermutlich sehr zeiƟ g zu einem wichƟ gen 
NSU-Helfernetz – fand die Polizei eine Spendendose mit der AufschriŌ  
»für Propaganda und Schulung«. Diese gehörte den NaƟ onalen Sozia-
listen Zwickau.31

2009 verlängerte sich die Achse Altenburg-Delitzsch nochmals, dies-
mal in Richtung Thüringen. Der NaƟ onale Widerstand Jena, an des-
sen Spitze noch immer die THS-Kader und Urgesteine der Kamerad-
schaŌ  Jena Ralf W. und André K. standen, trat damals offi  ziell dem FN 
bei. Im geheimen FN-Interneƞ orum, Codename Hard To Hate, in das 
nur Top-Kader aufgenommen wurden und aus dem miƩ lerweile um-
fangreiche und aussagekräŌ ige AusschniƩ e an die Öff entlichkeit ge-
langt sind,32 wurde W. freundlich aufgenommen. »Heil Wolle«, schrieb 
dort der einsƟ ge THS-Weggefährte und neue FN-Anführer Thomas G. 
Die enge Zusammenarbeit zeigte sich schon 2008 beim Fest der Völ-
ker. Die Liste der Neonazis, die während des Szene-Events mit Ordner-
binde patrouillierten und sich an der OrganisaƟ on beteiligten, bildete 
das Who-is-Who des THS und FN. MiƩ lerweile hat das FN in Thüringen 
nicht nur Gruppen in Altenburg und Jena, sondern auch den einsƟ gen 
THS-Hochburgen Kahla und Saalfeld. Wer die Website des FN-Thüringen 
besucht, erreicht sie auch über die alte THS-Adresse.33 Als technischer 
Administrator wird der zwischenzeitlich in UntersuchungshaŌ  sitzende 
Ralf Wohlleben benannt, der Inhabereintrag verweist noch auf die alte 
Posƞ achadresse der KameradschaŌ  Jena.

31 Leyendecker, Hans (2012): Zwickauer Terrorzelle. Hilfe von der Hass-Familie, 
in: Süddeutsche Zeitung, 13.2.2012, www.sueddeutsche.de (Stand: 19.3.2012).

32 Die Inhalte des FN-Forums sind dokumenƟ ert: hƩ p://gamma.noblogs.org/
fn-leaks (Stand: 19.3.2012); alle folgenden Zitate aus den Foren sind dort ent-
nommen.

33 Vgl. www.thueringerheimatschutz.de (Stand: 16.3.2012).
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Fortsetzung der Zusammenarbeit

Vieles hat sich gar nicht geändert, zum Beispiel die Zusammenarbeit 
mit der NPD. Der THS entstand unabhängig von der Partei, die in den 
1990er Jahren in Thüringen kaum eine Rolle spielte; so lange war sie 
für den THS nur ein Instrument. Das wurde deutlich, als sich die Kame-
radschaŌ ler 1998 beschwerten, dass »alle THS-Anmeldungen sofort 
zum Verbot der jeweiligen Veranstaltung führen« würden. Um Verbo-
ten vorzubeugen, nutze man dann einfach »die Jungen NaƟ onaldemo-
kraten (JN), die Republikaner und auch die NPD als Anmelder«.34 Das 
einseiƟ ge Verhältnis änderte sich allerdings, als die NPD zur Thüringer 
Landtagswahl 2004 antreten wollte. Für diesen KraŌ akt brauchte sie 
nicht nur die Unterstützung des THS im Wahlkampf. Am Ende kandi-
dierte Ralf W. auf Platz eins.

Auch das FN bildete sich unabhängig von der NPD. WortmächƟ g hieß 
es 2007: »Wir lassen uns in keine, dieser brD genehmen, Parteiorgani-
saƟ on eingliedern und stellen uns somit nicht unter die Statuƞ aust die-
ser ScheindemokraƟ e.« Doch selbst strengste Prinzipien werden durch 
schnöde Privilegien in Frage gestellt. Im internen FN-Forum gouƟ erte 
man etwa das damalige NPD-Landtagsmitglied Peter Klose,35 der Kame-
radschaŌ en besonders wohl gesonnen sei. Man freute sich über geld- 
und sachwerte Spenden und ersuchte gezielt um Unterstützung durch 
die LandtagsfrakƟ on. So bekam das FN 2011 Tore für ein Fußballturnier 
gesponsert, zu dem Scheffl  ers Gruppe in den Landkreis Nordsachsen 
eingeladen haƩ e. Unter den 150 Teilnehmern waren auch Mitglieder 
der Terror Crew Muldental, gegen die wegen des Verdachtes der Bil-
dung einer kriminellen Vereinigung ermiƩ elt wird.

Gegen mögliche Verbote wollte man sich beim FN frühzeiƟ g absi-
chern. Im internen Forum wurde empfohlen, in die legale und kaum zu 
verbietende NPD-JugendorganisaƟ on einzutreten. Sodann wurde einer 

34 Zentralorgan, a.a.O.
35 Klose war zu dem Zeitpunkt ein Vertrauter von Thomas G. In die Schlagzeilen 

geriet er nach dem Auffl  iegen des NSU. Sein Facebook-Profi l haƩ e er mit »Paul-
chen Panther«, der Figur aus dem NSU-Bekennervideo geschmückt, ehe es der 
Öff entlichkeit bekannt wurde.
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der FN-Köpfe und enger Scheffl  er-Mitstreiter Tommy N. aus Leipzig fast 
aus dem Stegreif Vorsitzender des JN-Landesverbandes. Ein weiterer 
FN-AkƟ vist, der bei der JN mitmischte, zog 2009 Bilanz: »Der Landes-
vorstand der JN in Sachsen ist kompleƩ  mit revoluƟ onären KräŌ en be-
setzt, die auf Linie sind, der Landesführer ist einer von uns und die Aus-
richtung der JN wird konƟ nuierlich in Richtung ›NS-ErsatzorganisaƟ on‹ 
vorangetrieben (natürlich nicht offi  ziell).« Das FN rechnete mit der offi  -
ziellen Rückendeckung der NPD. Auf die Frage nach einem Verbot des 
KameradschaŌ s-Netzwerks wurde im FN-Forum auf ein Zitat verwie-
sen. Es fi el in einer Landtagsrede des sächsischen NPD-FrakƟ onschefs 
Holger Apfel: »Die NPD stand und steht für einen Schulterschluß mit al-
len konstrukƟ ven freien KräŌ en, (...) und hier beziehe ich auch das (...) 
›Freie Netz‹ ein.«36 Der Zeitpunkt ist bemerkenswert: Die Rede wurde 
Anfang 2009 gehalten und gleichzeiƟ g diskuƟ erte das FN über einen spe-
ziellen Gefallen für die NPD. Sie könne »39 Ratsstellen selbst nicht ab-
decken im Leipziger Land/Mulde[n]talkreis«, vermeldete Scheffl  er. Am 
Ende sprangen tatsächlich einige kommunale Mandate für FN-AkƟ vis-
ten heraus. Im Gegenzug, so Scheffl  er, könne man »Druck auf die Herr-
schaŌ en ausüben« – und deutete auf die sächsische NPD mit Apfel an 
der Spitze. Das TakƟ eren im Wissen um die Abhängigkeit von Partei und 
KameradschaŌ en hat sich bezahlt gemacht: 2011 wurde er stellvertre-
tender Landesvorsitzender des NPD-Landesverbandes, angestellt ist er 
bei der LandtagsfrakƟ on.

Das Ränkespiel in Sachsen und die Annäherung an die NPD dürfen 
nicht verwechselt werden mit einer »Verbürgerlichung«, von der die 
Szene gehemmt werden könnte. Hinter der Arbeit des FN stehen über-
zeugte Neonazis, die sich immer wieder zu militantem AkƟ onismus mit 
mehreren hundert AnhängerInnen mobilisieren lassen. Dieser gleicht 
oŌ  dem AnƟ -AnƟ fa-Konzept. So wurden Anfang 2010 auf der AnƟ -An-
Ɵ fa-Website »Recherche MiƩ e« Adresse und Fotos eines 15-jährigen 
Punks aus Geithain veröff entlicht. Wenige Wochen später verletzte ihn 
ein Mitstreiter des FN schwer. Nach dessen VerhaŌ ung erklärte das FN 

36 Das Zitat bezieht sich off enbar auf Holger Apfels »Rede zur Großen Anfrage 
der Grünen zum ›Rechtsextremismus in Sachsen‹«, 21.1.2009. Der kompleƩ e Text 
ist auf der Website der NPD-FrakƟ on Sachsen dokumenƟ ert.
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Leipzig seine Solidarität mit ihrem »Freund und Kamerad ›Albert‹«, dem 
»aufrichƟ ge[n] Kämpfer und AkƟ vist unserer Sache«.37

Nicht nur in der Feindauswahl, auch bei Themen und Ikonen bleibt das 
FN seinen Wurzeln treu. Schon zu den ersten AkƟ onen gehörte im Ok-
tober 2007 das Gedenken an den SA-Mann Horst Wessel. Und im Sep-
tember 2010 hat das FN mit Karl-Heinz Hoff mann sogar den Begründer 
der gleichnamigen, 1980 verbotenen Wehrsportgruppe aufs Podium ge-
setzt. Etwa 20 Autobesatzungen reisten zu der Veranstaltung, die in Col-
ditz im Landkreis Leipzig staƪ  and. Darunter auch ein Wagen aus Jena. 
Mit an Bord: André K. Die Veranstaltung haƩ e für diese und weitere 
Gäste ernste Folgen. 16 Wohnungen und Treff punkte wurden nachher 
durchsucht. Die Polizei ging dem Verdacht nach, dass ein Anschlag ge-
plant und Sprengstoff  aus Sachsen nach Jena transporƟ ert worden sei. 
Gefunden wurde nichts, aber ein Sprengstoff spürhund schlug an.38 In 
diesem Fall endete die Fährte einmal mehr in Jena, diesmal im StadƩ eil 
Altlobeda, Jenaische Straße 25, besser bekannt als das »Braune Haus«. 
Das vorläufi g letzte Mal haben die ErmiƩ ler im November 2011 in Jena 
nach dem Rechten gesehen, diesmal wurde Ralf W. von seiner Vergan-
genheit und dem THS eingeholt, den er selbst mit aufgebaut haƩ e.

37 Der Text erschien off enbar nur online, 17.5.2010; er wurde ergänzt um die Vor-
bemerkung: »auf fi kƟ ver Ebene geschrieben« und es gäbe »keinerlei Verbindung 
zu dem derzeiƟ g laufenden Verfahren.«; vgl. hƩ p://logr.org/infoleipzig/?page_
id=242 (Stand: 19.3.2012).

38 Müller, Uwe/Neller, Marc (2011): Wehrsportgruppen-Hoff mann im Visier der 
ErmiƩ ler, in: Die Welt, 27.11.2011, www.welt.de (Stand: 19.3.2012).
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Vom naƟ onalen Hausprojekt zum 
internaƟ onalen Neonazi-FesƟ val
Rechte Strukturen in Jena und die Gegenwehr 
der ZivilgesellschaŌ 

Jena ist seit November 2011 im Zuge der rassisƟ schen Mordserie des 
NaƟ onalsozialisƟ schen Untergrunds (NSU) im Blickpunkt der Öff entlich-
keit. Hier wurden 1998 in einer von den drei Neonazis Beate Zschäpe, 
Uwe Mundlos und Uwe Böhnhardt genutzten Garage Rohrbomben ge-
funden, hier agierte der Ende November 2011 festgenommene Neonazi-
kader Ralf Wohlleben, und mit Holger Gerlach sowie Carsten Schultze 
stammen weitere der derzeit inhaŌ ierten VerdächƟ gen aus der Stadt.

Gerlach gehörte in den frühen 1990er Jahren zur KameradschaŌ  Jena, 
Schultze agierte als Kader der Jungen NaƟ onaldemokraten (JN) und soll 
Kontaktmann der Untergetauchten gewesen sein. Die KameradschaŌ  
Jena war über Jahre hinweg eine der akƟ vsten Gruppen in der AnƟ -An-
Ɵ fa OsƩ hüringen und später im Thüringer Heimatschutz (THS). Es ge-
lang ihr zwar nicht, das Straßenbild der Innenstadt Jenas so zu prägen, 
wie man es aus anderen Orten kennt, jedoch konnte man in den 1990er 
Jahren die StadƩ eile Lobeda und Winzerla teils als »naƟ onal befreite 
Zonen« bezeichnen. Böhnhardt, Mundlos, Zschäpe, Wohlleben und an-
dere drängten in das Jugendzentrum Winzer-Klub, Andersdenkende 
und -aussehende mussten auf den Straßen um ihre Sicherheit fürch-
ten. Der Weihnachtsmarkt in der Innenstadt war regelmäßig Schau-
platz von Übergriff en auf Punks und Mitglieder der Jungen Gemeinde 
StadtmiƩ e.

Jena sƟ cht seit Jahren durch eine gut organisierte Neonazistruktur 
hervor. MiƩ e der 2000er Jahre musste von einem mobilisierungsfä-
higen Potenzial von etwa 100 Neonazis ausgegangen werden, 2012 
sind es nach Einschätzungen örtlicher BeobachterInnen deutlich weni-
ger. Geblieben aber ist der hohe Stellenwert Jenaer Neonazis und ih-
rer Möglichkeiten für die bundes- und europaweiten Netzwerke. Jena 
ist gleichzeiƟ g eine Stadt, in der ein deutlicher AnsƟ eg des zivilgesell-
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schaŌ lichen Engagements gegen Rechts ins Auge fällt, spätestens seit 
der erfolgreichen Blockade des Neonazi-FesƟ vals Fest der Völker am 
11. Juni 2005. Eine Zäsur, denn hier gelang es erstmals, den Neonazis 
einen Platz streiƟ g zu machen. Der Blick zurück macht deutlich, welche 
Formen und Dimensionen die neonazisƟ sche Präsenz haƩ e und wie sie 
sich verankern konnte. Es wird deutlich, mit welcher SƟ mmung anƟ fa-
schisƟ sche und zivilgesellschaŌ liche Akteure konfronƟ ert waren und 
mit welchen Erfahrungen sie handelten.

Am 11. Juni 2005 haƩ en sich ab fünf Uhr morgens Stadtverordnete 
von PDS bis CDU zusammen mit dem stellvertretenden Superinten-
denten der evangelischen Kirche, GewerkschaŌ erInnen, AnƟ faschis-
tInnen und 500 weiteren BürgerInnen der Auff orderung der Polizei wi-
dersetzt, den am Vorabend vom Oberverwaltungsgericht Weimar den 
Neonazis zugewiesenen Platz Am Gries zu räumen. Bei anschließenden 
DemonstraƟ onen, Festen und Kundgebungen bezogen etwa 8.000 Men-
schen gegen die Rechten PosiƟ on. Albrecht Schröter, damals Dezer-
nent für Soziales und Kultur und seit 2006 Oberbürgermeister Jenas, 
war einer der Stadträte, die an der Blockade teilnahmen. »Ich stehe 
dazu, nicht nur als Dezernent, sondern als Mensch, als Christ und je-
mand, dem die Aufarbeitung der jüdischen Geschichte am Herzen liegt. 
Als solcher stehe ich ganz entschieden gegen Rechtsextremismus und 
Fremdenfeindlichkeit«, sagte der SPD-PoliƟ ker drei Monate nach der 
AkƟ on im Gespräch. Was erstaunte, war die Vehemenz, mit der er sein 
Engagement bekräŌ igte: »Dafür würde ich auch ins Gefängnis gehen!« 
Aber gewalƞ rei müsse der Widerstand sein, das sei ihm wichƟ g, be-
tonte Schröter.

Der 11. Juni 2005 war ein Erfolg und die BündnisbereitschaŌ  außer-
gewöhnlich. »Die Stadt hat zum Beispiel öff entlich aufgerufen, dass die 
AnƟ fa ihr InformaƟ onen geben soll«, staunte Rainer Hartmann, zu der 
Zeit Mitarbeiter der Netzwerkstelle KoKont, Koordinierungsstelle des 
Jenaer Stadtprogramms gegen Fremdenfeindlichkeit, Rechtsextremis-
mus, AnƟ semiƟ smus und Intoleranz. Zwar war in Jena schon zuvor die 
zeitweilige Akzeptanz anƟ faschisƟ scher OrganisaƟ onen als Bündnis-
partner stärker als in anderen Städten, doch die Strategie der Kommune 
blieb widersprüchlich. So wurde bisweilen off ensiv versucht, rechte Ver-
anstaltungen zu unterbinden, während sie zu anderen Zeiten lediglich 
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ignoriert werden sollten und man anƟ faschisƟ schen Gruppen vorwarf, 
die Rechten durch GegenakƟ onen aufzuwerten.

Eigentlich häƩ e das vom NPD-Kreisverband Jena und Freien Kame-
radschaŌ en organisierte braune Spektakel unter dem MoƩ o Fest der 
Völker – für ein Europa der Vaterländer auf dem Marktplatz staƪ  inden 
sollen. Über 1.000 Neonazis waren angekündigt. Bekannte Bands aus 
dem europäischen »Blood & Honour«-Spektrum und anderen neonazis-
Ɵ schen Kreisen sollten sich mit Rednern aus verschiedenen Ländern ab-
wechseln. Die auf die Blockade erfolgende Entscheidung, den Platz Am 
Gries nicht von der Polizei räumen zu lassen, führte zu Verhandlungen 
über einen AlternaƟ vstandort für die Neonazis in einem Gewerbegebiet 
in Jena-Lobeda, knapp zehn Kilometer vom Zentrum enƞ ernt. Schlechte 
Laune über den abgelegenen, isolierten Ort und über die deutlich un-
ter den Ankündigungen bleibende Teilnehmerzahl war bei den Organi-
satoren zu spüren. Mehr als 500 bis 600 BesucherInnen waren es nicht, 
die nach verspätetem Veranstaltungsbeginn der AuŌ aktrede des Thü-
ringer NPD-Vorsitzenden Frank Schwerdt zuhörten. Die meisten trugen 
Skinheadlook und T-Shirts mit SchriŌ zügen wie »Landser« oder »Ruhm 
und Ehre«. KennerInnen der Szene wunderten sich, dass nur wenige füh-
rende Kader aus der bundesweiten Szene vor Ort waren.1

Die Ereignisse des 11. Juni 2005 standen symbolisch für die damalige 
SituaƟ on: Jena bot sich mehr als andere Städte als Veranstaltungsort 
für Neonazis an, waren hier doch Kader seit über zehn Jahren konƟ nu-
ierlich akƟ v und verfügten über eine eigene Immobilie. In den 1990er 
und 2000er Jahren gab es eine gut strukturierte rechte Szene mit sta-
biler Infrastruktur. Neben den seit einem knappen Jahrzehnt akƟ ven Neo-
nazi-OrganisaƟ onen, unter anderem dem militanten KameradschaŌ s-
verbund THS und der NPD, trat im Jahr 2001 mit der Jugend für Jena 
eine neue Gruppe auf. Sie bekannte sich zu ihrer NPD-Nähe und zu dem 
Ziel, ein »naƟ onales Jugendzentrum« durchzusetzen.2 Während ihre 
öff entlichen AkƟ vitäten darauf zielten, Räume von der Stadt zu erhal-

1 Röpke, Andrea (2005): Fest der Völkchen, in: Blick nach Rechts, 10. Jg., H. 
13.

2 Jugend für Jena (2001): PressemiƩ eilungen, 25.11.2001/12.12.2001.
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ten, bemühte man sich insgeheim bereits selbst um den Kauf einer ei-
genen Immobilie.

Von einer im Ausland lebenden ErbengemeinschaŌ  wurde 2002 über 
einen privaten VermiƩ ler die ehemalige GaststäƩ e Zum Löwen in der Je-
naischen Straße im StadƩ eil Jena-Lobeda mit vertraglich vereinbartem 
Vorkaufsrecht gepachtet. Darüber hinaus kauŌ e Wilhelm Tell, Funk-
Ɵ onär der Partei Die Republikaner (REP), von der städƟ schen Woh-
nungsbau- und VerwaltungsgesellschaŌ  die Wilhelmsburg in der Schlei-
denstraße und übergab sie dem im August 2001 gegründeten Verein 
Jenaische Burse e.V. zur Nutzung. Im Vereinsvorstand saßen neben Tell 
auch Hans-Hermann Höll und der BurschenschaŌ ler Karsten Schramm. 
Zu den Gründungsmitgliedern gehörten auch der zeitweise REP-Lan-
desvorsitzende Heinz-Joachim Schneider und Peter Dehoust vom Ver-
lag NaƟ on und Europa aus Coburg. Nach der Nutzung des Hauses be-
fragt, äußerte Tell: »Als ob das jemanden etwas angeht. Ich frage doch 
auch nicht, ob jemand einen Neger ins Haus lässt.«3 MiƩ lerweile sind 
die rechten Mieter der Wilhelmsburg von öff entlichen AkƟ onen ent-
nervt ausgezogen, 2011 stand das Haus zum Verkauf.

Im Blickpunkt des öff entlichen Interesses stand vor allem das Braune 
Haus in Lobeda, dem mit 22.000 EinwohnerInnen größten StadƩ eil Jenas. 
»HausgemeinschaŌ  zu den Löwen« stand 2005 an den BrieŅ ästen, au-
ßerdem die Nachnamen von Konrad Förster (damals NPD-Landesvor-
standsmitglied), Maximilian Lemke, Ralf Wohlleben, André Kapke und 
der Name des von Wohlleben betriebenen Internetproviders Lobdeweb. 
Die Fenster waren seit der ersten größeren DemonstraƟ on gegen das 
Haus im Februar 2003 verrammelt, die Haustür notdürŌ ig gefl ickt. Seit 
2009 waren Veranstaltungen aus baurechtlichen Gründen nur noch im 
Hof möglich. Ein nach der InhaŌ ierung Wohllebens aufgehängtes Pla-
kat »Einer für alle – alle für einen« kam schnell abhanden.

3 Thüringische Landeszeitung, 27.9.2002.
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Das Braune Haus: Dreh- und Angelpunkt

Das Braune Haus, das zwischenzeitlich als GeschäŌ sstelle des NPD-
Kreisverbandes diente, wurde zum Dreh- und Angelpunkt für die rechte 
Szene. Hier fand der NPD-Landesparteitag 2003 staƩ , im November 
2002 kamen unter anderem Horst Mahler sowie der Nürnberger Neo-
nazi Gerd IƩ ner mit einem Bus voll »Kameraden« der Fränkischen AkƟ -
onsfront und am Vorabend des Festes der Völker 2005 trafen sich hier 
Neonazis aus den Niederlanden und der Slowakei. 2005 entstand auch 
ein Stützpunkt der JN. Die AkƟ visten tagten im Braunen Haus, weil sie 
aufgrund fehlender HaŌ pfl ichtversicherung keine städƟ schen Räume 
mieten konnten. »Wohlleben hat sich auf der Homepage beschwert, 
dass sie niemand versichern will«, erinnert sich die Lobedaer Anwoh-
nerin Sabine Lötzsch später und lacht. Die Computerfachfrau gehörte 
zu den Mitgliedern der Lobedaer IniƟ aƟ ve für Zivilcourage (LIZ).

Das Verhältnis der AnwohnerInnen zu ihren neuen Nachbarn be-
schrieb Lötzsch im Jahr 2005: »Es gibt viele, die gegen Nazis sind, aber 
manche sagen, dass die Linken mehr Unruhe herein bringen. Im Januar 
2003 haƩ en wir unser erstes Treff en. Im März luden wir die Anwohner 
der Straße zu einem Gesprächsabend ein, zu dem etwa 20 kamen.« Die 
erste ProtestakƟ on bestand in einer Mahnwache gegen den NPD-Par-
teitag. 40 AnwohnerInnen und UnterstützerInnen kamen. Bei den Ort-
schaŌ sratswahlen 2004, zu denen Wohlleben für die NPD kandidierte, 
verteilten sie FlugbläƩ er. »Wir wollten informieren, dass es Ralf Wohl-
leben ist, der da kandidiert, nicht dass aus Versehen jemand den wählt. 
Aber es hat nichts genützt«, zieht sie Bilanz.

Zum Repertoire neonazisƟ scher Strategien gegenüber der LIZ gehörte 
die »Wortergreifung«. So versuchten sie auf einer Veranstaltung der In-
iƟ aƟ ve Ende Juni 2003, verbal zu dominieren. »Wir wollten überlegen, 
was man so machen kann gegen Nazis, da waren die da«, so Lötzsch. 
»Die haben ihre Statements immer angebracht, ihre scheinheilige Ar-
gumentaƟ on hat mich sehr aufgeregt.« Verunsicherung löste auch aus, 
dass die Neonazis die LIZ-AkƟ vistInnen einluden, »mal auf ein Bier« ins 
»Braune Haus« zu kommen.

Dass der Hauskauf in Jena-Lobeda durch die Neonazis überhaupt ins 
öff entliche Bewusstsein rückte, war aber vor allem Ergebnis einer mu-
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Ɵ gen AkƟ on einer kleinen Gruppe anƟ faschisƟ scher DemonstrantInnen. 
Als es im November 2002 hieß, der Neonazi Horst Mahler wolle Lo-
beda einen Besuch abstaƩ en, führten Lothar und Katharina König von 
der »Jungen Gemeinde StadtmiƩ e« (JG) zusammen mit etwa 15 jungen 
DemonstrantInnen eine Kundgebung vor dem Haus durch. »Für eine 
humane GesellschaŌ  kämpfen – gegen Nazis handeln« stand auf dem 
Transparent, erinnert sich Katharina König bei einem Gespräch im Spät-
sommer 2005. Der Preis für die Zivilcourage sei hoch gewesen, so Kö-
nig weiter: »Wir sind da raus gefahren, zwei Presseleute waren dabei. 
Fünf Minuten nach unserer AnkunŌ  gab es einen generalstabsmäßigen 
Angriff  aus dem Haus heraus.« Etwa 15 vermummte und mit Schlagstö-
cken Bewaff nete kreisten die AnƟ faschistInnen ein. Ein Demonstrant 
wurde verletzt. Die anschließende BerichterstaƩ ung machte die Pro-
blemaƟ k auf einen Schlag bekannt. »Entscheidend war diese erste Mel-
dung«, sagt Lothar König. »Der nächste SchriƩ  war dann, eine Bürger-
versammlung für Lobeda-Altstadt zu organisieren«.

Katharina und Lothar König arbeiteten für die JG. Die damals 28-Jäh-
rige Straßensozialarbeiterin saß seit 2004 für die Linkspartei.PDS im Je-
naer Stadtrat. Ihr Vater leitet seit 1990 die off ene Jugendarbeit. Die JG 
liegt im Zentrum Jenas und ist ein beliebter Treff  für Punks und linke, al-
ternaƟ ve Jugendliche. Die Auseinandersetzung mit Neonazis ist für sie 
seit Jahren harte Realität. 

Pfarrer König erinnert sich an die zweite HälŌ e der 1990er Jahre, als 
sich die rechte Szene immer stärker organisierte und die BesucherInnen 
der JG mehrmals massiv angegriff en wurden. »1998 war dann ein neuer 
Höhepunkt. Gleich dreimal waren hier Überfälle oder der Versuch. Am 
3. Oktober sind hier schon ein paar Nazis aufs Dach gesƟ egen und ha-
ben versucht, auf sich aufmerksam zu machen. Am 10. Oktober ist es 
einer Gruppe von etwa siebzig Rechten gelungen, in die Johannisstraße 
bis auf wenige Meter an die JG heranzukommen. Das war immer Frei-
tags oder Sonnabends«. Auch auf städƟ schen Festen waren die Neo-
nazis präsent. Wer nicht ins rechte Weltbild passte, wurde schnell zum 
Opfer. Dass JG-Mitglieder aƩ ackiert wurden, war »völlig normal«, be-
schreibt König die SituaƟ on. Das Problem ging bis in den Stadtrat, in 
dem der Stadtjugendpfarrer im Jahr 2005 für Bündnis 90/Die Grünen 
saß. Die DebaƩ e sei damals reduziert gewesen auf die entpoliƟ sierende 
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Sichtweise, dass da »zwei Jugendgruppierungen aufeinander treff en«, 
erläutert er.

Häufi g fanden sich die BesucherInnen der JG und Lothar König in der 
paradoxen SituaƟ on wieder, nicht nur Opfer von rechten Angriff en zu 
sein, sondern dafür auch mitverantwortlich gemacht zu werden. Als sie 
2002 darauf aufmerksam machten, dass Neonazis in Lobeda ein Haus 
gekauŌ  haƩ en, habe das anfangs niemanden interessiert, erzählen die 
Königs. Erst durch die DemonstraƟ on am 9. November und den gewalt-
samen Angriff  der Neonazis veränderte sich der Diskurs, und die AkƟ -
vitäten der Rechten rückten in den MiƩ elpunkt.

Auch die Wilhelmsburg illustrierte 2005 mit ihren Besitz- und Nut-
zungsverhältnissen die in Jena enge Bande zwischen Neonazis und REP. 
Diese KooperaƟ on war erstmals im Juli 1998 zu beobachten, als im 
Verlauf einer REP-Wahlkundgebung mit dem Bundesvorsitzenden Rolf 
Schlierer auch »Kameraden« des THS als Ordner gegen eine Gegenkund-
gebung eingesetzt wurden, obwohl seinerzeit die REP auf Bundesebene 
auf Distanz zu Neonazis bedacht waren. Nutzerin der Wilhelmsburg war 
bis Frühjahr 2006 unter anderem die »BurschenschaŌ  Normannia«, ge-
gründet im Jahr 2000, die als Bindeglied zwischen rechtskonservaƟ ven 
Studenten und der Neonaziszene eingeschätzt wurde. So handelte es 
sich bei den Mitgliedern der Normannia vornehmlich um jene Burschen-
schaŌ ler unter Führung des Theologiestudenten Dirk Metzig, die auf 
Druck der AltherrenschaŌ  von der BurschenschaŌ  Jenensia ausgeschlos-
sen worden waren. Grund waren Auseinandersetzungen innerhalb der 
Jenensia, die sich im Dezember 1999 an der Einladung des Herausgebers 
der ZeitschriŌ  NaƟ on & Europa Peter Dehoust zu einem Vortragsabend 
im Haus der Jenensia entzündeten. Dass die Wilhelmsburg und die Nor-
mannia emsig in extrem rechte Strukturen verstrickt waren, zeigte sich 
auch an den Bewohnern des Hauses und ihren AkƟ vitäten. So lebte hier 
beispielsweise der Geraer »Liedermacher« MarƟ n Rocktäschel, der auf 
Neonazi-FesƟ vals auŌ rat. Im Februar 2004 war die Wilhelmsburg zu-
dem Ausweichort für einen Teil des »SƟ Ō ungsfestes« der Normannia, 
nachdem Proteste die Durchführung im Hotel Schwarzer Bär verhindert 
haƩ en. Die AkƟ vitäten in der Schleidenstraße waren nicht so spektaku-
lär wie die der Lobedaer »HausgemeinschaŌ «, verdienen aber dennoch 
Aufmerksamkeit. Denn BurschenschaŌ en wie die Normannia bieten mit 
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ihren naƟ onalchauvinisƟ schen Diskursen einen niedrigschwelligen Ein-
sƟ eg in rechte Denk- und Erlebniswelten. Dass die Normannia zur rech-
ten Szene hin keine Berührungsängste hat, zeigt sich auch daran, dass 
sie in der 2002 bis 2006 erschienenen Schülerzeitung MiƩ eldeutsches 
Sprachrohr per Anzeige für sich warb.

Zehn Prozent RabaƩ  versprach ein zweiter Inserent den LeserInnen 
des Sprachrohrs. Das BekleidungsgeschäŌ  Madley lag miƩ en im Szene- 
und Studentenviertel Jenas und vertrieb unter anderem T-Shirts mit 
einschlägigen AufschriŌ en wie »Hoolicaust«. Heute deuten die ErmiƩ -
lungen der GeneralbundesanwaltschaŌ  darauf hin, dass einer der Be-
treiber des Madley in die Waff enlieferungen an den NSU verwickelt sein 
könnte. Gleich um die Ecke lag bis Dezember 2005 ein anderer Laden, 
der Accessoires auch für den rechten Lifestyle anbot, der Drachenhort. 
Hier verkauŌ e eine Frau alles, was das Germanenherz begehrt. Einem 
Hinweisschild im Schaufenster zufolge handelte es sich um Heike Lang-
guth, die zeitweise für die Internetdomain des PlaƩ enlabels Nebelfee 
Klangwerke fi rmierte, auf dem seit 2001 zahlreiche CDs neonazisƟ scher 
Black-Metal-Bands erschienen.4 Der Drachenhort kam im unpoliƟ schen 
Ouƞ it daher, doch waren die dort angebotenen Anhänger in Runen-
formen für viele Rechte Kultobjekte. Dass der Laden zugemacht hat, 
lag nicht am anƟ faschisƟ schen Engagement. Ob es am mangelnden 
Verkaufserfolg von Waren wie den im Schaufenster wochenlang aus-
gestellten »Ork-Ohren« genannten fl edermausarƟ gen PlasƟ kohren aus 
Naturlatex lag, bleibt Geheimnis der Ladenbetreiberin.

Die extreme Rechte in Jena war ein festes Bündnis aus neonazis-
Ɵ schen KameradschaŌ en, NPD und OrganisaƟ onen wie den REP und 
der Normannia, ausgehend von einer eigenständigen Immobilienstruk-
tur. Die Szene baute ihre Strukturen aus und stabilisierte sich. Nach In-
formaƟ onen des Ordnungsamtes Jena sƟ eg die Zahl der Anmeldungen 
rechter AkƟ vitäten in den ersten Jahren nach Erwerb der Immobilien 
um etwa ein DriƩ el. Erst nach dem Scheitern des Versuchs, das so ge-
nannte Fest der Völker in Jena zu etablieren, gingen sie merklich zu-
rück. Mit dem Hauskauf in Lobeda machte die Szene einen logisƟ schen 

4 Dornbusch, ChrisƟ an/Kenzo, Rena (2005): Absurde Klangwerke. Black Metal, 
MiƩ elalter und »Absurd«, in: Der Rechte Rand, 17. Jg., H. 93.
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Sprung und bediente seitdem DemonstraƟ onen in ganz Thüringen nicht 
mehr nur mit ihrer Gulaschkanone, die auch während der Elbefl ut 2002 
öff entlichkeitswirksam rechte Hilfe anbot. Im Gegensatz zu früher, als 
sie für ihre Treff en immer die Öff entlichkeit fürchten mussten, agier-
ten Jenas Neonazis ab 2005 aus Räumlichkeiten heraus, auf die die Öf-
fentlichkeit keinerlei Zugriff  haƩ e. Von hier agierten Wohlleben, Kapke 
und Co. über die Stadtgrenzen hinaus und leisteten »Entwicklungshilfe« 
für andere Regionen. Ende Oktober 2005 wurde von Lobeda-Altstadt 
aus eine »Geburtstagsfeier« mit ungarischen, italienischen und deut-
schen Rechtsrock-Bands im sächsischen Pausa von Lobeda aus organi-
siert.5 Wald- und Wiesenspiele, wie das im Oktober 2005 zum driƩ en 
Mal durchgeführte »Herbsƞ est« des NaƟ onalen Widerstandes Jena, 
gehörten ebenso zum Repertoire wie »NaƟ onale Städteführungen« in 
Weimar oder die »AnƟ kapitalisƟ sche Kaff eefahrt des NaƟ onalen Wi-
derstands Thüringen« im November 2004, eine Bustour durch Alten-
burg, Gera und Arnstadt.

Jena war eine Stadt mit einer nicht außergewöhnlich großen, aber 
gut strukturierten und konƟ nuierlich agierenden rechten Szene. Jena 
war aber gleichzeiƟ g eine Stadt, deren ZivilgesellschaŌ  im Juni 2005 
unter Beweis stellte, dass sie mit überregionaler Unterstützung mobili-
sierungsfähig gegen Rechts ist. Die Neonazis kündigten danach für die 
nächsten zehn Jahre die Durchführung eines Festes der Völker an, am 
10. Juni 2006 wurde eine Neuaufl age aber per Verbot verhindert. 2007 
gingen wieder Tausende auf die Straßen und konnten mit Blockaden 
eine deutliche Einschränkung des RechtsrockfesƟ vals erreichen. Da-
nach gab es keinen weiteren Versuch, das Fest in Jena durchzuführen, 
die Nazis wechselten in andere Städte.

Der Blick zurück macht deutlich, welche Gefahr durch eine extreme 
Rechte entsteht, der es gelingt, sich örtlich zu verankern und zu ver-
netzen. Off enkundig ist aber auch, dass es möglich ist, die »Norma-
lität« rechter Lebenswelten in Frage zu stellen. »Es gehörte sich, da-
bei zu sein«, so beschrieb KoKont-Mitarbeiter Hartmann die SƟ mmung 
2005. Diesen anƟ nazisƟ schen Konsens auszubauen, ist die Aufgabe, 
die bleibt.

5 Vgl. Vogtlandanzeiger, 1.11.2005; Freie Presse, 2.11.2005.
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Max-Florian B. – Der erste Unterschlupf

In den 1990er Jahren schloss sich Max-Florian B. (geb. 1978) aus dem 
Erzgebirge der Chemnitzer Skinhead-Szene an, die sich damals vor allem 
um die Gruppierung Chemnitz Concerts 88 (CC88) organisiert haƩ e.1 
Die NSU-Täter sollen nach ihrem Abtauchen für mehrere Wochen bei 
B. gewohnt haben, nachdem dessen damalige Freundin Mandy S. von 
den Chemnitzer Brüdern L.2 nach einem Unterschlupf gefragt worden 
war. Dabei häƩ en sie auch Personaldokumente erhalten. Die Wohnung 
B.s in der Dresdner Neustadt, wohin er später zog, wurde am 24. No-
vember 2011 durchsucht.3 Gegen ihn wird wegen Bildung einer terro-
risƟ schen Vereinigung ermiƩ elt.4

Tino Brandt – Geld und Pässe

15. August 1992 in Rudolstadt: Tino Brandt (geb. 1975) organisiert mit 
Thomas Dienel einen Rudolf Hess-Marsch, nachdem dieser im oberfrän-
kischen Wunsiedel verboten worden war. Über 2.000 Neonazis folgen 
ihm – es ist der Beginn eines rasanten AufsƟ egs als Neonazi und spä-
terer V-Mann. 1994 wird er Führungskader der neugegründeten AnƟ -

1 Vgl. ART Dresden/Gamma Leipzig/AnƟ fa Bern (2011): Dossier Thomas »Ace« 
Gerlach: führender Neonazi und »NSU«-Helfer, 7.12.2011, www.venceremos.sy-
tes.net/artdd.html (Stand: 19.3.2012).

2 Vgl. DaƩ , Thomas/Ginzel, Arndt (2012): NSU haƩ e zwei weitere Unterstützer, 
in: MDR Fakt, 20.3.2012, www.mdr.de/fakt (Stand: 29.3.2012).

3 Vgl. Der Generalbundesanwalt (2011): Festnahme eines mutmaßlichen Un-
terstützers der terrorisƟ schen Vereinigung »NaƟ onalsozialisƟ scher Untergrund 
(NSU)«, 24.11.2011, www.generalbundesanwalt.de (Stand: 4.4.2012).

4 Vgl. Banse, Dirk/Müller, Uwe (2011): Mandy Struck, Doppelgängerin der Ter-
rorisƟ n, in: Die Welt, 27.12.2011.



104 Sören Frerks/Paul Wellsow/Gamma RedakƟ on Leipzig

AnƟ fa OsƩ hüringen; 1995 im Thüringer Heimatschutz (THS); ab 2000 
stellvertretender Landesvorsitzender der NPD. Der Präsident des Thü-
ringer Landesamtes für Verfassungsschutz (TLfV) Helmut Roewer heu-
erte Brandt 1994 als Informant »OƩ o« an. Alle der insgesamt 35 Straf-
verfahren gegen ihn wurden eingestellt.5 Außerdem sei er 1998 über 
ObservaƟ onen informiert worden, mit denen das Thüringer Landeskri-
minalamt das Trio aufspüren wollte, umgekehrt lieferte Brandt Infor-
maƟ onen, auch zu den Untergetauchten; noch bis 2000 habe er Kon-
takt zu ihnen gehabt. Auf Betreiben von Ralf Wohlleben telefonierte er 
im März 1999 mit Böhnhardt, schließlich wollte er ihnen über André 
Kapke und Wohlleben falsche Pässe sowie 2.000 DM und 500 DM wei-
terleiten. Der großzügige Spender: off enbar das TLfV, das über diesen 
Weg die TarnidenƟ täten des Trios aufdecken wollte; offi  ziell sei das Geld 
aber nie angekommen. Dazu habe das TLfV Brandt für mehrere hundert 
DM so genannte Progromoly-Spiele abgekauŌ .6 Im Mai 2001 fl og die 
SpitzeltäƟ gkeit Brandts auf. Bis dahin zahlte ihm das TLfV 200.000 DM, 
die direkt in die Neonaziszene gefl ossen seien. Zuletzt durchsuchte die 
Polizei am 28. März 2012 sein Haus in Rudolstadt. Der Vorwurf: ban-
denmäßiger Versicherungsbetrug.7 Ob Geld über ihn an den NSU ging, 
bleibt vorerst Brandts Geheimnis.

MaƩ hias Rolf D. – Wohnungen in Zwickau

Er gehörte der KameradschaŌ sszene im Erzgebirge an; MaƩ hias D. (geb. 
1975) aus dem sächsischen Lichtenstein wohnte zuletzt in Johanngeor-
genstadt. In den 1990er Jahren soll er bei der dorƟ gen Brigade Ost auch 
gewalƩ äƟ g in Erscheinung getreten sein. Überdies war er AkƟ vist der 
Weißen BruderschaŌ  Erzgebirge (WBE).8 Der FernkraŌ fahrer wurde am 

5 Vgl. Thüringer Innenministerium (2012): Drs. 5/4198, 15.3.2012.
6 Vgl. Speit, Andreas (2011): Geld für falsche Pässe, in: Die Tageszeitung, 

18.12.2011, www.tageszeitung.de (Stand: 29.3.2012).
7 Vgl. Rathay, Peter (2012): Razzia im rechten Milieu. Ehemalige V-Leute im Vi-

sier, in: Thüringer Allgemeine, 29.3.2012.
8 Vgl. Röpke, Andrea/Belina, OƩ o (2012): NSU im Netz, in: Blick nach Rechts, 

18.2.2012, www.bnr.de (Stand: 29.3.2012); Banse, Dirk/Müller, Uwe (2011): Das 



105Die Unterstützer und das Umfeld des NSU

11. Dezember 2011 verhaŌ et und sitzt in UntersuchungshaŌ . Er soll dem 
NSU Ausweisdokumente zur Verfügung gestellt sowie 2001 und 2008 
zwei Wohnungen angemietet haben.9

Thomas Dienel – Vorbild Rassenkrieg

Vom Thüringer NPD-Landesvorsitzenden zur Deutsch-NaƟ onalen Par-
tei (DNP). Am 19. und 20. April 1992 gründet Thomas Dienel mit Haken-
kreuzfahne und Hitlergruß eine SpliƩ erorganisaƟ on, die unverhohlen 
den NaƟ onalsozialismus propagierte, und wird deren Vorsitzender. Da-
bei suchte er, wie beim Hess-Marsch in Rudolstadt, den Schulterschluss 
mit den Neonazis Andreas Rachhausen, ChrisƟ an Worch und Friedhelm 
Busse.10 Er rief zur Machtergreifung nach NSDAP-Manier auf und fei-
erte den Tod des ehemaligen Vorsitzenden des Zentralrats der Juden in 
Deutschland Heinz Galinskis. Die DNP bezeichnete sich als »Stroßtrupp«: 
Im Herbst 1992 demonstrierte er Spiegel-TV nahe Erfurt eine Wehrsport-
übung von Parteimitgliedern, die mit Sprengstoff  hanƟ erten. Die Polizei 
fand später bei Razzien ein Panzerbrandgeschoss sowie Schreckschuss-
waff en.11 Dienel muss schließlich für verschiedene Delikte mehrere Jahre 
in HaŌ . Nach seiner Entlassung aus der HaŌ  1995 war die DNP Ge-
schichte, doch Dienel bot sich dem TLfV an. Geheimdienstpräsident 
Helmut Roewer machte ihn zum V-Mann »Küche«. 25.000 DM erhielt 
er zwischen 1996 und 1997 vom TLfV, im Jahr 2000 enƩ arnte er sich 
selbst – mit ein Grund für die spätere Suspendierung Roewers. Auch 
Dienels Wohnung wurde am 28. März 2012 im Zusammenhang mit der 
Razzia bei Brandt durchsucht.12

Erzgebirge und der Terror, in: Die Welt, 12.12.2011.
9 Vgl. Der Generalbundesanwalt (2011): Festnahme eines weiteren mutmaß-

lichen Unterstützers der terrorisƟ schen Vereinigung »NaƟ onalsozialisƟ scher Un-
tergrund (NSU)«, 11.12.2011, www.generalbundesanwalt.de (Stand: 4.4.2012).

10 Vgl. Fromm, Rainer (1993): Rechtsextremismus in Thüringen, 2. Aufl ., Mar-
burg: Schüren, S. 23.

11 Vgl. ebd. S. 21ff .
12 Vgl. Rathay, a.a.O.
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Andre E. – Das Bekennervideo

Geboren 1979 in Erlabrunn (Erzgebirge), zuletzt wohnhaŌ  in Zwickau. 
Der Inhaber der Medienagentur Aemedig wird u.a. beschuldigt, an der 
ProdukƟ on des ersten NSU-Bekennervideos beteiligt gewesen zu sein, 
und wird mitunter als »weiteres Mitglied« des NSU bezeichnet. In der 
Neonaziszene bekannt ist auch dessen Zwillingsbruder Maik E., auf des-
sen Grundstück er im brandenburgischen Grabow Brandenburg am 24. 
November 2011 verhaŌ et wurde. Die Brüder waren 2000 und 2001 Mit-
glieder der WBE. Die Ehefrau von Andre E., Susann E., gilt ebenfalls als 
VerdächƟ ge: Sie soll Beate Zschäpe Ausweisdokumente zur Verfügung 
gestellt und damit zu einer TarnidenƟ tät verholfen haben. Bei einer 
Durchsuchung der Zwickauer Wohnung des Ehepaars, das über Jahre 
engen Kontakt zur NSU-Zelle gehalten haben soll, wurde auch eine Spen-
dendose der NaƟ onalen Sozialisten Zwickau gefunden. Diese Gruppie-
rung gehört zum weiterhin akƟ ven Freien Netz.13

Holger Gerlach – Der vierte Mann

Die BundesanwaltschaŌ  ließ am 13. November 2011 Holger Gerlach 
(geb. 1974) festnehmen und durchsuchte seine Wohnung in Lauenau 
im Landkreis Schaumburg. Er sei verdächƟ g, viertes Mitglied des NSU 
gewesen zu sein. Seit Ende der 1990er Jahre habe er, der ursprünglich 
auch aus Jena stammt, in Kontakt mit den anderen Mitgliedern des Ter-
rornetzes gestanden und sei in dieselben Kreise eingebunden gewe-
sen. Den drei Untergetauchten habe er laut Generalbundesanwalt sei-
nen Führerschein und Reisepass zur Verfügung gestellt. Böhnhardt soll 
seinen Pass bereits seit 2001 zum Untertauchen genutzt haben, auch 
seine Krankenkassenkarte und eine ADAC-Card übergab er. Des Wei-
teren habe er mehrfach für den NSU und seine Taten Wohnmobile ge-
mietet14 und soll 2001 oder 2002 die spätere Mordwaff e der Gruppe 

13 Röpke/Belina, a.a.O.
14 Vgl. Der Generalbundesanwalt (2012): Festnahme eines mutmaßlichen Mit-

glieds der terrorisƟ schen Vereinigung NaƟ onalsozialisƟ scher Untergrund (NSU), 
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von Jena nach Zwickau gebracht und den Untergetauchten übergeben 
haben. Medien berichteten, er habe miƩ lerweile gegenüber der Polizei 
umfänglich ausgesagt. Nach eigenen Angaben hat er bis Mai 2011 die 
untergetauchten Neonazi-Terroristen unterstützt und persönlich getrof-
fen.15 Gerlach war Mitglied der Jenaer SekƟ on des THS und bereits 1997 
nach Niedersachsen gezogen. Dort war er zumindest anfänglich weiter 
im KameradschaŌ -Spektrum akƟ v und nahm an Neonazi-Aufmärschen 
teil. Die Sicherheitsbehörden kannten ihn, hielten den mutmaßlichen 
NSU-Unterstützer aber höchstens für einen Mitläufer.16

Thorsten Heise – Suche nach einem Versteck

Thorsten Heise (geb. 1969) gilt als JusƟ zwunder. Trotz einer ganzen 
Vorstrafenliste von Volksverhetzung über Körperverletzung bis Land-
friedensbruch verbrachte er dafür nur kurze Zeit im Gefängnis. Als 
Landesvorsitzender der 1995 verbotenen Freiheitlichen Deutschen Ar-
beiterpartei (FAP) angetreten, führte er 1997 die KameradschaŌ  Nort-
heim. Im Dezember 1999 kauŌ e Heise ein Gutshaus in FreƩ erode (Eichs-
feldkreis), dort fand die Polizei 2007 bei einer Razzia Schusswaff en. 
2004 wurde er Mitglied im Bundesvorstand der NPD und gehörte die-
sem bis 2011 an; 2009 zog er in den Eichsfelder Kreistag. Aus der Kame-
radschaŌ sszene kommend, hofi ert er wie Frank Schwerdt und Patrick 
Wieschke seit jeher die militanten Neonazigruppen. Da verwundert es 
kaum, dass er bei der versuchten Flucht des Trios ins Ausland scheinbar 
von Wohlleben um Unterstützung gebeten wurde und auf seiner Hoch-
zeitsfeier auch der mutmaßliche NSU-Unterstützer Holger Gerlach an-
wesend war.17 Weitere Kontakte soll es mit Heise nicht gegeben haben. 

13.11.2011, www.generalbundesanwalt.de (Stand: 4.4.2012).
15 Vgl. o. A. (2012): Holger G. soll Zwickauer Zelle bis 2011 unterstützt haben, 

in: Der Spiegel, 7.1.2012, www.spiegel.de (Stand: 4.4.2012).
16 Vgl. NDR (2011): Rechter Terror – Steckbrief des vierten Mannes, www.ndr.

de, 15.11.2011. 
17 Vgl. Litschko, Konrad (2012): Die Waff e kam von zwei NPDlern, in: Die Tages-

zeitung, 24.2.2012, www.taz.de (Stand: 30.3.2012); vgl. Kohl, ChrisƟ ane/Leyende-
cker, Hans (2011): Alte Bekannte, in: Süddeutsche Zeitung, 16.12.2011, www.sued-
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Wohlleben sprach wohl allerdings davon, dass die Untergetauchten ver-
schwinden würden – Zufall, oder haƩ e Heise seine Aufgabe erfüllt?18

André Kapke – Bis heute in der NPD

Seit den frühen 1990er Jahren ist André Kapke (geb. 1975) in der Thü-
ringer Neonaziszene akƟ v und einer ihrer wichƟ gsten Akteure. Als Mit-
glied der KameradschaŌ  Jena und der lokalen Gruppe des THS stand er 
in engem Kontakt mit den späteren NSU-Mitgliedern und ihrem mut-
maßlichen Helfer Ralf Wohlleben. Am 1. November 1996 störte er bei-
spielsweise mit Böhnhardt, Mundlos, Zschäpe und weiteren Neonazis 
aus Jena und Chemnitz in der KZ-GedenkstäƩ e Buchenwald; sie erhielten 
ein unbefristetes Hausverbot. 

Nach dem Untertauchen des Trios Anfang 1998 erschien er bei der Po-
lizei in Jena und verlangte die Herausgabe des Schlüssels von Zschäpes 
Wohnung. Kapke bemühte sich damals u.a. beim NPD-Bundesvorstands-
mitglied Schwerdt und weiteren Neonazis um Unterstützung für die Un-
tergetauchten. Später wurde ihm in der Szene jedoch vorgeworfen, er 
habe mehrere Tausend DM für die Beschaff ung von falschen Pässen für 
das Trio veruntreut. Nach 1998 will er keinen Kontakt mehr gehabt ha-
ben.19 Er bestreitet zudem, den Aufenthalt der NSU-Mitglieder gekannt 
und sie bei StraŌ aten unterstützt zu haben. Bis heute gehört der mehr-
fach verurteilte Kapke der NPD an,20 war einer der Organisatoren des 
neonazisƟ schen Fest der Völker in Thüringen und baute den Treff punkt 
Braunes Haus in Jena mit auf.

deutsche.de (Stand: 30.3.2012); vgl. Deutscher Bundestag (2011): Innenausschuss, 
Protokoll, 58. Sitzung, 21.11.2011.

18 Vgl. Diehl, Jörg (2012): Der Rechtsausleger, in: Der Spiegel, 6.3.2012, www.
spiegel.de (Stand: 30.3.2012).

19 Wir haben uns immer mehr radikalisiert, in: Junge Freiheit, Nr. 49, 
2.12.2011. 

20 NPD: Das NPD-Parteipräsidium zu den Fragen um André Kapke, www.npd-
naheland.de (Stand: 4.4.2012).
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Andreas S., Frank L. und das Madley – 
Die Česká unterm LadenƟ sch

Nach außen unscheinbar, doch hinter dem Schaufenster lieferten sie 
off enbar mehr als nur rechte SzeneklamoƩ en: Frank L. und Andreas S., 
die Inhaber des von 1997-2009 geöff neten Jenaer Ladens Madley be-
wegten sich im Umfeld der Hatebrothers 88 Kahla, einer Blood & Ho-
nour nahen Thüringer Gruppe.21 

Wie gefährlich ihre GeschäŌ e wirklich waren und wie gut die Verbin-
dung zu Wohlleben und den FlüchƟ gen wohl gewesen ist, kam am 25. 
Januar 2012 im Zuge einer Durchsuchung ihrer Wohnungen in Laasdorf 
und Wolfersdorf-Trockenborn bei Jena an die Öff entlichkeit. Ende 1999 
verkauŌ e off enbar Andreas S. die spätere Mordwaff e des NSU für 2.500 
DM an den Jenaer Neonazi Carsten Schultze, der nach eigenen Angaben 
im AuŌ rag Wohllebens handelte.22 Noch bis 1998 standen die Inhaber 
scheinbar selbst in Kontakt mit Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe23 – 
von ihren mörderischen Zielen wollen Andreas S. und Frank L. jedoch 
nichts gewusst haben.24

Carsten Schultze – Der Aussteiger

Am 1. Februar 2012 wurde der aus Jena stammende Carsten Schultze 
(geb. 1980) von der GSG 9 in Düsseldorf festgenommen.25 Ihm wird 
vorgeworfen, dem Trio die spätere Waff e und MuniƟ on für die rassi-

21 Vgl. ART Dresden/Gamma Leipzig/ARG Jena (2012): »Blood & Honour«: NSU-
Helfer in Sachsen. o. O.: o. V.

22 Vgl. SchaƩ auer, Göran (2012): Der Mann hinter den Killern, in: Focus, 20. Jg., 
H. 10, S. 42.

23 Vgl. JüƩ ner, Julia (2012): Die Treue der Kameraden. SpendenakƟ on für NSU, 
in: Der Spiegel, 26.1.2012, www.spiegel.de (Stand: 30.3.2012).

24 Vgl. Eumann, Jens/Kaufmann, Thomas (2012): NSU: Nazi-BouƟ que als 
Quelle für Mordwaff e. Razzien off enbaren illegale Handelswege, in: Freie Presse, 
26.2.2012, www.freiepresse.de (Stand: 30.3.2012).

25 Färber, Ole/Josef, Ronja (2012): Von der Vergangenheit eingeholt, in: Der 
Rechte Rand, 24. Jg., H. 135.
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sƟ sche Mordserie beschaŏ   und an Ralf Wohlleben weiter gereicht zu 
haben, der die Waff e weiter zum NSU bringen ließ. Beihilfe zu sechs 
Morden und einem Mordversuch hält ihm der Generalbundesanwalt 
vor.26 Schultze war seit 1999 im THS akƟ v und wurde 2000 zum stell-
vertretenden Vorsitzenden der Jungen NaƟ onaldemokraten Thüringen 
gewählt;27 zweiter Stellvertreter neben ihm war Wieschke. Zudem en-
gagierte er sich für den Jenaer NPD-Kreisverband. Gemeinsam mit Wohl-
leben und Kapke unterstützte er die späteren NSU-Mitglieder nach de-
ren Untertauchen. Für kurze Zeit gehörte Schultze zum engsten Kreis 
der Unterstützer. Zeitweise soll er der Einzige gewesen sein, der direkten 
Kontakt zum NSU hielt.28 

Über seinen Anwalt räumte er ein, die mutmaßliche Tatwaff e be-
schaŏ   zu haben. Angeblich sei er 2000 aus der Neonaziszene ausge-
sƟ egen und 2003 nach Köln und Düsseldorf gezogen, wo er studierte, 
arbeitete und sich sozial engagierte. Sein AussƟ eg ließ in Düsseldorf 
zwar Fragen off en, doch Kontakte in die Neonaziszene unterhielt er of-
fenbar nicht mehr.29

Frank Schwerdt – BiƩ e um Unterstützung

WankelmüƟ g zwischen NPD, CDU, Republikanern und Neonazi-Organi-
saƟ onen wie Die NaƟ onalen verschlägt es Frank Schwerdt (geb. 1944) 
im Jahr 1997 wieder zur NPD. Seine Parteikarriere begann er im Bun-
desvorstand und mit mehreren Monaten HaŌ  wegen Holocaustleug-
nung und der Veröff entlichung einer CD der Rechtsrockband »Volks-
verhetzer«; im Lied »Blutrausch« hetzte sie gegen Punks: »Du willst 

26 Der Generalbundesanwalt (2012): Festnahme eines mutmaßlichen Gehil-
fen der terrorisƟ schen Vereinigung »NaƟ onalsozialisƟ scher Untergrund (NSU)«, 
1.2.2012, www.generalbundesanwalt.de (Stand: 4.4.2012). 

27 Thüringer Landesamt für Verfassungsschutz (2000): Thüringer JN-Landesver-
band gegründet, in: Nachrichtendienst, Nr. 7, S. 4.

28 Ebd. 
29 AnƟ faschisƟ sche Linke Düsseldorf (2012): Düsseldorfer war Kontaktmann 

zum rechtsterrorisƟ schen NSU? AnƟ fa fordert AuŅ lärung, 25.1.2012, hƩ p://an-
Ɵ fa-duesseldorf.de (Stand: 4.4.2012). 
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ihn nur noch töten«. Schwerdts Renommee verschaŏ  e ihm von 2001 
bis heute den Thüringer NPD-Landesvorsitz; 2009 wurde er stellvertre-
tender Bundesvorsitzender. MiƩ lerweile sitzt er auch im Erfurter Stadt-
rat. Seinen internen Rückhalt verdankt er der Kumpanei mit den Kame-
radschaŌ en – nicht zuletzt mit dem THS. Ralf Wohlleben war Schwerdts 
poliƟ scher Nachwuchs, mit dem er die Thüringer NPD 2002-2008 führte. 
Zehn Jahre zuvor, am 17. Januar 1998 spricht Schwerdt bei einem Auf-
marsch in Erfurt, auch Zschäpe ist zugegen. Ende der 1990er Jahre 
heuerte er Mundlos mindestens einmal als Chauff eur an. Kapkes ers-
ter Weg auf der Suche nach einem Versteck für die Untergetauchten 
führte ihn im Februar 1998 in die Berliner NPD-Zentrale zu Schwerdt, 
doch der lehnte dem eigenem Vernehmen nach ab.30 Wohlleben ist in 
HaŌ , Schwerdt nicht.

Mandy Struck – Der Tarnname

Die aus Erlabrunn im Erzgebirge stammende Friseurin Mandy Struck 
(geb. 1975) gehörte wie Mathias D. und Andre E. der »Brigade Ost« in 
Johanngeorgenstadt an. Ihre Wohnung in Schwarzenberg, wo sie zu-
letzt wohnte, wurde am 11. Dezember 2011 von der Polizei durchsucht. 
Am gleichen Tag wurde der mutmaßliche NSU-Unterstützer MaƩ hias 
D. festgenommen. 

Beate Zschäpe benutzte ihre IdenƟ tät mithilfe von Personaldoku-
menten als Deckname. Struck war außerdem Mitglied der 2001 verbo-
tenen HilfsorganisaƟ on für naƟ onale poliƟ sche Gefangene und deren 
Angehörige (HNG) und pfl egte Kontakte in die Neonaziszene, u.a. zu 
dem Altenburger KameradschaŌ sführer und Mitbegründer des Freien 
Netzes Thomas G. Zwischenzeitlich war sie mit einem weiteren Neo-
nazi liiert, der in Verdacht steht, den NSU unterstützt zu haben, Max-
Florian B. 31

30 Vgl. Goll, Jo (2012): NPD-Vize Frank Schwerdt war eng mit Terrorzelle vernetzt, 
in: RBB/ARD, 12.3.2012, www.tagesschau.de (Stand: 19.3.2012).

31 Banse/Müller, a.a.O.
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Jan Botho W. – Blood & Honour

Er wird »Dackel« genannt, Jan Botho W. (geb. 1975) aus Chemnitz. Zwi-
schenzeitlich galt er als Anführer der SekƟ on Sachsen des 2000 verbo-
tenen Blood & Honour-Netzwerks (B&H) und ist vor Ort einer der wich-
Ɵ gsten Organisatoren der Neonaziszene gewesen. Er war beispielsweise 
an dem einschlägigen Fanzine White Supremacy und dem Label Mo-
vement Records beteilgt, das CDs von B&H-Bands produzierte. W. soll 
nach der Flucht den Aufenthaltsort von Zschäpe, Mundlos und Böhn-
hardt gekannt und sich um Unterstützung bemüht haben, unter ande-
rem durch Geld und Waff en. Dasselbe versuchte von Chemnitz aus wohl 
auch die B&H-AkƟ visƟ n Antje P. (geb. 1974), zuletzt wohnte sie in Lim-
bach-Oberfrohna. Zur B&H-SekƟ on gehörten ferner die Chemnitzer Neo-
nazis Thomas S. (zuletzt Dresden-Gorbitz) und Andreas G. (geb. 1974, 
zuletzt Remhalden und Chemnitz). 

Die Chemnitzer Szene, insbesondere CC88, haƩ e neben B&H auch 
enge Verbindungen zum Hammerskin-Netzwerk des Sebnitzer Neona-
zis und mutmaßlichen V-Mannes Mirko H. Zudem wird vermutet, dass 
die einsƟ gen B&H-AkƟ visten aus Chemnitz den NSU bis mindestens 
2003 gedeckt haben. Am 25. Januar 2012 kam es deswegen zu mehre-
ren Hausdurchsuchungen.32

Patrick Wieschke – NachtquarƟ er in Eisenach?

Wegen Beihilfe zu einem Sprengstoff anschlag auf einen türkischen Im-
biss am 10. August 2000 in Eisenach musste er ins Gefängnis; überdies 
wurde er wegen Körperverletzung verurteilt. In dieser Zeit führte Pa-
trick Wieschke (geb. 1981) unter anderem die KameradschaŌ  Eisenach 
und das NaƟ onale und Soziale AkƟ onsbündnis WesƩ hüringen (NSAW), 
das sich dem THS anschloss. Bis zum HaŌ antriƩ  2002 war er stellver-
tretender Vorsitzender des von ihm mitgegründeten Landesverbandes 
der Jungen NaƟ onaldemokraten. Erstmals 1999 für die Thüringer NPD 

32 Vgl. ART Dresden/Gamma Leipzig/ARG Jena (2012): »Blood & Honour«: NSU-
Helfer in Sachsen, o. O.: o. V.
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im Wahlkampf akƟ v, wurde er 2006 LandesgeschäŌ sführer und zog 
2009 für die Partei in den Eisenacher Stadtrat. Umtriebig meldete er 
zahlreiche Aufmärsche an und suchte mit jeder noch so grotesken Per-
formance die Öff entlichkeit. Dies machte ihn zur zentralen Figur des 
NPD-Kommunalwahlkampfes und qualifi zierte ihn wohl zum Bundes-
organisaƟ onsleiter und 2011 zum Mitglied im Bundesvorstand.33 Wie 
sehr Wieschke an seiner Vergangenheit hängt, zeigt er auch heute, so 
trägt er schon mal ein T-Shirt mit dem SchriŌ zug »BombensƟ mmung«. 
Doch muss sich Wieschke nach Bekanntwerden des NSU trotz schein-
barer Seriosität nicht nur nach seinen früheren GewalƩ äƟ gkeiten, son-
dern auch nach seiner Rolle beim Rechtsterrorismus befragen lassen – 
denn Fährtenhunde der Polizei führten zu seiner Eisenacher Wohnung.34 
Hat er Zschäpe im November 2011 beherbergt?

Ralf Wohlleben – »Der Mann hinter den Killern«

Am 29. November 2011 nahm die Polizei den mutmaßlichen NSU-Un-
terstützer Ralf Wohlleben (geb. 1975) fest; das Nachrichtenmagazin 
»Focus« Ɵ telt über den Jenaer InformaƟ ker: »Der Mann hinter den 
Killern«.35 Er sei »dringend verdächƟ g, Beihilfe zu sechs vollendeten 
Morden und einem versuchten Mord der terrorisƟ schen Vereinigung 
NaƟ onalsozialisƟ scher Untergrund geleistet zu haben«,36 so der General-
bundesanwalt. Wohlleben stammt aus der AnƟ -AnƟ fa OsƩ hüringen und 
dem THS, wo er seit den frühen 1990er Jahren mit den späteren NSU-

33 Vgl. Quent, MaƩ hias (2011): Die Extreme Rechte in Thüringen, in: Heinrich-
Böll-SƟ Ō ung Thüringen/Nazis in Parlamenten RedakƟ onskollekƟ v (Hrsg.): Nazis in 
Parlamenten. Eine Bestandsaufnahme und kriƟ sche Analyse aus Thüringen, Er-
furt: o. V., S. 12.

34 Vgl. Wehner, Markus (2011): Geld, Unterschlupf, Waff en, in: Frankfurter All-
gemeine Sonntagszeitung, 11.12.2011, www.faz.de (Stand: 30.3.2012).

35 SchaƩ auer, Göran (2012): Der Mann hinter den Killern, in: Focus, 20. Jg, H. 
10, S. 40.

36 Der Generalbundesanwalt (2011): Weitere Festnahme im Zusammenhang 
mit den ErmiƩ lungen gegen Mitglieder und Unterstützer der terrorisƟ schen Ver-
einigung NaƟ onalsozialisƟ scher Untergrund (NSU), 29.11.2011, www.generalbun-
desanwalt.de (Stand: 4.4.2012).
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Mitgliedern zusammenarbeitete. Später war er in der NPD akƟ v, saß 
im Landesvorstand und wurde Kreisvorsitzender in Jena. 2000 wurde 
er dann in den OrtschaŌ srat von Jena-Winzerla37 und 2004 in den Ort-
schaŌ srat Jena-Altstadt38 gewählt. Im selben Jahr war er Spitzenkandi-
dat der NPD bei den Landtagswahlen. Von 2004 bis 2008 war er stell-
vertretender Landesvorsitzender, 2010 trat er aus der Partei aus. Nach 
dem Untertauchen von Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe 1998 orga-
nisierte vor allem Wohlleben die Unterstützung für sie und hielt den 
telefonischen Kontakt. Auch die Mordwaff e des NSU und eine weitere 
Pistole soll er mit beschaŏ   haben.39 Bis zu seiner Festnahme war der 
mehrfach Verurteilte einer der führenden Thüringer Neonazis. Unter 
anderem stand er mit Kapke hinter dem Braunen Haus und dem Fest 
der Völker und betreute Websites der Szene. Bis heute ist die Domain 
der Jenaer NPD auf ihn registriert.40 Zahlreiche Neonazis, unter ihnen 
NPD-FunkƟ onäre, fordern nun »Freiheit für Wolle«41 – der Spitzname 
Wohllebens.

37 Stadtverwaltung Jena (2000): AmtsblaƩ , Nr. 25, S. 217.
38 Stadtverwaltung Jena (2004): AmtsblaƩ , Nr. 27, S. 279.
39 Vgl. Der Generalbundesanwalt (2011), a.a.O.; Erb, Rainer (2012): Die Unter-

stützer, Brandenburgische Landeszentrale für poliƟ sche Bildung, www.poliƟ sche-
bildung-brandenburg.de (Stand: 4.4.2012).

40 Vgl. www.denic.de (Stand: 4.4.2012).
41 Speit, Andreas (2012): Solidarität für möglichen Terrorhelfer, in: Die Tages-

zeitung, 22.2.2012, hƩ p://www.taz.de/!88230/(Stand: 4.4.2012).



Stefan Wogawa
»Allen Grund, den Verfassungsschutz 
zu fürchten«
Das Thüringer Landesamt für Verfassungsschutz – 
eine Skandalgeschichte

»Das Land Thüringen hat als erstes der neuen Länder ein Landesamt 
für Verfassungsschutz (...) errichtet«, heißt es stolz im ersten Thüringer 
Verfassungsschutzbericht.1 Nachdem der Landtag im November 1991 
ein Verfassungsschutzgesetz beschlossen haƩ e, war die Behörde mit 13 
MitarbeiterInnen in Dienst gestellt worden, Ende 1992 war deren Stärke 
auf 40 angewachsen.2 Den geplanten Personalbestand von 120 Mitar-
beiterInnen erreichte man nicht, nach der Auĩ auphase waren es 80.3

»Das Referat Rechtsextremismus legte seinen Schwerpunkt auf die 
InformaƟ onsbeschaff ung im Bereich der militanten, weitgehend unor-
ganisiert täƟ gen Neonazis, bei denen es in Thüringen weitreichende 
Überschneidungen mit der jugendlichen Gewaltszene gibt«,4 so der Ver-
fassungsschutzbericht für 1997, der sich mit dem Zeitraum kurz vor dem 
Untertauchen der späteren Terrorgruppe NaƟ onalsozialisƟ scher Unter-
grund (NSU) beschäŌ igt. 1994 sei erstmals eine AnƟ -AnƟ fa OsƩ hürin-
gen bekannt geworden, der Zusammenschluss fi rmiere auch als Thü-
ringer Heimatschutz (THS) und sei »ein Sammelbecken, das Raum für 
Kontakte zwischen organisierten Neonazis und gewaltbereiten ›naƟ o-
nalen‹ Jugendlichen bietet«.5 Doch Erkenntnisse über die Gruppe – nach 
Darstellung des Thüringer Landesamtes für Verfassungsschutz (TLfV) ei-
gentlich Schwerpunktziel der InformaƟ onsbeschaff ung –, in deren Um-

1 Thüringer Innenministerium (Hrsg.) (o. J.): Verfassungsschutzbericht Thürin-
gen 1992, o.O.: o.V., S. 1.

2 Vgl. ebd., S. 15.
3 Vgl. Thüringer Landesamt für Verfassungsschutz (Hrsg.) (1998): Nachrichten-

dienst 12/1998. o.O.: o.V., S. 5.
4 Thüringer Innenministerium (Hrsg.) (1998): Verfassungsschutzbericht Thürin-

gen 1997, Erfurt: o.V., S. 9.
5 Ebd., S. 18.
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feld die späteren NSU-Terroristen agierten, fi elen dürŌ ig aus: »Der THS 
veranstaltete im Berichtszeitraum ein Fußballturnier und fünf Konzerte; 
die Veranstaltungen verliefen störungsfrei.«6

StaƩ dessen gab es immer wieder »Parteikisten«7 – also die partei-
poliƟ sche Instrumentalisierung des Geheimdienstes –, wie später der 
ehemalige Thüringer Verfassungsschutzpräsident Helmut Roewer einem 
Untersuchungsausschuss des Landtages berichtete. Die Skandale waren 
nicht selten direkt mit der CDU verbunden, die in Thüringen seit 1990 
allein oder mit wechselnden Partnern Regierungspartei ist. Schon bei 
der Diskussion um den Auĩ au eines Verfassungsschutzes haƩ e der da-
malige Innenminister Willibald Böck (CDU) 1991 darauf hingewiesen, 
die PDS müsse als verfassungsfeindlich eingestuŌ  werden. Böck kün-
digte an, er werde dazu »eine Reihe von Voraussetzungen prüfen«.8 
Der SPD-FrakƟ onsvorsitzende Gerd Schuchardt warf Böck während der 
ersten Lesung des Verfassungsschutzgesetzes im Juni 1991 ein aus-
geprägtes »Feindbilddenken« vor. Die SPD forderte deshalb, den Ver-
fassungsschutz nicht dem Innenministerium unter Böck, sondern dem 
JusƟ zminister zu unterstellen. Während der zweiten Lesung im Oktober 
1991 warnte selbst ein CDU-Abgeordneter, das Landesamt dem Innen-
ministerium anzugliedern; er glaube nicht, dass »ein solches Über- und 
Gigantenministerium wirklich allein rechtens sein kann«.9

Im Juli 1993 demonstrierten 1.000 Kali-Kumpel aus dem Eichsfeld 
friedlich vor dem Landtag, wo die Abgeordneten über die folgenschwere 
Kali-Fusion debaƫ  erten. Als die Demonstranten eingedrungene Zivilpo-
lizisten enƩ arnten, riefen sie: »Wir sind keine Verbrecher!« und »Stasi 
raus!«.10 Am NachmiƩ ag wurde die DemonstraƟ on von einem geheimen 
ObservaƟ onsteam gefi lmt. Innenminister Franz Schuster (CDU) musste 

6 Ebd., S. 23.
7 OsƩ hüringer Zeitung, 31.1.2002.
8 Elias, Holger (1998): Zwischen Aufschwung und Abgesang, Erfurt: UNZ, 

S. 114.
9 Der CDU-Abgeordnete Manfred Eckstein wollte das TLfV in der Staatskanz-

lei ansiedeln; vgl. Thüringer Landtag (1991): Plenarprotokoll 1/31, 19.10.1991, 
S. 2010.

10 Elias, a.a.O., S. 25f.
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die Landtagssitzung verlassen und den Abzug der Zivilpolizei sowie die 
Vernichtung des Videomaterials versprechen.

Am 18. Februar 1994 verbreitete ein Pressesprecher des Thüringer 
Innenministeriums die Meldung, die PDS werde seit November 1991 
vom Verfassungsschutz beobachtet.11 Der Geheimdienst demenƟ erte. 
Ein hochrangiger Mitarbeiter des Landesamtes erklärte den Medien, 
der Sprecher des Innenministeriums habe die Öff entlichkeit falsch in-
formiert. 

Das TLfV hat 1994 off enbar den damaligen PDS-Landtagsabgeord-
neten Klaus Höpcke bespitzelt. Ex-Verfassungsschutzpräsident Roewer 
bestäƟ gte im Februar 2002 den Sachverhalt gegenüber einem Untersu-
chungsausschuss des Landtags.12 Der damalige Innenminister Schuster 
bestriƩ  einen solchen AuŌ rag an den Geheimdienst.

Im Juni 1994 erreichte ein dreiseiƟ ges Fax des Verfassungsschutzes 
versehentlich die LandtagsfrakƟ on von Bündnis 90/Die Grünen. Das Pa-
pier war eigentlich an einen Herrn Doetsch gerichtet, den damaligen 
Pressesprecher der CDU-FrakƟ on. Daraus ging hervor, dass die CDU für 
ihren Landtagswahlkampf vom TLfV Material über die PDS angefordert 
und erhalten haƩ e. Die Grünen schrieben: »Der Thüringer Verfassungs-
schutz versorgt die CDU-LandtagsfrakƟ on gezielt mit Wahlkampfmu-
niƟ on. Beobachtungsergebnisse insbesondere gegen die PDS werden 
direkt an die Pressestelle der CDU-FrakƟ on weitergeleitet. Ein fehlge-
leitetes Fax, das off ensichtlich einer umfangreicheren Serie entstammt, 
stellt der CDU-LandtagsfrakƟ on unter dem SƟ chwort ›PDS – hier: Au-
ßerparlamentarischer Kampf‹ penibel gesammelte schriŌ liche Äuße-
rungen von PDS-FunkƟ onären zur Verfügung.«13 Der SPD-Abgeordnete 
Kurt Weyh forderte: »Der Verfassungsschutz darf nicht zur Stasi der CDU 
umfunkƟ oniert werden.« Innenminister Schuster stellte den Vorgang 
als in der Landesverfassung verpfl ichtend geregelte Dienstleistung der 
ExekuƟ ve für die LegislaƟ ve dar.14 Der Bürgerrechtler MaƩ hias Büchner, 
der in Erfurt die DDR-Staatssicherheit aufgelöst haƩ e und dann zum 

11 Vgl. ebd.,  S. 143f.
12 Vgl. (2002): Ließ der Minister spitzeln?, in: Der Spiegel Nr. 8, 18.2.2002, S. 9.
13 junge Welt, 21.2.2002.
14 Thüringer Landtag (1994): Plenarprotokoll 1/121, 7.7.1994, S. 9396.



118 Stefan Wogawa

Volkskammer-BeauŌ ragten zur Kontrolle der Aufl ösung des SED-Sicher-
heitsapparats wurde und 1990 in den Landtag eingezogen war, sprach 
davon, dass »heute ein Instrument namens Verfassungsschutz sich viel-
leicht Messer und Gabel der CDU oder noch ganz anders nennt«. Der 
FrakƟ onsvorsitzende der CDU, Jörg Schwäblein, betonte: »Ich bin der 
Überzeugung, dass die PDS allen Grund hat, den Verfassungsschutz zu 
fürchten.«15 Er haƩ e bereits im November 1993 im Landtag den PDS-
Abgeordneten Jörg Pöse wissen lassen, er verdiene es, »verfassungs-
rechtlich beobachtet zu werden«.16 Das Fax an die CDU off enbarte eine 
Spezialität des Geheimdienstes. Vom Bearbeiter im Landesamt waren 
sinnentstellende Veränderungen an den Ursprungstexten vorgenom-
men worden. Bei einem Beitrag aus der PDS-Mitgliederzeitung war 
die Zeile »MuƟ g für Bürgerinteressen eintreten und dabei den außer-
parlamentarischen Formen Priorität zu geben« in die wohl für die Auf-
traggeber brauchbarere Fassung »dem außerparlamentarischen Kampf 
Priorität zu geben« geändert worden.17 In der LandtagsdebaƩ e wurde 
von Schuster eine konstruierte »Einstellung der PDS zur Gewalt« zum 
Thema gemacht.

Vor der Landtagswahl 1994 ließ sich Thüringens Innenstaatssekretär 
Michael Lippert (CDU) von einem hochrangigen Mitarbeiter des Saar-
ländischen Verfassungsschutzes über den dorƟ gen Innenstaatssekre-
tär Richard Dewes (SPD) informieren.18 Dewes gehörte zum Wahlteam 
der SPD Thüringen und war für das Amt des Innenministers vorgese-
hen. Der Saarländische Geheimdienstmann meldete das Ansinnen nicht 
etwa seinem Dienstvorgesetzten Dewes, sondern kontakƟ erte Lippert 
über ein geheimes Nachrichtensystem. Der bezeichnete die Vorwürfe 
nach Bekanntwerden als »ebenso lächerlich wie spekulaƟ v« und be-
klagte einen Eingriff  in seine Privatsphäre. Er habe sich lediglich mit 
einem langjährigen Bekannten getroff en. Das Treff en entpuppte sich 
als Vorstellungsgespräch, zu dem Lippert seinen Informanten empfan-

15 Ebd., S. 9394.
16 Thüringer Landtag (1993): Plenarprotokoll 1/98, 26.11.1993, S. 7546.
17 Thüringer Landtag (1994): Drs. 1/3571, 3.8.1994.
18 Vgl. (1994): Illegale Infos, in: Der Spiegel Nr. 43, 24.10.1994, S. 62; OsƩ hürin-

ger Zeitung, 24.10.1994.
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gen haƩ e. Das CDU-Mitglied sollte Stellvertreter des Thüringer Polizei-
präsidenten werden.

Im August 1995 veröff entlichte das TLfV eine Studie zur WählerschaŌ  
der PDS, laut der in Ostdeutschland seinerzeit jeder driƩ e Beamte die 
Sozialisten wählte. Selbst Ministerpräsident Bernhard Vogel (CDU) re-
agierte verärgert und kriƟ sierte den Verfassungsschutz.19 Er legte der 
Behörde nahe, die Meinungsforschung den InsƟ tuten zu überlassen. 
Gerade in Ostdeutschland erinnere man sich an eine schlimme Vergan-
genheit, in der amtliche Organe Wahlergebnissen nachgingen. Die PDS 
warf dem Verfassungsschutz eine poliƟ sche Off ensive vor, um Druck 
auf die BeschäŌ igten des öff entlichen Dienstes auszuüben.

Der Neonazi Thomas Dienel war von 1995 – gerade aus der HaŌ  ent-
lassen – bis 1997 Informant des TLfV. Dienel (Deckname »Küche«) wurde 
»entgeltlich abgeschöpŌ «: InformaƟ onen gegen Honorar. Für etwa 80 
Treff en sollen 25.000 DM gefl ossen sein. Der Neonazi äußerte nach sei-
ner EnƩ arnung, er habe den Verfassungsschutz nicht mit Nachrichten 
beliefert, sondern »als InformaƟ onsquelle« genutzt.20 Dienel, der ange-
kündigt haƩ e, »mit diesen Händen werde ich die Gashähne wieder auf-
drehen«, wurde bereits im ersten Thüringer Verfassungsschutzbericht 
1992 genannt: Er sei Landesvorsitzender der NPD gewesen, später Vor-
sitzender der Deutsch NaƟ onalen Partei, trete mit fremdenfeindlicher 
und anƟ semiƟ scher Propaganda auf und sei wegen Volksverhetzung 
und weiterer Delikte verurteilt.21 Nach der EnƩ arnung erklärte Dienel, 
er habe in Absprache mit dem Landesamt und von diesem fi nanziert 
im Herbst 1997 eine FlugblaƩ kampagne gegen den damaligen stellver-
tretenden Landesvorsitzenden der GewerkschaŌ  HBV in Thüringen in-
szeniert. Auf den FlugbläƩ ern wurde die Zusammenarbeit des anƟ fa-

19 Vgl. OsƩ hüringer Zeitung, 30./31.8.1995; später gründete das Landesamt 
ein Tarnunternehmen namens »InsƟ tut für Konfl ikƞ orschung und Sozialpsycho-
logie«.

20 Hielscher, Almut/Mascolo, Georg/Winter, Steff en (2000): Man hat mich ge-
deckt, in: Der Spiegel Nr. 40, 2.10.2000, S. 109f.

21 Vgl. Thüringer Innenministerium (Hrsg.) (o. J.): Verfassungsschutzbericht Thü-
ringen 1992. o.O.: o.V., S. 34ff .
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schisƟ sch engagierten GewerkschaŌ ers mit Neonazis behauptet.22 In 
einem Interview sagte Dienel, durch seine Gesprächspartner beim Ge-
heimdienst sei ihm zu verstehen gegeben worden, man könne Straf-
verfahren von ihm »weghalten«.23 Nach der Informantenzeit gab es für 
die geplante Neonazi-Zeitung »SƟ mme für Deutschland«, deren Chef-
redakteur Dienel war, vom Thüringer Sozialministerium 18.000 DM För-
dermiƩ el.24

»Stasi-Methoden«

Vom TLfV wurden 1996 Kundgebungen der BürgeriniƟ aƟ ve gegen über-
höhte Kommunalabgaben in Gotha observiert, wie das Innenministe-
rium im Juni 2001 bestäƟ gte. Verfassungsschutzmitarbeiter nahmen 
an Veranstaltungen teil und protokollierten Überwachungsergebnisse. 
Die IniƟ aƟ ve war gegründet worden, um gegen die hohen Wasser- und 
Abwasserpreise zu protesƟ eren. Die DachorganisaƟ on Thüringer Bür-
gerallianz fühlte sich »fatal an Stasi-Methoden« erinnert.25 Die Über-
wachungsakten verschwanden im Oktober 1999.

Der Thüringer Flüchtlingsrat kriƟ sierte, dass vom TLfV im Jahr 1998 
eine DemonstraƟ on gegen die Diskriminierung von Flüchtlingen ob-
serviert worden war.26 Später wurde bekannt, dass das Landesamt 
auch InformaƟ onen über die Vorsitzende der OrganisaƟ on gesammelt 
haƩ e.27

Der konspiraƟ v im AuŌ rag des TLfV angeferƟ gte Dokumentarfi lm 
»Jugendlicher Extremismus miƩ en in Deutschland – Szenen aus Thü-
ringen« wurde im April 2000 im Beisein von Innenminister ChrisƟ an 
Köckert (CDU) und Verfassungsschutzpräsident Roewer in Jena vorge-

22 Vgl. (2000): Intrige mit Rechtsradikalen, in: Der Spiegel Nr. 37, 11.9.2000, 
S. 18.

23 Vgl. (2000): Zahlte Verfassungsschutz für Neonazi-Werbung?, in: Spiegel On-
line, 6.6.2000, www.spiegel.de (Stand: 27.3.2012).

24 Vgl. Hielscher/Mascolo/Winter, a.a.O.
25 Thüringische Landeszeitung, 26.6.2001.
26 Vgl. OsƩ hüringer Zeitung, 7.7.1999.
27 Vgl. Thüringische Landeszeitung, 9.1.2003.
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stellt. Gedreht haƩ e ihn 1999 Reyk Seela, damals CDU-Kreisvorsitzender 
in Jena und freier Journalist bei einem Lokalsender. In dem ominösen 
Streifen werden militante Neonazis und Mitglieder der Jenaer Jungen 
Gemeinde StadtmiƩ e als »Extremisten« gleichgesetzt. In der in kleiner 
Aufl age an Behörden verteilten MonatsschriŌ  »Nachrichtendienst« des 
Landesamtes hieß es irreführend, der »Film sollte in Thüringen spielen, 
von Thüringern gemacht und ohne Einfl ussnahme des TLfV produziert 
werden«.28 Um dessen Einfl uss zu verschleiern, trat der Erfurter Heron 
Verlag, ein Tarnunternehmen des Landesamtes, als AuŌ raggeber in Er-
scheinung. Seela haƩ e sich MiƩ e der 1990er Jahre erfolglos als Mitar-
beiter beim Landesamt beworben.29 Im September 1999 zog er als CDU-
Abgeordneter in den Landtag ein, dem er bis 2009 angehörte.

Als ChrisƟ an Köckert 1999 Innenminister wurde, soll er Verfassungs-
schutzpräsident Roewer aufgefordert haben, ihm die »Akte Dewes«, 
also GeheimdiensƟ nformaƟ onen über seinen sozialdemokraƟ schen 
Amtsvorgänger Richard Dewes, vorzulegen.30 Das TLfV hat Köckert im 
Februar 2000 von diesem angeforderte InformaƟ onen über den PDS-
Landtagsabgeordneten Steff en DiƩ es geliefert, adressiert an »Minister 
ChrisƟ an Köckert persönlich«. DiƩ es war von seiner FrakƟ on als Mit-
glied für die so genannte G 10-Kommission des Landtags vorgeschla-
gen worden, welche Telefonabhörmaßnahmen kontrollieren soll. Der 
Minister demenƟ erte einen AuŌ rag. Die InformaƟ onen – angebliche 
Kontakte von DiƩ es in die autonome Szene und zur verbotenen kur-
dischen Partei PKK – seien vom Verfassungsschutz rouƟ nemäßig ge-
wonnen und darauĬ in vom Präsidenten an Köckert berichtet worden.31 
Ministerpräsident Vogel stärkte Köckert den Rücken: Von der Bespitze-
lung eines Abgeordneten könne keine Rede sein, der Vorwurf der po-
liƟ schen Instrumentalisierung des Geheimdienstes grenze ans Lächer-

28 Thüringer Landesamt für Verfassungsschutz (Hrsg.) (2000): Nachrichtendienst 
5/2000, o.O.: o.V., S. 39.

29 Thüringer Allgemeine, 23.11.2006; Seela war in die engere Wahl gekommen, 
aber nicht eingestellt worden. Zu Seela und weiteren genannten CDU-PoliƟ kern 
vgl. FrakƟ on DIE LINKE im Thüringer Landtag (Hrsg.) (2009): Schwarzbuch CDU-
HerrschaŌ  in Thüringen, Erfurt: o. V.

30 Vgl. OsƩ hüringer Zeitung, 31.2.2002.
31 Vgl. Thüringische Landeszeitung, 25.2.2002.
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liche, es werde »ein Popanz aufgebaut«.32 DiƩ es wurde nicht in die 
»G 10-Kommission« gewählt.

Als am 20. April 2000 Unbekannte einen Brandanschlag auf die Erfur-
ter Synagoge verübten, gingen die Sicherheitsbehörden zunächst von 
möglichen »linken Tätern« aus, die ausgerechnet an Hitlers Geburtstag 
eine Synagoge angegriff en haben sollten. Minister Köckert zeigte noch 
vor dem Landtag dafür Verständnis: Die ErmiƩ lungen seien »sachlich 
geboten und richƟ g« gewesen.33 Ein Fingerabdruck auf dem Bekenner-
schreiben führte am 23. April 2000 zur Festnahme eines Neonazis, der 
gestand, den Anschlag mit zwei Kumpanen verübt zu haben.

Nach dem Verbot der Neonazi-OrganisaƟ on Blood & Honour Divi-
sion Deutschland durch den Bundesinnenminister im September 2000 
warnte off enbar ein hochrangiger Mitarbeiter des TLfV einen in Gera le-
benden FunkƟ onär der Gruppe – wahrscheinlich V-Mann des Dienstes 
– vor einer Hausdurchsuchung.34

Im Mai 2000 wurden zwei KommunalpoliƟ ker der Freien Wähler aus 
Blankenhain vom TLfV im Geheimdienstdatennetz NADIS überprüŌ . Ei-
ner der beiden war Bürgermeister, der andere ehrenamtlicher Beigeord-
neter. UnmiƩ elbar nach dem ersten Wahlgang der laufenden Bürgermei-
sterwahl war gegenüber einem Mitarbeiter des TLfV von unsauberen 
GrundstücksgeschäŌ en und möglichen »Stasi-SeilschaŌ en« gemunkelt 
worden. Die NADIS-Anfragen sind erwiesen,35 sie ergaben keine Hin-
weise auf eine TäƟ gkeit für die DDR-Staatssicherheit. Der damalige Mi-
nisterpräsident Vogel äußerte sich zur Einsetzung eines Untersuchungs-
ausschusses zur AuŅ lärung: »Meiner Ansicht nach wird hier, und zwar 
nicht unüberlegt, aus einer Mücke ein Elefant gemacht.«36

Im Mai 2001 belegte eine Regionalzeitung ein Treff en von Tino Brandt, 
damals Pressesprecher und Landesvize der NPD sowie MiƟ niƟ ator von 
AnƟ -AnƟ fa OsƩ hüringen und THS, mit Verfassungsschutzmitarbeitern.37 
Brandt gab kurz darauf mehrjährige Spitzeldienste als V-Mann des Lan-

32 Neues Deutschland, 26.2.2002.
33 Thüringer Landtag, 3. Wahlperiode: Protokoll der 16. Sitzung, 3.5.2000.
34 Vgl. Thüringische Landeszeitung, 30.5.2001.
35 Vgl. Thüringer Landtag (2003): Plenarprotokoll 3/91, 12.9.2003, S. 7955ff .
36 Thüringer Landtag (2003): Plenarprotokoll 3/47, 6.9.2001, S. 3910.
37 Vgl. Thüringer Allgemeine, 12.5.2001.
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desamtes zu (Deckname »OƩ o«), für die er über 200.000 DM erhalten 
und zur Finanzierung der rechten Szene eingesetzt habe. Innenminister 
Köckert behauptete, Brandt sei bereits 2000 »abgeschaltet« worden, er 
habe als Dienstherr keine Kenntnisse von dessen TäƟ gkeit. Es konnte al-
lerdings belegt werden, dass Köckert seit der Beurlaubung des früheren 
Verfassungsschutzpräsidenten Roewer von Brandts V-Mann-TäƟ gkeit 
wusste. Zudem war der NPD-FunkƟ onär zwar tatsächlich zunächst »ab-
geschaltet«, später von einem hochrangigen Verfassungsschützer aber 
in Absprache mit dem Thüringer Innenstaatssekretär Georg Brüggen 
(CDU) wieder reakƟ viert worden.38

Im Juni 2004 wurde bekannt, dass das TLfV ein Vorstandsmitglied der 
rechten Deutschen Partei (DP) als Informanten beschäŌ igt haƩ e, ob-
wohl eine interne Richtlinie aus dem Jahr 2000 das Anwerben von Spit-
zeln aus der Führungsebene untersagte.39 Der frühere V-Mann erklärte, 
er habe sich im AuŌ rag des Verfassungsschutzes verschiedenen rechten 
Parteien angeschlossen, zuletzt 2003 der DP. Ende 2003 habe er aus-
steigen wollen, vom Verfassungsschutz sei aber eine Unterstützung ver-
sagt worden. »Es kann kein rechtswidriges Verhalten des Landesamtes 
für Verfassungsschutz festgestellt werden«, bilanzierte Eckehard Köl-
bel (CDU) nach einer Sitzung der Parlamentarischen Kontrollkommis-
sion des Landtags.

MiƩ e 2002 teilte das TLfV dem Vorsitzenden der PDS-Landtagsfrak-
Ɵ on Bodo Ramelow auf dessen AuskunŌ sersuchen hin mit, dass man 
über mehrere Jahre hinweg Daten über ihn gespeichert habe. Später 
wurde bekannt, dass über ihn eine Personenakte angelegt worden war.40 
Ramelow machte Minister Köckert dafür verantwortlich, der im August 
2001 geäußert haƩ e, es sei »weiterhin notwendig, Teile der PDS durch 
den Verfassungsschutz beobachten zu lassen«, da dort »menschen-
verachtendes Denken« verbreitet sei.41 Als im Januar 2003 der Land-
tag über die Bespitzelung des OpposiƟ onsführers debaƫ  erte, wurde 

38 Vgl. Der Verfassungsschutz als Tollhaus, in: StuƩ garter Zeitung, 16.11.2011, 
www.stuƩ garter-zeitung.de (Stand: 27.3.2012).

39 Vgl. junge Welt, 10.6.2004.
40 Vgl. Wogawa, Stefan (2007): Die Akte Ramelow. Ein Abgeordneter im Visier 

der Geheimdienste, Berlin: Dietz.
41 Der Tagesspiegel, 12.8.2001.
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Ramelow von der CDU-Abgeordneten Evelin Groß angegriff en, weil er 
die Beobachtung öff entlich gemacht haƩ e. Groß: »Deshalb ist der Be-
griff  Schmutzfi nk für ihn angebracht«.42 In Rahmen gerichtlicher Aus-
einandersetzungen konnte Ramelow nachweisen, dass die Beobach-
tung nicht nach Annahme des Landtagsmandats beendet worden war 
und dass man sogar parlamentarische AkƟ vitäten im Archiv des Lan-
desamtes (»Redo-SchriŌ gutverwaltung«) gespeichert haƩ e. Einige der 
InformaƟ onen, die das Landesamt Ramelow nach dessen AuskunŌ ser-
suchen mitgeteilt haƩ e – darunter ein Gastkommentar in einer DKP-Zei-
tung sowie die Unterzeichnung einer Solidaritätserklärung für ein Op-
fer der Berufsverbote – waren in den Jahren 1998 und 1999 bereits in 
PropagandaschriŌ en der CDU und der Christlich-DemokraƟ schen Ar-
beitnehmerschaŌ  (CDA) aufgetaucht, verfasst unter Decknamen eines 
Politologen mit Kontakten zu CDU- und CSU-nahen SƟ Ō ungen und zum 
TLfV.43

Auch über zwei weitere Landtagsabgeordnete, darunter die frühere 
stellvertretende Vorsitzende der PDS-FrakƟ on Karin Kaschuba, haƩ e 
das TLfV Personenakten angelegt.44 Dem damaligen DGB-Landesvor-
sitzenden Frank Spieth wurde vom Landesamt mitgeteilt, sein Name 
tauche in »Sachakten« mit Ereignissen auf, in denen er als Person des 
öff entlichen Lebens in frei zugänglichen Veröff entlichungen genannt 
worden wäre – der GewerkschaŌ er hielt diese Erklärung für »eindeu-
Ɵ g zweideuƟ g«.45

42 Thüringer Landtag (2003): Plenarprotokoll 3/78, 30.1.2003, S. 6885.
43 Vgl. Wogawa, a.a.O.; Patrick Moreau verfasste das CDA-Pamphlet bzw. ei-

nen Teil der CDU-PublikaƟ on unter den Decknamen »Hermann Gleumes« bzw. 
»Peter ChrisƟ an Segall«. Moreau trat bei Veranstaltungen des TLfV auf und pu-
blizierte im Heron Verlag.

44 Vgl. Freies Wort, 9.1.2003.
45 Vgl. Thüringische Landeszeitung, 9.1.2003; auch Spieth war von CDU und 

CDA aƩ ackiert worden.



MarƟ na Renner/Paul Wellsow
Roewers Gesellen
Die fragwürdigen Personalentscheidungen 
des Ex-Chefs des Thüringer Verfassungsschutzes 

Seine Inszenierungen waren legendär. Helmut Roewer alias Stephan 
Seeberg,1 von 1994 bis 2001 Chef des Thüringer Landesamtes für Ver-
fassungsschutz (TLfV), war der Ludwig II. der Geheimdienste. Mal gon-
delte er mit seinem Fahrrad als Observant am Rande einer Demonstra-
Ɵ on, mal verkleidete er sich als General Ludendorff  mit Pickelhaube, 
Uniformjacke und Pferdehandpuppe im Rahmen der KunstakƟ on »Wei-
marErinnert – Die ParallelAkƟ on«.2 Seine bizarre Persönlichkeit verlei-
tet viele Beobachter, jeden Skandal um das Amt mit seiner Person zu 
erklären. Damit gerät in Vergessenheit, dass ihm seine Befugnisse erst 
von der PoliƟ k eingeräumt worden waren. In Personalsachen haƩ e er 
beispielsweise im TLfV so gut wie freie Hand. Der damalige Innenminis-
ter Richard Dewes (SPD) galt als sein Vertrauter.

Unter Roewer machten Quereinsteiger schnell Karriere. Kunsthis-
toriker und Archäologen, Alt-Philologen, Chemiker und Lyriker bevöl-
kerten das Amt. Einige sƟ egen sogar zu Referatsleitern auf. Altgediente 
und TradiƟ onalisten beäugten die »Neuen« kriƟ sch, von »Günstlingen« 
war die Rede. Ein damals hochrangiger Insider berichtete gegenüber 
der Wochenzeitung »Die Zeit«, Roewer habe »ganz eigene, ganz mo-
derne Vorstellungen«3 ins Amt mitgebracht. Er wollte aus dem Amt of-
fenbar einen von der Extremismustheorie befl ügelten Think-Tank ma-
chen. Umgeben von jungen AkademikerInnen sah er sich vermutlich als 

1 Roewer selbst veröff entlichte ein Foto von sich unter dem Namen Stephan 
Seeberg; vgl. Roewer, Helmut/Schäfer, Stefan/Uhl, MaƩ hias (2003): Lexikon der 
Geheimdienste im 20. Jahrhundert, München: Herbig, S. 414f.

2 Eberle, Henrik/Postel, Jürgen/Postel, Sabine/Roewer, Helmut/Timpel, Clau-
dia (1999): WeimarErinnert. Die ParallelAkƟ on, Erfurt: Heron.

3 ZiƟ ert nach: BiƩ ner, Jochen/Denso, ChrisƟ an/Kraske, Michael/Staud, Toralf 
(2011): Verbrecher und Versager, in: Zeit Online, 16.11.2011, www.zeit.de (Stand: 
29.3.2012).
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Spiritus Rector einer verschworenen Gemeinde zur ReƩ ung des Staates 
vor der PDS und anƟ faschisƟ schen GewerkschaŌ ern. Dabei nahm man 
es off enbar mit Recht und Gesetz nicht so genau. Mit einem Stammka-
pital von 50.000 DM und AuŌ rägen aus dem Amt sowie dubiosen Fi-
nanzprakƟ ken wurde als Tarnunternehmen 1997 der Heron-Verlag ge-
gründet. Dort erschienen vor allem Sammelbände mit Vorträgen aus 
dem TLfV. Sie wurden »kostenlos an alle Hochschul-, Fachschul-, Kreis- 
und Stadtbibliotheken und an Schulen Thüringens verteilt«,4 waren aber 
auch im Handel erhältlich. 

Der Verlag haƩ e die FunkƟ on, Geld aus dem Amt abzuziehen. »Mit-
arbeiter« erhielten Werkverträge über 15.000 bis 95.000 DM. Eine ad-
äquate Gegenleistung wurde nicht erwartet, staƩ dessen wurden die 
Summen auf ein Konto von »Stephan Seeberg« überwiesen – insge-
samt etwa 400.000 DM. Ein Verfahren gegen Roewer wegen Untreue 
wurde 2010 gegen eine Aufl age von 3.000 Euro eingestellt.5 Ein Ergeb-
nis der Verlagsarbeit war auch, dass das TLfV de facto Neben-Verfas-
sungsschutzberichte publizierte – losgelöst von poliƟ scher Kontrolle. 
Der Amtschef gab das fast unumwunden zu, als er schrieb, »daß ne-
ben der offi  ziellen BerichterstaƩ ung (…) in einem Nachrichtendienst 
Meinungen diskuƟ ert und gebildet werden, die nicht unmiƩ elbar Ein-
fl uss auf die tägliche Arbeit haben.«6 Sie wurden im Heron-Verlag pu-
bliziert.

Roewers Traum einer anƟ kommunisƟ schen Denkfabrik hinterließ 
Chaos. Wer gegen die Jungakademiker ohne Behördenerfahrung »auf-
muckte«, wurde degradiert. Die Alten im Amt mussten das »blöde Fuß-
volk mimen«, erzählte ein Insider.7 So erging es auch dem Referatslei-
ter für »Rechtsextremismus« Friedrich Karl Schrader, der seinen Stuhl 
für den jungen Historiker Stefan Schäfer freimachen musste. Schrader 

4 Thüringer Innenministerium (1999): Verfassungsschutzbericht 1998. Erfurt: 
o.V., S. 13.

5 Vgl. Müller, Claus-Peter (2011): TerrorheimstaƩ  Thüringen, in: Frankfurter All-
gemeine Zeitung, 16.11.2011.

6 Roewer, Helmut (1997): Editorial, in: Baumann, Fritz-A./Roewer, Helmut/Rann-
macher, Helmut (Hrsg.): In guter Verfassung. Erfurter Beiträge zum Verfassungs-
schutz, DemokraƟ e im Diskurs, Bd. 2, Erfurt: Heron, S. 4.

7 BiƩ ner/Denso/Kraske/Staud, a.a.O.
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bat den damaligen Innenminister ChrisƟ an Köckert (CDU), »die uner-
träglichen Zustände im Verhältnis von Präsident und BelegschaŌ «8 zu 
beenden.

Grund genug, auch Roewers neues Personal zu betrachten. Zumal 
nicht nur er zuletzt in einem Verlag der extremen Rechten publizierte,9 
sondern auch ein früherer Mitarbeiter. Gemeinsam führten sie einen 
Kreuzzug gegen Linke. Die Basis war ein Ɵ efsitzender AnƟ kommunis-
mus, der off enbar aus biografi scher Prägung den Blick auf die tatsäch-
lichen Gefahren des Neonazismus verstellte. Einer von ihnen war der 
bereits genannte Historiker Stefan Schäfer. Als wissenschaŌ licher Mit-
arbeiter kam er 1996 ins TLfV10 und widmete sich anfänglich den The-
men Jugendgewalt und Scientologie.11 Ab Ende 1999 leitete er das »Re-
ferat 22 Rechtsextremismus« – also jene Abteilung, die vorgeblich oder 
tatsächlich nie in der Lage war, die abgetauchten NSU-Mitglieder zu fi n-
den. Zusammen mit der ehemaligen Mitarbeiterin Claudia Timpel, zu-
ständig für das »Referat 23 Ausländerextremismus«, veröff entlichte er 
im Heron-Verlag das geschichtskliƩ ernde Buch »... dich brenn’ ich ei-
genhändig an... Buchenwald – KristallisaƟ onspunkt für Extremisten?«12 
Darin geht es historisch und poliƟ sch munter durcheinander: Der Mas-
senmord der Nazis, die Zwangsarbeit und Folter in dem KZ treten dort 
undiff erenziert neben die Toten des SowjeƟ schen »Speziallagers 2 Bu-
chenwald«. Für die Geheimdienstler ist Buchenwald »ein Symbol für 
zwei totalitäre Diktaturen auf deutschem Boden«.13 Fotos im Buch zei-

8 Ebd.
9 Vgl. Roewer, Helmut (2010): Die Rote Kapelle und andere Geheimdienst-My-

then, Graz: Ares.
10 Vgl. Baumann, Fritz-A./Roewer, Helmut/Rannmacher, Helmut (Hrsg.) (1998): 

In guter Verfassung II. Erfurter Beiträge zum Verfassungsschutz, DemokraƟ e im 
Diskurs, Bd. 3, Erfurt: Heron, S. 389.

11 Vgl. Schäfer, Stefan (1998): Scientologie – eine Gefahr für die DemokraƟ e?, 
in: ebd., S. 279-311.

12 Timpel, Claudia/Schäfer, Stefan (1997): … dich brenn’ ich eigenhändig an. Bu-
chenwald – KristallisaƟ onspunkt für Extremisten?, DemokraƟ e im Diskurs, Bd. 4, 
Erfurt: Heron.

13 Ebd., S. 43. 
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gen nebeneinander Neonazis und Gedenkveranstaltungen für die Opfer 
des Faschismus14 – für Schäfer und Timpel alles dasselbe.

Unbelastet von prakƟ schem Verwaltungswissen sƟ eß der Presse-
sprecher Joachim Werneburg zum TLfV. Der Ingenieur und Literat war 
von 1994 bis 1997 Leiter der Öff entlichkeitsarbeit. Heute arbeitet er im 
Thüringer Landesverwaltungsamt. Fünf seiner literarischen Werke pu-
blizierte er im rechten, mythischen Kleinverlag EdiƟ on Arnshaugk aus 
Neustadt an der Orla.15 Auf den ersten Blick scheint der Verlag von Uwe 
Lammla esoterisch und skurril. Doch schnell stößt man auf »deutsche 
Naturlyriker«, auf Runen-SchriŌ , Mythen und die Ablehnung der Mo-
derne.16 Unter den AutorInnen von Arnshaugk und den dort zum Ver-
kauf angebotenen Büchern anderer extrem rechter Verlage fi ndet sich 
das Who-is-Who der extrem rechten, völkischen und faschisƟ schen In-
telligenz. Aus älteren Tagen beispielsweise Julius Evola, Armin Mohler, 
Oswald Spengler oder Ernst Jünger, aus der heuƟ gen Zeit vor allem Au-
toren aus dem Umfeld der extrem rechten Wochenzeitung »Junge Frei-
heit« (JF). In der Ausgabe 2009 des »Jahrbuchs für Natur und Mythos« 
triŏ   Werneburg auf Mitautoren aus der extremen Rechten.17 Der Ver-
leger des frühen Geheimdienstlers verkauŌ  nicht nur rechte Literatur 
und nahm 1993 an der Sommerakademie der JF teil,18 er schreibt auch 
selbst. So griff  er für die JF zur Feder und gewährte dem BlaƩ  ein Inter-
view.19 Auf seiner Website will er überdies »Hitler von rechts (...) kriƟ sie-
ren« und glaubt, der Zweite Weltkrieg sei »Deutschland aufgezwungen« 
worden. Vollkommen abstrus wird es, wenn er über den NaƟ onalsozi-
alismus schreibt: »Auch daß die Juden nach ihrer Amsterdamer Kriegs-
erklärung ausgegrenzt wurden, zeigt neben dem totalitären auch den 
anƟ imperialisƟ schen Zug des Regimes.« Damit bezieht er sich auf eine 

14 Vgl. ebd., S. 85-101.
15 Vgl. www.joachim-werneburg.de (Stand: 29.3.2012).
16 Vgl. www.arnshaugk.de (Stand: 30.3.2012). 
17 Gauger, Klaus (Hrsg.) (2009): Diktynna. Jahrbuch für Natur und Mythos. Neu-

stadt an der Orla: Arnshaugk. 
18 Vgl. Lammla, Uwe (o. J.): Zweifrontenkrieg, in: www.lammla.de (Stand: 

30.3.2012). 
19 Lammla, Uwe (2008): Kyĭ  äusergeist, in: Junge Freiheit Nr. 30, 18.7.2008; In-

terview mit Uwe Lammla, ebd. 
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Propagandalüge der Nazis, die mit einer angeblichen »jüdischen Kriegs-
erklärung« gegen Deutschland die Verfolgung der Juden in Deutschland 
rechƞ erƟ gen sollte. Ist das ein geeignetes Umfeld für einen früher füh-
renden Mitarbeiter des Verfassungsschutzes? Das Amt störte sich of-
fenbar nicht daran.

Ein weiterer junger Akademiker, den Roewer in sein Umfeld holte, 
war Michael Ploenus. Beim Heron-Verlag zeichnete er Verträge über 
fast 80.000 DM und war Mitautor in den drei Bänden der »Erfurter 
Beiträge zum Verfassungsschutz«. Mal unter dem Pseudonym Egon Se-
rèn, mal unter Klarnamen warnte er vor allem vor dem Erstarken der 
PDS.20 Sein Thema ist die »Aufarbeitung« der DDR-Geschichte. Im ers-
ten Band schrieb er einen Beitrag über »RevisionisƟ sche Tendenzen 
und sinnsƟ Ō ende PublizisƟ k seit 1989 auf dem Gebiet der ehemaligen 
DDR«,21 den er im zweiten Band forƞ ührte.22 Der Fokus lag auf dem tat-
sächlichen oder vermeintlichen publizisƟ schen Umfeld der PDS.23 Ihm 
aƩ esƟ erte er »Geschichtsrevisionismus« und die Instrumentalisierung 
von GeschichtsdebaƩ en. Da jedoch keine Belege erbracht werden konn-
ten, dass die PDS grundgesetzwidrig agiere, erging sich Serèn alias Ploe-
nus in Überlegungen, wie die Partei die GesellschaŌ  über Bündnisar-
beit mit anderen demokraƟ schen Akteuren unterwandere. Im driƩ en 
Band der Reihe vergleicht er gemäß der Extremismustheorie24 die Pro-
gramme von NPD und PDS und kommt zu dem fragwürdigen Schluss, 
es gebe »eine Reihe frappanter Gemeinsamkeiten«.25 Nach seiner Zeit 

20 Vgl. Serèn, Egon (1997): RevisionisƟ sche Tendenzen und sinnsƟ Ō ende Publi-
zisƟ k seit 1989 auf dem Gebiet der ehemaligen DDR, in: Baumann/Roewer/Rann-
macher, In guter Verfassung, a.a.O., S. 98.

21 Ebd., S. 33-108.
22 Serèn, Egon (1998): Linker Revisionismus. Allgemeines, TheoreƟ sches, Orga-

nisatorisches, ArgumentaƟ v-Exemplarisches mit Blick auf Thüringen, in: Baumann/
Roewer/Rannmacher, In guter Verfassung II, a.a.O., S. 179-276.

23 Neben zahlreichen anderen ZeitschriŌ en werden auch die Thüringer UNZ so-
wie Sozialismus aus dem VSA-Verlag genannt.

24 Vgl. Kapitel »Der ›Experte‹« in diesem Buch.
25 Ploenus, Michael (1999): Die Selbst- und Fremdwahrnehmung rechter und linker 

Gruppierungen, in: Baumann, Fritz-A./Roewer, Helmut/Rannmacher, Helmut (Hrsg.): 
In guter Verfassung III. Erfurter Beiträge zum Verfassungsschutz, DemokraƟ e im Dis-
kurs, Bd. 5, Erfurt: Heron, S. 307.
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im Umfeld des TLfV promovierte er bei dem »Extremismusexperten« 
Eckhard Jesse26 und verfasste Beiträge in dessen »Jahrbuch Extremis-
mus & DemokraƟ e«.27

Ähnlich agierte auch der Historiker Henrik Eberle. Seine Forschungs-
schwerpunkte seien »beide deutschen Diktaturen und extremisƟ sche 
Parteien der Gegenwart«.28 Er schrieb im »Jahrbuch Extremismus & 
DemokraƟ e«29 für die CSU-nahe Hanns-Seidel-SƟ Ō ung30 und gemein-
sam mit dem Freund der Geheimdienste Patrick Moreau.31 Auch im 
TLfV setzte man auf ihn, um gegen die PDS zu agiƟ eren: »Autor Eberle 
ist dem TLfV kein Unbekannter«,32 ließ Roewer 1998 im internen BläƩ -
chen des Thüringer Geheimdienstes, dem »Nachrichtendienst«, ver-
lauten. Zuvor haƩ e er vor Mitarbeitern des Amtes zur Frage »Wirkt die 
SED Propaganda weiter?«33 referiert. Seine Antwort war eindeuƟ g: »Die 
PDS setzt diese Propaganda (...) fort.«34 Eberle war auch Mitorganisa-
tor der dubiosen Veranstaltungsreihe »WeimarErinnert – Die Parallel-

26 Vgl. Jesse, Eckhard (2007): Vorwort, in: Ploenus, Michael: »... so wichƟ g wie 
das tägliche Brot«. Das Jenaer InsƟ tut für Marxismus-Leninismus 1945-1990, Köln/
Weimar/Wien: Böhlau.

27 Jesse, Eckhard/Backes, Uwe (Hrsg.) (2005): Jahrbuch Extremismus & Demo-
kraƟ e. Baden-Baden: Nomos, S. 433f.

28 www.historisches-buero.de (Stand: 30.3.2012).
29 Backes, Uwe/Jesse, Eckhard (Hrsg.) (2007): Jahrbuch Extremismus & Demo-

kraƟ e, Baden-Baden: Nomos, S. 473f.; Backes, Uwe/Gallus, Alexander/Jesse, Eck-
hard (Hrsg.) (2009): Jahrbuch Extremismus & DemokraƟ e, Baden-Baden: Nomos, 
S. 418f.

30 Vgl. Eberle, Henrik (2000): Die Partei »Vorm Untergang bewahren«. Der Ein-
fl uss des MarxisƟ schen Forums auf programmaƟ sche PosiƟ onen der PDS, in: 
Hirscher, Gerhard/Segall, Peter ChrisƟ an (Hrsg.): Die PDS: Zustand und Entwick-
lungsperspekƟ ven, München: Hanns-Seidel-SƟ Ō ung, S. 109ff .

31 Vgl. Eberle, Henrik (2002): MarxisƟ sches Forum, in: Moreau, Patrick/Schorpp-
Grabiak, Rita (Hrsg.): Man muss so radikal sein wie die Wirklichkeit. Die PDS: Eine 
Bilanz, Baden-Baden: Nomos, S. 198ff .

32 Thüringer Landesamt für Verfassungsschutz (Hrsg.) (1998): Nachrichtendienst 
8/1998. o.O.: o.V., S. 27.

33 Ebd., Nachrichtendienst 5/1998, S. 25.
34 Eberle, Henrik (1998): Von der SED- zur PDS-Propaganda. KonƟ nuitäten und 

Brüche, in: Baumann/Roewer/Rannmacher, In guter Verfassung II, a.a.O., S. 147.
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AkƟ on«. Angeblich eine »PrivaƟ niƟ aƟ ve«,35 war sie fakƟ sch u.a. von 
Roe wer, der Mitarbeiterin des TLfV Claudia Timpel und dem Tarnunter-
nehmen Heron organisiert.36 In der aufwendig produzierten Dokumen-
taƟ on heißt es zu der AkƟ on von 1999, sie erinnere an »99 Personen, 
denen die Stadt Weimar ein ›Denkmal‹ gesetzt oder nach Auff assung 
der Akteure der ParallelAkƟ on aufzustellen unterlassen hat«. Sie wid-
mete sich auch dem NS-Gauleiter in Thüringen Fritz Sauckel. Waren Roe-
wer und seine »Geheimdienstspezialisten« der Auff assung, es fehle ein 
Erinnerungsort für ihn? Ist das Lust an der ProvokaƟ on oder RelaƟ vie-
rung des Grauens?

Der glühende AnƟ kommunismus, der Roewer und seine MannschaŌ  
antrieb, nahm psychopathologische Züge an und schien auch illegale 
AkƟ onen zu rechƞ erƟ gen. Obwohl Roewer behauptete, bei der dama-
ligen PDS handele es sich lediglich »um eine Art marxisƟ schen Tradi-
Ɵ onsverein in Plaste-Trainingshosen denn um eine furchteinfl ößende 
Avantgarde der WeltrevoluƟ on«,37 betrieb er eine Jagd auf die Partei und 
andere Linke – fi nanziert mit offi  ziellen sowie off enbar abgezweigten 
MiƩ eln. GleichzeiƟ g päppelte er mit V-Leute-Gehältern die militante 
Neo naziszene auf, die mit ihm den AnƟ kommunismus teilte und sich auf 
den tödlichen Weg in den bewaff neten »Rassenkrieg« gemacht haƩ e.

35 Germer, Volkhardt (1999): Vorwort, in: Eberle/Postel/Postel/Roewer/Tim-
pel, a.a.O., 2. Umschlagseite.

36 Vgl. Eberle/Postel/Postel/Roewer/Timpel, a.a.O.; ob die Finanzierung auch 
mit MiƩ eln des TLfV erfolgte, versucht DIE LINKE im Thüringer Landtag 2012 mit 
einer Anfrage an die Regierung zu erfahren.

37 Rower, Helmut (1999): Verfassungsschutz – abschaff en oder renovieren?, in: 
Baumann/Roewer/Rannmacher, In guter Verfassung III, a.a.O., S. 321.



Sören Frerks/Paul Wellsow
Der »Experte«
Wie Eckhard Jesse die extreme Rechte verharmlost

»Feste rechtsterrorisƟ sche Strukturen fehlen«,1 schrieb Eckhard Jesse 
Anfang 2011 in seinem Aufsatz »Extremismus in Deutschland«, der in 
dem von ihm mit herausgegebenen Buch »Extremismus in den EU-Staa-
ten« erschienen ist. Einige Monate nach Erscheinen war klar, dass Jesses 
Einschätzung vollkommen falsch war. Denn das Auffl  iegen des NaƟ o-
nalsozialisƟ schen Untergrundes (NSU) off enbarte, dass eine Gruppe 
polizeibekannter Neonazis unter den Augen der Sicherheitsbehörden 
abtauchen und aus dem Untergrund mindestens zehn Morde, vermut-
lich zwei Bombenanschläge und off enbar 14 Banküberfälle begehen 
konnte. 13 Jahre wurde die Gruppe trotz zum Teil intensiver Fahndung 
nicht gefasst, ein festes Netz aus UnterstützerInnen aus der organisier-
ten Neo naziszene, zum Teil prominente AkƟ vistInnen, ermöglichte das 
Leben im Untergrund, die Beschaff ung von Waff en und die Anmietung 
der Taƞ ahrzeuge.

Doch auch mit anderen Beurteilungen lag Jesse falsch. »Ich sehe kei-
nen Zusammenhang zwischen der Mordserie der Zwickauer Gruppe und 
der NPD«,2 verkündete er am 28. November 2011 im Interview mit der 
Zeitung des Bundestages »Das Parlament«. Nur einen Tag nach dem Er-
scheinen des Gesprächs ließ die BundesanwaltschaŌ  wegen des Beihil-
feverdachts zu sechs Morden den früheren Thüringer NPD-Spitzenfunk-
Ɵ onär Ralf Wohlleben in Jena festnehmen.3 Es folgte Carsten Schultze, 

1 Jesse, Eckhard (2011): Extremismus in Deutschland, in: Jesse, Eckhard/Thieme, 
Tom (Hrsg.): Extremismus in den EU-Staaten. Wiesbaden: VS, S. 83-98.

2 Jesse, Eckhard (2011): Rechtsterror in Deutschland, in: Das Parlament, Nr. 48, 
28.11.2011. 

3 Vgl. Der Generalbundesanwalt beim Bundesgerichtshof (2011): Weitere 
Festnahme im Zusammenhang mit den ErmiƩ lungen gegen Mitglieder und Un-
terstützer der terrorisƟ schen Vereinigung »NaƟ onalsozialisƟ scher Untergrund 
(NSU)«, PressemiƩ eilung Nr. 41, 29.11.2011, www.generalbundesanwalt.de (Stand: 
14.3.2012).
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der frühere stellvertretende Landesvorsitzende der Thüringer NPD-Ju-
gendorganisaƟ on Junge NaƟ onaldemokraten.4 Er gestand seine logi-
sƟ sche Unterstützung des NSU. Weitere Mitglieder der NPD sind in den 
Blick der Öff entlichkeit geraten, da ihre Nähe zu der TerrororganisaƟ on 
oder dem Unterstützerumfeld frappierend erscheint.5

Thüringens CDU-FrakƟ on im Landtag fi cht nicht an, dass Jesses The-
sen wenig mit der Realität gemein haben. Anfang März 2012 teilte die 
FrakƟ on mit, sie wolle den PoliƟ kwissenschaŌ ler von der Technischen 
Universität Chemnitz als Sachverständigen zur Anhörung in den so ge-
nannten NSU-Untersuchungsausschuss berufen.6 Wer ist dieser Mann, 
der trotz seiner Fehlurteile zum Neonazismus bis heute in Medien, Wis-
senschaŌ , Teilen der PoliƟ k und vor allem den Sicherheitsbehörden ein 
gefragter »Experte« ist?

1990 wurde Jesse erstmals einer großen Öff entlichkeit bekannt, als 
er gemeinsam mit den Autoren Uwe Backes und Rainer Zitelmann das 
Buch »Die SchaƩ en der Vergangenheit. Impulse zur Historisierung des 
NaƟ onalsozialismus«7 herausgab. Es enthielt Beiträge einer Reihe von 
jüngeren konservaƟ ven und rechten Autoren. Die Forderung nach einer 
»Historisierung« der Verbrechen des deutschen Faschismus meint nichts 
anderes als deren Bagatellisierung. Der Band avancierte schnell zum 
Standardwerk der damals erstarkenden »Neuen intellektuellen Rech-
ten«,8 die sich vor allem um die Zeitung »Junge Freiheit« sammelte. He-

4 Vgl. Der Generalbundesanwalt beim Bundesgerichtshof (2012): Festnahme 
eines mutmaßlichen Gehilfen der terrorisƟ schen Vereinigung »NaƟ onalsozialis-
Ɵ scher Untergrund (NSU)«, PressemiƩ eilung Nr. 3, 1.2.2011, www.generalbun-
desanwalt.de (Stand: 14.3.2012).

5 U.a. der Thüringer NPD-Landesvorsitzende und stellvertretende Bundesvor-
sitzende Frank Schwerdt; vgl. ARD Tagesthemen (2012): NPD-Vize war eng mit Ter-
rorzelle vernetzt, 12.3.2012, www.tagesschau.de/inland/npdnsu100.html (Stand: 
14.3.2012).

6 Jesse sagte seine Teilnahme miƩ lerweile ab.
7 Backes, Uwe/Jesse, Eckhard/Zitelmann, Rainer (1990) (Hrsg.): Die SchaƩ en 

der Vergangenheit. Impulse zur Historisierung des NaƟ onalsozialismus. Frank-
furt/Main: Propyläen.

8 Vgl. u.a. Kornexl, Klaus (2008): Das Weltbild der Intellektuellen Rechten in 
der Bundesrepublik Deutschland. Dargestellt am Beispiel der WochenzeitschriŌ  
Junge Freiheit. München: Herbert Utz; Cremet, Jean/Krebs, Felix/Speit, Andreas 
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ribert Prantl bezeichnete das Buch in der »Süddeutschen Zeitung« spä-
ter als »Standardwerk des gemäßigten Geschichtsrevisionismus«9 und 
der Publizist OƩ o Köhler sah in Jesse einen »Mitbegründer des neueren 
deutschen Geschichtsrevisionismus«.10 Jesse und die Mitherausgeber 
kriƟ sierten in ihrem Vorwort gar die Indizierung von SchriŌ en, die die 
Verbrechen des NaƟ onalsozialismus relaƟ vieren, sowie vermeintliche 
»Rituale einer falschen Unterwürfi gkeit« im Umgang mit dem Faschis-
mus. In einem Aufsatz zum AnƟ semiƟ smus schrieb Jesse: »Auf Dauer 
dürŌ e Judenfeindlichkeit nicht zuletzt gerade wegen mancher Verhal-
tensweisen von Repräsentanten des Judentums an Bedeutung gewin-
nen«. Und: »Jüdische OrganisaƟ onen« bräuchten gar »AnƟ semiƟ smus 
in einer gewissen Größenordnung, um für ihre Anliegen Gehör zu fi n-
den (…).«11 Prantl aƩ esƟ erte ihm dafür, dass er »durch Verharmlosung 
rechtsextremer Umtriebe« und ein »unkriƟ sches Verhältnis zur rech-
ten poliƟ schen Szene« aufgefallen« sei.12 Damals war Jesse als Gutach-
ter im NPD-Verbotsverfahren bestellt worden. 

Seit Jahren agiert Jesse mit wechselnden Begründungen gegen ein 
Verbot der Alt- und Neonazipartei.13 Ein Verbot sei zwar »möglich, je-
doch nicht nöƟ g«,14 denn die Partei stelle »keine Gefahr für das freiheit-
liche Gemeinwesen dar«.15 Und im Mitgliedermagazin des CDU-Jugend-

(1999): Jenseits des NaƟ onalismus. Ideologische Grenzgänger der ›Neuen Rech-
ten‹. Münster: Unrast.

9 Prantl, Heribert (2002): Bundesverfassungsgericht macht Bock zum Gärtner, 
in: Süddeutsche Zeitung, 5.2.2002.

10 Köhler, OƩ o (2008): Das war Jesses Geschoß, in: junge Welt, 14.11.2008.
11 Jesse, Eckhard (1990): PhilosemiƟ smus, AnƟ semiƟ smus und AnƟ -AnƟ semi-

Ɵ smus. VergangenheitsbewälƟ gung und Tabus, in: Backes, Uwe/Jesse, Eckhard/
Zitelmann, Rainer (Hrsg.): Die SchaƩ en der Vergangenheit. Impulse zur Historisie-
rung des NaƟ onalsozialismus. Frankfurt/Main: Propyläen, S. 543-567.

12 Prantl, a.a.O. 
13 Vgl. Jesse, Eckhard (2000): NPD-Verbot rechtmäßig, aber nicht zweckmäßig, 

in: Focus, Nr. 34, 21.8.2000, S. 54; ders. (2008): NPD-Verbot ist kein Gebot, in: 
Deutschland Archiv, 41. Jg., H. 3, S. 392-396; ders. (2008): Politologe Jesse gegen 
neues NPD-Verbotsverfahren, ddp, 14.6.2008.

14 Jesse, Eckhard (2011): Wir müssen sie ertragen. Ein Widerspruch, in: Focus, 
Nr. 51, 19.12.2011, S. 62. 

15 Ebd., S. 63.
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verbandes Junge Union betonte er: »Trotz ihres harten Extremismus ist 
sie keine gesellschaŌ liche Gefahr.«16 

Der Vergleich und die Gleichsetzung von linkem und rechtem »Ex-
tremismus« sowie das »trivialisierende Vergleichen von DDR und Drit-
tem Reich«17 ist das poliƟ sche KerngeschäŌ  Jesses. Womöglich ist er in 
konservaƟ ven Kreisen so beliebt, weil er bei Fragen zu Neonazis und 
extremer Rechter lieber die Mär einer Bedrohung von links erzählt. 
Stets betont er, der vermeintlich »weiche Extremismus« der LINKEN 
sei gefährlicher als der »harte Extremismus« der NPD – so auch auf 
einem Symposium des Thüringer Landesamtes für Verfassungsschutz 
am 4. November 2010 unter dem Titel »LinksextremisƟ sche Gewalt – 
Gefährdungen, Ursachen und PrävenƟ on«. Den anwesenden Mitarbei-
tern der Thüringer Sicherheitsbehörden gab er eine Einschätzung mit 
auf den Weg: »Der harte Extremismus ist keine Gefahr für den demo-
kraƟ schen Verfassungsstaat.«18

In immer gleichlautenden PublikaƟ onen und Vorträgen trägt Jesse 
gemeinsam mit seinem Kollegen Uwe Backes vom umstriƩ enen Han-
nah-Arendt-InsƟ tut19 – einer von der Sächsischen CDU aufgebauten 
»MuniƟ onsfabrik gegen die PDS«20 – sein Mantra von der »Extremismus-

16 Jesse, Eckhard (2011): Zwei ist mehr als drei, in: Die Entscheidung, 59. Jg., 
H. 5/6, S. 14. 

17 Vgl. Wippermann, Wolfgang (2009): Dämonisierung durch Vergleich: DDR 
und DriƩ es Reich, Berlin: Rotbuch, S. 135.

18 DIE LINKE im Thüringer Landtag (2010): MitschriŌ  des Symposiums der Frak-
Ɵ on.

19 Vgl. dazu u.a.: Henke, Klaus-Dieter (2003): Interesse und Erkenntnis. Ein Lehr-
stück konzerƟ erter Krisenregulierung in den GeisteswissenschaŌ en am Beispiel 
des Hannah-Arendt-InsƟ tuts 1992-2002, in: ZeitschriŌ  für GeschichtswissenschaŌ , 
51. Jg., H. 3, S. 205-236; Augstein, Franziska (2001): Vorhang zu! Das Hannah-
Arendt-InsƟ tut im Griff  der PoliƟ k, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung, 10.1.2001, 
S. 43; Posener, Alan (2010): Das Hannah-Arendt-InsƟ tut gehört abgeschaŏ  , in: Die 
Welt, 30.11.2010; zur Gründung durch die CDU: CDU-FrakƟ on im Sächsischen Land-
tag (1992): Gründung eines InsƟ tutes zur Erforschung totalitärer Strukturen. Eine 
IniƟ aƟ ve der CDU-FrakƟ on im Sächsischen Landtag. Meinungen und Materialien, 
SchriŌ enreihe der CDU-FrakƟ on im Sächsischen Landtag. Dresden: o. V.

20 Bartsch, Michael (2002): Total poliƟ siert, in: Die Tageszeitung, 28.2.2002.
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theorie«21 vor. Deren Gleichsetzung von »links« und »rechts« wird von 
der kriƟ schen SozialwissenschaŌ  aƩ esƟ ert, dass sie unwissenschaŌ lich 
und interessengeleitet ist. Der Historiker Wolfgang Wippermann resü-
miert, der »Extremismusbegriff « als vermeintlich poliƟ kwissenschaŌ -
liche Kategorie sei »allein vom Verfassungsschutz und einigen seiner 
offi  ziellen und inoffi  ziellen Mitarbeiter in die DebaƩ e eingeführt wor-
den«;22 gemeint sind Backes und Jesse.

Zur Verbreitung ihrer Thesen und der Extremismustheorie geben Ba-
ckes und Jesse u.a. seit 1989 das »Jahrbuch Extremismus & DemokraƟ e« 
heraus, in dem auch schon führende FunkƟ onäre der extremen Rech-
ten schreiben durŌ en. Später gründeten sie den Veldensteiner Kreis.23 
Hier bringen sie SozialwissenschaŌ ler, Historiker, Mitarbeiter der Sicher-
heitsbehörden und PoliƟ ker im Sinne einer »vergleichenden Extremis-
musforschung« – und einer entsprechenden Umsetzung in PoliƟ k und 
Sicherheitsbehörden – zusammen. Auch Thüringens ehemaliger Verfas-
sungsschutz-Chef Helmut Roewer war Gast.24 Dass Backes und Jesse mit 
ihrem »Jahrbuch« auf poliƟ scher Mission sind und es ihnen nicht vor-
rangig um WissenschaŌ  geht, machten sie im Vorwort zur ersten Aus-
gabe klar: »Bei aller angestrebten wissenschaŌ lichen Fundiertheit will 
das Jahrbuch auch umfassende InformaƟ onen und Impulse für den Prak-
Ɵ ker (PoliƟ ker, Ministerialbeamte, SicherheitskräŌ e, Pädagogen usw.) 
anbieten.«25 Seinen Bestand verdankt das Jahrbuch auch der Förderung 
durch den großzügigen Ankauf von Exemplaren durch die Bundesregie-

21 Vgl. zur KriƟ k der Extremismustheorie einführend: Wippermann, Wolfgang 
(2010): Politologentrug. IdeologiekriƟ k der Extremismus-Legende, in: Standpunkte, 
Rosa-Luxemburg-SƟ Ō ung, 9. Jg., H. 10.; ausführlich: Forum für kriƟ sche Rechtsex-
tremismusforschung (Hrsg.) (2011): Ordnung. Macht. Extremismus. Eff ekte und 
AlternaƟ ven des Extremismus-Modells. Wiesbaden: VS.

22 Wippermann, Dämonisierung, a.a.O., S. 26.
23 Vgl. Bernhardt, Markus (2012): Die Wegbereiter, in: junge Welt, 2.1.2012.
24 Vgl. Maaß, Anita (2003): Macht die Regierungsform einen Unterschied? 26. 

Tagung des Veldensteiner Kreises, in: Deutschland Archiv, 36. Jg., H. 6, S. 1049-
1051; Kliese, Hanka (2004): Totalitarismus – Terrorismus – Islamismus. Tagung 
des Veldensteiner Kreises, 14.-16. Mai 2004, in: Deutschland Archiv, 37. Jg., H. 5, 
S. 891-892.

25 Backes, Uwe/Jesse, Eckhard (1989) (Hrsg.): Jahrbuch Extremismus & Demo-
kraƟ e, Bd. 1, Bonn: Bouvier, S. 1.
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rung. So kauŌ e sie allein von den Ausgaben der Jahre 2008 und 2009 
1.400 Exemplare für etwa 35.000 Euro und veranlasste »die Abgabe an 
einen Verteiler« aus »Medien und AdministraƟ on«.26

Seit Jahren wiederholt Jesse, es gebe keine relevante Bedrohung 
durch rechte Terrorstrukturen. Seine aktuellen Fehleinschätzungen zum 
NSU sind die Konsequenz seiner bisherigen Arbeit. 1993 skizzierten Jesse 
und Backes in ihrem Buch »PoliƟ scher Extremismus in der Bundesrepu-
blik Deutschland« zwar ausführlich »schwere Gewaltakte mit rechtsex-
tremen Hintergrund«,27 kamen aber zu dem Ergebnis, die »rechtsterro-
risƟ schen AkƟ vitäten blieben hinter denen von links deutlich zurück«.28 
Rechte Gewalt sei, so glaubt er, das Ergebnis von spontanen Taten: »Mei-
stens liegt diesen kriminellen Handlungen keine langfrisƟ ge Planung zu-
grunde, häufi g ist Alkohol im Spiel. Die AkƟ onen sind vielmehr das Pro-
dukt einer nicht verfesƟ gten rechtsextremisƟ schen Subkultur.«29 Und 
2005 – also während der rassisƟ schen Mordserie des NSU – kommt er 
zu dem, wie wir heute wissen, falschen Schluss: »Den Anfang der achtzi-
ger Jahre im Anfangsstadium steckengebliebenen terrorisƟ schen Grup-
pierungen rechtsextremisƟ scher Observanz fehlte es überwiegend an 
vergleichbarer LogisƟ k und Planungsintensität«.30 Nach dem Auffl  iegen 
des NSU gab sich Jesse überrascht: »[Es ist] eine absolute Ausnahme, 
dass eine [rechtsextreme] Gruppe sich zusammenfi ndet und dann ge-
plante AkƟ vitäten begeht«, da »ihre Gewalt expressiver Natur ist, sie 
reagieren sich ab, während die Gewalt bei Linksextremisten eher in-

26 Deutscher Bundestag (2010): Antwort der Bundesregierung auf die Kleine 
Anfrage der Abgeordneten Ulla Jelpke, Jan Korte, Petra Pau und der FrakƟ on DIE 
LINKE. Förderung der Herausgabe des »Jahrbuches Extremismus und Demokra-
Ɵ e« durch die Bundesregierung oder sonsƟ ge Bundesbehörden, Drs. 17/2992, 
20.9.2010.

27 Backes, Uwe/Jesse, Eckhard (1993): PoliƟ scher Extremismus in der Bundes-
republik Deutschland. Berlin/Frankfurt a.M.: Propyläen, S. 210. 

28 Ebd., S. 444.
29 Jesse, Eckhard (2005): Der Umgang mit parteipoliƟ schem Rechtsextremismus, 

in: Konrad Adenauer SƟ Ō ung (Hrsg.): Arbeitspapier/DokumentaƟ on, Nr. 149/2005. 
Sankt AugusƟ n: o. V., S. 7. Fast worƟ denƟ sch äußerte er sich 2011 in seinem Auf-
satz »Extremismus in Deutschland«, in: Jesse, Eckhard/Thieme, Tom (Hrsg.): Ex-
tremismus in den EU-Staaten. Wiesbaden: VS, S. 95.

30 Jesse, Der Umgang mit parteipoliƟ schem Rechtsextremismus, a.a.O., S. 7.



138 Paul Wellsow/Sören Frerks

strumenteller Natur ist, also MiƩ el zum Zweck«.31 Um den Verdacht der 
Verharmlosung und KriƟ k an seinen Fehleinschätzungen zurückzuwei-
sen, sagte er Ende November 2011: »Keiner von uns haƩ e sich vorstel-
len können, dass eine kleine Gruppe es wirklich ferƟ g bringt, in derar-
Ɵ ger AbschoƩ ung derarƟ g schlimme GewalƩ aten zu vollbringen. Jetzt 
so zu tun, als wäre das Geschehene irgendwie absehbar gewesen, wäre 
unehrlich.«32

Doch an konkreten Berichten und Warnungen vor rechtem Terror 
hat es nie gemangelt. Nur waren diese allzu oŌ  unbequem, blieben un-
beachtet oder wurden als Hysterie abgetan. Ebenso gab es in der Ge-
schichte der Bundesrepublik immer rechte Gewalt und organisierten 
Neonazi-Terror mit zahlreichen Verletzten und Toten.33 Der Bombenan-
schlag auf das Münchener Oktoberfest 1980 war der bisher bluƟ gste.34 
Funde von Waff en und Sprengstoff , Anleitungen für den Bombenbau 
und den bewaff neten Kampf aus dem Untergrund zirkulierten immer 
in der Neonaziszene.35 Darüber führt auch der Verfassungsschutz de-
tailliert Buch. In der vertraulichen Studie »Gefahr eines bewaff neten 
Kampfes deutscher Rechtsextremisten – Entwicklungen von 1997 bis 
MiƩ e 2004« listet er Sprengstoff anschläge, Waff en- und Bombenfunde, 
Diebstähle militärischen Materials, ErmiƩ lungsverfahren wegen des 

31 Jesse, Eckhard (2011): Extremismusforscher überrascht über möglichen 
Rechtsterrorismus, ziƟ ert nach: dapd, 11.11.2011, www.derwesten.de (Stand: 
11.03.2012).

32 Jesse, Eckhard (2011): Verdauungsstörung im Umgang mit den Nazis, ziƟ ert 
nach: Cicero, 28.11.2011, www.cicero.de (Stand: 11.03.2012).

33 Vgl. Virchow, Fabian (2011): Für Volk und NaƟ on. Der Rechtsterrorismus ist 
keine Folge der Wiedervereinigung. Er begleitet die Bundesrepublik seit den fünf-
ziger Jahren, in: Die Zeit Nr. 48, 24.11.2011, S. 26; Röpke, Andrea (2012): Explo-
sive SƟ mmung in der braunen Szene, in: Blick nach Rechts, 12.3.2012, www.bnr.
de (Stand: 15.3.2012); Rath, ChrisƟ an (2011): Wehrsportgruppen und Freikorps, 
15.11.2011, in: Die Tageszeitung, www.taz.de (Stand: 15.3.2012); Rabitz, Cornelia 
(2011): Chronik des rechten Terrors in Deutschland, in: Deutsche Welle, 21.11.2011, 
www.dw.de (Stand: 15.3.2012).

34 Vgl. Heymann, Tobias v. (2008): Die Oktoberfest-Bombe. München, 26. Sep-
tember 1980. Berlin: Nora.

35 Vgl. AnƟ faschisƟ sches AutorenkollekƟ v (1996) (Hrsg.): Drahtzieher im brau-
nen Netz. Ein aktueller Überblick über den Neonazi-Untergrund in Deutschland 
und Österreich. Hamburg: Konkret Literatur.
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Verdachts der Gründung von rechten terrorisƟ schen Gruppierungen, 
Zusammenschlüsse militanter Neonazis und DebaƩ en in der Szene um 
die Aufnahme des »bewaff neten Kampfes« auf.36 Dennoch kamen die 
Schlapphüte 2004 zu dem überraschenden und falschen Befund, da-
mals seien »in Deutschland keine rechtsterrorisƟ schen OrganisaƟ onen 
und Strukturen erkennbar«.37 »Es fehlen geeignete Führungspersonen, 
LogisƟ k und fi nanzielle MiƩ el«,38 war sich der Dienst sicher. Öff entlich 
wurde Entwarnung gegeben. »Der ›Blick nach Rechts‹ ist überscharf 
entwickelt, der nach links hingegen getrübt«,39 klagte Jesse. Doch ganz 
off enbar war in Wirklichkeit der Blick nach Rechts in den vergangenen 
Jahren getrübt – zumindest der von Sicherheitsbehörden und vermeint-
lichen »Experten«.

36 Bundesamt für den Verfassungsschutz (2004): Gefahr eines bewaff neten 
Kampfes deutscher Rechtsextremisten – Entwicklungen von 1997 bis MiƩ e 2004, 
BfV Spezial Rechtsextremismus, Nr. 21. Köln: o. V.

37 A.a.O., S. 46.
38 Ebd.
39 Jesse, Eckhard (1996): Fließende Grenzen zum Rechtsextremismus? Zur De-

baƩ e über Brückenspektren, Grauzonen, Vernetzungen und Scharniere am rechten 
Rand – Mythos und Realitäten, in: Falter, Jürgen W./Jaschke, Hans-Gerd/Winkler, 
Jürgen R. (Hrsg.): Rechtsextremismus. Ergebnisse und PerspekƟ ven der Forschung, 
PoliƟ sche VierteljahresschriŌ , SonderheŌ  Nr. 27. Opladen: Westdeutscher Ver-
lag, S. 526.



Friedrich Burschel
Der Referent, der aus der Kälte kam
Der Inlandsgeheimdienst und die PoliƟ sche Bildung

Es ist nun wahrhaŌ ig nicht so, dass die Extremismusdoktrin erst neu-
erdings Einzug in den gesellschaŌ lichen Diskurs der BRD gehalten hat. 
Genau genommen dürŌ e die Defi niƟ on des »Linksextremismus« unter 
der Ägide des Innenministers Werner Maihofer (FDP) MiƩ e der 1970er 
Jahre die regierungsamtliche Übernahme eines dezidiert auf die Zeit-
umstände konfi gurierten Extremismusbegriff s und gleichzeiƟ g eine Ab-
lösung des Totalitarismusdiskurses »alter Schule« markieren.1 Neu ist 
seit dem AmtsantriƩ  der schwarz-gelben Regierung unter Kanzlerin An-
gela Merkel (CDU) das Ineinandergreifen einer regierungsoffi  ziellen Ex-
tremismusoff ensive der umstriƩ enen Bundesfamilienministerin KrisƟ na 
Schröder (CDU) mit massiven und publizisƟ sch begleiteten Vorstößen 
der Verfassungsschutzämter in der poliƟ schen Bildung und einer damit 
einhergehenden Aufwertung und ErmächƟ gung dessen, was sich »Ex-
tremismusforschung« nennt. Seither haben die WissenschaŌ lichkeit be-
anspruchenden Forschungen vor allem der beiden Protagonisten die-
ser Denkschule, die sächsischen PoliƟ kprofessoren Eckhard Jesse (TU 
Chemnitz) und Uwe Backes (TU Dresden, stellvertretender Direktor des 
Hannah Arendt InsƟ tuts für Totalitarismusforschung), an Wirkmacht und 
Deutungshoheit gewonnen.2 Etliche Sozial- und PoliƟ kwissenschaŌ le-
rInnen treten als Büchsenspanner in Erscheinung und muniƟ onieren 
konservaƟ ve PoliƟ k und VerfassungschützerInnen mit Argumenten und 
ExperƟ sen für die neue Extremismuskampagne. Diese nimmt vor allem 

1 Vgl. Mohr, Markus/Rübner, Hartmut (2010): GegnerbesƟ mmung. Sozialwis-
senschaŌ  im Dienst der »inneren Sicherheit«, Münster: Unrast, S. 198ff .

2 Jesse und Backes sind nicht die einzigen VertreterInnen der Extremismusthe-
orie in der WissenschaŌ : Neben anderen ist zu nennen Michael Falter (Universi-
tät Mainz) und KrisƟ na Schröders Doktorvater oder auch »Vordenker der Neuen 
Rechten« Hans-Helmuth KnüƩ er (Universität Bonn, 1997 emeriƟ ert).
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den als die eigentliche Gefahr für die FdGO (»Freiheitlich demokraƟ sche 
Grundordnung«) besƟ mmten »Linksextremismus« ins Visier.3

RechtzeiƟ g zur von Ministerin Schröder als eine ihrer ersten Amts-
handlungen über die so genannte DemokraƟ eerklärung vorgetragenen 
IniƟ aƟ ve gegen mutmaßliche »Verfassungsfeinde« in staatlichen För-
derprogrammen erschien MiƩ e 2010 quasi als Buch zur Extremismus-
off ensive ein hasƟ g zusammengestellter Sammelband: »Off ener De-
mokraƟ eschutz in einer off enen GesellschaŌ «.4 Als Herausgeber treten 
zwei jüngere WissenschaŌ ler in Erscheinung, die als Paradebeispiele für 
die Indienstnahme von SozialwissenschaŌ lerInnen für die Belange des 
Verfassungsschutzes gelten können. Thomas Grumke reist als »Vater« 
der »Andi-Comics« durch das Land und wirbt für seine »Bestseller«: 
die drei zu den Themen »Rechts-«, »Linksextremismus« und »Islamis-
mus« herausgegebenen Bildergeschichten, die zuerst das Landesamt 
für Verfassungsschutz (LfV) Nordrhein-Wesƞ alen herausbrachte. Eher 
aus dem Bereich der »Nicht-RegierungsorganisaƟ onen« kommend, triƩ  
der promovierte PoliƟ kwissenschaŌ ler 2004 in die Dienste des LfV Nord-
rhein-Wesƞ alen.5 Die drei ExtremismusheŌ e sollen sich als Download 
und per kostenloser Verschickung in »Klassenstärke« über eine Million 
mal verteilt haben, nachdem auch die LfV Niedersachsen und Hessen 
sie nachdruckten und das Familienministerium bezeichnenderweise nur 
das »Linksextremismus«-HeŌ  übernommen hat.6 Die HeŌ e sind der Ex-
tremismustheorie verpfl ichtet und lehren holzschniƩ arƟ g und simplifi -
zierend, wo die Gefahren für die DemokraƟ e lauern. Obwohl zahlreiche 

3 Neben »Links-« und »Rechtsextremismus« wurde im Zuge dessen auch 
»Ausländerextremismus«/»Islamismus« in den Fokus der anƟ -extremisƟ schen 
PoliƟ k gerückt.

4 Grumke, Thomas/Pfahl-Traughber, Armin (Hrsg.) (2010): Off ener Demokra-
Ɵ eschutz in einer off enen GesellschaŌ . Öff entlichkeitsarbeit und PrävenƟ on als 
Instrumente des Verfassungsschutzes, Opladen/Farmington Hills: Barbara Bud-
rich.

5 Grumke arbeitete eine Zeit lang für das Zentrum DemokraƟ sche Kultur (ZDK) 
in Berlin, wo er gemeinsam mit dessen Chef Bernd Wagner das Handbuch des 
Rechtsradikalismus (2002) herausgab.

6 Vgl. Ministerium für Inneres und Kommunales NRW (o. J.): Niedersachsen 
druckt »Andi« nach. Dadurch steigt die Gesamtaufl age aller HeŌ e auf über 
1.000.000!, www.andi.nrw.de (Stand: 17.3.2012).
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WissenschaŌ lerInnen die Comics als für den Unterricht ungeeignet ein-
schätzen, können sie als staatlich sankƟ oniertes Unterrichtsmaterial be-
trachtet werden. Über die Arbeit an Schulen mit diesem Material kann 
nur spekuliert werden, da es keinerlei wissenschaŌ liche Evaluierung da-
rüber gibt, wer das Material zu welchem Zwecke bestellt und wie es ver-
wendet wird.7 Professor Armin Pfahl-Traughber schließlich, der zweite 
Herausgeber, gehört wohl zu den wichƟ gsten und geachtetsten Publi-
zisten zum »Rechtsextremismus«. Er arbeitete ab 1994 als wissenschaŌ -
licher Mitarbeiter im Bundesamt für den Verfassungsschutz (BfV) und 
wurde 2004 Professor an der Fachhochschule des Bundes für öff entliche 
Verwaltung – somit ist er ebenfalls eng vernetzt mit den staatlichen Or-
ganen. Ausgehend von Jesses und Backes theoreƟ scher Vorarbeit sind 
es diese nachrückenden WissenschaŌ lerInnen, die der Extremismus-
doktrin mit ministerieller Förderung auf die Sprünge helfen.

Ihr Buch kann als Grundlagenwerk zur Umwidmung des Verfassungs-
schutzes von der reinen TäƟ gkeit als »poliƟ scher Geheimdienst«8 hin zu 
einem unter dem Deckmäntelchen der »Öff entlichkeitsarbeit und Prä-
venƟ on« arbeitenden Bildungsträger gewertet werden. »Das Selbstver-
ständnis der Verfassungsschutzämter in Deutschland hat sich verän-
dert«, heißt es in der Einführung, und weiter: »Der Verfassungsschutz 
entwickelt sich von einer sich selbst abschoƩ enden, daher geheim-
nisumwiƩ erten und skandalanfälligen InsƟ tuƟ on hin zu einer akƟ v Öf-
fentlichkeitsarbeit betreibenden, Züge ›normaler‹ Behörden anneh-
menden Einrichtung.«9

7 Arbeitskreis Extremismusbegriff  an der Universität Marburg (2011): Andi auf 
dem Vormarsch, Manuskript des Vortrags gehalten beim Gesprächskreis Rechts 
der Rosa-Luxemburg-SƟ Ō ung, Berlin, 25.11.2011. Im Herbst erscheinen die Ergeb-
nisse des Arbeitskreises im Unrast-Verlag in Buchform unter dem Titel: »Schul-
verweis für Andi! Warum der Verfassungsschutz mit seiner Bildungsarbeit gegen 
›Extremismus‹ scheitert«.

8 Endlich off en eingestanden in der Sendung »Günther Jauch« vom ehema-
ligen Präsident des BfV Peter Frisch am 29.1.2012; vgl.: Deggerich, Markus (2012): 
Staatsfeinde unter sich, in: Spiegel Online, 30.1.2012, www.spiegel.de (Stand: 
19.3.2012).

9 Jaschke, Hans-Gerd, in: Schubarth, Wilfried/Stöss, Richard (Hrsg.) (2001): 
Rechtsextremismus in der Bundesrepublik Deutschland. Eine Bilanz. Opladen: 
Leske & Budrich, ziƟ ert nach: Grumke/Pfahl-Traughber, a.a.O., S. 9.
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»Analysekompetenz und Öff entlichkeitsarbeit des Verfassungs-
schutzes« heißt der programmaƟ sche Beitrag von Pfahl-Traughber, der 
das Terrain absteckt und Postulate formuliert, wie sie der Autor heute, 
nach den NSU-Enthüllungen, so vermutlich nicht mehr stehen lassen 
würde: »Demgemäß besteht aufgrund dieser FunkƟ on eine objekƟ ve 
InteressenidenƟ tät von GesellschaŌ  und Verfassungsschutz, welche (...) 
aber nicht immer erkannt wird: Innerhalb der GesellschaŌ  bestehen 
nach wie vor noch Vorbehalte gegen die Arbeit der Verfassungsschutz-
behörden, unterstellt man deren Mitarbeitern doch immer wieder du-
biose PrakƟ ken bei der Beobachtung extremisƟ scher Bestrebungen.«10 
Die AutorInnen des Bandes biƩ en geradezu um »Wertschätzung« für die 
wertvolle Arbeit der Ämter, denn, so schreibt die umtriebige Chefi n des 
Brandenburger Verfassungsschutzes, Winfriede Schreiber, »ist der Bür-
ger aufgrund der InformaƟ onen in der Lage, extremisƟ sche Propaganda 
zu durchschauen, haben wir den bestmöglichen Verfassungsschutz und 
die bestmögliche PrävenƟ on. (…) In einer off enen GesellschaŌ  ist die 
prävenƟ ve Auseinandersetzung mit ihren Feinden wichƟ g.«11

Auff ällig ist, dass es alle AutorInnen des Buches – aber auch andere 
Apologeten des öff entlichen Agierens der Verfassungsschutzämter – 
vermeiden, von Bildungsarbeit zu sprechen und staƩ dessen »Präven-
Ɵ on« und »Öff entlichkeitsarbeit« bevorzugen. Ihnen scheint klar zu 
sein, dass es schwierig werden könnte, einen gesetzlichen Bildungsauf-
trag für VerfassungsschützerInnen zu formulieren. Doch bislang kön-
nen sich die bildungsbefl issenen Geheimdienst-Protagonisten bequem 
zurücklehnen, denn es gibt so gut wie keine Proteste oder ernstzuneh-
mende Einwände gegen die Geheimdienste in der schulischen Bildungs-
arbeit. Einer der ganz Wenigen, die sich in jüngster Zeit strikt gegen ge-
heimdienstliche Bildungsarbeit wandten, ist der einsƟ ge Redakteur der 
Tageszeitung »taz« und heuƟ ge BundesgeschäŌ sführer von »Schule 
ohne Rassismus«, Eberhard Seidel. Er formulierte eine dezidierte Ab-
lehnung: »Doch seit ein paar Jahren gehen Mitarbeiter der Verfassungs-
schutzämter wie selbstverständlich in Schulen, in Jugendzentren und 
in der Lehrerfortbildung ein und aus. (…) Republikanisch betrachtet, 

10 Ebd., S. 19.
11 Ebd., S. 33.
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ist das längst nicht mehr in Ordnung, sondern ein Verstoß gegen gel-
tendes Recht.« Er ziƟ ert den Paragraphen 3 des Bundesverfassungs-
schutzgesetzes12 und kommt zu dem Schluss: »Von poliƟ scher Bildung 
ist da nicht die Rede.«13 Es ist ein Rätsel, dass die simple Feststellung 
Seidels und vieler, möglicherweise nicht als seriös genug betrachteter 
AkteurInnen, »poliƟ sche Bildung ist keine Aufgabe von Nachrichten-
diensten«, gesellschaŌ lich keine Unterstützung fi ndet und zu Wider-
spruch, Verweigerung und Protest von SchülerInnen, LehrerInnen und 
Eltern führt. Es ist nämlich im Gegenteil so, dass das Image des Verfas-
sungsschutzes trotz einer haarsträubenden Skandalgeschichte, die nicht 
erst seit den jüngsten Enthüllungen weithin bekannt und beschrieben 
ist, off enbar gut und unantastbar ist. Diesen Leuten würde off ensicht-
lich eine überwiegende Mehrheit im Lande ihre Kinder anvertrauen. 
So war es für die IniƟ atorInnen des Aufrufs »Bildungsarbeit ohne Ge-
heimdienst« völlig überraschend, dass diese gegen das Vordringen des 
Verfassungsschutzes in den Bildungssektor gerichtete IniƟ aƟ ve medial 
völlig unbeachtet blieb und trotz ihrer rund 150 zum Teil namhaŌ en Un-
terstützerInnen im Sande verlief.14

Es mag sein, dass diese AkƟ vitäten des Verfassungsschutzes nicht 
wahr und ernst genommen werden, was angesichts der schieren Zahl 
von Vorträgen, Ausstellungen mit Begleitprogramm, Workshops und 
ProjekƩ agen zumindest in einigen Bundesländern nur schwer verständ-
lich ist. Vorreiter dieser BildungspoliƟ k der Inlandsgeheimdienste ist ein-
mal mehr der als »Abschiebeminister« und Hardliner bekannte nieder-
sächsische Innenminister Uwe Schünemann (CDU). Er hat nicht nur die 

12 »Sammlung, Auswertung von InformaƟ onen, Nachrichten und Unterlagen 
über Bestrebungen, die sich gegen die freiheitlich demokraƟ sche Grundordnung 
richten«; vgl.: Gesetz über die Zusammenarbeit des Bundes und der Länder in 
Angelegenheiten des Verfassungsschutzes und über das Bundesamt für Verfas-
sungsschutz.

13 Seidel, Eberhard (2010): Blindes Staatsvertrauen, in: Tageszeitung, 11.7.2010, 
www.taz.de (Stand: 19.3.2012); vgl. auch Schillo, Johannes (2011): Verfassungs-
schutz und PoliƟ sche Bildung, in: Journal für PoliƟ sche Bildung, 1. Jg., H. 4, S. 63-
72.

14 Vgl. Bildungsarbeit ohne Geheimdienst!, 23.6.2011, www.bildenohnegeheim-
dienst.blogsport.de (Stand: 17.3.2012).
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»Landeszentrale für poliƟ sche Bildung« seines Landes abgewickelt und 
einen Teil ihrer MitarbeiterInnen dem Verfassungsschutz zugeschlagen, 
sondern schickt diese als »DemokraƟ elotsen« in die Schule und vertriƩ  
hier als erster off ensiv einen BildungsauŌ rag der Behörde. In der Ant-
wort auf eine Anfrage der Landtagsabgeordneten Pia Zimmermann (DIE 
LINKE) bezieht er sich nicht nur explizit und zusƟ mmend auf das Buch 
von Grumke und Pfahl-Traughber, sondern listet stolz etwa 50 Veran-
staltungen seiner »DemokraƟ elotsen« aus der Niedersächsischen Extre-
mismus-InformaƟ onsstelle auf, die etwa 10.000 SchülerInnen besucht 
haben sollen, und außerschulisch weitere 60 Veranstaltungen mit rund 
2.000 ZuhörerInnen.15

Auch für andere Bundesländer gibt es solche Anfragen. In einigen 
Ländern lassen die gegebenen Einblicke der Innenministerien fürchten, 
dass das Vordringen auf dem Bildungssektor ein bundesweiter Trend ist 
und nicht erst kürzlich begann. Das Thüringer Innenministerium etwa 
bringt es 2010 ebenfalls auf 50 Veranstaltungen, deren Reichweite mit 
knapp 1.500 ZuhörerInnen angegeben wird und die sich überwiegend 
an halböff entliche und öff entliche Träger wenden. In der Liste fi nden 
sich Industrie und Handelskammern, Polizeischulen, Behörden, Volks-
hochschulen, die Junge Union, die Juso-Hochschulgruppe, Parlamenta-
rierInnen der Grünen, miƩ elständische Vereinigungen, kirchliche Träger 
und auch ein Rotary Club. Demnach hat es in Thüringen fünf Schulver-
anstaltungen gegeben.16 In Berlin und Hamburg ergibt sich ein ähn-
liches Bild.17 Aber auch in anderen Bundesländern gibt es Hinweise auf 
vermehrte AkƟ vitäten der Landesbehörden im Bildungsbereich. So soll 
etwa das LfV Brandenburg in allen Landkreisen Vorträge ausgerechnet 
zur ProblemaƟ k des Islamismus organisiert haben, der dort auf dem fl a-
chen Land kaum ein Thema sein dürŌ e.18 Das dorƟ ge Landesamt sieht 

15 Vgl. Niedersächsischer Landtag (2012), Drs. 16/3798, 1.7.2011; vgl. auch Frak-
Ɵ on DIE LINKE im Niedersächsischen Landtag (2011): Verfassungsschutz hat an 
Schulen nichts zu suchen, PressemiƩ eilung, 8.7.2011.

16 Vgl. Thüringer Landtag (2011): Drs. 5/3064, 11.7.2011.
17 Vgl. Abgeordnetenhaus Berlin (2011): Drs. 16/15556, 20.9.2011; vgl. Bürger-

schaŌ  der Freien und Hansestadt Hamburg, Drs. 20/465, 17.5.2011.
18 Vgl. Geißler, Astrid (2010): Wie Bin Laden nach Prenzlau kam, in: Tageszei-

tung, 4.7.2010, www.taz.de (Stand: 19.3.2012).
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anscheinend eine beträchtliche Gefahr, ist mit einem »Bildungsmobil« 
unterwegs und bietet seine Teilnahme an entsprechenden Veranstal-
tungen selbst an.19

Der Trend ist sichtbar. Niedersachsen als Vorreiter leistet ganze Arbeit 
und es steht zu befürchten, dass diese Praxis der Verfassungsschutz-
behörden noch zunehmen wird, fl ankiert von der rigiden und als anƟ -
demokraƟ sch angeprangerten KontrollpoliƟ k der Familienministerin, 
die auch allen freien Trägern der PoliƟ schen Bildung, die staatlich ge-
förderte Veranstaltungen anbieten wollen oder für solche Veranstal-
tungen angefragt werden, die Unterzeichnung der Extremismusklausel 
abverlangt. StaƩ  Protest und Widerstand regt sich eine eher unkri-
Ɵ sche Abrufmentalität in Schulen und bei Trägern, wie bei einigen thü-
ringischen Volkshochschulen, die schon aus Kostengründen oder auch 
um Ärger mit dem Verfassungsschutz oder dem Geldgeber zu vermei-
den, eher auf die kostenlosen Angebote des Geheimdienstes zurück-
greifen. Schließlich ist das eine Behörde und kann ja nichts Falsches im 
Schilde führen...

19 Man zeigte sich etwa anheischig, am nicht-öff entlichen Gesprächskreis Rechts 
der RLS am 25.11.2011 teilzunehmen, wo es unter dem Titel »Wem gehört die Bil-
dungsarbeit?« um PoliƟ sche Bildung und Verfassungsschutz ging.



Philipp Vergin
Die braunen Wurzeln 
des Verfassungsschutzes1

Mehr als 60 Jahre nach seiner Gründung stellt sich das Bundesamt für 
Verfassungsschutz (BfV) seiner Geschichte. Seit dem 1. November 2011 
erforschen die Historiker ConstanƟ n Goschler und Michael Wala von 
der Universität Bochum die »OrganisaƟ onsgeschichte des Bundesamtes 
für Verfassungsschutz 1950-1975, unter besonderer BerücksichƟ gung 
der NS-Bezüge früherer Mitarbeiter in der Gründungsphase«. Ziel ist 
es, belastbare Angaben über die Anzahl früherer BfV-Bediensteter mit 
vormaligen Verwendungen in Behörden und Sicherheitsapparaten des 
NS-Systems und den jurisƟ schen sowie dienstrechtlichen Umgang da-
mit machen zu können. Dafür soll nun der systemaƟ sche Auĩ au des 
Aktenbestandes B443 des BfV im Bundesarchiv in Koblenz sowie die ar-
chivarische Erschließung des Materials erfolgen.

Als das BfV am 7. November 1950 auf Grundlage des »Gesetzes über 
die Zusammenarbeit des Bundes und der Länder in Angelegenheiten 
des Verfassungsschutzes« gegründet wurde, war die Maschinerie des 
Kalten Krieges bereits angelaufen. Am 14. April 1949 haƩ en die Militär-
gouverneure der Westalliierten grünes Licht für die Einrichtung eines 
deutschen Nachrichtendienstes gegeben. Die US-Armee betrieb eine 
Tarneinrichtung namens Amt für Verfassungsschutz, deren Agenten 
vor allem InformaƟ onen über die KommunisƟ sche Partei Deutschlands 
(KPD) sammeln sollten.2 Die Landesregierungen in Nordrhein-Wesƞ alen 
und Niedersachsen bauten ab 1948 einen InformaƟ onsstelle genann-
ten Inlands-Nachrichtendienst auf.3 Obwohl der Alliierte Kontrollrat 

1 Der ArƟ kel ist ein überarbeiteter Nachdruck aus dem anƟ faschisƟ schen Ma-
gazin Der Rechte Rand Nr. 134/2012. Mit freundlicher Genehmigung der Redak-
Ɵ on.

2 Confl icƟ ng DAD OperaƟ ons, 66th Counter Intelligence Corps Detachment, 
18. September 1950.

3 Vgl. Buschfort, Wolfgang (2004): Geheime Hüter der Verfassung. Von der Düs-
seldorfer InformaƟ onsstelle zum ersten Verfassungsschutz der Bundesrepublik 
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und das InternaƟ onale Militärtribunal in Nürnberg das Reichssicher-
heitshauptamt (RSHA) und den Sicherheitsdienst (SD) des NS-Staates 
zu verbrecherischen OrganisaƟ onen erklärt haƩ en und verlangten, dass 
entsprechende Mitarbeiter gerichtlichen Verfahren zugeführt werden 
sollten,4 kam es schon bald zu einer unübersehbaren Präsenz ehema-
liger NS-FunkƟ onseliten in den neuen Sicherheitsbehörden. Schnell griff  
man im Kampf gegen Linke auf bewährte Angehörige der NS-InsƟ tuƟ -
onen zurück. 

Um nur einige Beispiele anzuführen: Zwischen 1955 und 1972 war 
Hubert Schrübbers BfV-Präsident. Schrübbers war überzeugter NaƟ o-
nalsozialist, der vor 1945 bei der GeneralstaatsanwaltschaŌ  am Reichs-
gericht in »Hochverratsprozessen« besonders hohe Strafanträge gegen 
Nazigegner stellte. Seine Vizepräsidenten Albert Radke (1951-1964) und 
Ernst Brückner (1964-1967) wiesen ähnliche NS-Karrieren auf. Noch 
1963 haƩ en 16 frühere Gestapo-Mitarbeiter führende PosiƟ onen im 
BfV inne.5 Einer von ihnen war der ehemalige Hauptsturmführer und 
»Chef des faschisƟ schen Sicherheitsdienstes in Holland«6 Richard Ger-
ken. Im BfV wurde er 1953 »Abteilungsleiter IV« – die wichƟ gste nach-
richtendienstliche Person.7 Vor allem Gerken gelang es, an den Alliier-
ten vorbei alte »Kameraden« als freie Mitarbeiter im BfV einzustellen.8 

(1947-1961), Paderborn: Ferdinand Schöningh, S. 62.
4 Vgl. ebd., S. 76.
5 Vgl. o. A. (2007): Cliquen und Kameraden. Der Wiederauĩ au der Sicherheits-

behörden in der frühen Bundesrepublik, in: AnƟ faschisƟ sches InfoblaƩ , 21. Jg., 
H. 74, S. 43.

6 ZiƟ ert nach: BStU, ZAIG/1 9580/2, Pressematerial v. 29.8.63; vgl. hierzu auch 
Walde, Thomas (1971): ND-Report. Die Rolle der geheimen Nachrichtendienste 
im Regierungssystem der BRD, München: Piper, S. 60ff .

7 Buschfort, a.a.O., S. 70; abweichend zu Buschfort, bei dem Gerken »Leiten-
der Regierungsdirektor und Abteilungsleiter II« wurde, fi nden sich bei Eichner, 
Klaus/Schramm, GoƩ hold (Hrsg.) (2007): Angriff  und Abwehr. Die deutschen Ge-
heimdienste nach 1945, Berlin: EdiƟ on Ost, S. 119, Angaben, wonach Gerken, der 
als Mitarbeiter der Abteilung IV im Reichssicherheitshauptamt (Gestapo) an der 
Verfolgung von AnƟ faschisten in Holland beteiligt war, auch im BfV als Leiter der 
Abteilung IV (Spionageabwehr) eine führende PosiƟ on inne haƩ e. Dies erscheint 
plausibler.

8 Günther, Hartmut/Hölter, Hans Friedrich Hans/Kutscha, MarƟ n/Landwehr, 
Axel/Renz, Gertrud/Zschaubitz, Lothar (1977): Geschichte, poliƟ sche FunkƟ on 
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Ein anderer war Erich Wenger, der als Leiter der Gruppe »InformaƟ ons-
beschaff ung« innerhalb der »Abteilung IV« des BfV fungierte und auf 
eine naƟ onalsozialisƟ sche Bilderbuchkarriere zurückblicken konnte. Seit 
1933 Angehöriger der SS, kam er 1935 zur Gestapo und wechselte 1939 
ins RSHA; 1944 führte er ein Kommando zur Bekämpfung französischer 
ParƟ sanen. In KriegsgefangenschaŌ  wechselte Wenger seine IdenƟ tät 
und wurde 1950 im BfV eingestellt; erst 1954 nahm er wieder seinen 
richƟ gen Namen an. Im BfV wusste man aber von der Verschleierung.9 
Auch war er nicht der einzige, der unter falscher IdenƟ tät für das Amt 
arbeitete. So tauchte auch der SS-Obersturmführer und spätere Ober-
regierungsrat in der »Abteilung III« (»Linksradikalismus«) des BfV, Karl-
Heinz Siemens, im Amt als »Dr. Kaiser« unter. So gelang es, die Alliier-
ten zu täuschen, die noch bis MiƩ e der 1950er Jahre ein Veto gegen 
Personalentscheidungen der Ämter einlegen konnten. Ein ehemaliger 
Beamter des Verfassungsschutzes beschrieb die vom BfV prakƟ zierten 
Täuschungsmanöver: »Die Alliierten (...) wussten nichts von ihrer Exi-
stenz. Kamen die Verbindungsoffi  ziere in das Haus, gab es Alarm, und 
alles ging auf TauchstaƟ on, in nahe Cafés oder nach Hause. Sie kehrten 
erst wieder zurück, wenn die LuŌ  rein war«.10

Auch in den Landesämtern für Verfassungsschutz (LfV), von denen bis 
heute kein einziges seine Geschichte aufarbeiten ließ, tummelten sich 
NS-Verbrecher: Das erst 1957 gegründete LfV Saarland wurde zum Bei-
spiel vom NSDAP-Mitglied Rudolf Beck aufgebaut.11 Unter ihm und sei-
nem Nachfolger Wilhelm Bender kamen etliche alte Nazis im Amt un-
ter. Und Harald Spehr, der ehemalige Leiter des Wannsee-InsƟ tuts des 
RSHA, machte von 1951 bis 1960 als Leiter des LfV Hessen Karriere. Be-
sonders viele alte Kameraden kamen beim Bayerischen LfV unter. Des-

und Arbeitsweise des Verfassungsschutzes, in: BläƩ er für deutsche und interna-
Ɵ onale PoliƟ k, 21. Jg., H. 9, S. 1096.

9 Vgl. Cliquen und Kameraden, a.a.O.
10 ZiƟ ert nach: Wagner, Patrick (2001): Ehemalige SS-Männer am »Schilder-

häuschen der DemokraƟ e«? Die Aff äre um das Bundesamt für Verfassungsschutz 
1963/64, in: Fürmetz, Gerhard/Reinke, Herbert/Weinhauer, Klaus (Hrsg.): Nach-
kriegspolizei. Sicherheit in Ost- und Westdeutschland 1945-1969, Hamburg: Er-
gebnisse, S. 172.

11 Vgl. Nara RG 263 Records of the Central Intelligence Agency, Beck, Rudolf.
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sen Leiter Max Nöth pfl egte von Anfang an sehr enge Beziehungen zur 
VorläuferorganisaƟ on des Bundesnachrichtendienstes, der Organisa-
Ɵ on Gehlen, da der ehemalige Gestapo-Offi  zier und Beamte der »Ge-
heimen Feldpolizei« 1948 selbst in die »Org« eingetreten war, bevor er 
1950 zum LfV wechselte.12 Nöth, der bis 1954 amƟ erte, zog andere Ge-
stapo-Angehörige nach.

Bei so vielen »Experten« verwundert es nicht, dass bis in die jüngste 
Zeit die personelle AusstaƩ ung der »Abteilung II« (»Rechtsextremis-
mus«) im BfV am kleinsten und unbedeutendsten war. Seit 2006 gibt es 
auf Anordnung des Bundesinnenministers im BfV gar keine eigene Ab-
teilung »Rechtsextremismus« mehr. Gegen den bis heute fortwirkenden 
historischen Geburtsfehler des BfV hilŌ  keine bessere Kontrolle, son-
dern nur die Abschaff ung.13 Ein erster SchriƩ  wäre die Off enlegung der 
Geschichte und freier Zugang zu Akten und Daten für WissenschaŌ  und 
Medien. Man darf gespannt sein, ob die Historiker Goschler und Walla 
mit den gleichen Problemen zu kämpfen haben werden, wie ihre Kol-
legen in der Historikerkommission zur Erforschung der Frühgeschichte 
des Bundesnachrichtendienstes – deren Arbeit zumindest wurde von 
Beginn an saboƟ ert.

12 Vgl. Winter, Robert (2010): Täter im Geheimen. Wilhelm Krichbaum zwischen 
NS-Feldpolizei und OrganisaƟ on Gehlen, Leipzig: Militzke, S. 108, 126f.

13 Vgl. PüƩ er, Norbert (2009): Die Dienste der Bundesrepublik. Vom Kalten 
Krieg zur »neuen Sicherheitsarchitektur«, in: Bürgerrechte & Polizei/CILIP, 32. Jg., 
H. 93, S. 20.



Katharina König
Das Versagen der poliƟ sch 
Verantwortlichen

Am 29. September 2009 verabschiedete der neu gewählte Thüringer 
Landtag in seiner ersten Sitzung mit nur fünf Enthaltungen und keiner 
GegensƟ mme die gemeinsame »Erklärung für ein demokraƟ sches, to-
lerantes und weltoff enes Thüringen«1 – getragen von allen fünf Frak-
Ɵ onen im Parlament.2 Daran anschließend sollte gemeinsam von der 
Landesregierung, den FrakƟ onen im Landtag sowie den Thüringer Bünd-
nissen gegen Rechts ein Landesprogramm gegen Rechts erarbeitet wer-
den. Doch auch das Thüringer Landesamt für Verfassungsschutz (TLfV) 
war an dem Prozess beteiligt und aufgrund der mangelnden Transpa-
renz und fehlenden Teilhabemöglichkeiten bei der Erarbeitung sowie 
fehlender poliƟ scher Klarheit des Programms sƟ egen die zum Teil seit 
vielen Jahren engagierten Bürgerbündnisse gegen Rechts aus der Erar-
beitung wieder aus. 

Ihren SchriƩ  begründeten sie öff entlich: »Ein Landesprogramm nach 
dem vorliegenden Entwurf schwächt die gewachsenen Strukturen und 
die prakƟ sche Arbeit gegen Rechtsextremismus. Daran werden wir uns 
nicht weiter beteiligen. Wir fordern ein wirksames Landesprogramm 
gegen Rechtsextremismus.«3 Diese KriƟ k an der Landesregierung ist 
nicht neu. Denn eine wirksame und klare PosiƟ onierung und entspre-
chendes Handeln gegen rechte Strukturen waren nach 1990 zu vermis-
sen. StaƩ dessen war und ist bei den Zuständigen immer wieder Fehl-
verhalten festzustellen.

1 Thüringer Landtag (2009): Erklärung für ein demokraƟ sches, tolerantes und 
weltoff enes Thüringen, Drs. 5/12, 29.9.2009.

2 Im Thüringer Landtag sind Bündnis 90/Die Grünen, CDU, DIE LINKE, FDP und 
SPD vertreten. 

3 Willms, Tobias: Bürgerbündnisse in Thüringen fordern wirksames Landespro-
gramm gegen Rechtsextremismus. Netz gegen Nazis. 5.11.2010 (www.netz-gegen-
nazis.de/arƟ kel/buergerbuendnisse-thueringen-landesprogramm-7123).
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1994 wurde Tino Brandt, damals einer der akƟ vsten Neonazis, vom 
TLfV als V-Mann angeworben. In den kommenden Jahren baute er un-
ter den Augen des Staates den Thüringer Heimatschutz (THS) auf, das 
poliƟ sche SozialisaƟ onsfeld der späteren Mitglieder des NaƟ onalsozi-
alisƟ schen Untergrundes (NSU). Laut eigenen Aussagen steckte er die 
200.000 DM, die er als V-Mann erhalten haben will, in die Neonazibe-
wegung.4 Im Mai 2001 wurde er durch Recherchen der Zeitung »Thü-
ringer Allgemeine« als Spitzel enƩ arnt. Doch er war nicht der einzige 
hochrangige AkƟ vist, der vom TLfV als Spitzel angeworben wurde und 
Gelder erhielt. Im Juni 2000 wurde der vorbestraŌ e Thomas Dienel, 
zeitweise Landesvorsitzender der NPD, als V-Mann angeheuert. 25.000 
DM erhielt er für seine InformaƟ onen. Nach seiner EnƩ arnung erklärte 
er, dass er in Absprache mit dem Geheimdienst und von diesem fi nan-
ziert eine FlugblaƩ kampagne gegen den GewerkschaŌ er Angelo Luci-
fero durchgeführt habe.5

Hart gegen links, insbesondere gegen anƟ faschisƟ sche und anƟ ras-
sisƟ sche Bündnisse, und verharmlosend gegen die extreme Rechte, so 
lässt sich die Linie zusammenfassen, der das TLfV in den Jahren unter 
Helmut Roewers Führung folgte. »Neben der Gewinnung von Infor-
maƟ onen durch nachrichtendienstliche MiƩ el – also ObservaƟ onen, 
Überwachungen und der Einsatz von Spitzeln – ist es vor allem die Er-
arbeitung von Dossiers und deren gezielte Weitergabe gewesen, die 
das Vorgehen gegen Linke prägten.«6 »Das breite Bündnis aus Gewerk-
schaŌ en, PDS, Grünen und Autonomen – ein Ergebnis jahrelanger kon-
Ɵ nuierlicher anƟ faschisƟ scher Arbeit in Thüringen – erschien dem Amt 
off enbar als die größte Gefahr für die freiheitliche demokraƟ sche Grund-
ordnung im Lande«, so das kriƟ sche Resümee über die staatliche »Thü-
ringer Einäugigkeit«.7

4 Debes, MarƟ n (2012): 35 erfolglose ErmiƩ lungsverfahren gegen früheren V-
Mann, in: Thüringer Allgemeine, 16.3.2012, www.thueringer-allgemeine.de (Stand: 
5.4.2012).

5 Vgl. Hielscher, Almut/Mascolo, Georg/Winter, Steff en (2000): Man hat mich 
gedeckt, in: Der Spiegel, Nr. 40.

6 Ellinghaus, Christoph (2000): Rechte Spitzel des Verfassungsschutzes. Nicht 
nur in Thüringen, in: Bürgerrechte & Polizei/CILIP, Nr. 66. 

7 Ebd.
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Die Gleichsetzung von anƟ faschisƟ scher Arbeit und neonazisƟ schen 
AkƟ vitäten fi ndet in den jährlichen Verfassungsschutzberichten ihre 
Höhepunkte. So wurden 1997 im Bereich »Linksextremismus« auch 
Bündnis 90/DIE GRÜNEN und die DGB-Jugend Erfurt genannt. Einziger 
Grund: Sie waren an der OrganisaƟ on einer AnƟ -Atom-DemonstraƟ on 
des AnƟ -Atom-Plenums Thüringen beteiligt.8 

1998 wurde dann auch das Jugendzentrum der Evangelisch-Luthe-
rischen Kirche Jena, die Junge Gemeinde StadtmiƩ e (JG), im Bereich 
»Linksextremismus« erstmals erwähnt. Dafür reichte dem TlfV, dass 
Jugendliche der JG in einem Gespräch mit dem AnƟ faschisƟ schen Info-
blaƩ  (AIB) sagten: »Die AnƟ fa-Arbeit ist sicher zur Zeit einer der wich-
Ɵ gsten Bereiche der Arbeit, hinzu kommt die ganze AsylproblemaƟ k 
sowie die AnƟ -Atom-Bewegung.«9 Der poliƟ sche Hintergrund für diese 
Aussage hingegen schien nicht im Blick des Geheimdienstes gewesen zu 
sein, nämlich eine zunehmende Vernetzung der Neonazis nicht nur in 
Thüringen sowie die Häufung von rechten Angriff en und Aufmärschen. 
Ebenso wenig Aufmerksamkeit schenkte das Amt der Verbindung des 
THS mit rechten BurschenschaŌ en und konservaƟ ven Kreisen. Diese 
Vernetzungen fanden erst Eingang in die Verfassungsschutzberichte 
und eine breitere öff entliche Wahrnehmung, nachdem anƟ faschisƟ -
sche Gruppen ihre Recherche veröff entlicht haƩ en.

Neben der Anwerbung führender Neonazis als Spitzel und der da-
durch indirekten SubvenƟ onierung ihrer AkƟ vitäten gab es noch wei-
tere fi nanzielle Unterstützung. So erhielt beispielsweise André Kapke, 
ebenfalls seit Beginn der 1990er Jahre akƟ ver Neonazi und im THS ak-
Ɵ v, vom Thüringer Sozialministerium im November 1997 einen Existenz-
gründerzuschuss in Höhe von 23.000 DM. Die MiƩ el nutzte er zur Grün-
dung des rechten Zeitungsprojektes »Neues Denken«, als Mitarbeiter 

8 Thüringer Innenministerium (1998): Verfassungsschutzbericht 1997, Erfurt: 
o. V., S. 69. Akribisch wurde in dem Bericht auch vermerkt: »Ein soforƟ ger Aus-
sƟ eg aus der Kernenergie wurde gefordert.«

9 Thüringer Innenministerium (1999): Verfassungsschutzbericht 1998, Erfurt: 
o.V., S. 77; vgl. auch AnƟ faschisƟ sches InfoblaƩ , Nr. 45/1998. 
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wurde Thomas Dienel beschäŌ igt.10 Medienberichte stoppten das Skan-
dalprojekt.11

Am 30. Oktober 1997 wurde in Erfurt die Heron VerlagsgesellschaŌ  
gegründet, ein Tarnunternehmen des TLfV. Gründer war ein gewisser 
Stephan Seeberg, die TarnidenƟ tät des damaligen Präsidenten des TLfV, 
Roewer. Mit MiƩ eln des Landesamtes wurden Verträge für Buchpro-
jekte abgeschlossen, die der Thüringer Rechnungshof später als Schein-
werkverträge einstuŌ e.12 2000 erschien in diesem Verlag der Film »Ju-
gendlicher Extremismus miƩ en in Deutschland – Szenen aus Thüringen«, 
der ein Projekt des Thüringer Innenministeriums und als Lehrfi lm für 
Gymnasien gedacht war. Verantwortlich war Reyk Seela, später Land-
tagsabgeordneter der Thüringer CDU. In dem »Lehrfi lm« konnte unter 
anderem der Neonazi André Kapke als Sprecher des THS unkommen-
Ɵ ert dafür werben, dass seine OrganisaƟ on geeignet sei für »Jugend-
liche ohne poliƟ sche Bindung, die sich aber gern poliƟ sch bilden und 
betäƟ gen wollen«.13 

Während sich die AkƟ visten des THS, Tino Brandt und André Kapke, 
in dem Film als Opfer vermeintlich linker Gewalt präsenƟ erten und mi-
litante Neonazi-Strukturen verharmlost wurden, mussten für die ver-
meintlich exisƟ erenden gewaltbereiten linken Jugendlichen in Jena Film-
aufnahmen eines JugendfesƟ vals der kirchlichen JG-StadtmiƩ e in Jena 
herhalten. Unter anderem der Landesjugendring Thüringen kriƟ sierte 
den Film mit einem off enen Brief und forderte »die Landesregierung 
auf, eine Verbreitung des Filmes zu verhindern und bei Interesse der 
Landesregierung, eine NeuprodukƟ on mit einer seriösen und sachge-

10 Lachmann, Harald: Fördergelder für Neonazis, in: Südkurier online, 17.11.2011 
(www.suedkurier.de/nachrichten/poliƟ k/Foerdergelder-fuer-Neonazis;art410924,
5229573); Für Details vgl. Thüringer Landtag (2000): TäƟ gkeit des Neonazis Dienel 
als Informant für den Thüringer Verfassungsschutz (III), Drs. 3/913, 30.8.2000.

11 Ebenau, Michael (2001): Jenaer NoƟ zen, in: Broschüregruppe (Hrsg.): ...nicht 
vom Himmel gefallen. Rechtsextremismus in Jena, o. V., S. 5ff .

12 Winter, Steff en (2005): Deckname Rubicon, in: Der Spiegel, Nr. 29/2005, 
18.0.2005 (hƩ p://wissen.spiegel.de/wissen/image/show.html?did=41106152&a
ref=image035/E0528/ROSP200502900480049.PDF&thumb=false).

13 Seela, Reyk (2000): Jugendlicher Extremismus miƩ en in Deutschland – Sze-
nen aus Thüringen, Erfurt: Heron (hƩ p://vimeo.com/32500122).
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rechten Darstellung in AuŌ rag zu geben«, da es im Video zu einer »un-
zulässigen Gleichsetzung verschiedenarƟ ger Gruppierungen sowie zu 
einer Verharmlosung der mit rechtsideologischem Hintergrund began-
genen Gewalt an Personen (kommt). Der Film verkennt damit die Ge-
fahr, die von neofaschisƟ schen OrganisaƟ onen ausgeht (...), und (ent-
spricht) gar nicht der aktuellen SituaƟ on in Thüringen.«14

Das Thüringer Innenministerium jedoch schätzte die poliƟ sche Situ-
aƟ on und Bedrohung damals anders ein. Am 20. April 2000 wurde auf 
die Erfurter Synagoge ein Brandanschlag verübt. Das Innenministerium 
erklärte, der Anschlag könne von linken Tätern verübt worden sein.15 
Eine völlig absurde und falsche Vermutung, wie sich wenig später zeigte. 
Neonazis wurden gefasst und für die Tat verurteilt. 

DemokraƟ sche und rechte Einstellungen in Thüringen

Als eine ReakƟ on auf den Anschlag wird ab dem Jahr 2000 die Studie 
Thüringen Monitor im AuŌ rag der Thüringer Staatskanzlei von einem 
Forscherteam der Friedrich-Schiller-Universität Jena erarbeitet.16 Ziel 
ist es, »über mehrere Jahre hinweg auf der Grundlage einer Umfrage 
(...) die poliƟ schen Einstellungen der Thüringer generell sowie zu einem 
jährlich festzulegenden SchwerpunkƩ hema zu erheben und einer poli-
Ɵ kwissenschaŌ lichen Analyse zu unterziehen. Für den Bericht des Jah-
res 2000 wurde das SchwerpunkƩ hema ›Rechtsextremismus und Aus-
länderfeindlichkeit‹ vereinbart.«17 Seitdem werden jährlich neben einem 

14 Sengewald, MaƩ hias/Weise, Peter: Verbreitung des Films »Jugendlicher Ex-
tremismus in der MiƩ e Deutschlands – Szenen aus Thüringen« von Reyk Seela muss 
verhindert werden, 13.7.2000, www.nadir.org/nadir/aktuell/2000/07/18/865.html 
(Stand: 5.4.2012).

15 Lucifero, Angelo: Zum Brandanschlag auf die Erfurter Synagoge, in: Hagalil on-
line, 21.4.2000, www.hagalil.com/archiv/2000/04/erfurt.htm (Stand: 5.4.2012).

16 Die Studien von 2000 bis 2011 sind – mit Ausnahme von 2009 – zu fi nden un-
ter www.thueringen.de/de/poliƟ sch/tm/ (Stand: 5.4.2012).

17 Dicke, Klaus/Edinger, Michael/SchmiƩ , Karl (2000): PoliƟ sche Kultur im Frei-
staat Thüringen. Ergebnisse des Thüringen-Monitors 2000, Jena: InsƟ tut für Poli-
Ɵ kwissenschaŌ  Friedrich-Schiller-Universität Jena, 2000, S. 5.
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wechselnden SchwerpunkƩ hema auch rechte und anƟ demokraƟ sche 
Einstellungen untersucht. Zwischen 2001 und 2011 haben sich für den 
»Rechtsextremismus« typische Einstellungsmuster in Thüringen entwi-
ckelt wie in Abbildung 1 dargestellt.

Trotz der über die Jahre hohen neonazisƟ schen Einstellungen in Thü-
ringen folgt daraus kein konzipiertes Vorgehen bzw. keine wahrnehm-
bare ReakƟ on der Thüringer Landesregierung. 2011 wurde im Thüringen 
Monitor festgestellt, dass 56% der Befragten und damit neun Prozent-
punkte mehr als im Vorjahr der Aussage zusƟ mmen, dass die Bundes-
republik in einem »gefährlichen Maße überfremdet« sei. Ebenso gibt es 
leichte Zuwächse bei der Verharmlosung des NaƟ onalsozialismus (19%) 
sowie bei anƟ semiƟ schen Einstellungen (11%).18 

18 Vgl. MDR: Thüringen-Monitor 2011 – Thüringer weiter ohne Vertrauen in die 
Landesregierung, 11.10.2011, www.mdr.de/thueringen/thueringenmonitor102.
html (Stand: 4.4.2012).

Abbildung 1: Rechtsextremismus im Zeitverlauf (2001-2011) in %
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Hinzu kommen seitens der Landesregierung Fehleinschätzungen von 
rassisƟ schen und rechten Übergriff en und Rechtsrock-Konzerten. Die 
Mobile Beratung in Thüringen – Für DemokraƟ e Gegen Rechtsextremis-
mus (Mobit) weist zu diesen Vorfällen und AkƟ onen seit Jahren konƟ nu-
ierlich höhere Zahlen aus, als es das TLfV und die Landesregierung tun. 
So wurden beispielsweise 2005 laut Mobit 31 Rechtsrock-Konzerte in 
Thüringen veranstaltet. Dazu kamen fünf rechte Liederabende, bei de-
nen die Musik nur »begleitenden Charakter« gehabt haben soll, sowie 
vier Konzerte im »Grauzonenbereich« und neun durch die Polizei ver-
hinderte Konzerte der Neonaziszene.19 

Das TLfV zählte für denselben Zeitraum hingegen nur 19 Rechtsrock-
Konzerte sowie neun aufgelöste und sechs verhinderte Veranstaltun-
gen.20 Damit blieb das Amt deutlich hinter den realen Zahlen zurück.

 Am 2. April 2005 fand im Schützenhaus Pößneck der Landespartei-
tag der Thüringer NPD mit einem anschließenden Konzert staƩ . Das 
Haus befand sich seit 2003 im Besitz von Jürgen Rieger, einem damals 
bundesweit akƟ ven Neonazi und Anwalt der Szene. Bereits Tage vor-
her vermuteten AnƟ faschistInnen, dass hier das Abschiedskonzert des 
Neonazis Michael Regener alias Lunikoff  staƪ  inden sollte, und infor-
mierten die Öff entlichkeit. Doch erst am MiƩ ag des 2. April erfuhren 
örtliche Behörden und die Polizei davon. Die Durchsetzung eines kurz-
frisƟ gen Verbots durch die Stadt war der anwesenden Polizei nicht mög-
lich: Den etwa 200 bis 300 BeamtInnen standen mehr als 1.000 Neo-
nazis gegenüber.21 

Die in Thüringen teils seit Anfang der 1990er Jahre bestehenden Ak-
Ɵ onsbündnisse gegen Rechts erhielten ab 2007 Verstärkung. Um sich 
den Entwicklungen in der Neonaziszene entgegenzustellen, gründeten 
sich in Thüringen zunehmend Bürgerbündnisse gegen Rechts sowie al-

19 Vgl. Mobit (2006): Chronik der RechtsRock-Konzerte und rechtsextremen Lie-
derabende in Thüringen im Jahr 2005, 6.3.2006, hƩ p://www.mobit.org/Materi-
alien/2005_Chronik_RechtsRock_Th%FCringen.pdf (Stand: 5.4.2012).

20 Thüringer Innenministerium: Verfassungsschutzbericht 2005. Freistaat Thü-
ringen, S. 23.

21 Die Neonazis sprachen sogar von bis zu 2.000 Konzertbesuchern, vgl. redok.
de (2005): Verbot eines Neonazi-Konzerts konnte nicht durchgesetzt werden, 
4.4.2005, www.redok.de/content/view/371/36/ (Stand: 4.4.2012).
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ters- und spektrenübergreifende Netzwerke, wie zum Beispiel das Ak-
Ɵ onsnetzwerk gegen Rechtsextremismus Jena.22 Doch die Landesre-
gierung sah weiterhin keinen Bedarf für ein Landesprogramm gegen 
Rechts, das diesen Namen verdient häƩ e, und verfolgte weiterhin ihre 
Strategie der »Nichtwahrnehmung«. So fanden auch die Verbindungen 
zwischen Neonazis und dem Motorradclub Red Devils, ein Unterstüt-
zer-Charter der Hells Angels im Landkreis Saalfeld-Rudolstadt,23 keine 
Erwähnungen in den Verfassungsschutzberichten.

Blind oder desinteressiert scheinen die Behörden auch bei Immobi-
lienkäufen von Neonazis zu sein. So wurde jüngst erst durch Veröff ent-
lichung der innenpoliƟ schen Sprecherin der FrakƟ on DIE LINKE im Thü-
ringer Landtag, MarƟ na Renner, bekannt, dass Neonazis in dem kleinen 
Ort Crawinkel eine Immobilie gekauŌ  haƩ en.24 Die Zahl der von Neona-
zis genutzten Häuser und Treff punkte in Thüringen steigt konƟ nuierlich. 
Neben dem so genannten Braunen Haus in Jena, der Erlebnisscheune 
in Kirchheim, dem Europahaus in Bad Langensalza, dem RiƩ ergut in 
Guthmannshausen oder dem neuen Haus eines FunkƟ onärs der Schle-
sischen Jugend (SJ) in Marlishausen in der Gemeinde Wipfratal können 
weitere Objekte zum Beispiel für Konzerte oder andere Veranstaltun-
gen von Neo nazis genutzt werden.25

22 www.akƟ onsnetzwerk.de.
23 Zur Rocker-Szene vgl. u.a. Thüringer Landtag (2011): Kriminelle Biker- und Mo-

torradclubszene in Thüringen, Drs. 5/2547, 8.4.2011; Thüringer Landtag (2012): 
Kontakte und Zusammenarbeit Thüringer Neonazis zu Rocker-Clubs, Drs. 5/3851, 
2.1.2012.

24 Renner, MarƟ na (2012): PressemiƩ eilung – Weiteres Versagen im Kampf ge-
gen Rechts, 7.2.2012, www.die-linke-thl.de (Stand: 4.4.2012).

25 Eine Übersicht über rechte Immobilien in Thüringen fi ndet sich unter www.die-
linke-thueringen.de/poliƟ k/anƟ faschismus/rechte_immobilien (Stand: 4.4.2012); 
zu den aktuellen Käufen vgl. Kovahl, Ernst (2012): Immobilien-Paradies. Neonazis 
kaufen weitere Häuser in Thüringen, in: Der rechte Rand, Nr. 135. 



159Das Versagen der poliƟ sch Verantwortlichen

KonƟ nuitäten des Unvermögens

Vor dem Hintergrund der steigenden AkƟ vitäten von Neonazis in Thü-
ringen macht der Umgang der Landesregierung mit den Häuserkäufen – 
und somit der Verankerung von Neonazis vor Ort – sprachlos. So infor-
mierte sich beispielsweise der Bürgermeister der Gemeinde Wipfratal 
vorab über den Kaufi nteressenten beim zuständigen Landratsamt. Doch 
das Amt stuŌ e den Käufer, den Landesvorsitzenden Fabian Rimbach der 
vom TLfV beobachteten SJ, als unbedenklich ein; das Haus wurde ver-
kauŌ . Noch beschämender für die Landesregierung ist hingegen der 
Verkauf des alten RiƩ erguts in Guthmannshausen. Die ehemalige Land-
wirtschaŌ sschule wurde vom landeseigenen Thüringer LiegenschaŌ s-
management verkauŌ  und wird seit Ende 2011 nun regelmäßig als Ort 
für bundesweite Veranstaltungen der extremen Rechten genutzt. Vor 
allem der mit dem 2008 verbotenen neonazisƟ schen Collegium Huma-
num personell und ideologisch verbundene Verein GedächtnisstäƩ e 
nutzt das großzügige Haus. Zwar verfügte der Thüringer Verfassungs-
schutz off enbar im Vorfeld des Verkaufs über InformaƟ onen bezüglich 
der einschlägig bekannten Käuferin, doch wurden sie nicht genutzt, um 
den Verkauf zu stoppen.26 Später teilte die Landesregierung mit, die 
Käuferin selbst sei Mitglied des »rechtsextremisƟ sch eingestuŌ en Ver-
ein GedächtnisstäƩ e« und habe »Kontakte zu der ebenfalls rechtsex-
tremisƟ schen GesellschaŌ  für freie PublizisƟ k«.27 Doch ein Mitarbeiter 
des TLfV behauptete auf einer öff entlichen Veranstaltung im Februar 
2012, die Käuferin sei »ohne jegliche Verbindung zum Rechtsextremis-
mus«. Das Versagen des TLfV bekamen selbst Sicherheitsbehörden zu 
spüren. So gab es 2011 keinen Hinweis an das Bundeskriminalamt, als 
es seine Beamten während des Papstbesuches in Thüringen im Neonazi-
Treff punkt RomanƟ scher Fachwerkhof in Kirchheim unterbrachte. Die 
GaststäƩ e mit Hotel ist ein langjähriger Ort für regionale und überre-

26 Baumgärtner, Maik/Hebel, ChrisƟ na: Immobilien-Deal. Thüringen verkauŌ  
RiƩ ergut an Rechtsextreme, Spiegel online, 18.10.2011, www.spiegel.de (Stand: 
5.4.2012); Renner, MarƟ na/Wellsow, Paul (2011): Mit Behördenhilfe zum braunen 
Herrensitz, www.thueringen-links.de (Stand: 5.4.2012).

27 Thüringer Landtag (2011): Plenarprotokoll, Drs. 5/68, 14.10.2011, S. 6280.
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gionale Neonaziveranstaltungen. Kirchheim ist miƩ lerweile Kristallisa-
Ɵ onspunkt einer engagierten BürgergesellschaŌ  gegen Rechts, aber of-
fenbar kein Beobachtungsobjekt für das TLfV, das keine Kenntnis davon 
haƩ e, dass zahlreiche Kriminalbeamte dort untergebracht wurden.28

Bezüglich der Finanzierung von Neonazis versagte das TLfV auch 2010. 
Damals erhielt der NPD-Kreistagsabgeordnete und Vorsitzende der NPD 
im Kreis Gotha, SebasƟ an Reiche, durch das Thüringer WirtschaŌ smi-
nisterium mehr als 5.700 Euro öff entliche FördermiƩ el für seine neu 
gegründete Werbeagentur Leitbild Medien. Pikantes Detail: Die Gesell-
schaŌ  für Arbeits- und WirtschaŌ sförderung des Freistaats Thüringen 
(GFAW) haƩ e nach eigener Aussage vor der Bewilligung des Antrages 
extra ein AuskunŌ sersuchen zum Antragsteller an den Geheimdienst 
gestellt, jedoch nie eine Antwort erhalten. Das WirtschaŌ sministerium 
haƩ e Reiche zwischenzeitlich aufgefordert, die MiƩ el zurückzuzahlen, 
weil damit indirekt die Arbeit der NPD unterstützt worden sei.29 Doch bis 
heute prangen das Logo des Europäischen Sozialfonds auf seiner Web-
site sowie der Eintrag »Gefördert durch das Thüringer Ministerium für 
WirtschaŌ , Technologie und Arbeit«.30

Völkische Strukturen, wie die inzwischen verbotene HeimaƩ reue 
Deutsche Jugend (HDJ) und die SJ, fanden erst Beachtung durch das 
TLfV, nachdem kriƟ sche Recherchen deren Bestrebungen in Thüringen 
aufgedeckt haƩ en.31 Auf diese DokumentaƟ onen stützten sich auch we-
sentlich die Maßnahmen in diesem Bundesland im Zuge des HDJ-Ver-
botes 2009. Auch kommunale Maßnahmen gegen die SJ, wie die Kün-
digung eines Mietvertrages 2010 im Landschulheim Kleinschmalkalden, 
fußten allein auf Hinweisen an die Betreiber und die Verwaltung durch 
invesƟ gaƟ ve Recherche zum Wirken dieser inzwischen bundesweit in 

28 Vgl. MDR (2011): BKA-Beamte übernachten in Neonazi-Treff , 4.11.2011 (www.
mdr.de/nachrichten/kirchheim100_zc-e9a9d57e_zs-6c4417e7.html).

29 Vgl. Nazis in Parlamenten: Öff entliche Förderung für NPD-FunkƟ onär, 14.2.2011, 
www.nip-thueringen.de/miƩ e/gotha/reiche-sebasƟ an (Stand: 5.4.2012).

30 Vgl. www.leitbild-medien.de/impressum.html (Stand: 5.4.2012). 
31 Röpke, Andrea (2008): Die reden nicht mehr. Die hassen, in: Südthüringer 

Zeitung, 11.12.2008.
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den Fokus gerückten OrganisaƟ on.32 Die Gefährdung von Jugendlichen 
und Kindern durch völkische Gruppen und ihrer Bildungsarbeit ist dem 
Landesamt entgangen.33

Das Versagen Thüringer Behörden im Umgang mit rechten Struktu-
ren weist seit 1990 eine KonƟ nuität auf. Der Umgang mit dem bis heute 
fehlenden Landesprogramm gegen Rechts ist Teil dessen. Ob aber ein 
solches Programm unter einer CDU/SPD-KoaliƟ on überhaupt entstehen 
kann, bleibt fraglich. »Die Gefahren des Rechtsextremismus resulƟ eren 
nicht allein aus rechtsterrorisƟ schen Gruppen, sondern aus einem poli-
Ɵ schen InterakƟ onszusammenhang«, schrieb Peter Reif-Spirek, Mitglied 
im Kreisvorstand der Erfurter SPD, im März 2012. Und weiter: »Dieser 
Zusammenhang sollte im Blick gehalten werden, wenn es um die lang-
frisƟ ge Entwicklung von Gegenstrategien geht, die immer einen Mix aus 
prävenƟ ven und repressiven Maßnahmen gewährleisten müssen. Das 
Thüringer Programm blendet den o. g. InterakƟ onszusammenhang aus 
und ist auf eine verfassungsschützerische Problemsicht auf (rechts-)ex-
treme PotenƟ ale fi xiert. Das zentrale Problem fremdenfeindlicher und 
rassisƟ scher Mentalitäten in der MiƩ e der Thüringer GesellschaŌ , die 
eine diskriminierungsbereite Alltagskultur erzeugen, wird in dem Pro-
gramm zwar erwähnt, aber sprachlich und poliƟ sch marginalisiert. Es 
sind jedoch genau diese Mentalitäten, die ins Zentrum einer Gegenstra-
tegie gerückt werden müssten.«34

32 Baumgärtner, Maik (2010): KonspiraƟ ver Erntetanz, in: Blick nach Rechts, 
11.11.2010.

33 Die SJ Thüringen wurde im Thüringer Verfassungsschutzbericht 2010 erstmals 
erwähnt, nachdem u.a. die Tagesschau berichtete, vgl. Gensing, Patrick/Baumgärt-
ner, Maik (2011): Vertriebenen-Nachwuchs im Zwielicht, tagesschau.de, 5.4.2011 
(www.tagesschau.de/inland/schlesischejugend100.html).

34 Spirek-Reif, Peter: Warum wir in Thüringen immer noch kein Landespro-
gramm gegen Rechts haben. spd-erfurt.de, 16.3.2012 (hƩ p://www.spd-erfurt.
de/themen/erfurter_noƟ zen/author/peter_reif_spirek/).



Katharina König
Keine Sorgen mit den Rechten
Saalfeld-Rudolstadt – Hochburg der Rechten in den
1990er Jahren und Herz des Thüringer Heimatschutzes

Der Jahresbericht des Thüringer Landesamtes für Verfassungsschutz 
(TLfV) aus dem Jahr 1996 listete 939 StraŌ aten mit rechtem Hintergrund 
auf – 231 allein in der Region Saalfeld. Damit geschahen dort 25% Pro-
zent der gesamten StraŌ aten mit rechtem Hintergrund im Freistaat.1

Knapp 140.000 EinwohnerInnen lebten in den 1990er Jahren im Land-
kreis Saalfeld-Rudolstadt, mindestens 120 davon waren der organisier-
ten Neonaziszene zuzurechnen – 12% der vom Innenministerium ge-
schätzten 1.000 Thüringer Neonazis. Saalfeld und Rudolstadt galten 
seit Anfang der 1990er Jahre bei AnƟ faschistInnen als Hochburgen der 
rechten Szene, doch weder Bevölkerung noch Behörden vor Ort teilten 
diese Einschätzung. Das Problem verorten sie staƩ dessen links.

1992 erregte der Landkreis bundesweit Aufsehen, als es den Neona-
zis nach einem Verbot des Rudolf-Heß-Aufmarsches in Wunsiedel ge-
lang, die TeilnehmerInnen konspiraƟ v nach Rudolstadt zu dirigieren. 
Mehr als 2.000 Neonazis marschierten am 15. August durch die Stadt. 
Unter ihnen Vertreter der miƩ lerweile verbotenen OrganisaƟ onen Frei-
heitliche Deutsche Arbeiterpartei (FAP), NaƟ onale Off ensive, Wiking Ju-
gend (WJ) und der bis heute legalen NPD. Gilt dieser Marsch in Rudol-
stadt als ein Höhepunkt der bundesweiten Neonaziszene, war er für die 
lokalen Gruppierungen das Signal zur Off ensive. 

Neben zunehmenden Übergriff en auf alternaƟ ve Jugendliche kam 
es im Landkreis zu Treff en bundesweit agierender OrganisaƟ onen, so 
beispielsweise an einem Juniwochenende 1993. Das 1950 gegründete 

1 Vgl. DiƩ es, Steff en (1997): Nach Verbot jubilierte die rechtsextreme Szene, in: 
PDS-FrakƟ on im Thüringer Landtag (Hrsg.): Saalfeld – DemokraƟ e im Würgegriff ? 
DokumentaƟ on zur Öff entlichen Anhörung der PDS-FrakƟ on im Thüringer Land-
tag am 5. November 1997, Erfurt: o.V., S. 10f.
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Deutsche Kulturwerk europäischen Geistes, das von Anbeginn unter Be-
obachtung des Verfassungsschutzes stand, diente »der organisaƟ ons-
übergreifenden Sammlung rechtsextremer KräŌ e«2 und galt MiƩ e der 
1960er Jahre als »größte überparteiliche OrganisaƟ on des deutschen 
Nachkriegsfaschismus«.3 Unter dem Schutz der WJ und der Polizei ver-
sammelten sie sich damals in einem nahe Saalfeld gelegenen Hotel.4 Pro-
teste von Kirchen bei den zuständigen Ministerien wurden ignoriert.

In den Thüringer Verfassungsschutzberichten waren in den Folge-
jahren als Beispiele für AkƟ vitäten stets Vorfälle aus Saalfeld-Rudol-
stadt aufgeführt. Im September 1996 besetzten Neonazis ein altes Fa-
brikgelände und forderten ein »NaƟ onales Jugendzentrum«. Bei der 
Räumung am 4. September wurden 31 Personen angetroff en und die 
Polizei beschlagnahmte »Schlag-, Hieb- und SƟ chwerkzeuge sowie ein 
Koppelschloß mit NS-Emblemen«.5 Nach der Räumung bildete sich um 
den Verfassungsschutzspitzel und Kopf des Thüringer Heimatschutzes 
(THS) Tino Brandt der Deutsche Freundeskreis, dessen Ziel die RekruƟ e-
rung und Vernetzung jugendlicher Rechter im Landkreis war. Die Kam-
pagne für einen rechten Jugendclub, die in Teilen der Bevölkerung gar 
auf ZusƟ mmung sƟ eß, setzte sich im Folgejahr ebenso fort wie Über-
griff e auf MigrantInnen und AlternaƟ ve.

Im März 1997 kommt es in Rudolstadt zu einem Übergriff  auf einen 
Asylbewerber; im Mai wird in Saalfeld ein Jugendlicher von mehreren 
Neonazis mit einer Schreckschusspistole angeschossen und erleidet 
eine schwere Augenverletzung.6 Im Juli eröff net im Saalfelder Stadt-
teil Gorndorf – einer für AnƟ faschistInnen und MigrantÍnnen »naƟ o-
nal befreiten Zone« – ein StadƩ eilzentrum, das von Mitgliedern des 
THS als Treff punkt genutzt wird. Die in den 1990er Jahren prakƟ zierte 

2 Mecklenburg, Jens (1996) (Hrsg.): Handbuch Deutscher Rechtsextremismus, 
Berlin: Elefanten Press Verlag, S. 254f.

3 Ebd.
4 Thüringer Innenministerium (1994): Verfassungsschutzbericht 1993, Erfurt: 

o.V., S. 21
5 Thüringer Innenministerium (1997): Verfassungsschutzbericht 1996, Erfurt: 

o.V., S. 43.
6 B., Dieter (1997): PolizeiakƟ onen gegen linksalternaƟ ve Jugendliche sind nicht 

neu, in: PDS-FrakƟ on im Thüringer Landtag, a.a.O., S. 20.
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Form der falsch verstandenen und später im Umgang mit rechten Ju-
gendlichen delegiƟ mierten akzepƟ erenden Jugendarbeit wurde auch 
in Saalfeld umgesetzt.

Die AnƟ -AnƟ fa bestand damals bereits mehrere Jahre, der THS haƩ e 
sich gegründet und war maßgeblich für die Zunahme rechter Gewalt 
verantwortlich. Die Öff entlichkeit nahm diese Entwicklung, wenn über-
haupt, als Problem rivalisierender Jugendgruppen wahr. Gefährlicher 
und fernab der Realität wirkt nur noch die Analyse des TLfV: »Auff ällig 
ist hier vor allem die Zunahme von GewaltstraŌ aten, die von Einzeltä-
tern oder Gruppen der ›linken‹ oder ›rechten‹ Jugendszene begangen 
werden. Die Selbstsicht der Jugendlichen als ›rechts‹ oder ›links‹ und 
die Darstellung dieses Bildes in den Medien, der Öff entlichkeit und der 
PoliƟ k führt vielfach zu dem Schluß, es handele sich hierbei um poli-
Ɵ schen Extremismus. In der übergroßen Zahl der Fälle ist diese Sicht 
nicht haltbar, fehlt der Gewalt doch oŌ  eine unmiƩ elbare poliƟ sche 
Grundlage.«7 Die Gleichsetzung durch das TLfV ließ sich schon mit des-
sen eigener StaƟ sƟ k widerlegen (siehe Tabelle 1); die Zahl »rechter« 
StraŌ aten sƟ eg 1995 auf das über 30-fache und lag zwei Jahre später 
beim etwa 22-fachen der erfassten »linken« Delikte:8

Die Zunahme von Neonazi-AkƟ onen und der Vernetzung im Landkreis 
(1995: 189 rechte StraŌ aten, 1996: 231)9 wurde aufgrund mangelnder 
ThemaƟ sierung durch die Polizei, fehlender BerichterstaƩ ung lokaler 
Medien sowie einer falschen SituaƟ onseinschätzung der Verantwort-

7 Thüringer Innenministerium (1997): Verfassungsschutzbericht 1996, Erfurt: 
o.V., S. 15.

8 Vgl. Thüringer Innenministerium (1996): Verfassungsschutzbericht 1995, o.O.: 
o.V., S. 42, 59; vgl. Thüringer Innenministerium (1998): Verfassungsschutzberichte 
1997, Erfurt: o.V., S. 43, 71.

9 Vgl. Hübner, Carsten (1997): Rechte Strukturen in Thüringen und in Saalfeld-
Rudolstadt, in: Kopfstand, Neustadt/Orla.

Tabelle 1: Erfasste StraŌ aten »links«/»rechts« des Thüringer Innenministeriums

1993 1994 1995 1996 1997
Erfasste StraŌ aten »rechts« 219 477 733 939 1206
Erfasste StraŌ aten »links« 22 28 24 59 53

Quelle: siehe Anm. 8
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lichen im Landkreis zwar nicht in der Öff entlichkeit, aber in anƟ faschis-
Ɵ schen Kreisen bekannt. 

Im Juli wurde durch die LandesarbeitsgemeinschaŌ  GewerkschaŌ er 
gegen Rassismus und Faschismus eine überregional vorbereitete De-
monstraƟ on »Den rechten Konsens brechen« für den 11. Oktober 1997 
angemeldet. Neben GewerkschaŌ en und Parteien mobilisierten insbe-
sondere anƟ faschisƟ sche Gruppen nach Saalfeld.

Keine Unterstützung hingegen gab es im Landkreis Saalfeld-Ru-
dolstadt selbst. Sowohl der Bürgermeister als auch Stadträte und Teile 
der Medien widersprachen trotz bekannter StaƟ sƟ ken dem Vorberei-
tungsbündnis, dass Saalfeld eine Hochburg rechter AkƟ vitäten sei. Die 
DemonstraƟ on würde dem Ansehen der Stadt schaden, lautete der Vor-
wurf; seine Vertreter einte die Überzeugung, dass es kein Problem mit 
rechten, sondern mit gewaltbereiten Jugendcliquen gebe. 

Im Landkreis distanzierte man sich von dem Vorhaben – auch bei 
der SPD und Teilen der Grünen. Medien und Behörden diff amierten 
die anƟ faschisƟ sche DemonstraƟ on, Schreckensbilder von vermeint-
lich anreisenden »Chaoten« und »Chaostagen« in Saalfeld wurden he-
rauĩ eschworen. 

Einer der Organisatoren, der GewerkschaŌ er Angelo Lucifero, erhielt 
Morddrohungen von Neonazis. Der damalige Präsident des TLfV, Helmut 
Roewer, kommenƟ erte im MDR, es sei »normal«, dass die, die sich »po-
liƟ sch aus dem Fenster hängen«, mit Drohanrufen rechnen müssten.10

Die Thüringen NPD meldete Anfang August ebenfalls für den 11. Ok-
tober in Saalfeld einen Aufmarsch unter dem MoƩ o »Gegen linke Ge-
walt« an. »Während in anderen Städten wohl ohne größere Umstände 
die ProvokaƟ on der Neonazis verboten worden wäre, folgten Stadtrat 
und Landratsamt in Saalfeld jedoch genau den Maximen, gegen die das 
anƟ faschisƟ sche Bündnis am übernächsten Samstag auf die Straße ge-
hen will: Die Kriminalisierung anƟ faschisƟ scher IniƟ aƟ ven und die Dul-
dung und Förderung rechter Strukturen«, urteilte die Wochenzeitung 

10 Sänger, Fabian (1997): Wenig Sorgen mit den Rechten, in: Jungle World Nr. 
38, 11.9.1997.
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Jungle World.11 Mit einem Off enen Brief der Stadtverwaltung und des 
Stadtrates Saalfeld wurden die Organisatoren der anƟ faschisƟ schen De-
monstraƟ on aufgefordert, »die für den 11. Oktober geplante Demons-
traƟ on abzusagen, um noch größeren Schaden von der Stadt Saalfeld 
und der Öff entlichkeit abzuwenden«.

In der Woche vor dem 11. Oktober kam es zum Verbot des Neona-
zimarsches als auch zum Verbot der anƟ faschisƟ schen DemonstraƟ on. 
Dieses erfolgte, so der damalige SPD-Innenminister Richard Dewes, »ins-
besondere (wegen der) sich verdichtenden Hinweise darauf, daß das ge-
samte gewaltbereite linke Spektrum beabsichƟ gte, an der Versammlung 
in Saalfeld teilzunehmen«.12 Man habe sicherstellen wollen, »daß Thü-
ringen nicht zum Aufmarschgebiet linker und rechter Chaoten wird«.13

Während der damalige CDU-Bürgermeister Richard Beetz die Bevöl-
kerung auff orderte, zu Hause zu bleiben, und die Polizei empfahl, das 
Gebiet weiträumig zu umfahren,14 kam es in den Morgenstunden des 
11. Oktober 1997 zu Razzien im Landkreis Saalfeld. Während bei der 
Durchsuchung des linken, alternaƟ ven Hauses am Schloßberg 1 ledig-
lich Handys sowie Fotoapparate beschlagnahmt wurden, sƟ eß die Poli-
zei in der GaststäƩ e in Heilsberg auf das bis dahin größte festgestellte 
Waff enarsenal der rechtsextremen Szene im Freistaat.15

Die anƟ faschisƟ schen DemonstrantInnen wurden bei der Anreise mit 
Polizeischikanen überzogen, mehr als 300 Menschen kamen über zwei 
Tage in Unterbindungsgewahrsam. 

Die OrganisatorInnen kündigten auch aufgrund der polizeilichen Re-
pression wenige Tage später eine zweite bundesweite DemonstraƟ on 

11 Schneider, Frank (1997): Staatlich organisierter Krawall, in: Jungle World, 
Nr. 41, 2.10.1997.

12 Dewes, Richard (1997): Sofortbericht Maßnahmen der Landesregierung im 
Zusammenhang mit dem DemonstraƟ onsgeschehen im Kreis Saalfeld-Rudolstadt 
vom 10. bis 13. Oktober 1997, ziƟ ert nach: Thüringer Landtag: Plenarprotokoll 
2/67, 13.11.1997, S. 5863.

13 Winkler, Ron (1997): Wie man den Ausnahmezustand organisiert. Thürin-
gen hat an einem Wochenende im Oktober den Polizeistaat erlebt, in: Akrützel, 
8. Jg., H. 108, S. 9.

14 Ebd.
15 Vgl. Dewes, a.a.O., S. 5841.
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an: für den 14. März 1998. Erneut begann die Diff amierung. Landrat 
Werner Thomas (CDU) wandte sich mit einem Schreiben an die Par-
teien im Landkreis und rief sie zu »einer konzerƟ erten AkƟ on (auf), um 
eine erneute DemonstraƟ on in Saalfeld (...) zu verhindern«.16 Der Land-
kreis solle nicht »zum Austragungsort der Auseinandersetzung linker 
und rechter Extremisten« werden.17 2.500 SaalfelderInnen unterschrie-
ben einen von den StadtratsfrakƟ onen der CDU, SPD und FDP iniƟ ier-
ten Aufruf, die AnƟ fa-DemonstraƟ on zu verbieten.18

Am 14. März 1998 kam es trotz enormer Aufl agen zur Demonstra-
Ɵ on »Gegen jeden rechten Konsens – AnƟ faschismus läßt sich nicht ver-
bieten – Stoppt rassisƟ sche und faschisƟ sche Übergriff e« – etwa 5.000 
Menschen aus dem gesamten Bundesgebiet beteiligten sich. Wie zuvor 
urteilte die Stadt: Ihr sei »ein beträchtlicher, nicht wieder gut zu ma-
chender, öff entlicher, poliƟ scher, sozialer und damit letztlich wirtschaŌ -
licher Schaden zugefügt worden«.19 Zwölf Tage später, am 26. März 
1998, wird im Saalfelder StadƩ eil Gorndorf die 14-jährige Jana Georgi 
von einem Jugendlichen der rechten Szene ermordet – sie ist das zweite 
Todesopfer rechter Gewalt in Thüringen nach 1990.

16 Hintergrund. Furcht vor Neuaufl age der DemonstraƟ on. Saalfelder Landrat 
wendet sich mit einem eindringlichen Appell an alle demokraƟ schen Parteien, in: 
Thüringische Landeszeitung, 23.10.1997.

17 Ebd. 
18 Vgl. o. A. (1998): Saalfeld die 2. AnƟ faschismus lässt sich nicht verbieten!, in: 

Was Leŏ  , o. Jg., H. 169, www.fen-net.de/was-leŏ   (Stand: 29.3.2012).
19 Bündnis gegen Rechts Leipzig (1997): Saalfeld. Ein Stück deutscher Normali-

tät II., in: CEE IEH, o. Jg., H. 38, www.conne-island.de/nf (Stand: 29.3.2012).



Kai Bekos/AnneƩ e Rudolph
Auf dem rechten Auge blind
PosiƟ onierungen von PoliƟ kern der Thüringer CDU
und FDP zum Neonazismus 1996-2011

Seit 1990 hat sich der Thüringer Landtag regelmäßig in PlenardebaƩ en 
und mit parlamentarischen IniƟ aƟ ven mit Neonazismus, der extremen 
Rechten und der Gefahr eines im Freistaat entstehenden Rechtsterro-
rismus befasst. Die FrakƟ on DIE LINKE und die frühere PDS-FrakƟ on 
wurden immer wieder bezichƟ gt, die Gefahr von rechts künstlich über-
höht darzustellen, um sich poliƟ sch mit diesem Thema zu profi lieren. 
Vor allem von Seiten der CDU-FrakƟ on, aber auch durch die Landesre-
gierungen und die FDP, wurde stets verharmlost und kräŌ ig die Extre-
mismus-Keule geschwungen, um anƟ faschisƟ sches Engagement zu dis-
krediƟ eren. Die folgenden Zitate aus LandtagsdebaƩ en der letzten 15 
Jahre geben exemplarisch Aufschluss darüber, wie die braune Gefahr in 
Thüringen in grober Weise verkannt und verzerrt wurde.1

■ »Sie sind eine Partei mit einer extremisƟ schen, terrorisƟ schen Ver-
gangenheit. Und Sie sind auch eine Partei mit einer extremisƟ schen 
und terrorisƟ schen Gegenwart und ZukunŌ .« (Willibald Böck, ehema-
liger Vorsitzender der CDU Thüringen und Innenminister von Thürin-
gen (1990-1992) sowie Abgeordneter des Thüringer Landtages (1990-
2004), in einer Rede anlässlich einer Anfrage der PDS-FrakƟ on zum 
Thema Rechtsextremismus, 21. Juni 1996)

■ »Worauf ich allerdings noch einmal ausdrücklich hinweisen möchte, 
Thüringen ist, GoƩ  sei Dank, kein Aufmarschgebiet von Rechtsex-
tremisten. Ich glaube, dass wir das zumindest heute hier festhalten 
sollten, und das soll auch die BotschaŌ  sein, die ins Land hinausgeht, 
wir wollen es nicht herbeireden (...).« (Wolfgang Fiedler, Abgeord-

1 Alle Reden aus dem Thüringer Landtag seit 1990 sind online in der Parlaments-
dokumentaƟ on nachzulesen: www.parldok.thueringen.de/parldok/



169Auf dem rechten Auge blind

neter seit 1990 und InnenpoliƟ scher Sprecher der CDU-FrakƟ on im 
Landtag, 16. März 2000)

■ »(...) wir müssen auch in der Hitze der DebaƩ e immer wieder deutlich 
sagen, ja, Rechtsextremismus, das gibt es auch in Thüringen. Diese 
Erscheinungen werden von uns in aller Härte und Konsequenz be-
kämpŌ , aber das ist nicht Thüringen. Thüringen ist nach wie vor kein 
bevorzugtes Aufmarschgebiet für Rechtsextremisten.« (ChrisƟ an Kö-
ckert, ehemaliger Vorsitzender der CDU-FrakƟ on im Landtag und In-
nenminister von Thüringen (1999-2002), 14. September 2000)

■ »Meine sehr geehrten Damen und Herren, dem Verfassungsschutz 
ist durch die reichlich überzogene Diskussion der letzten Tage in der 
Tat Schaden zugefügt worden – von Ihnen, der PDS und von Ihresglei-
chen (...). Ich bin neben dem Präsidenten auch den Mitarbeitern des 
Landesamts dankbar, dass sie sich in Wahrnehmung ihrer Aufgaben 
nicht beirren lassen, sondern ihren Aufgaben, ihrem AuŌ rag, unser 
demokraƟ sches Staatswesen zu schützen, unbeirrt nachgehen. Ich 
danke auch der Mehrheit dieses Hauses, dass sie zu diesem Landes-
amt steht. Herzlichen Dank.« (ChrisƟ an Köckert, 17. Mai 2001)

■ »Die These, die V-Mann-TäƟ gkeit des Tino Brandt könne den Verbots-
antrag gefährden, ist von der PDS nicht einmal plausibel begründet. 
Denkbar wären solche Auswirkungen nur, wenn sich die Verbotsan-
träge auf AkƟ onen und Äußerungen stützen, zu denen ein V-Mann 
vom Verfassungsschutz angesƟ Ō et wurde.« (ChrisƟ an Köckert, 14. 
Juni 2001)

■ »Es spricht manches dafür, in den Spielarten des Extremismus verfein-
dete Geschwister zu sehen, die mehr verbindet, als beiden vielleicht 
lieb ist. (...) es gibt auch heute erhebliche inhaltliche SchniƩ mengen 
zwischen den verfassungsfeindlichen extremisƟ schen PosiƟ onen der 
NPD auf der rechten Seite und denen von Teilen der Linken auf der 
ganz linken Außenseite.« (ChrisƟ an Carius, CDU-Abgeordneter im 
Landtag und seit 2009 Thüringer Minister für Bau, Landesentwick-
lung und Verkehr, 13. Juli 2007)

■ »Sie sollten sich schon so viel Zeit nehmen, von Rechtsextremismus 
und von Linksextremismus zu sprechen. Das Linksextremismus, das 
geht Ihnen sowieso nicht über die Lippen, das weiß ich, aber Sie 
sollten das immer schön sagen. Dieses Verklären, das wird Ihnen nicht 
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gelingen und wir werden auch entsprechend darauf immer wieder zu-
rückkommen. Meine sehr verehrten Damen und Herren, meine Kol-
legen haben ja die anderen Dinge dargelegt. Ich glaube, gemeinsam 
sollten wir Rechtsextremismus, Linksextremismus und Extremismus 
insgesamt bekämpfen durch das Hohe Haus. Aber wir sollten nicht 
voreilig zu Schnellschüssen kommen, die dann am Ende vielleicht 
noch zur Stärkung von diesen Truppenteilen genutzt wird.« (Wolf-
gang Fiedler, 13. Juli 2007)

■ »Deswegen, meine sehr verehrten Damen und Herren, deswegen, 
Frau Ministerin, rufe ich Sie auf, bei der Durchführung und bei der 
Umsetzung dieses Programms alle KräŌ e mit zu bündeln, die anƟ fa-
schisƟ sch sind, aber eben auch anƟ kommunisƟ sch. Das gehört zum 
vollständigen, zum kompleƩ en Bild dazu.« (Uwe Barth, Vorsitzen-
der der FDP-FrakƟ on im Landtag, über das Landesprogramm gegen 
Rechtsextremismus, 27. Januar 2011)

■ »Die Einzigen, die versuchen zu kriminalisieren und zu denunzieren, 
sind der VVN-BdA und dagegen müssen sich auch aufrechte Demo-
kraten wehren können. (...) Unter dem Deckmantel der Extremis-
musbekämpfung wird hier gegen Demokraten agiert. Nur weil sich 
die Ausstellung gegen Rechtsextremismus wendet, ist sie noch lange 
nicht demokraƟ sch.« (Mario Voigt, CDU-Abgeordneter, im Rahmen 
einer Aktuellen Stunde anlässlich der Beschlagnahme einzelner Ta-
feln der Ausstellung »Neofaschismus in Deutschland« der Vereini-
gung der Verfolgten des Naziregimes – Bund des AnƟ faschistInnen 
(VVN-BdA) im Suhler Rathaus durch die StaatsanwaltschaŌ , 25. März 
2011)

■ »(...) ist es durchaus interessant, dass in dem Thüringen-Monitor nicht 
abgefragt wurde, wie es sich denn mit dem Extremismus auf der an-
deren Seite verhält, der links oder auch religiös moƟ viert ist. Hier ist 
bedauerlicherweise der Thüringen-Monitor genauso blind wie das 
Landesprogramm.« (Uwe Barth, Vorsitzender der FDP-FrakƟ on im 
Landtag, 13. Oktober 2011)



Steff en DiƩ es/MarƟ na Renner
Parlamentarische Untersuchung im 
Thüringer Landtag – Eine Einschätzung

Nach der erstmaligen gemeinsamen Sitzung des Innenausschusses und 
des JusƟ zausschusses des Thüringer Landtages am 10. Januar 2012 war 
die Entscheidung zur Einsetzung eines Untersuchungsausschusses fak-
Ɵ sch unausweichlich. DIE LINKE stellte nach der Beratung fest, dass die 
bisher in Anspruch genommenen parlamentarischen Kontrollrechte an 
ihre Grenzen geraten seien und dem berechƟ gten Anliegen von Par-
lament und Öff entlichkeit nach rückhaltloser AuŅ lärung nicht mehr 
Rechnung getragen werden könne. In der Sitzung verweigerten die an-
wesenden Minister größtenteils Antworten auf Fragen zum Themen-
komplex des rechtsterrorisƟ schen NaƟ onalsozialisƟ schen Untergrunds 
(NSU) und dem off enkundigen Versagen der Thüringer Sicherheitsbehör-
den. Dies geschah unter Bezugnahme auf eine angebliche »Weisung« 
durch den Generalbundesanwalt, der zufolge untersagt sei, den parla-
mentarischen Gremien über die den Sicherheitsbehörden vorliegenden 
Kenntnisse zum Zeitraum ab Januar 1998 im Zusammenhang mit den 
StraŌ aten des Neonazi-Netzes und den ErmiƩ lungen der Sicherheitsbe-
hörden durch die Landesregierung AuskunŌ  zu geben. Selbst die in den 
vergangenen Sitzungen der Parlamentsausschüsse prakƟ zierte Herstel-
lung der Vertraulichkeit würde an der fehlenden BereitschaŌ  zur Infor-
maƟ onsübermiƩ lung nichts ändern. Ein von der Landtagsverwaltung 
im AuŌ rag des Innenausschusses erstelltes Gutachten zum Umfang der 
AuskunŌ srechte von Mitgliedern des Innenausschusses und die darin 
getroff ene Feststellung, dass der Generalbundesanwalt nicht berech-
Ɵ gt sei, die aus der Verfassung abgeleitete parlamentarische Kontroll-
funkƟ on des Thüringer Landtages zu beschränken, wurde von der Re-
gierung ignoriert. Für die Landesregierung führte Innenminister Jörg 
Geibert (CDU) in der Sitzung und im Nachgang öff entlich aus, dass durch 
die Landesregierung die Einsetzung eines Untersuchungsausschusses 
durch den Landtag begrüßt werde und sie die Arbeit des Untersuchungs-
ausschusses unterstützen werde. Dieses ungewöhnliche Verhältnis ei-
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ner Landesregierung gegenüber einem sich auf die AuŅ lärung exeku-
Ɵ ven Fehlhandelns gerichteten Untersuchungsausschuss setzte sich in 
der DebaƩ e des Landtages über den Einsetzungsbeschluss am 26. Ja-
nuar 2012 fort. Im Kern eine ureigenste parlamentarische Angelegen-
heit, kommenƟ erte Geibert dessen Entscheidung: »Mit der Einsetzung 
eines Untersuchungsausschusses wird der Landtag nunmehr selbst ak-
Ɵ v und hat so die Möglichkeit, gewissermaßen als Herr eines eigenen 
ErmiƩ lungsverfahrens sich ein einheitliches Bild über die Geschehnisse 
im Rahmen eines jusƟ zähnlich ausgestalteten Beweisverfahrens zu ver-
schaff en.«1 Geiberts wertende Darstellung verkennt, dass der Landtag 
und insbesondere die parlamentarischen Gremien bemüht waren, Licht 
ins Dunkel der Geschehnisse zu bringen und insbesondere die Rolle der 
Sicherheitsbehörden und des Thüringer Landesamtes für den Verfas-
sungsschutz (TLfV) aufzuklären. In fünf Sitzungen des Innenausschusses, 
drei Sitzungen des JusƟ zausschusses und einer unbekannten Anzahl 
von ZusammenkünŌ en der geheim tagenden Parlamentarischen Kon-
trollkommission (PKK) stellten die Abgeordneten Fragen und erhielten 
unzureichende, teils auch widersprüchliche Antworten. Zudem wurde 
auf Antrag der Landesregierung die Vertraulichkeit der Sitzungen her-
gestellt. Dies haƩ e zur Folge, dass zwar die Landesregierung mit einer 
unbesƟ mmten Anzahl von Bediensteten der parlamentarischen Bera-
tung beiwohnen darf, MitarbeiterInnen der FrakƟ onen aber die Sitzung 
verlassen mussten. Die von den Sitzungen angeferƟ gten Protokolle sind 
nur in den Räumen der Landtagsverwaltung durch Abgeordnete ein-
sehbar, die selbst an der Sitzung teilgenommen haben. Sowohl die In-
formaƟ onsfülle als auch das von der Landesregierung dem Parlament 
aufgedrängte Verfahren widersprach dem von der MinisterpräsidenƟ n 
Thüringens ChrisƟ ne Lieberknecht (CDU) in ihrer Regierungserklärung 
am 16. November 2011 postulierten Anspruch der Landesregierung: 
»Natürlich muss man sich vor vorschnellen und einseiƟ gen Schuldzuwei-
sungen gegenüber Polizei, StaatsanwaltschaŌ  und Verfassungsschutz 

1 Thüringer Landtag (2012): Plenarprotokoll 5/76, 26.1.2012; die ziƟ erten Druck-
sachen und Plenarprotokolle des Thüringer Landtages sind online abruĩ ar, www.
parldok.thueringen.de/parldok.
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hüten, aber es tun sich viele Fragen auf und diese Fragen müssen be-
antwortet werden – vollständig, schonungslos und transparent.«2

Parlamentarische Gremien

»Aufgrund der aktuellen Ereignisse beabsichƟ gte ich die Mitglieder des 
Innenausschusses am 11. November 2011 über folgendes Thema zu 
unterrichten: Sparkassenüberfall in Eisenach und Wohnmobilbrand in 
Stregda/Eisenach«,3 lautete die schlichte MiƩ eilung des Thüringer In-
nenministers am 8. November 2011 an die PräsidenƟ n des Thüringer 
Landtages. Am selben Tag wurde bekannt, dass in dem am 4. Novem-
ber 2011 in Eisenach ausgebrannten Wohnmobil die bei einem Mord 
an einer 22-jährigen PolizisƟ n im Jahr 2007 in Heilbronn entwendeten 
Polizeiwaff en sichergestellt wurden. Der Eisenacher Banküberfall nahm 
eine dramaƟ sche Wendung. In einer PressemiƩ eilung teilte DIE LINKE im 
Thüringer Landtag mit, dass es sich nach ihr vorliegenden InformaƟ onen 
bei den beiden Toten um die im Januar 1998 untergetauchten Neona-
zis Uwe Mundlos und Uwe Böhnhardt handelte und diese sich zusam-
men mit der ebenfalls untergetauchten Beate Zschäpe zuvor jahrelang 
in Zwickau aufgehalten haƩ en. Vor dem Hintergrund der bekannten 
Tatsache, dass die drei Neonazis im Januar 1998 quasi unter den Au-
gen der Polizei und des TlfV unbemerkt untertauchen konnten, drängte 
sich die Frage nach der Rolle der Thüringer Sicherheitsbehörden und 
der Wirksamkeit der eingeleiteten Fahndungsmaßnahmen auf. Am 10. 
November 2011 wurde erstmalig eine Verstrickung der Geheimdienste 
mit Berufung auf erfahrene Polizisten öff entlich diskuƟ ert.4 Den ErmiƩ -
lern und Fahndern des Thüringer Landeskriminalamtes muss wohl die 
mehrjährige Erfolglosigkeit bei der im Jahr 1998 begonnenen Zielfahn-
dung nur dadurch erklärbar gewesen sein, dass die Gesuchten zumin-
dest zeitweise durch einen mit den entsprechenden Kompetenzen und 

2 Thüringer Landtag (2011): Plenarprotokoll 5/69, 16.11.2011.
3 Thüringer Landtag (2011): Vorlage 5/1810, 8.11.2011.
4 Vgl. Thüringische Landeszeitung (2011): HaƩ e Geheimdienst die Finger im 

Spiel?, 10.11.2011.
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Möglichkeiten ausgestaƩ eten Dienst gedeckt wurden. Einen Tag spä-
ter sprach die Zeitung sogar von einem »unangenehmen Mitmischen 
der Geheimdienste in diesem Fall«.5 Die Landesregierung kam nun um 
eine Erklärung nicht mehr herum. Diese sollte am 11. November gegen-
über dem Innenausschuss erfolgen. Noch bevor der Innenminister sei-
nen Bericht begann, überschlugen sich die Meldungen. Erst berichte-
ten die Medien über ein in der Wohnung aufgefundenes Waff enarsenal, 
dann verbreitete sich die Meldung, dass in Zwickau die Tatwaff e gefun-
den worden war, mit der im Zeitraum 2001 bis 2007 neun MigrantInnen 
in der Bundesrepublik ermordet worden waren. Innenminister Geibert 
räumte ein, dass eigentlich beabsichƟ gt war, den Ausschuss über den 
»spektakulären Fall des Sparkassenüberfalls« zu informieren. Der Fall 
drohe nunmehr Dimensionen anzunehmen, die alles Bisherige der Thü-
ringer Kriminalgeschichte seit 1990 in den SchaƩ en stellten. Er teilte 
den Parlamentariern mit, dass sowohl das Landeskriminalamt (LKA) als 
auch das TlfV gebeten wurden, sämtliche Unterlagen nochmals aus-
zuwerten. Zu einer im Raum stehenden Beteiligung insbesondere des 
Verfassungsschutzes teilte er mit, dass beteiligte MitarbeiterInnen des 
Geheimdienstes zur Abgabe einer dienstlichen Erklärung aufgefordert 
wurden, dass keiner der drei Neonazis als Quelle geführt wurde und 
das Landesamt auch in keiner sonsƟ gen Verbindung mit den Verdäch-
Ɵ gen stand, diese beim Untertauchen nicht unterstützt oder den Auf-
enthaltsort gekannt habe. Dennoch blieben viele Fragen off en, die die 
Landesregierung durch eine namhaŌ  besetzte und unabhängige Kom-
mission untersuchen lassen wolle. 

DIE LINKE und BÜNDNIS90/DIE GRÜNEN beantragten keine Woche 
später die Einberufung einer Sondersitzung und reichten eine weitere 
Vorlage ein: »Warum scheiterte eine Festnahme der gesuchten Uwe B., 
Uwe M. und Beate Z. durch die Thüringer Polizei, nachdem diese durch 
Zielfahnder aufgespürt wurden?«6 Anlass war eine MiƩ eilung des MDR 
vom 15. November 2011, wonach Zielfahnder des Landeskriminalamtes 
die damals mit internaƟ onalem HaŌ befehl gesuchten drei Neonazis in 

5 Thüringische Landeszeitung (2011): Half jemand den Bombenbauern?, 
11.11.2011.

6 Thüringer Landtag (2011): Vorlage 5/1888, 17.11.2011.
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Chemnitz aufgespürt haƩ en, ohne dass ein Zugriff  oder eine Festnahme 
erfolgte. Die Sitzung fand umgehend am 18. November 2011 staƩ  und 
die Landesregierung berichtete in vertraulicher Sitzung über ihr vorlie-
gende Erkenntnisse.

Parallel zum Innenausschuss beschäŌ igte sich auf Grundlage eines 
Antrages der FrakƟ on DIE LINKE auch der JusƟ zausschuss mit einem 
möglichen Versagen der JusƟ zbehörden. Anlass hierfür war die nicht 
erfolgte Festnahme am 26. Januar 1998 während der Durchsuchungen 
von Garagen und Wohnungen der Beschuldigten im Zusammenhang 
mit der nicht angeordneten Vollstreckung einer im Herbst 1997 rechts-
kräŌ ig gewordenen HaŌ strafe gegen Böhnhardt und die Feststellung 
des VerjährungseintriƩ s im Jahr 2003. Auch der JusƟ zausschuss sollte 
fortan in vertraulicher Sitzung beraten, eine transparente und öff ent-
liche AuŅ lärung und vor allem die Beantwortung der zahlreichen Fragen 
waren damit obsolet. OŌ mals wiederholte der Innenminister in seinen 
Berichten das, was durch invesƟ gaƟ v arbeitende JournalistInnen längst 
veröff entlicht worden war. Andere InformaƟ onen waren noch nicht ve-
rifi ziert und mussten später korrigiert werden. Andere wiederum stütz-
ten sich auf damalige Akten, die im Widerspruch zu zwischenzeitlich er-
langten Kenntnissen stehen. 

Kurzum: Die parlamentarische AuŅ lärung gestaltete sich schwierig 
und zunehmend drang der Ruf nach einem parlamentarischen Unter-
suchungsausschuss in die Öff entlichkeit. Dieser Ruf wurde auch durch 
vermehrt kriƟ sche Meinungsäußerungen aus den Reihen der KoaliƟ ons-
frakƟ onen verstärkt. Parlamentarier, die Mitglieder der PKK waren und 
an den vertraulichen Sitzungen des Innen- und des JusƟ zausschusses 
teilnahmen, monierten, dass je nach Urheber der InformaƟ on der In-
formaƟ onsgegenstand variierte. Der Präsident des Thüringer TlfV in-
formierte die Parlamentarier anders als der Innenminister und dieser 
wieder anders als der JusƟ zminister. Zwischenzeitlich gelangten tag-
täglich neue InformaƟ onen über Geldzuwendungen des Verfassungs-
schutzes, Fahndungspannen und Beteiligung anderer Geheimdienste 
des Bundes und eines sehr viel größeren neonazisƟ schen Terrornetzes 
an die Öff entlichkeit.
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Schäfer-Kommission

Der Landesregierung war angesichts des off enkundigen Versagens der 
Sicherheitsbehörden und der sich daran anschließenden Fragen nach 
den Ursachen von Beginn an bewusst, dass sie sich einem eigenen Auf-
klärungsbeitrag nicht entziehen konnte. Die Ankündigung des Innen-
ministers am 11. November 2011, eine eigene unabhängige Untersu-
chungskommission einzurichten, wurde am 15. November konkreƟ siert. 
Als deren Leiter wurde der ehemalige Bundesrichter Dr. Gerhard Schä-
fer berufen. Er war zwischen 1996 und 2002 Vorsitzender Richter des 1. 
Strafsenats am Bundesgerichtshof und bereits in zwei Fällen als Sachver-
ständiger des Parlamentarischen Kontrollgremiums des Bundes berufen 
worden. In beiden Fällen waren Vorwürfe gegenüber dem Auslandsge-
heimdienst BND Gegenstand. Neben Schäfer gehören der Kommission 
der ehemalige Bundesanwalt und ständige Vertreter des Generalbun-
desanwaltes Volkhard Wache und Gerhard Meiborg, Abteilungsleiter 
im rheinland-pfälzischen JusƟ zministerium der Kommission an; beide 
nahmen am 23. November 2011 ihre Arbeit auf. In Vorbereitung ihrer 
UntersuchungstäƟ gkeit tauschten sich die Mitglieder der Kommission 
in mehreren Gesprächen auch mit den FrakƟ onsvorsitzenden im Thü-
ringer Landtag aus, um Einvernehmen über Untersuchungsgegenstand 
und -Ɵ efe herzustellen.

Die Kommission erhielt Unterlagen des LKA sowie des TLfV und wurde 
unterstützt durch Richter und Staatsanwälte. Doch bevor die eigent-
liche Arbeit durch die Kommissionsmitglieder begann und diese Ein-
blick in die teilweise vertraulichen und geheimen Dokumente nehmen 
konnten, mussten sie sich einer Sicherheitsüberprüfung unterziehen. 
Diese wurde durch den Thüringer Verfassungsschutz vollzogen – eben 
jene Behörde, die selbst im MiƩ elpunkt der Untersuchungen steht. Die 
Kommission stellte am 9. Januar 2012 in einer Pressekonferenz erste 
Ergebnisse vor. Die InformaƟ on war erkennbar dem Medieninteresse 
geschuldet und weniger dem bereits öff entlich verwertbaren Ergebnis-
stand der Kommission. Schäfer stellte vor allem die Zusammenarbeit 
zwischen LKA und TLfV bei den Durchsuchungen im Januar 1998 und 
den vorausgegangenen ObservaƟ onsmaßnahmen dar. Darin bezeich-
nete er nach ersten Erkenntnissen einen als »VS-VERTRAULICH« einge-
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stuŌ en Bericht des TLfV als mitursächlich für die Nichtausstellung eines 
HaŌ befehls, der ein Untertauchen Böhnhardts häƩ e verhindern kön-
nen. Die nächste InformaƟ on über die Arbeit der Kommission gelangte 
am 6. März 2012 an die Öff entlichkeit. Danach sollte der langjährige In-
formant des TlfV und gleichzeiƟ ge Führungskader des Thüringer Hei-
matschutzes (THS) und der NPD, Tino Brandt, vor der Kommission aus-
sagen. Zu welchen Fragen, ist nicht bekannt.

Ob die Schäfer-Kommission einen Beitrag zu einer transparenten und 
vor allem öff entlichen AuŅ lärung leisten kann, bleibt vorerst off en. Gei-
bert kündigte an, den Bericht zunächst dem Generalbundesanwalt vor-
zulegen und danach über die Veröff entlichung zu befi nden. Wenngleich 
die Einsetzung der Kommission durch die FrakƟ onen im Landtag begrüßt 
wurde, verwiesen unisono Abgeordnete aller FrakƟ onen darauf, dass 
eine eigene parlamentarische AuŅ lärung als ureigenste Aufgabe legis-
laƟ ver Verantwortung dadurch nicht überfl üssig geworden ist.

Untersuchungsausschuss

Noch in der DebaƩ e über den gemeinsamen Antrag aller FrakƟ onen zur 
Einsetzung eines Untersuchungsausschusses am 26. Januar 2012 waren 
Bedenken zu vernehmen. Für die FDP fasste deren parlamentarischer 
GeschäŌ sführer Dirk Bergner zusammen: »Denn am Ende (...) werden 
wir alle gemeinsam am Ergebnis gemessen. Deswegen bleibt bei uns 
auch ein bisschen die Skepsis, ob wir im Augenblick den richƟ gen Zeit-
punkt erwischen, wenn wir sehen, wie viele andere Gremien im Augen-
blick auch damit befasst sind. (...) Es ist nicht hilfreich, wenn sich die 
AuŅ lärer gegenseiƟ g auf den Füßen stehen und wenn ein WeƩ rennen 
um die Akten und die Zeugen staƪ  indet.«7

Unstriƫ  g war jedoch für alle FrakƟ onen, dass der Landtag mit der 
Einsetzung des Untersuchungsausschusses8 seiner parlamentarischen 

7 Thüringer Landtag (2012): Plenarprotokoll 5/76, 26. 1.2012.
8 Vollständiger Titel: »Mögliches Fehlverhalten der Thüringer Sicherheits- und 

JusƟ zbehörden, einschließlich der zuständigen Ministerien unter Einschluss der 
poliƟ schen Leitungen, sowie der mit den Sicherheitsbehörden zusammenarbei-
tenden Personen (so genannte menschliche Quellen) im Zusammenhang mit AkƟ -
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Verantwortung nachkommt, Vorwürfe an die Landesregierung und an 
die Sicherheitsbehörden mit den ihm zustehenden Rechten zu untersu-
chen und aufzuklären. Einig sind sich die FrakƟ onen aber auch darüber, 
dass »viel beschworene AuŅ lärung (…) nicht länger hinter verschlos-
senen Türen staƪ  indet«,9 so die Vorsitzende des Untersuchungsaus-
schusses Dorothea Marx (SPD) in der DebaƩ e.

Der Untersuchungsgegenstand umfasst einerseits die AuŅ lärung dar-
über, »ob und in welchem Umfang die Gefahr der Bildung militanter 
rechtsextremer Strukturen in Thüringen durch die Landesregierung 
falsch eingeschätzt wurde und somit deren Herausbildung begünsƟ gt 
wurde und ob und in welchem Maße Thüringer Sicherheitsbehörden an 
Gründung und Auĩ au sowie der Unterstützung rechtsextremer Struk-
turen in Thüringen, beispielsweise der ›AnƟ -AnƟ fa OsƩ hüringen‹ als 
Vorläufer des THS, durch den Einsatz von Vertrauenspersonen (›V-Per-
sonen‹) und verdeckten ErmiƩ lern beteiligt waren, diese beförderten 
oder durch Unterlassen geeigneter Maßnahmen duldeten und einge-
setzte V-Personen und verdeckte ErmiƩ ler an der Durchführung oder 
Vorbereitung von StraŌ aten sowie AkƟ vitäten, die sich gegen das Grund-
gesetz richteten, beteiligt waren oder diese begünsƟ gten«.10 Anderer-
seits soll der Untersuchungsausschuss am Ende seiner Arbeit »gleichfalls 
Schlussfolgerungen aus den Untersuchungsergebnissen für zukünŌ ige 
Maßnahmen zur Stärkung der demokraƟ schen ZivilgesellschaŌ  und 
der PrävenƟ on von Rechtsextremismus, die künŌ ige Bekämpfung des 
Rechtsextremismus, für eine verbesserte demokraƟ sche und parlamen-
tarische Kontrolle der handelnden Behörden, für eine notwendige Neu-
organisaƟ on der Sicherheitsbehörden in Thüringen unter Beachtung 
bestehender verfassungsrechtlicher Grenzen, einschließlich der Ände-
rung gesetzlicher Regelungen und für die Verbesserung der Lage der 
tatsächlichen und potenƟ ellen Opfer rechtsextremer und rassisƟ scher 

vitäten rechtsextremer Strukturen, insbesondere des ›NaƟ onalsozialisƟ schen Un-
tergrunds‹ (NSU) und des ›Thüringer Heimatschutzes‹ (THS) und seiner Mitglieder 
sowie mögliche Fehler der Thüringer Sicherheits- und JusƟ zbehörden bei der Auf-
klärung und Verfolgung der dem NSU und ihm verbundener Netzwerke zugerech-
neten StraŌ aten«; Thüringer Landtag (2012): Drs. 5/3902, 18.1.2012.

9 Thüringer Landtag (2012): Plenarprotokoll 5/76, 26.1.2012.
10 Thüringer Landtag (2012): Drs. 5/3902, 18.1.2012.
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Gewalt vorschlagen«.11 Dazwischen wird in acht weiteren Punkten be-
schrieben, welches mögliche Fehlverhalten und Zutun auf Seiten der 
Sicherheitsbehörden untersucht werden solle, infolgedessen drei ge-
suchte Neonazis unauffi  ndbar untertauchen, unbemerkt sich verbre-
cherische Netzwerke bildeten und eine unvorstellbare Verbrechensse-
rie begehen konnten.

Den ersten Paukenschlag leistete sich der Untersuchungsausschuss, 
als er neben einer Vielzahl von Aktenbeiziehungsbeschlüssen auch ein-
sƟ mmig entschied, die Hauptbeschuldigte Beate Zschäpe vorzuladen. 
Die öff entlichen ReakƟ onen auf den von der Vorsitzenden des Aus-
schusses eingereichten Beweisantrag waren einhellig skepƟ sch. In ei-
ner gemeinsamen Beratung von VertreterInnen des Thüringer und Bun-
destagsuntersuchungsausschusses am 1. März 2012 in Berlin machten 
Bundestagsabgeordnete aller FrakƟ onen Probleme, rechtliche Grenzen 
und ungewollte Nebenwirkungen einer solchen Vernehmung deutlich. 
Durch Zschäpes Anwalt wurde Anfang März schließlich mitgeteilt, dass 
sie ihr umfassendes Aussageverweigerungsrecht gegenüber dem Gre-
mium wahrnehmen werde. Die Vorladung wurde darauĬ in zurückge-
zogen und der Untersuchungsausschuss begann in seiner Sitzung am 
12. März 2012 schließlich mit der längst überfälligen Strukturierung sei-
ner Arbeit. Neben der Bildung von fünf Themenkomplexen und einer 
chronologischen Aufarbeitung wurde die Anhörung von Sachverstän-
digen aus WissenschaŌ  und ZivilgesellschaŌ  beschlossen. Bemerkens-
wert ist, dass durch die CDU lediglich zwei Vorschläge für Anzuhörende 
unterbreitet wurden und diese nur schwerlich als Sachverständige in-
frage kommen. Erstens Eckard Jesse, ein glühender Anhänger der To-
talitarismusthese, der in der poliƟ schen Linken eine größere Gefahr als 
im Neonazismus sieht und sich durch Äußerungen im Zusammenhang 
mit dem NSU eher als nicht-sachverständig erwies.12 Zweitens der lang-
jährige Mitarbeiter des Bundesamtes für Verfassungsschutz Rudolf van 
Hüllen. Er war dort u.a. in der Abteilung 3 Linksextremismus/Linkster-

11 Ebd.
12 Vgl. den Beitrag »Der ›Experte‹« von Paul Wellsow und Sören Frerks in die-

sem Buch.
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rorismus täƟ g und ist Autor der Studie »›DIE LINKE‹ stellen«13 von der 
Konrad-Adenauer-SƟ Ō ung. Ingesamt wird der Untersuchungsausschuss 
mehr als 20 tatsächlich Sachverständige hören, die sowohl zu soziolo-
gischen und poliƟ schen Hintergründen als auch zur sich in den 1990er 
Jahren in Thüringen darstellenden SituaƟ on bei der Entwicklung mili-
tanter Neonazi-Strukturen aussagen sollen. Dabei wird auch der Frage 
nachgegangen, ob die Gefahr der Herausbildung derarƟ ger Strukturen 
durch Verantwortliche in PoliƟ k und Behörden falsch eingeschätzt und 
somit deren Herausbildung und VerfesƟ gung begünsƟ gt wurde.

Die parlamentarischen Untersuchungsgremien haben ihre Arbeit 
begonnen. Doch kriƟ sche SƟ mmen bleiben. Zu groß ist die Skepsis 
gegen über der AuŅ lärungsbereitschaŌ  der Behörden; zu groß deren 
vermutete Beteiligung, die dazu führen könnte, dass die Untersuchungs-
ausschüsse feststellen müssen, dass Details und Verantwortlichkeiten 
ungeklärt bleiben. Als hinderlich hat sich das spezialgesetzliche Recht für 
die Untersuchungsausschüsse in Thüringen erwiesen. Selbst Mitglieder 
der KoaliƟ onsfrakƟ onen mussten feststellen, dass das Thüringer Unter-
suchungsausschussgesetz rückständig ist und im Vergleich mit Bundes-
recht hinten ansteht. Einem zeitgleich durch DIE LINKE dem Landtag vor-
gelegten Novellierungsvorschlag fehlt es bisher an einer Mehrheit. Auf 
eigene Vorschläge zur Verbesserung der Untersuchungsmöglichkeiten 
verzichten CDU und SPD. Damit bleibt fraglich, ob die am 1. März 2012 
gefassten Festlegungen zum wechselseiƟ gen Besuchsrecht und dem 
vollständigen Austausch von Protokollen auf den Weg kommen. Wenn 
die Novellierung des Thüringer Gesetzes an der KoaliƟ onsdisziplin schei-
tert, wäre dies vielleicht noch verschmerzbar. Nicht hinnehmbar wäre 
hingegen ein Kalkül, den Untersuchungsausschuss als stumpfes Schwert 
bis zum Ende der Legislaturperiode arbeiten zu lassen.

13 Hüllen, Rudolf van (2009): »Die Linke« Stellen. Handreichungen zur poliƟ schen 
Auseinandersetzung. Sankt AugusƟ n/Berlin: o. V.



KersƟ n Köditz
Wo kein Wille ist, ist doch ein Weg
Der lange Weg zum Untersuchungsausschuss 
in Sachsen

Es soll Menschen geben, die den sächsischen Innenminister Markus Ul-
big (CDU) für einen klugen und tatkräŌ igen Mann halten. Ich will diese 
Ansicht nicht kommenƟ eren. Auf jeden Fall ist er ein Freund markiger 
Worte. »Es müsse dringend geklärt werden, wieso die Täter jahrelang 
Morde verüben konnten und dabei unentdeckt geblieben sind«,1 er-
klärte er in notwendiger Deutlichkeit. Das war am 8. Februar 2012 nach 
einem Treff en von Innen- und JusƟ zpoliƟ kern in Berlin. Der Tod von Uwe 
Mundlos und Uwe Böhnhardt am 4. November 2011 sowie die Spren-
gung des Wohnhauses in Zwickau am gleichen Tag lagen zu diesem Zeit-
punkt drei Monate zurück. Eine späte, sehr späte Erkenntnis also. Bes-
ser spät als nie. Wirklich?

Zweifel sind in diesem Fall nicht nur angebracht, sondern nöƟ g. Ul-
big betonte nämlich umgehend, die Spur des Trios ziehe sich durch die 
gesamte Bundesrepublik. Die AuŅ lärung dürfe daher nicht an Länder-
grenzen haltmachen. Die einzelnen Bundesländer könnten für ein Ge-
samtbild nur Mosaiksteinchen liefern. Deshalb sei die kurz vor seinen 
Äußerungen eingesetzte Bund-Länder-Expertenkommission der einzig 
richƟ ge Weg zur Aufarbeitung des Terrors des NaƟ onalsozialisƟ schen 
Untergrundes (NSU). Das Gesamtbild könne jetzt endlich umfassend 
untersucht werden. Diese Kommission habe die Staatsregierung von 
Anfang an gewollt.

Eine bösarƟ ge Unterstellung sei die KriƟ k der demokraƟ schen Op-
posiƟ on im Landtag, die den AuŅ lärungswillen der Staatsregierung an-
zweifelt. Vielmehr habe diese »von Beginn an für ›größte Transparenz‹ 
gesorgt«. Den zuständigen Gremien, nämlich der Parlamentarischen 

1 Dapd (2012): Ulbig begrüßt Expertenkommission zu Terrorzelle, in: Freie 
Presse, 8.2.2012, www.freiepresse.de (Stand: 29.3.2012).
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Kontrollkommission und dem Innenausschuss, sei regelmäßig und um-
fassend über die sächsischen Erkenntnisse Bericht erstaƩ et worden.

Nun, ich gehöre beiden Gremien an. Über das, was in der Parlamen-
tarischen Kontrollkommission (PKK) besprochen worden ist, darf ich 
nichts sagen, da die Mitglieder zur Verschwiegenheit verpfl ichtet sind. 
Das Gremium hat zwar häufi g getagt, ich habe aber den begründeten 
Eindruck, dass die fünf Mitglieder keineswegs umfassend informiert 
worden sind. Eigentlich bestand die Mehrzahl der InformaƟ onen ledig-
lich in dem Hinweis, dass das Landesamt für Verfassungsschutz Sachsen 
(LfVS) über die gewünschten InformaƟ onen nicht verfüge. Um den Zu-
gang zu besƟ mmten Dokumenten mussten wir noch kämpfen, als we-
sentliche Auszüge daraus bereits in den Medien veröff entlicht waren. 
Danach war es uns lediglich möglich, diese im Geheimschutzraum des 
Landtags einzusehen. Von der Existenz anderer brisanter Dokumente 
erfuhren wir ebenfalls oŌ mals erst aus den Medien.

Das gilt zum Beispiel für das mit »VS – Nur für den Dienstgebrauch«2 
gestempelte 50-seiƟ ge Papier des Bundesamtes für Verfassungsschutz 
(BfV) mit dem Titel »Gefahr eines bewaff neten Kampfes deutscher 
Rechtsextremisten – Entwicklungen von 1997 bis MiƩ e 2004«.3 Darin 
werden auf über 40 Seiten Funde von Waff en und Sprengstoff en in der 
Bundesrepublik sowie als rechtsterrorisƟ sch eingestuŌ e AkƟ vitäten 
aufgelistet. Doch dann kommen die Autoren zu dem überraschenden 
Schluss: »Für einen planmäßigen Kampf aus der Illegalität heraus (...) 
mangelt es an einer auf die aktuelle SituaƟ on in Deutschland bezoge-
nen Strategie zur gewaltsamen Überwindung des ›Systems‹. Es fehlen 
geeignete Führungspersonen, LogisƟ k und fi nanzielle MiƩ el. Ungeachtet 
der Tatsache, dass es den ›Bombenbastlern von Jena‹ jahrelang gelun-
gen war, sich ihrer VerhaŌ ung zu entziehen, gibt es keine wirkungsvolle 
Unterstützerszene, um einen nachhalƟ gen Kampf aus dem Untergrund 
heraus führen zu können.«4

2 Bundesamt für Verfassungsschutz (2004): Gefahr eines bewaff neten Kampfes 
deutscher Rechtsextremisten – Entwicklungen von 1997 bis MiƩ e 2004, BfV Spe-
zial Rechtsextremismus Nr. 21, Köln: o.V.

3 Ebd.
4 Ebd.
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Eine Fehleinschätzung – eine gravierende sogar, wie wir heute wis-
sen. Die »Bombenbastler von Jena«, wie sie beim Bundesamt heißen, 
oder das »Thüringer Terror-Trio«, so die sächsische Version, oder die 
»Zwickauer Zelle«, so vorzugsweise in Thüringen, haƩ e durchaus eine 
»wirkungsvolle Unterstützerszene«. Sie ermöglichte über ein Jahrzehnt 
das Leben im Untergrund und sorgte dafür, dass die Mordserie began-
gen werden konnte. Für Transparenz spricht es jedenfalls nicht, wenn 
eine Kontrollkommission zur Kontrolle nur diejenigen Dinge erhält, die 
die zu Kontrollierenden für ungefährlich und unverfänglich halten. Vor 
allem aber ist Transparenz dann ausgeschlossen, wenn die erhaltenen 
InformaƟ onen geheim sind.

Bleibt der Innenausschuss. Dieser ist nicht geheim, er ist lediglich 
nicht-öff entlich. Es gibt die Zusage des Ministers, im Ausschuss regel-
mäßig über neue Entwicklungen bei der AuŅ lärung des Tatkomplexes 
NSU zu informieren. Im März 2012 bestand diese InformaƟ on darin, 
dass der Innenminister nichts zu der Meldung des MDR-Magazins Fakt 
sagen könne, das von zwei weiteren Unterstützern des NSU im Raum 
Chemnitz berichtete. Es handele sich um ein laufendes ErmiƩ lungsver-
fahren. Ergänzend fügte er hinzu, der Mord an einem Migranten in Dö-
beln im Herbst 2011 habe nichts mit dem NSU zu tun. Wenn Parlamen-
tarier regelmäßig durch die Medien besser über neue Erkenntnisse und 
den jeweils aktuellen Sachstand informiert werden als durch das zu-
ständige Ministerium, dann darf der AuŅ lärungswille dieses Ministeri-
ums bezweifelt werden.

Ein weiteres Beispiel gefällig? DIE LINKE im Sächsischen Landtag haƩ e 
einen Antrag »Unterbindung des Wirkens von Strukturen von ›Blood & 
Honour‹ und der ›Hammerskin NaƟ on‹ in Sachsen sowie deren Unter-
stützernetzwerke«5 eingebracht und eine Stellungnahme der Staats-
regierung dazu gefordert. Hintergrund war, dass zahlreiche der bisher 
bekannten Unterstützer des Terrornetzwerkes NSU früher bei Blood & 
Honour (B&H) oder in dessen Umfeld akƟ v waren. Der letzte bekannt 
gewordene Fall waren eben jene beiden Brüder, über die der MDR be-
richtete. Einer von ihnen soll der Verbindungsmann zwischen den B&H-
SekƟ onen Sachsen und Thüringen gewesen sein. Innenminister Ulbig 

5 Sächsischer Landtag (2012): Drs. 5/8218, 14.2.2012.
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monierte in seiner Stellungnahme, der Antrag sei »zu großen Teilen auf 
die Vergangenheit ausgerichtet«,6 er betreff e »einen sehr speziellen Aus-
schniƩ  aus dem Bereich ›rechtsextremisƟ sche subkulturelle Szene‹«.7 
Und weiter: »Die gewünschten InformaƟ onen liegen zusammengefasst 
nicht vor. Die Abfassung eines Berichts, wie ihn die FrakƟ on DIE LINKE 
wünscht, würde deshalb umfassende Recherchen in den Datenbestän-
den und Akten von Polizei und Verfassungsschutz erfordern. Andere 
Behörden müssten beteiligt werden, Spezialwissen müsste zusammen-
getragen und auĩ ereitet werden, Erkenntnisse, die nur außerhalb des 
Freistaats vorhanden sind, müssten beschaŏ   und ausgewertet werden. 
Die Beantwortung einzelner Punkte des Fragenkatalogs (...) liefe zudem 
auf die Abgabe sozialwissenschaŌ licher ExperƟ sen in Spezialgebieten 
hinaus.«8 Kurz: Wir wissen nichts. Und wir wollen auch nicht mehr wis-
sen, denn die Erlangung dieses Wissens macht Arbeit: »Der immense 
Aufwand wäre ohne eine unvertretbare Einschränkung der Arbeitsfä-
higkeit der betroff enen Stellen nicht zu leisten und ginge zu Lasten der 
aktuellen Prioritäten, die nicht nur das Staatsministerium des Innern in 
der AuŅ lärung der rechtsterrorisƟ schen Strukturen und Verbrechen 
und in der Prüfung der Erfolgsaussichten eines NPD-Verbotes sieht.«9 
Böse Zungen könnten behaupten: Was interessiert uns die AuŅ lärung 
der Hintergründe des NSU, wir wollen das NPD-Verbot durchsetzen.

Selbst bei größtem Wohlwollen kommen wir zu der Feststellung, 
dass die Staatsregierung in einer Blockadehaltung verharrt und sich 
in Tatenlosigkeit gefällt. Das Angebot Thüringens, sich an der Arbeit 
der dort von der Landesregierung eingesetzten Schäfer-Kommission zu 
beteiligen, wurde ausgeschlagen. HaƩ e man Angst, sich in die Karten 
schauen zu lassen? Diese Kommission haƩ e im Februar 2012 ein förm-
liches Amtshilfeersuchen gestellt, um an die relevanten sächsischen 
Akten zu kommen. Eine Übergabe war bis Ende März nicht erfolgt. Es 
häƩ e die Möglichkeit gegeben, den Komplex NSU im bereits exisƟ e-
renden 2. Untersuchungsausschuss des Sächsischen Landtags zu be-

6 Sächsisches Staatsministerium des Innern (2012): Stellungnahme zum Antrag 
der FrakƟ on DIE LINKE, Drs. 5/8218, 14.2.2012.

7 Ebd.
8 Ebd.
9 Ebd.
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handeln. Dieser hat die Aufgabe, den so genannten Sachsensumpf, die 
organisierte Kriminalität im Freistaat und deren teils legale, teils ille-
gale Beobachtung durch das LfVS zu untersuchen. Wer würde bestrei-
ten, dass es sich beim NSU um einen Fall organisierter Kriminalität han-
delt, die gegen die freiheitlich-demokraƟ sche Grundordnung gerichtet 
ist? Auch dieser Weg wurde durch die Landtagsmehrheit aus CDU und 
FDP abgelehnt.

Was blieb noch, wenn man den Willen zur AuŅ lärung umsetzen 
wollte? Nur ein eigener Untersuchungsausschuss. ObjekƟ v betrachtet 
häƩ e auch die Staatsregierung ein Interesse daran haben müssen. Wie 
sonst könnte man Mythen entkräŌ en, die von einer Förderung des Nazi-
Terrors mindestens durch die Geheimdienste, wenn nicht gar durch die 
jeweiligen Regierungen ausgehen? Wie sonst sollte man strukturelle 
Defi zite im sächsischen Polizeiapparat aufarbeiten, die es gegeben ha-
ben muss? Immerhin ist ein großer Teil der Banküberfälle des aus Jena 
stammenden Trios in Sachsen begangen worden. Ein Zusammenhang 
mit dem bekannten Untertauchen im Freistaat ab 1998 wurde nie her-
gestellt. Grund genug für kriƟ sche Nachfragen, selbst wenn sich ein sol-
cher Ausschuss auf jene Fragen beschränken würde, die ausschließlich 
die Zustände in Sachsen zum Thema haben.

Volker Bandmann, innenpoliƟ scher Sprecher und Scharfmacher der 
CDU-FrakƟ on, wusste es von Anfang an besser. Es gehe gar nicht um Be-
hördenversagen in Sachsen. An der KooperaƟ on der Behörden habe es 
gemangelt: »Die unzureichende Zusammenarbeit der Länder- und Bun-
desbehörden scheint eine der Hauptursachen für das jahrelange uner-
kannte Agieren der Neonazis zu sein.«10 Der Untersuchungsausschuss 
drohe, »zu einer poliƟ schen Klamaukveranstaltung zu werden«.11 In das 
gleiche Horn sƟ eß in der Landtagssitzung am 7. März 2012 sein FrakƟ -
onskollege Professor Dr. Günther Schneider, zugleich Vorsitzender der 
PKK. Die OpposiƟ on wolle den Ausschuss »als poliƟ sches Kampfi nstru-
ment nutzen«.

Und er wiederholte anschließend ein Argument, das Staatsregierung, 
CDU und NPD im Landtag wie ein Mantra nutzen. Durch den Ausschuss 

10 Dapd, a.a.O.
11 ZiƟ ert nach: ebd.
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würden »Erkenntnisgewinne über Strukturen und Vernetzungen des 
Verfassungsschutzes und seiner Mitarbeiter zur Extremismus-Bekämp-
fung in die Hände der NPD-FrakƟ on gelangen«.12 Carsten Biesok (FDP), 
auch er Mitglied dieser Kommission, assisƟ erte umgehend. Ein Unter-
suchungsausschuss sei eine »hilfreiche Handreichung der OpposiƟ on 
für die NPD«, er gäbe der Neonazipartei »Ɵ efen Einblick in die Arbeit 
des Verfassungsschutzes«. Wer die DebaƩ e verfolgte, konnte sich des 
Eindrucks nicht erwehren, der Schutz des LfVS sei den Regierungspar-
teien erheblich wichƟ ger als die AuŅ lärung der Mängel bei Behörden 
und Staatsregierung und ihres Versagens, die die Taten des NSU erst 
ermöglicht haben.

Um ebenso polemisch die Polemik zu kontern, könnte man anmerken, 
dass das einfachste MiƩ el zur Verhinderung dieser Gefahr die Abschaf-
fung des LfVS wäre. Wer die sächsischen Zustände, die berühmt-berüch-
Ɵ gte »Sächsische DemokraƟ e« kennt, weiß, dass dieses Landesamt oh-
nehin überfl üssig ist. Doch kann die NPD tatsächlich Nutzen aus diesem 
Instrument zur AuŅ lärung ziehen? Wie stark Mitglieder und FunkƟ o-
näre in den Komplex NSU verstrickt waren oder sind, dürŌ e sie selbst 
am besten wissen. Schlimmstenfalls könnte sie nichts zur AuĬ ellung 
beitragen. Doch das erwartet ohnehin niemand. Sie kann weder Akten 
anfordern, Zeugen vorladen oder andere Beweisanträge stellen, denn 
sie entsendet in das 19-köpfi ge Gremium lediglich einen einzigen Ab-
geordneten. Notwendig aber sind vier UnterschriŌ en, um diese MiƩ el 
durchzusetzen.

Der Ausschuss wurde trotz der Polemik von CDU und FDP durch die 
drei demokraƟ schen OpposiƟ onsparteien eingesetzt.13 Die NPD, die 

12 Nösner, Uwe (2012): Untersuchungsausschuss eingesetzt, in: Landtagsku-
rier Nr. 2, S. 5.

13 Dringlicher Antrag, vollständiger Titel: »Einsetzung eines Untersuchungs-
ausschusses gemäß Art. 54 Abs. 1 der Verfassung des Freistaates Sachsen zum 
Thema: Untersuchung möglicher Versäumnisse und etwaigen Fehlverhaltens der 
Staatsregierung und der ihrer Fach-, Rechts- und Dienstaufsicht unterliegenden 
Sicherheits-, JusƟ z-, Kommunal- und sonsƟ gen Behörden im Freistaat Sachsen 
beim Umgang mit der als Terrorzelle NaƟ onalsozialisƟ scher Untergrund (NSU) 
bezeichneten neonazisƟ schen Terrorgruppe, deren personell-organisatorischem 
Umfeld und etwaigen Unterstützernetzwerken, insbesondere im Hinblick auf ihre 
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gemäß der erwähnten Polemik ein Interesse am Zustandekommen des 
Ausschusses häƩ e haben müssen, enthielt sich der SƟ mme. Eingesetzt 
wurde der Ausschuss am 7. März 2012. Arbeiten kann er aber noch 
nicht. Die Wahl der Ausschussmitglieder wurde auf April verschoben. 
Die größte LandtagsfrakƟ on, die CDU, sah sich nicht in der Lage, ihre 
Vorschläge noch in der gleichen Plenarsitzung einzubringen – AuŅ lä-
rungswille sieht anders aus. In der letztendlichen Arbeit des Gremiums 
wird sich zeigen, ob die CDU ihre Blockadehaltung fortsetzt. Der Un-
tersuchungsausschuss ist die schärfste Waff e der OpposiƟ on und ein 
stumpfes Schwert. Beide Aussagen sind richƟ g, denn von unserer Ar-
beit wird es abhängen, wie stumpf oder scharf die Waff e sein wird. 
Eines steht bereits heute fest: Schon seine bloße Existenz ist der Ga-
rant dafür, dass der NSU und seine Mordtaten, die Netzwerke der Hel-
fer und die verschwiegenen Gefahren der Naziszene in Sachsen in den 
Medien präsent bleiben werden. Das ist nicht viel, zugegeben, aber es 
ist ein Anfang.

Entstehung, Entwicklung und ihr Agieren in bzw. von Sachsen aus sowie bei der 
AuŅ lärung, Verfolgung und Verhinderung der der Terrorgruppe NSU und ggf. den 
mit ihr verbundenen Netzwerken zurechenbaren StraŌ aten und der Schlussfolge-
rungen hieraus (NeonazisƟ sche Terrornetzwerke in Sachsen)«; Sächsischer Land-
tag (2012): Drs. 5/8497, 6.3.2012.



Gerd Wiegel
BundespoliƟ sche ReakƟ onen 
auf den NSU-Terror

Nach dem Tod von Uwe Mundlos und Uwe Böhnhardt am 4. Novem-
ber 2011 in Eisenach und der durch Beate Zschäpe herbeigeführten 
Sprengung ihrer Wohnung in Zwickau dauerte es nur wenige Tage, bis 
aus einem thüringischen und sächsischen Kriminalfall ein bundespoli-
Ɵ scher Skandal wurde. Während die Namen des Trios bei AnƟ faschis-
tInnen und auch einigen FachpoliƟ kerInnen sofort Erinnerungen an die 
1990er Jahre wachriefen, mussten sich die poliƟ sch Verantwortlichen 
im Bund erst einmal mit diesem Teil der Geschichte der extremen Rech-
ten vertraut machen. Die Dimension von neun rassisƟ schen Morden, 
dem Mord an einer PolizisƟ n, zwei mutmaßlichen Bombenanschlägen 
und einer Reihe von Banküberfällen machte schnell klar, dass man es 
mit einer Zäsur zu tun haƩ e. Die Verstörung über das Versagen der Si-
cherheitsorgane war bis in die Union spürbar.

Kennzeichnend dafür waren die Sitzungen des Innenausschusses des 
Bundestages im November 2011. Die Spitzen von Bundeskriminalamt 
(BKA) und des Bundesamtes für Verfassungsschutz (BfV), der General-
bundesanwalt, die Vertreter der Landesämter für Verfassungsschutz 
(LfV) und natürlich der Bundesinnenminister standen dem Ausschuss 
Rede und Antwort und die ParlamentarierInnen wurden – ob der vie-
len fehlenden Antworten – unruhiger. Aus poliƟ scher Sicht am drän-
gendsten war die Frage, ob weitere Zellen akƟ v sind. Die Frage, wie viele 
nicht vollstreckbare HaŌ befehle gegen Angehörige der rechten Szene 
vorlägen, konnte das BKA nicht beantworten. Schließlich bedurŌ e es bis 
zur öff entlichen Beantwortung mehrere Monate. Eine Anfrage der LIN-
KEN förderte zutage, dass es 160 unvollstreckbare HaŌ befehle gab, von 
denen bis März 2012 jedoch 46 Personen ermiƩ elt wurden. Was das für 
die Gefahr weiterer Gewalt von rechts bedeutete, blieb unklar.

Die Rolle des Verfassungsschutzes spielte von Anfang an eine zen-
trale Rolle. Peinlichen Fragen sahen sich die VertreterInnen Thüringens 
und Hessens ausgesetzt, als es um die Frage des Abtauchens des Trios 
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und um die Rolle des Verfassungsschutzmitarbeiters ging, der in Kas-
sel am Tatort eines Mordes des NaƟ onalsozialisƟ schen Untergrundes 
(NSU) zugegen war. Ausweichende Antworten und die geringe Bereit-
schaŌ , den parlamentarischen Gremien Rede und Antwort zu stehen, 
riefen bei den Abgeordneten über Parteigrenzen hinweg Unverständ-
nis hervor und waren Gründe, die den Untersuchungsausschuss des 
Bundes nöƟ g machten.

Schließlich muss für diese frühe Phase der Aufarbeitung die Rolle des 
Verfassungsschutzpräsidenten Heinz Fromm hervorgehoben werden. Er 
haƩ e off ensichtlich schnell erkannt, dass sein Amt und die LfV ins Zen-
trum der KriƟ k rücken würden. Zwei Strategien wurden von ihm ent-
wickelt, um der KriƟ k die Spitze zu nehmen: größtmögliche SelbstkriƟ k 
und der Verweis auf das Versagen in den Ländern. Fromm sprach im In-
nenausschuss als einziger vom Versagen der Sicherheitsbehörden und 
von einer Niederlage, die er sich auch selber zurechne. Doch die Zer-
knirschung ging nicht soweit, auch nach den systemimmanenten Grün-
den des Versagens zu fragen. Schnell wurde klar, dass das System der V-
Leute und die damit verbundene oberste Priorität des Quellenschutzes 
off enbar zu einer hausgemachten Blindheit der Dienste geführt haƩ e 
und so eher als Schutzschild für die Naziszene diente denn der öff ent-
lichen AuŅ lärung über sie. Während der Präsident des BfV verkündete, 
man häƩ e es besser wissen müssen und können, wurde poliƟ sch be-
reits an einer Stärkung der InsƟ tuƟ onen gearbeitet, die für das Versa-
gen öff entlich verantwortlich gemacht wurden.

Wer sich die jährlichen Verfassungsschutzberichte mit der Frage an-
sah, wie die Ämter die Gefahr des Terrors von rechts einschätzten, er-
fuhr, dass es seit Ende der 1990er Jahre keine Anzeichen für organisierte 
terrorisƟ sche Strukturen gäbe – eine fatale Fehleinschätzung. Basis da-
für war die unzureichende Kenntnis der Szene und des Netzes, das zum 
Umfeld des Trios und zur Struktur der UnterstützerInnen werden sollte. 
KennerInnen der Naziszene konnten damals und können heute die ge-
waltbereiten Strukturen sehr viel besser und genauer beschreiben, als 
es von Seiten der Dienste jemals erfolgte. Trotz dieser Unzulänglich-
keiten – will man nicht gar von einer noch weiteren Verstrickung der 
Dienste mit den Nazis ausgehen, für die es bis heute keine Belege gibt 
– bestand die erste Maßnahme von Innenminister Hans-Peter Friedrich 
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(CSU) in der Stärkung der Sicherheitsbehörden des Bundes. Ein Gemein-
sames Abwehrzentrum gegen Rechtsextremismus (GAR) wurde aus der 
Taufe gehoben und soll die Kompetenzen des Bundes gegenüber den 
Ländern stärken. In einer neuen zentralen Datei sollen rechte Gewalt-
täter gespeichert werden, um ihnen schneller auf die Spur zu kommen. 
Die Mordserie des NSU off enbart jedoch die ganze Fragwürdigkeit sol-
cher symbolischer Maßnahmen: Nicht die Unkenntnis über Böhnhardt, 
Mundlos und Zschäpe war das Problem, sondern die fehlende Vorstel-
lung, es könne sich bei den Morden um eine rassisƟ sche MoƟ vaƟ on ge-
handelt haben. Keiner der Morde wäre unter diesen Umständen jemals 
mit der neuen Datei im GAR in Verbindung gebracht worden – Polizei 
und Behörden haƩ en sich weitgehend auf Organisierte Kriminalität, Dro-
genhandel und »Ausländerkriminalität« festgelegt. Überlegungen, wie 
dem fehlenden Bewusstsein der Behörden beim Thema Rassismus bei-
zukommen sei, wurden trotz Mahnungen von Barbara John, Ombuds-
frau der Hinterbliebenen der Mordopfer, bis heute nicht angestellt.

Übertroff en hat diese Form des AkƟ onismus Bundesfamilienmini-
sterin KrisƟ na Schröder (CDU), die Verantwortliche für die Bundespro-
gramme zum Rechtsextremismus. Zum Thema selbst war von ihr nichts 
zu hören, doch Anfang 2012 kündigte sie auf einer Pressekonferenz mit 
Innenminister Friedrich die Einrichtung eines Kompetenzzentrums ge-
gen Rechtsextremismus an. Nachdem Schröder ursprünglich zwei Mil-
lionen Euro bei den Bundesprogrammen einsparen wollte, wurde diese 
Kürzung über Nacht in der HaushaltsdebaƩ e am 30. November 2011 zu-
rückgenommen, ganz unter dem Eindruck der Morde. Auf Nachfrage 
hieß es, das Geld solle den IniƟ aƟ ven zugutekommen. Das stellte sich 
jedoch schnell als Täuschung heraus, denn jene zwei Millionen Euro 
wurden nun zur Einrichtung eines völlig unklaren Kompetenzzentrums 
verwendet. Erst nach zahlreichen Fragen aus dem Parlament wurde 
deutlich, dass Schröder das Geld zur Stärkung der von ihr favorisierten 
»AkzepƟ erenden Jugendarbeit« mit rechten Jugendlichen verwenden 
will. Dieser zweifelhaŌ e Ansatz erfährt ausgerechnet durch die Auf-
deckung der Nazi-Mordserie ein unverdientes Comeback. PrakƟ sches 
Regierungshandeln sah also als Folge der Mordserie eine Stärkung der 
versagenden Sicherheitsbehörden und eine schon einmal als »Glatzen-
pfl ege« bezeichnete Hinwendung zur Arbeit mit rechten Jugendlichen 
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vor. In der Anhörung des Untersuchungsausschusses des Bundestages 
zum Nazi-Terror am 22. März 2012 wies die JournalisƟ n Andrea Röpke 
im Übrigen darauf hin, dass auch Böhnhardt und Zschäpe in ihrer Jugend 
in den Genuss akzepƟ erender Jugendarbeit gekommen seien.

Der AkƟ onismus der Bundesregierung und die Planlosigkeit des In-
nenministers zeigten sich auch in der übereilten Einsetzung einer Ex-
pertenkommission, die das Versagen der SicherheitskräŌ e untersuchen 
sollte. Passenderweise wählte Innenminister Friedrich dafür ehemalige 
Leiter von Sicherheitsbehörden, so den früheren Chef des BfV und des 
Bundesnachrichtendienstes Hans-Jörg Geiger, den früheren BKA-Präsi-
denten Ulrich Kersten und den ehemaligen CSU-Bundestagsabgeord-
neten und Innenexperten Wolfgang Zeitelmann. Über diesen unabge-
sprochen und planlos wirkenden Vorstoß des Innenministers breitete 
sich schnell der Mantel des Schweigens. Heute hört man von diesem 
Gremium nichts mehr. StaƩ dessen ging es schnell um die Frage, ob ein 
Parlamentarischer Untersuchungsausschuss (PUA) oder eine Bund-Län-
der-Kommission (BLK) zur AuŅ lärung eingerichtet werden soll. Während 
sich DIE LINKE schon im November für einen Untersuchungsausschuss 
auf Bundesebene aussprach, gab es vor allem bei der SPD Zweifel. Mög-
licherweise auch mit Blick auf die eigene poliƟ sche Verantwortung zur 
Zeit der Mordserie wurde von Teilen der SPD zunächst die BLK bevor-
zugt. Im Gegensatz zum PUA hat sie jedoch keine gesetzliche Kompe-
tenz gegenüber Regierung und Behörden und ist voll und ganz auf den 
guten Willen der Regierung angewiesen. Bis Anfang Januar haƩ e sich 
dann aber auch die SPD zu einem Untersuchungsausschuss durchge-
rungen, der schließlich mit den SƟ mmen aller FrakƟ onen eingerichtet 
wurde. Schnell zeichnete sich ab, dass keine FrakƟ on als »Bremser« da-
stehen wollte, sondern alle ein demonstraƟ ves Interesse an einer um-
fassenden AuŅ lärung verkündeten. So wurde ein Untersuchungsauf-
trag formulieret, der die Chance auf eine weitgehende AuŅ lärung des 
Geschehens bietet, wenngleich diese durch die nur einjährige Unter-
suchungsdauer beschränkt wird. Der Gegenstand umfasst die Zeit von 
1992 bis zur Festnahme Zschäpes am 8. November 2011 und soll un-
ter anderem folgende Fragen in den Blick nehmen: Welche Fehler und 
Versäumnisse der Sicherheitsbehörden können festgestellt werden? 
Welches Netzwerk umgab den NSU? Welche internaƟ onalen Verbin-
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dungen bestanden? Welche Rolle spielten die V-Leute der Dienste im 
Umfeld des NSU? Welche Schlussfolgerungen ergeben sich für die Auf-
stellung der Sicherheitsbehörden, welche für die PrävenƟ on zum Thema 
extreme Rechte und welche Folgerungen werden aus dem Umgang mit 
den Hinterbliebenen der Opfer gezogen?

Seit Februar 2012 tagt der PUA in jeder Sitzungswoche des Bundes-
tages und hat bisher über 100 Beweisanträge im Konsens aller FrakƟ -
onen gestellt. Priorität hat die Herbeiziehung der Akten von Bundes- 
und Landesbehörden, die mit dem Fall befasst waren und sind. Hier 
werden sich die größten poliƟ schen KomplikaƟ onen ergeben, denn die 
Länder scheinen keineswegs begeistert von der Aussicht zu sein, ihr 
Handeln dem PUA gegenüber off enzulegen. Zwei Strategien der Exe-
kuƟ ve gegenüber dem PUA zeichneten sich zu Beginn ab. Während die 
Länder keine Eile bei der Bereitstellung der Akten zeigen, werden von 
Seiten des Bundes schon einmal bis zu 20.000 Aktenordner in Aussicht 
gestellt. Auch so wird gezielte AuŅ lärung saboƟ ert. Der Ausschuss hat 
sich vier Untersuchungskomplexe für seine Arbeit vorgenommen: die 
Phase 1992 bis 1997 als ideologischer Hintergrund und Herausbildung 
des NSU, die Jahre 1997-2000 als Zeit des Abtauchens des Trios, die Jahre 
2000-2007, in denen die Taten staƪ  anden, und schließlich den Zeit-
raum 2007 bis 2011 nach dem Ende der Mordserie. Für DIE LINKE ist es 
sinnvoll, diese Phasen chronologisch zu bearbeiten, doch die Mehrheit 
aus Union, FDP und Grünen im Gremium hat für einen Untersuchungs-
beginn mit der Mordserie voƟ ert. So stehen ab dem 26. April 2012 die 
ersten Zeugenvernehmungen mit ErmiƩ lern und poliƟ sch Verantwort-
lichen zur Mordserie an.

DIE LINKE ist durch Petra Pau und Jens Petermann im Ausschuss ver-
treten. Beide machen sich wenige Illusionen, dass der Ausschuss sensa-
Ɵ onelle Ergebnisse zutage fördern wird. Aus Sicht der LINKEN bietet sich 
mit dem PUA allerdings die Möglichkeit, die poliƟ sche Auseinanderset-
zung mit der extremen Rechten endlich nachhalƟ g und ernsthaŌ  in den 
Blick zu nehmen. Mehr als 160 Todesopfer rechter und rassisƟ scher Ge-
walt seit 1990 stehen für eine schreckliche Normalität im Lande, über 
die kaum noch gesprochen wurde. Die Ausblendung von Rassismus und 
extremer Rechter durch die ErmiƩ lungsbehörden und die fatale Pra-
xis der V-Leute, die nicht nur als Schutzschild der NPD dienen, sondern 
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auch wesentlich die frühere AuŅ lärung des NSU verhindert haben, wer-
den Themen sein. Ebenso wird die immer wichƟ ger werdende Forde-
rung nach einer unabhängigen Beobachtungsstelle Rechtsextremismus, 
Rassismus, AnƟ semiƟ smus, die das Problem dem eingeschränkten Blick 
des Verfassungsschutzes entziehen würde, auf der Tagesordnung ste-
hen. Einen anschaulichen Eindruck von der Kompetenz unabhängiger 
Recherche zur extremen Rechten konnten die Mitglieder des PUA in der 
Sitzung am 22. März 2012 durch die JournalisƟ n Andrea Röpke gewin-
nen. Die Befragung von ihr wurde zu einer Lehrstunde in Sachen Nazi-
Strukturen. Selten haƩ e man in einer Anhörung so viele wissbegierige 
Abgeordnete gesehen, und es oblag dem Obmann der Union, die An-
hörung auf den Punkt zu bringen: Die von Röpke vorgetragenen Fak-
ten und Zusammenhänge würde er gerne in den Berichten des Verfas-
sungsschutzes lesen – dort fi nde man sie aber nicht.



MarƟ na Renner
Sieben Maßnahmen gegen Rechts

1. OpferperspekƟ ve einnehmen

Zu lange wurden die Angehörigen der Opfer des Nazi-Terrors mit ih-
rer Trauer, Verzweifl ung, Wut und Furcht vor weiteren Anschlägen al-
lein gelassen. Neben ihrer öff entlich geäußerten Angst forderte die tür-
kisch-kurdische GemeinschaŌ  in Deutschland vergeblich vorurteilsfreie 
ErmiƩ lungen im Fall der rassisƟ schen Mordserie des NaƟ onalsozialis-
Ɵ schen Untergrunds (NSU) und einen eff ekƟ ven Schutz des Staates für 
alle BürgerInnen – ohne Ansehen ihrer Hauƞ arbe und HerkunŌ . »Wir 
wollen kein 10. Opfer!«, »Die Serienmorde müssen ein Ende fi nden!« 
und »Wo ist die Polizei?«, stand auf den Transparenten einer Trauer-
veranstaltung 2006 in Kassel. BürgerInnen, GesellschaŌ  und Staat sind 
gefordert, den Ängsten von Menschen, Opfer einer rechten und rassi-
sƟ schen Gewalt- oder Mordtat zu werden, ernsthaŌ  und eff ekƟ v zu be-
gegnen. Aber es stellen sich auch berechƟ gte Fragen nach dem Versagen 
der ZivilgesellschaŌ . Zu sehr hat sich eine liberale, linke, kriƟ sche Öff ent-
lichkeit mit der Distanz zu MigrantInnen und einer rassisƟ schen Verro-
hung in den Massenmedien abgefunden. Die staatliche Schuld an der 
fatalen, aber poliƟ sch gewollten Fehleinschätzung der Gefahren durch 
den Neonazismus und an dem Versagen der Sicherheitsbehörden ist die 
eine Seite. Die andere Seite ist, dass auch viele, die sich anƟ faschisƟ sch 
und anƟ rassisƟ sch engagiert haben, mit Scham eingestehen müssen, 
dass es uns an Verständnis und Solidarität gemangelt hat.

2. Ideologischen Nährboden austrocknen

RassisƟ sche Einstellungen und die so genannte Gruppenbezogene Men-
schenfeindlichkeit haben sich im Osten wie Westen Deutschlands zu ei-
ner Konstante entwickelt. Theorien der Ungleichheit der Menschen wie 
Sozialdarwinismus, Biologismus und Rassismus sind alltags- und me-
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dientauglich. Dabei sind die Äußerungen eines Thilo Sarrazin oder die 
Ausfälle der BILD nur die krassesten Beispiele. Es geht aber nicht nur 
um eine wirksame Auseinandersetzung mit rechten und rassisƟ schen 
Einstellungen und Ideologien. GleichzeiƟ g bedarf es neuer Bündnisse 
und parlamentarischer Mehrheiten, um staatliche Ungleichbehandlung 
durch rassisƟ sche Sondergesetze zu beenden. Wer von Staats wegen 
Menschen in verschiedene Kategorien unterteilt, ihnen je nach Her-
kunŌ  Bürger- und Menschenrechte beschneidet oder vorenthält – zum 
Beispiel durch die Residenzpfl icht, durch das Asylbewerberleistungsge-
setz oder durch ungleiche Bildungs- und Arbeitsmarktchancen –, der 
verschaŏ   den Hetzern hoheitliche LegiƟ maƟ on.

3. Keine Verharmlosung des Neonazismus

Viel zu häufi g gab es das Kleinreden neonazisƟ scher Gefahren. Und da-
bei geht es nicht allein darum, dass die Sicherheitsbehörden den Auf-
bau und die Existenz von terrorisƟ schen Nazi-Strukturen verneinten. Die 
braune Szene wurde nie als poliƟ sche, neonazisƟ sche Bewegung gese-
hen, sondern deren Gruppen getrennt voneinander betrachtet und eine 
falsche Unterteilung in Parteien, OrganisaƟ onen und die so genannte 
Skinheadszene vorgenommen. 

Eine dramaƟ sche Fehleinschätzung mit verheerenden Folgen für die 
ErmiƩ lungen rund um den NSU-Terror. In den Folgejahren blieb der Ge-
heimdienst als ideologischer Leitwolf einer falschen behördlichen Be-
trachtung des Neonazismus bei seinen BeschwichƟ gungen. Mit der Ver-
harmlosung durch die Sicherheitsbehörden ging die Behandlung des 
Problems vorrangig als Gewaltphänomen einher. Daraus abgeleitet ori-
enƟ erten Staat und GesellschaŌ  auf Jugend- und Sozialarbeit. Die po-
liƟ sche wie behördliche FehljusƟ erung in der Auseinandersetzung mit 
dem Neonazismus resulƟ erte aus ihrem ideologischen Überbau, der 
»Extremismustheorie«. ZwanghaŌ  wurde jedem Versuch von Bürger-
bündnissen, GewerkschaŌ en, Linken, AnƟ faschistInnen oder invesƟ -
gaƟ ven JournalistInnen, die Spezifi k der neonazisƟ schen Gefahr her-
auszuarbeiten, eine ebenso große Gefahr durch einen vermeintlichen 
»Linksextremismus« entgegengehalten. Daher ist es nun Aufgabe, nicht 
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nur eine sachgerechte, fachliche, und regional diff erenzierte Analyse des 
Neonazismus vorzunehmen. Es bedarf auch einer EindeuƟ gkeit in den 
Begriff en sowie einer Gesamtschau von Einstellungen, Äußerungen und 
Handlungen der extremen Rechten. Dem subkulturellen Neonazismus 
darf nicht länger der ideologische Hintergrund und organisatorische Be-
zug abgesprochen werden.

4. Schluss mit der staatlichen Unterstützung für Neonazis

Jegliche Form von staatlichen SubvenƟ onen und fi nanziellen Zuwen-
dungen muss beendet werden. Darunter fallen Gelder für staatliche 
Spitzel in der Neonaziszene, FördermiƩ el beispielsweise aus Denkmal-
schutz- oder Dorferneuerungsprogrammen für von Neonazis erwor-
bene Immobilien; ebenso Existenzgründerdarlehen und Fördermaß-
nahmen für Gewerbe und Firmen von Neonazis. Auch die steuerlichen 
Vorteile für scheinbar gemeinnützige neonazisƟ sche Vereine müssen 
auf den Prüfstand.

5. Entwaff nung von Neonazis und Verbot militanter Strukturen

Auch den Sicherheitsbehörden war das Interesse von Neonazis an Waf-
fen und Sprengstoff  nicht entgangen. Man erklärte, Neonazis seien Waf-
fennarren und planlose Einzeltäter ohne OrganisaƟ on im Hintergrund. 
Intensive Recherchen und DokumentaƟ onen zu Waff enbesitz, Spreng-
stoff erwerb, Anlegen von Depots und Schießübungen durch Neonazis 
haben nichts an dieser Einschätzung ändern können. Nun muss den Hin-
weisen aus den letzten Jahren auf paramilitärische Übungen, Waff en- 
und SprengstoĪ  esitz entschieden nachgegangen werden. Waff enlager 
müssen ermiƩ elt und geräumt werden, kurz: die Naziszene entwaff net 
werden. Dies betriŏ   nicht nur illegal erworbene Waff en, sondern auch 
Waff en im legalen Besitz. Zu prüfen ist, ob bei extrem rechten und neo-
nazisƟ schen AkƟ visten und FunkƟ onären die Voraussetzung der Zuver-
lässigkeit nach dem Waff engesetz vorliegt; auch der legale Erwerb und 
Handel mit Waff en und Militaria im Rahmen einer Gewerbeanmeldung 
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ist zu prüfen. Daneben gilt es, militante und gewalƩ äƟ ge Neonazi-Struk-
turen mit staatlichen SankƟ onen zu belegen.

6. RehabiliƟ erung des AnƟ faschismus – gesellschaŌ liche 
Auseinandersetzung stärken

Nach einer Reihe anƟ semiƟ scher Anschläge wurde 2001 das Bundes-
programm Civitas ins Leben gerufen. Daraus entstanden insƟ tuƟ onelle 
Strukturen der Opferberatung und der Beratung gegen Rechts. Unter 
dem Druck von CDU/CSU und FDP wurde das Programm zu einem Ins-
trument transformiert, das unter der Bundesfamilienministerin KrisƟ na 
Schröder (CDU) in das Fahrwasser der inhaltlichen wie methodischen 
Gleichsetzung von Links und Rechts geriet. GleichzeiƟ g wurden dem In-
landsgeheimdienst zunehmend Aufgaben der pädagogischen Präven-
Ɵ onsarbeit übertragen und Förderempfänger des Bundesprogramms 
durch den Zwang zur Unterzeichnung einer »Extremismusklausel« 
einem Gesinnungscheck unterzogen. Während staatlich fi nanzierte Pro-
jekte zunehmend gegängelt wurden, begann eine intensive Phase der 
DiskrediƟ erung zivilgesellschaŌ lichen und anƟ faschisƟ schen Engage-
ments. So konnte beispielsweise die anƟ faschisƟ sche ZeitschriŌ  »LoƩ a« 
aus Nordrhein-Wesƞ alen ihre Nennung im Verfassungsschutzbericht 
erst in einem Rechtsstreit unterbinden, in Bündnissen versuchten CDU 
und CSU, »Unvereinbarkeitsbeschlüsse« durchzusetzen, und die Verfol-
gung von BlockiererInnen gegen die Naziaufmärsche in Dresden im Feb-
ruar 2010 und 2011 dauert bis heute an. Eine muƟ ge Forderung muss 
die poliƟ sche wie rechtliche RehabiliƟ erung anƟ faschisƟ schen Engage-
ments sein. Gestärkt würde die Abwehr von Neonazismus auch durch 
eine anƟ faschisƟ sche Klausel im Grundgesetz und in den Landesverfas-
sungen, die der besonderen Verpfl ichtung des Staates gerecht würde, 
endlich das Fortwirken nazisƟ scher Ideologie, Personen und Strukturen 
nach 1945 zu benennen, aufzuarbeiten und zu unterbinden.
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7. Verfassungsschutz abschaff en – DemokraƟ ezentren schaff en

Der Verfassungsschutz ist Teil des Problems und muss abgeschaŏ   wer-
den. Der Geheimdienst untergräbt mit seinen grundrechtsgefährdenden 
und unkontrollierbaren Instrumentarien die DemokraƟ e. Er hat als Früh-
warnsystem kläglich versagt, er hat den Neonazismus kleingeredet, er 
hat die Neonaziszene insbesondere in Thüringen erst mit zu dem ge-
macht, woraus der NSU erwachsen ist. Das Versagen der Behörden re-
sulƟ ert nicht aus zu wenig Überwachung, Informanten, Befugnissen 
und Dateien, sondern aus einem strukturellen Unvermögen, das ideo-
logische, personelle und organisatorische Potenzial des Neonazismus 
richƟ g einzuordnen. Alte und neue Nazis wollen eine autoritäre, völ-
kisch orienƟ erte Diktatur errichten. Sie propagieren nicht nur »Ras-
senkrieg« und singen nicht nur von »Mord und Terror«, sondern sie 
handeln entsprechend und gehen mit Gewalt gegen alles vermeintlich 
»Undeutsche« vor. Diese Gefahr zu benennen und Handlungskonzepte 
zu entwickeln, muss Aufgabe eines transparenten und unabhängigen 
DemokraƟ ezentrums sein, das als InformaƟ ons- und DokumentaƟ ons-
stelle an der SchniƩ stelle von WissenschaŌ  und kommunaler Praxis 
agiert, mit ExperƟ se und enger Verzahnung zu zivilgesellschaŌ lichen 
Akteuren und als Partner staatlicher Stellen. Ein DemokraƟ ezentrum 
darf nicht instrumentalisiert und daran gehindert werden, Rassismus 
und menschenverachtende Ideologie auch dort ohne Scheu zu benen-
nen, wo sie sich im bürgerlichen Gewand zeigen.



Petra Pau
Kein Land im Schock

John Mann ist ein briƟ scher Parlamentarier. Wir kennen uns aus inter-
naƟ onalen Konferenzen gegen AnƟ semiƟ smus. Die Fußball-EM 2012 
fi ndet in Polen und in der Ukraine staƩ . John Mann erzählte mir: Die 
briƟ sche NaƟ onal-Elf wird ein poliƟ sches Zeichen gegen AnƟ semiƟ s-
mus und Rechtsextremismus setzen und deshalb die GedenkstäƩ e 
KZ Auschwitz aufsuchen. 

2010 war ich in Ungarn. Gemeinsam mit dem damaligen Präsidenten 
des Deutschen Fußballbundes Dr. Theo Zwanziger und mit dem Vorsit-
zenden des Zentralrates der SinƟ  und Roma in Deutschland Dr. Romani 
Rose. Wir fuhren in ein Dorf, in dem das Haus einer Roma-Familie ange-
zündet, der fl üchtende Vater und sein Sohn von Nazis erschossen wur-
den. Kein Einzelfall. 

In Babi Jar, nahe Kiew, wurden 1941 über 30.000 Jüdinnen und Ju-
den durch Deutsche ermordet. Auch das darf nicht vergessen werden. 
Also regte ich gemeinsam mit dem Zentralrat der Juden in Deutsch-
land an: Das DFB-Team möge dort innehalten. Bislang vergeblich. Theo 
Zwanziger ist derweil zurückgetreten. Ein verlässlicher Mahner fehlt. 
Zu viele fehlen.

In Budapest besuchte ich damals einen Club im Jüdischen Viertel. 
Kurz zuvor war eine neue Regierung gewählt worden. Kommentatoren 
bezeichnen sie als rechtskonservaƟ v-neofaschisƟ sch. Bei ihrer öff ent-
lichen Vereidigung jubelten ihr 70.000 Ungarinnen und Ungarn zu. Das 
parallel laufende Fußball-Länderspiel Ungarn-Deutschland besuchten 
nur 7.000 Zuschauer. Die Jugendlichen im Club mühen sich um mehr 
Miteinander: interreligiös und mulƟ kulturell. Und sie erzählten mir eine 
altbekannte Geschichte. Die soziale Lage in Ungarn sei für viele katas-
trophal. Folglich würden Schuldige gesucht. Und gefunden. Es seien die 
faulen Kriminellen »da unten«, also die Roma. Und es wären die raff en-
den Reichen »da oben«, also die Juden. Das GiŌ  wirkt.

Das alles gab es in der Geschichte schon einmal. Allen voran in der 
deutschen, aber nicht nur. Es endete tödlich für Millionen Menschen, 
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für die Kultur, für die ZivilisaƟ on. »Nie wieder Krieg! Nie wieder Faschis-
mus!« Das schworen sich nach 1945 viele. 2009 sprach Imre Kertész im 
Deutschen Bundestag. Der Ungar haƩ e Auschwitz überlebt und ist Li-
teraturnobel-Preisträger. 

Er mahnte im Rückblick auf den Holocaust eindrücklich: Was ein-
mal geschah, obwohl es undenkbar schien, kann wieder geschehen! 
Ich empfehle sein Buch »Kaddisch für ein ungeborenes Kind«. Es bie-
tet nachdenkliche Einblicke in die ewig verwundeten Seelen von Holo-
caust-Überlebenden und in die tödlichen Gefahren, die auch Jahrzehnte 
danach nicht gebannt sind.

Zehn Jahre lang forschten Professor Dr. Wilhelm Heitmeyer von der 
Universität Bielefeld und sein WissenschaŌ steam über »Deutsche Zu-
stände«. Ihr Fazit: Die »gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit« 
nimmt zu. Damit ist nicht nur Rassismus gemeint. Sondern auch die 
unterschwellig wachsende Ablehnung von Arbeitslosen, von Homose-
xuellen, von Andersgläubigen und so weiter. 

Erinnert sei an 1992. Damals gab es Pogrome gegen Asylbewerbe-
rinnen und Asylbewerber in Rostock-Lichtenhagen, in Mölln und in vie-
len anderen Orten. Allein die offi  zielle StaƟ sƟ k wies damals 681 Brand-
anschläge auf Heime und HüƩ en von »Ausländern« aus. 681 Anschläge 
in 366 Tagen! Für die Betroff enen war es die Hölle im ach so gelobten 
Deutschland. Der rechtsextreme Mob schlug zu, Biedermänner zollten 
Beifall, die Polizei schaute weg und die PoliƟ k war zu Diensten. Sie schuf 
das Asylrecht de facto ab. Der Mob frohlockte. Das war die Zeit, in der 
sich der NaƟ onalsozialisƟ sche Untergrund (NSU), wie sich das Nazi-Trio 
Uwe Böhnhardt, Uwe Mundlos und Beate Zschäpe selbst nannte, ger-
manisch-rassisƟ sch radikalisierte und so später zu kaltblüƟ gen Mör-
dern wurde.

Seit Januar 2012 gibt es im Bundestag einen parlamentarischen Un-
tersuchungsausschuss. Er soll die NSU-Nazi-Mordserie auŅ lären. Und 
ihre gesellschaŌ lichen Umstände. DIE LINKE berief Jens Petermann und 
mich in dieses Gremium. Die Arbeit hat gerade erst begonnen. Aber 
schon zu Beginn steht eine erhellende Frage: Über wie viele Morde re-
den wir eigentlich? 

Das Bundesinnenministerium weist seit 1990 knapp 50 Tote aus. Jour-
nalisten vom »Tagesspiegel« und der Wochenzeitung »Die Zeit« recher-



201Kein Land im Schock

chierten über 150 Fälle, bei denen Menschen durch Rechtsextreme um-
gebracht wurden. Die Antonio-Amadeu-SƟ Ō ung listet 182 Ermordete, 
Daten, Orte und Taten auf. Bei alledem geht es nicht um einen Zahlen-
streit, sondern um poliƟ sche Diff erenzen. 

Die NSU-Nazi-Mordserie ist einzigarƟ g. Aber war sie eine abarƟ ge 
Ausnahme von einer ansonsten guten Normalität oder ist sie »ledig-
lich« ein extremer Beleg einer ohnehin gefährlichen Tendenz? Wer die 
kleine Zahl unterstellt, tendiert zur vermeintlichen Ausnahme. Wer je-
doch 200 Opfer annimmt, belichtet eine viel weitergehende Gefahr. 
Und spätestens da scheiden sich die Geister. 

»Das Soziale wird ökonomisiert, die DemokraƟ e entleert, die Soli-
darität schwindet.« Das ist die poliƟ sche Anklage, die Professor Heit-
meyer und sein Team erheben. Es ist eine prägnante Generalabrech-
nung mit zehn und mehr Jahren Neoliberalismus. Und auch das belegen 
die Forscher: Gewalt als Problemlösung wird zunehmend in der Gesell-
schaŌ  akzepƟ ert.

Seit Jahren mahne ich: DemokraƟ everdruss ist immer ein Einfallstor 
für Rechtsextreme mit ihren menschenfeindlichen Parolen. Mit Sorge 
schaue ich nach Griechenland. Das Parlament dort wurde de facto ent-
machtet. EU-Sparkommissare dikƟ eren Armut. BILD Ɵ telte: »Nehmt den 
Griechen endlich den Euro weg!« Und die CDU tönte: »Europa spricht 
wieder deutsch!«

Selbst in meinem Facebook-Freundeskreis, also unter Linken, kursie-
ren vermeintliche Witze. »Die Kröten-Wanderung hat begonnen – von 
Deutschland nach Griechenland«, albert eine Karikatur. Feindbilder sind 
nicht lusƟ g und NaƟ onalismus ist keine Lösung. Aber inmiƩ en der Ge-
sellschaŌ  kulƟ viert, ermuƟ gen sie immer den rechtsextremen Rand. 
Bis zum Exzess. 

Nachdem die NSU-Nazi-Mordserie publik wurde, gab es zerknirschte 
Gesichter. »Wir haben total versagt«, räumte der Chef des Bundeskri-
minalamtes Jörg Ziercke ein. »Wir häƩ en es besser wissen müssen«, 
befand der Präsident des Bundesamtes für Verfassungsschutz Heinz 
Fromm. Beides sƟ mmt. Aber die Blindheit der Sicherheitsbehörden ist 
bestenfalls die halbe Wahrheit. 

Die gesamte Bundesregierung hat bislang nichts begriff en. Es gab 
ein offi  zielles Gedenken für die NSU-Opfer im Berliner Schauspielhaus 



202 Petra Pau

am Gendarmenmarkt. Ich war dabei. Die Bundeskanzlerin sprach und 
entschuldigte sich. Kerzen des Gedenkens und der Mahnung wurden 
angezündet. Hinterbliebene der Nazi-Opfer kamen zu Wort. Es wurde 
ehrlich getrauert. 

Wenig später fand die erste Anhörung im Untersuchungsausschuss 
des Bundestages staƩ . Sie war erschreckend erhellend. Allemal, als 
die Ombudsfrau der Bundesregierung für die Opfer-Familien der NSU-
Morde, Barbara John (CDU), berichtete. Sie erzählte einfach Geschichten, 
die sie umtreiben. Sie scheinen unglaublich, aber sie sind off enbar pas-
siert. 

Die Witwe eines von der NSU-Nazibande ermordeten Mannes erhielt 
aus einem Opferfonds des BundesjusƟ zministeriums 10.000 Euro. Sofort 
meldete sich die Agentur für Arbeit. Staatliche Sozialleistungen würden 
eingestellt, bis die unverhoŏ  e Summe aufgebraucht sei. 

Die Tochter eines weiteren Nazi-Opfers brach ob der Schrecknisse 
ihr Studium ab. Jahre später schrieb sie sich erneut an einer Universi-
tät ein. Lapidar wurde ihr mitgeteilt, dies sei ihr gutes Recht. Aber ihre 
vormaligen Ansprüche auf BAföG seien inzwischen erloschen. 

Eine driƩ e Betroff ene zweifelte, ob sie weiterhin in Deutschland le-
ben könne oder ob sie in der Türkei nicht sicherer sei. Sie wollte die dop-
pelte StaatsbürgerschaŌ  beantragen. Der Bescheid war preußisch kor-
rekt: Das sieht das bundesdeutsche Recht nicht vor!

Seit dem 4. November 2011 ist die NSU-Mordserie bekannt. »Ein Land 
im Schock!«, hieß es. Welch mediale Übertreibung! KompleƩ  an der Re-
alität vorbei! Nach einem Anschlag im Jahr 2000 protesƟ erten Hundert-
tausende. Diesmal gab es keinen »Aufstand der Anständigen«. Und die 
poliƟ sch Zuständigen zündeln weiter, als sei nichts geschehen.



Steff en DiƩ es/Sören Frerks
Eine Chronik
Von den Vorläufern des NSU 
zu den rassisƟ schen Morden

1992
15. August: Nach dem Verbot des Hess-Marsches in Wunsiedel ziehen 2.000 
Neonazis durch Rudolstadt. Zwei der Organisatoren sind Tino Brandt und Tho-
mas Dienel.

1994
Das Thüringer Landesamt für Verfassungsschutz (LfV) wirbt Tino Brandt an, 
Führungsspitze der AnƟ -AnƟ fa-OsƩ hüringen und des Thüringer Heimat-
schutzes (THS).
Im Thüringer Verfassungsschutzbericht 1994 wird die AnƟ -AnƟ fa-OsƩ hürin-
gen erstmals erwähnt.

1995
Die Zahl der THS-Mitglieder hat sich von 20 auf 80 erhöht.
In der Neonaziszene wird über die Bildung terrorisƟ scher Gruppen diskuƟ ert.
Uwe Böhnhardt, Uwe Mundlos und Beate Zschäpe werden erstmals im nach-
richtendienstlichen InformaƟ onssystem (NADIS) der Verfassungsschutzbe-
hörden gespeichert.
10. November: In einer Jenaer FlüchtlingsunterkunŌ  explodiert eine Bombe; 
es gibt keine Verletzten; die Täter entkommen unerkannt. Böhnhardt sprach 
zu der Zeit über einen geplanten Anschlag und spähte das Gebäude mit einem 
»NPD-Ordnungsdienstleiter« aus.

1996
13. April: Böhnhardt hängt an eine Autobahnbrücke bei Jena einen Puppen-
torso mit Davidstern, einem Schild mit der AufschriŌ  »Jude«, zwei Kabeln und 
einer BombenaƩ rappe.
Oktober: Verurteilung Böhnhardts zu zwei Jahren und drei Monaten Jugend-
strafe; die Strafe wird nie vollzogen.
Herbst: Bei einem Prozess gegen den Rechtsterroristen Manfred Roeder tre-
ten Böhnhardt und Mundlos mit Ralf Wohlleben, einem weiteren NPDler, und 
André K. aggressiv auf.
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November: Am Jenaer Sporƞ eld wird eine BombenaƩ rappe gefunden.
November: Bei einer Verkehrskontrolle fi ndet die Polizei in Böhnhardts Wa-
gen ein Messer, Wurfsterne und Gaskartuschen.
30. Dezember: Unbekannte versenden bis zum 2. Januar Brieĩ ombenaƩ rap-
pen; die ErmiƩ lungen gegen das Trio und andere THS-Mitglieder werden ein-
gestellt.

1997
2. September: Auf dem Jenaer Theaterplatz wird ein Koff er mit Hakenkreu-
zen und Sprengstoff  ohne Zünder gefunden, der dem Fund vom November 
1996 ähnelt.
11. Oktober: Die Polizei hebt in einer GaststäƩ e in Heilsberg, dem THS-Treff -
punkt, ein Waff enlager aus.
18. November: In einem von Portugiesen bewohnten Haus in Stadtroda wird 
eine Bombe deponiert; sie detoniert nicht.
24. November: Das LfV observiert Böhnhardt und Mundlos bis zum 1. Dezem-
ber, wie sie mögliche Bombenbauteile kaufen und in eine Garage bringen.
26. Dezember: Ein driƩ er Hakenkreuz-Koff er taucht in Jena auf, dieses Mal an 
der GedenkstäƩ e für einen anƟ faschisƟ schen Widerstandskämpfer auf dem 
Nordfriedhof.

1998
17. Januar: Zschäpe läuŌ  bei einem Aufmarsch von THS und NPD in Erfurt mit; 
auch der NPD-FunkƟ onär Frank Schwerdt nimmt teil.
26. Januar: Die Polizei durchsucht Wohnungen und eine von Zschäpe gemie-
tete Garage; sie entdeckt die BombenwerkstaƩ  und vier funkƟ onsfähige Rohr-
bomben mit 1,4 kg TNT. Böhnhardt fährt ungehindert davon – das Trio taucht 
bei einem Bekannten in Chemnitz unter.
28. Januar: Zwei Tage später folgen ein internaƟ onaler HaŌ befehl und eine 
Zielfahndung.
Februar: Das Thüringer LfV observiert in Naumburg einen mutmaßlichen Kon-
taktmann und die Wohnung von Mundlos’ Vater – erfolglos.
Februar: Mandy S. bringt die FlüchƟ gen bis Spätsommer bei den Brüdern F. 
und danach bei ihrem Freund Max B. in der Limbacher Str. 96 in Chemnitz un-
ter; Zschäpe nutzte auch den Namen Mandy Struck als Tarnname. Im Zwick-
auer NSU-Versteck werden später Bahncards einer der Brüder gefunden.
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12. Februar: André K. triŏ   in Berlin u.a. Frank Schwerdt und fragt ihn nach 
Adressen im Ausland, bei denen sich das Trio verstecken könne; er lehnt nach 
eigener Aussage ab. K. besucht zudem einen rechten Wohnmobilverleih.
März: Das LKA hört bis April Telefonate und liest SMS zwischen Wohlleben 
und den Untergetauchten ab bzw. mit. Sie rufen aus Chemnitz an und fragen 
nach Geld und Kleidung. Wohlleben übergibt die Sachen in Zwickau an einen 
anderen Kurier; das LKA nutzt die Gelegenheit nicht.
August: André K. reist mit einem zweiten Neonazi nach Südafrika auf die Farm 
von Claus Nordbruch.
Die Neonazi-Band Eichenlaub solidarisiert sich mit dem Lied »5. Februar« öf-
fentlich mit den Untergetauchten.
Juni: Das BfV informiert das Landesamt in Thüringen über ein konspiraƟ ves Ver-
steck für die Untergetauchten in Dresden; das Thüringer LKA bleibt untäƟ g.
September: Ein V-Mann »Piato« teilt dem LfV Brandenburg mit, Jan W., Chef 
der Blood & Honour-SekƟ on Sachsen, soll dem Trio Waff en und Geld für Über-
fälle besorgen; danach wollen sie Deutschland verlassen. Die LfV und LKA Sach-
sen werden mündlich informiert.
September: Die Drei ziehen unter falschem Namen bis April 1999 in eine ei-
gene Chemnitzer Wohnung.
Es gibt widersprüchliche Aussagen darüber, ob das Thüringer LKA zwischen 
1998-1999 den Aufenthaltsort der FlüchƟ gen kannte und einen SEK-Zugriff  
stoppte.

1999
Das LfV Thüringen versucht, die TarnidenƟ täten der FlüchƟ ge aufzudecken. 
Über Brandt und André K. sollten 2.000 DM und falsche Pässe an diese gelan-
gen, aber K. verwandte das Geld für sich; das Trio bleibt unentdeckt.
Januar: Wohlleben spricht mit einem Vertrauten über fi nanzielle Probleme 
des Trios.
März: Böhnhardt telefoniert mit Brandt; er biƩ et ihn um Geld und beschwert 
sich über André K., der das Geld nur teilweise weitergegeben häƩ e.
Die Untergetauchten stellen das Spiel Pogromoly her; das Thüringer LfV er-
wirbt über Brandt mehrere Exemplare für je 100 DM.
März: Das Thüringer LfV bietet den Untergetauchten über Böhnhardts An-
walt Strafminderung an, sollten sie sich stellen, doch der Oberstaatsanwalt 
in Gera lehnt ab.
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März: NPD-Anwalt Hans-Günther Eisenecker beantragt mit einer Vollmacht 
Zschäpes Akteneinsicht bei der StaatsanwaltschaŌ  Gera.
März: Brandt übergibt Wohlleben 500 DM.
April: André E. mietet auf seinen Namen eine Wohnung in der Wolgograder 
Allee 76 in Chemnitz und lässt die drei dort wohnen.
Juni: Der spätere mutmaßliche NSU-Unterstützer Holger G. und Brandt besu-
chen auf Wohllebens Betreiben hin die Hochzeit des bundesweit akƟ ven Neo-
nazi-AkƟ visten Thorsten Heise.
September: Claus Nordbruch hält beim THS einen Vortrag über den Verfas-
sungsschutz.
6. Oktober: In Chemnitz erbeuten Böhnhardt und Mundlos in einer Bank meh-
rere 1.000 DM; es ist der erste von mindestens 13 weiteren Überfällen bis 2011 
in Chemnitz, Zwickau, Stralsund, Arnstadt und Eisenach.
Herbst: Das Thüringer LfV vermutet das Trio bei Holger G. Auf Ersuchen obser-
viert das LfV Niedersachsen ihn für drei Tage, ohne Ergebnis.
Jahresende: Wohlleben beauŌ ragt den späteren FunkƟ onär der NPD und der 
Jungen NaƟ onaldemokraten Carsten S. mit dem Kauf einer Pistole; dieser be-
sorgt die Česká für 2.500 DM bei Andreas S. im Jenaer Neonazi-GeschäŌ  Mad-
ley.
Carsten S. hat bis 2000 als einziger Telefonkontakt zu den Untergetauchten.

2000
Diskussionen des Trios mit Wohlleben und Holger G., ob sie sich bewaff nen 
sollten. 
6.-8. Mai: Böhnhardt wird in Chemnitz bei einer ObservaƟ on durch den Ver-
fassungsschutz fotografi ert, das Foto an das BKA und Thüringer LKA weiter-
geleitet. Er kann in der Zwischenzeit erneut untertauchen.
7. Juni: EnƩ arnung Dienels als V-Mann; er war 1996/1997 für das Thüringer 
LfV täƟ g. Amtspräsident Roewer wird darauĬ in suspendiert.
Juli 2000-Mai 2001: Umzug des Trios nach Zwickau in die Heisenbergstr. 6.
August: Hausdurchsuchung wegen einer geplanten Heß-AkƟ on bei Carsten 
S.; die Polizei übersieht eine versteckte SIM-Karte, die er zum Telefonieren 
mit dem Trio nutzt.
10. August: Der Neonazi-AkƟ vist Patrick Wieschke war als AnsƟ Ō er an einem 
Bombenanschlag auf einen türkischen Imbiss in Eisenach beteiligt. 2002 wird er 
wegen AnsƟ Ō ung zur Herbeiführung einer Sprengstoff explosion verurteilt.



207Eine Chronik

9. September: In Nürnberg wird der Blumenhändler Enver S. ermordet. Es ist 
der Beginn der NSU-Mordserie; ihr fallen zehn Menschen zum Opfer. Die Tat-
waff e ist neunmal die gleiche Česká 83.
15. September: Wohlleben fürchtet ein THS-Verbot; er schreibt dem Trio, dass 
er sich im Moment nicht melden kann.
29. September: In Chemnitz observiert das Sächsische LfV die Wohnung mut-
maßlicher UnterstützerInnen. Fotos sollen Zschäpe und Böhnhardt zeigen; 
2012 wird dies vom BKA demenƟ ert. Ein Zugriff  erfolgte damals nicht.
Oktober: Der THS lässt verlautbaren, die Untergetauchten seien nie Mitglieder 
der OrganisaƟ on gewesen.

2001
19. Januar: Sprengstoff anschlag auf ein deutsch-iranisches GeschäŌ  in Köln; 
ein 19-jähriges Mädchen wird schwer verletzt. 2011 wird die Tat dem NSU 
zugeschrieben.
26. Februar: Laut Antwort der Thüringer Landesregierung auf eine Kleine An-
frage im Landtag gibt es keine Anhaltspunkte für rechtsterrorisƟ sche AkƟ vi-
täten Thüringer Neonazis; LfV und BKA teilen diese Auff assung.
9. März: Ein erstes NSU-Bekennervideo wird von den Untergetauchten ab-
gespeichert.
Mai: Das Trio zieht in die Polzenstr. 2 in Zwickau und wohnt dort bis April 
2008; offi  zieller Mieter ist der Sächsische Neonazi MaƩ hias D; er zahlt einen 
Teil der Miete.
12. Mai: Brandt fl iegt als weiterer V-Mann des Thüringer LfV auf. Roewer hat 
ihn 2000 kurz entlassen; dessen Nachfolger Peter Nocken heuerte ihn bis Ja-
nuar 2001 erneut an; später gab es noch sieben weitere Treff en. Nach eige-
ner Aussage hat Brandt insgesamt 200.000 DM Honorar erhalten; alle 35 Er-
miƩ lungsverfahren gegen ihn wurden eingestellt. Ein zweiter V-Mann im THS 
ist bis heute unerkannt.
13. Juni: Zweiter Mord an Abdurrahim Ö. in Nürnberg.
27. Juni: Sülleyman T. wird in Hamburg ermordet.
29. August: Ermordung von Habil K. in München.
Ein zweites NSU-Bekennervideo entsteht.
Im Zeitraum 2001-2002 beschaŏ   Wohlleben dem Trio eine Pistole und be-
auŌ ragt Holger G., die Waff e zu übergeben, der sie in die Zwickauer Woh-
nung bringt.
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2002
März: Die Untergetauchten schreiben einen Unterstützerbrief und speichern 
ihn ab.
Im Neonazi-Fanzine »Der Weisse Wolf« ist zu lesen: »Vielen Dank an den NSU, 
es hat Früchte getragen ;-) Der Kampf geht weiter…«

2003
17. September: Verjährungsfrist; die StaatsanwaltschaŌ  Gera stellt die Verfah-
ren wegen Vorbereitung einer Sprengstoff explosion gegen das Trio ein; dieses 
sei unauffi  ndbar. Es bleibt ungewiss, ob sich die Untergetauchten wenig spä-
ter per Anwalt bei der StaatsanwaltschaŌ  meldeten.

2004
25. Februar: Mehmet T. wird in Rostock ermordet, er ist das fünŌ e Opfer des 
NSU.
9. Juni: In Köln explodiert eine Nagelbombe, es gibt 22 Verletzte. Der NSU soll 
den Anschlag verübt haben.

2005
Das Passwort des Thüringer Neonazi-AkƟ visten Thomas G. in zwei Neonazifo-
ren lautet »struck-mandy«.
5. Juni: Ermordung von Ismail Y. in Nürnberg; die Polizei vermutet Drogenge-
schäŌ e als Hintergrund.
15. Juni: Theodorus S. wird in München ermordet. Ein Handyanruf geht aus 
der Nähe zu einer Telefonzelle in Zwickau.
Mundlos hält sich in Oberweißbach auf.

2006
4. April: Ermordung von Mehmet K. in Dortmund.
6. April: Halit Y. wird in einem Kasseler Internetcafé ermordet. Ein Mitarbeiter 
des LfV Hessen ist mindestens noch eine Minute zuvor am Tatort; sein Spitz-
name lautet »Kleiner Adolf«; in seiner Wohnung fi ndet die Polizei NS-Bücher, 
Waff en, MuniƟ on; eine Verbindung zum Mord bleibt ungeklärt.

2007
Eine Pistole Kaliber 7,65 Browning wird in Tschechien als gestohlen gemeldet; 
sie gehört zum Waff enarsenal der Untergetauchten.
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Andre E. soll das NSU-Bekennervideo produziert haben.
Januar: Polizisten sprechen zweimal mit Zschäpe wegen eines Wasserschadens 
in ihrem Haus; sie gibt sich als Susann E. aus und fl iegt nicht auf.
25. April: Zehnter und letzter Mord an Michèle KieseweƩ er; das NSU-Trio war 
zu driƩ  in Heilbronn. Die ermordete PolizisƟ n sprach am Vortag in Oberweiß-
bach von ihrer Sonderschicht.

2008
April: MaƩ hias D. mietet eine Wohnung in der Frühlingsstr. 28 in Zwickau an; 
dort wohnt das Trio bis zum Ende des NSU.

2009
Mai: Andre E. überlässt Böhnhardt und Zschäpe eine Bahncard; diese ist auf 
Andre E. und seine Frau Susann E. ausgestellt.

2010
Die Neonazi-Band Gigi & Die braunen Stadtmusikanten veröff entlicht das Lied 
»Döner-Killer Song«.

2011
Mai: Von Holger G. in Lauenau lassen sie sich für Böhnhardt einen neuen Rei-
sepass ausstellen; G. zögert zunächst.
3. November: Zschäpe soll in Wieschkes Eisenacher Wohnung gewesen sein; 
Polizeihunde schlagen dort später an. 
4. November: Böhnhardt und Mundlos begehen ihren letzten Banküberfall in 
Eisenach; die Polizei spürt das Fluchtwohnmobil auf; ein Schuss wird aus dem 
Fahrzeug abgegeben. Die Täter setzen es in Brand und richten sich selbst.
4. November: Zschäpe legt Feuer in der Wohnung in Zwickau und fl ieht; ein Teil 
des Hauses explodiert. Die Polizei fi ndet u.a. konspiraƟ ve Räume, ein Beken-
nervideo und mindestens 20 Waff en, darunter die Česká 83 und die Dienst-
waff e von Michèle KieseweƩ er.
4.-8. November: Die FlüchƟ ge telefoniert mit Andre E. und verschickt Beken-
nervideos; sie fährt mit dem Zug nach Chemnitz, Leipzig, Eisenach, Bremen, 
Hannover, Magdeburg, Halle, wieder nach Eisenach und von dort erneut nach 
Halle. Schließlich reist sie über Dresden nach Jena. Dort stellt sie sich in Beglei-
tung eines Anwalts der Polizei, die sie zunächst nicht erkennt.
11./13. November: Die BundesanwaltschaŌ  ermiƩ elt und erlässt HaŌ befehl 
gegen Zschäpe.
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13. November: Holger G. wird in Lauenau bei Hannover festgenommen; er 
mietete auf seinen Namen Wohnmobile für das Trio an und überließ ihm u.a. 
Führerschein, Reisepass und Krankenkarte.
24. November: Andre E. aus Zwickau wird bei seinem Zwillingsbruder in Gra-
bow festgenommen; Hausdurchsuchung bei Max B. in Dresden.
29. November: Festnahme Wohllebens in Jena.
9. Dezember: Auf eine BKA-Email hin, soll die Bundespolizei Handydaten von 
Andre E. löschen.
11. Dezember: Hausdurchsuchung bei Mandy Struck in Schwarzenberg; Fest-
nahme von MaƩ hias D. in Johanngeorgenstadt.

2012
25. Januar: Hausdurchsuchungen in Chemnitz, Dresden, Ehrenfriedersdorf, 
Laasdorf, Wolfersdorf und Ludwigsburg; betroff en sind auch Jan W. und die 
ehemaligen Madley-Betreiber.
1. Februar: Festnahme von Carsten S. in Düsseldorf.
9. Februar: Beginn des Bundestags-Untersuchungsausschusses.
16. Februar: Beginn des Untersuchungsausschuss im Thüringer Landtag.
18. Februar: Generalbundesanwalt Harald Range kündigt für Herbst dieses 
Jahres an, Anklage zu erheben.
7. März: Der Sächsische Landtag beschließt mit SƟ mmen der FrakƟ on DIE 
LINKE, Grünen und SPD einen Untersuchungsausschuss.
22. März: DIE LINKE beantragt im Thüringer Landtag die Aufl ösung des TLfV 
und die Einrichtung eines InformaƟ ons- und DokumentaƟ onszentrums, CDU, 
FDP, Grüne und SPD lehnten das ab.
28. März: Hausdurchsuchungen unter anderem bei Brandt (Rudolstadt) und 
Dienel (Leipzig); Verdacht auf gewerbsmäßigen Bandenbetrug durch fi n-
gierte Versicherungsfälle und Suche nach Sprengstoff  und Waff en; es wur-
den Schreckschusspistolen und Schwerter gefunden.

Eine ausführlichere Fassung dieser Chronik mit Quellenangaben fi nden Sie 
unter www.die-linke-thl.de/naziterror



Anfragen & Antworten

Immer wieder haben vor allem die PDS und DIE LINKE, aber auch Bündnis 90/
Die Grünen und die SPD, in den Landtagen sowie im Bundestag nach den Ge-
fahren von Rechts gefragt und diese so themaƟ siert. Die Antworten der Regie-
rungen waren oŌ mals nichtssagend. Dennoch fi nden sich in den Fragen und 
Antworten relevante Hinweise auf die AkƟ vitäten der Neonaziszene, auf Waf-
fen- und Sprengstoff funde und zahllose GewalƩ aten. Wir führen hier eine Aus-
wahl von Anfragen und Antworten zum Komplex des NaƟ onalsozialisƟ schen 
Untergrundes (NSU) und seines Umfeldes sowie zu Waff en- und Sprengstoff -
funden in der Neonaziszene auf. Alle genannten Dokumente sind im Volltext 
unter www.die-linke-thl.de/naziterror zu fi nden.

Thüringer Landtag (www.parldok.thueringen.de/parldok/)
Rechtsextremismus in Thüringen (u.a. zu OrganisaƟ onen, Bands, StraŌ aten, 

Veranstaltungen), Drs. 2/1075, 26.4.1996
AkƟ vitäten der neonazisƟ schen »Blood & Honour«-Bewegung in Thüringen 

(u.a. zu einer »Todesliste«), Drs. 2/1999, 29.5.1997
AkƟ onen von Rechtsextremisten anläßlich des Todestags des Hitler-Stellver-

treters Rudolf Heß (u.a. zu AkƟ vitäten des Thüringer Heimatschutz (THS)), 
Drs. 2/2327, 21.10.1997

NPD-DemonstraƟ on am 17. Januar 1998 in Erfurt (u.a. zum THS), Drs. 2/2687, 
4.3.1998

RassisƟ sche und rechtsextremisƟ sche AkƟ vitäten in Thüringen in den Mo-
naten April bis Juni 1998 (u.a. zu AkƟ onen, Konzerten, StraŌ aten), Drs. 
2/3064, 5.8.1998

RassisƟ sche und rechtsextremisƟ sche AkƟ vitäten in Thüringen in den Mona-
ten Juli bis September 1998 (u.a. zu AkƟ onen, Konzerten, StraŌ aten), Drs. 
2/3263, 12.11.1998

RassisƟ sche und rechtsextremisƟ sche AkƟ vitäten in Thüringen in den Mona-
ten Oktober bis Dezember 1998 (u.a. zu AkƟ onen, Konzerten, StraŌ aten), 
Drs. 2/3502, 24.2.1999

RassisƟ sche und rechtsextremisƟ sche AkƟ vitäten in Thüringen in den Mona-
ten Januar bis März 1999, (u.a. zu AkƟ onen, Konzerten, StraŌ aten), Drs. 
2/3694, 11.5.1999

Veranstaltung des Thüringer Heimatschutzes am 14. September 1999 in Jena, 
Drs. 3/83, 15.11.1999

Das Landesamt für Verfassungsschutz und der »ideologiefreie Rechtsextre-
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mismus«, Drs. 3/866, 2.8.2000
Die »KameradschaŌ  Gera« und der Rechtsextremismus (u.a. zu ErmiƩ lungen 

gegen Mitglieder der KameradschaŌ  und des THS), Drs. 3/915, 30.8.2000
Die Junge LandsmannschaŌ  Ostpreußen (u.a. zu einem AkƟ visten des THS als 

FunkƟ onär der Jungen LandsmannschaŌ  ΆJLO·), Drs. 3/914, 30.8.2000
RassisƟ sche und rechtsextremisƟ sche AkƟ vitäten in den Monaten April bis Juni 

2000 (u.a. zu AkƟ onen, Konzerten, StraŌ aten), Drs. 3/876, 14.8.2000
Rechtsextreme Drohanrufe gegen PoliƟ ker, Drs. 3/886, 17.8.2000
RechtsextremisƟ sche AkƟ vitäten in Thüringen (u.a. zum THS), Drs. 3/889, 

22.8.2000
Untersuchungsbericht des JusƟ z-Staatssekretärs a.D. Dr. Karl-Heinz Gasser 

zum Thüringer Verfassungsschutz (u.a. zur V-Mann-TäƟ gkeit von Thomas 
Dienel), Plenarprotokoll 3/29, 13.10.2000

Rechtsextremes Konzert in Großfurra, Drs. 3/1226, 18.12.2000
Das Thüringer Landesamt für Verfassungsschutz und die BeschäŌ igung des 

Rechtsextremisten Dienel, Drs. 3/1257, 21.12.2000
Rechtsextremismus und Sprengstoff funde bzw. -anschläge in Thüringen (u.a. 

zum Sprengstoff fund 1998 bei Böhnhardt, Mundlos, Zschäpe), Drs. 3/1383, 
26.2.2000

Die Thüringer Landesregierung und der Bund der Vertriebenen (u.a. zu THS, 
JLO, Duo Eichenlaub), Drs. 3/1812, 19.9.2001

Rechtsextreme Veranstaltungen in Porstendorf/Saale-Holzland-Kreis und 
in Kamsdorf/Landkreis Saalfeld-Rudolstadt (u.a. zum THS), Drs. 3/1780, 
3.9.2001

Auswirkungen der V-Leute-TäƟ gkeit von Neonazis auf das NPD-Verbotsverfah-
ren (u.a. zum V-Mann Tino Brandt und THS), Drs. 3/2318, 4.4.2002

Bericht des Untersuchungsausschusses 3/3 »Einsatz des Landesamts für Ver-
fassungsschutz zur InformaƟ onsgewinnung über KandidaƟ nnen und Kan-
didaten für Kommunalwahlen durch den Thüringer Innenminister«, Drs. 
3/3420, 19.6.2003

RassisƟ sche und rechtsextremisƟ sche AkƟ vitäten in den Monaten April bis 
Juni 2003 (u.a. zu THS, NaƟ onales und Soziales AkƟ onsbündnis WesƩ hü-
ringen (NSAW), StraŌ aten), Drs. 3/3501, 12.8.2003

RassisƟ sche und rechtsextremisƟ sche AkƟ vitäten in den Monaten April bis 
Juni 2005 (u.a. Veranstaltung des THS), Drs. 4/1114, 8.8.2005

Beobachtung und Prüfung von Internetseiten mit rechtsextremisƟ schen Inhal-
ten (u.a. zu NSAW, THS, White Youth), Drs. 4/1668, 7.2.2006

Rechtsextremismus und demokraƟ sche Gegenwehr (u.a. zur KameradschaŌ  
Eisenach/NaƟ onaler Widerstand Eisenach als Fortsetzung des THS), Drs. 
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4/1404, 2.12.2006
Rechtsextremismus im Landkreis Saalfeld-Rudolstadt (u.a. zu AkƟ vitäten des 

THS), Drs. 4/3756, 23.1.2008
Versagen des »Frühwarnsystems« Verfassungsschutz, WirtschaŌ sfördermit-

tel für NPD-FunkƟ onär, Plenarprotokoll 5/38, 8.12.2010
Zusammenarbeit von NPD und den »Grauen Wölfen« (u.a. zum Freien Netz), 

Drs. 5/2551, 8.4.2011
Freies Netz Kahla, Drs. 5/2563, 12.4.2011 
Strukturen des sogenannten »Freien Netzes« in Thüringen (u.a. zu StraŌ aten, 

Zusammenarbeit mit der NPD), Drs. 5/3194, 26.8.2011
Regierungserklärung der MinisterpräsidenƟ n zu dem Thema »Entwicklung des 

Rechtsextremismus und des rechtsextremisƟ schen Terrorismus« sowie De-
baƩ e, Plenarprotokoll 5/69, 16.11.2011

Waff enbesitzkarten für Thüringer Rechtsextreme?, Drs. 5/3605, 25.11.2011
Sprengstoff funde bei Rechtsextremen in Thüringen, 23.3.2012 [noch keine 

Drs. Nr.]
Legaler Waff enbesitz von Rechtsextremen in Thüringen, Drs. 5/3950, 

24.1.2012
FlüchƟ ge Rechtsextreme, Drs. 5/3967, 27.1.2012
Todesopfer rechter Gewalt in Thüringen seit 1990, Drs. 5/3992, 2.2.2012
Rechtsextreme Konzerte Saalfeld-Rudolstadt 1990 bis 2011, Kleine Anfrage 

2139, 7.2.2012 [noch nicht beantwortet]
AkƟ vitäten von Karl-Heinz Hoff mann in Thüringen, Kleine Anfrage 2198, 

22.2.2012 [noch nicht beantwortet]
Waff endepots in Thüringen, Drs. 5/4121, 29.2.2012
Status und Nutzung der Immobilie »Zum Löwen« in Jena/Lobeda-Altstadt (u.a. 

zur Nutzung des Braunen Haus durch mutmaßliche NSU-Unterstützer), Drs. 
5/4156, 8.3.2012

V-Personen in Strukturen des Thüringer Heimatschutzes, Drs. 5/4198, 
15.3.2012

Sachsen (hƩ p://edas.landtag.sachsen.de/)
RiƩ ergut Sahlis und Karl-Heinz Hoff mann, Drs. 5/4674, 9.2.2011
MitgliedschaŌ  von AkƟ visten der extremen Rechten in Reservistenkamerad-

schaŌ en und Schützenvereinen, Drs. 5/7205, 9.11.2011
InformaƟ on des Staatsministers des Innern zum Sachstand zum »NaƟ onalso-

zialisƟ schen Untergrund« und DebaƩ e, Plenarprotokoll 5/44, 23.11.2011
Neonazi-Zelle in Zwickau, Drs. 5/7471, 13.12.2011
Banküberfälle durch die Gruppierung »NaƟ onalsozialisƟ scher Untergrund« im 
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Freistaat Sachsen, Drs. 5/7474, 13.12.2011
HaŌ befehle gegen die Mitglieder der Neonazigruppe »NaƟ onalsozialisƟ scher 

Untergrund«, Drs. 5/7487, 13.12.2011
Verfassungs- und Staatsschutz im Freistaat Sachsen, Drs. 5/7488, 15.12.2011
Überfälle auf Sparkasse, Bank- und Posƞ ilialen im Freistaat Sachsen, Drs. 

5/7550, 20.12.2011
Personal von Polizeibehörden, StaatsanwaltschaŌ  und Verfassungsschutz zur 

Beobachtung und ErmiƩ lung poliƟ sch moƟ vierter Kriminalität, Drs. 5/7639, 
28.12.2011

Waff en- und Sprengstoff -Erddepots gewalƩ äƟ ger Rechtsextremisten und ihre 
Verbindung zum »NaƟ onalsozialisƟ schen Untergrund« (NSU) in Sachsen, 
Drs. 5/7899, 3.2.2012

»Untergetauchte« RechtsextremistInnen seit 1990, Drs. 5/7884, 3.2.2012
Verbindungen der sächsischen NPD zu österreichischen Neonazis, Drs. 5/4676, 

4.2.2011
Ausstellung von Ausweispapieren für Mitglieder der NSU durch sächsische Be-

hörden, Drs. 5/7923, 6.2.2012
Waff enfunde in Sachsen mit vermutetem rechtsterrorisƟ schem Hintergrund, 

Drs. 5/7906, 9.2.2012
Waff en-, MuniƟ ons- und Sprengstoff funde in Sachsen seit 1990, Drs. 5/7961, 

Drs. 5/7961, 13.2.2012
BeauŌ ragter der Staatsregierung beim Untersuchungsausschuss NSU des Bun-

destages, Drs. 5/8644, 19.3.2012

Deutscher Bundestag (hƩ p://www.bundestag.de/dokumente/index.jsp)
Ungeklärte Mordfälle unter Gewerbetreibenden türkischer bzw. griechischer 

HerkunŌ , Drs. 16/5057, 20.4.2007
Waff enfunde bei Rechtsextremen, Drs. 16/6151, 27.7.2007 
Waff enfunde bei Rechtsextremen in den Jahren 2007 und 2008, Drs. 16/12564, 

6.4.2009
Aufdeckung von 20 Waff en- und Bombendepots sowie Verwicklung ausländi-

scher Nachrichtendienste, Drucksache 16/14157, 27.10.2009
Waff enfunde bei Rechtsextremisten 2007-2010 und ErmiƩ lungsverfahren we-

gen Bildung einer kriminellen Vereinigung bzw. terrorisƟ schen Vereinigung, 
Arbeitsnummern 11/181; 11/183, 28.11.2011

Abteilungen, Gremien und Dateien deutscher Sicherheitsbehörden für den 
Kampf gegen Rechtsextremismus, Drs. 17/8263, 21.12.2011

Einstellung der ErmiƩ lungen der BundesanwaltschaŌ  gegen thüringische 
Rechtsterroristen im Jahr 1999, Drs. 17/8292, 2.1.2012
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Die fatalen Fehleinschätzungen zum Rechtsterrorismus durch das Bundesamt 
für Verfassungsschutz, Drs. 17/8431, 23.1.2012

Unvollstreckte HaŌ befehle gegen Rechtsextremisten, Drs. 17/8997, 
15.3.2012

Hamburg (hƩ ps://www.buergerschaŌ -hh.de/parldok/)
NeonazisƟ sche Mord- und Terroranschläge – AuŅ lärungsbedarf auch in Ham-

burg, Drs. 20/2309, 25.11.2011
Bericht des Innenausschusses über die Drucksache 20/2455: RechtsterrorisƟ -

sche und neonazisƟ sche Gewalt – Hamburg muss zur lückenlosen AuŅ lä-
rung beitragen, Drs. 20/3022, 2.2.2012 

Mecklenburg-Vorpommern (hƩ p://www.landtag-mv.de/
parlamentsdokumente.html)
Kenntnisstand über die rechtsradikale Gruppierung »NaƟ onalsozialisƟ scher 
Untergrund« (NSU) und deren Verbindung zur rechtsradikalen Szene in Meck-
lenburg-Vorpommern, Drs. 6/209, 11.1.2012

Niedersachsen (hƩ p://www.landtag-niedersachsen.de/
parlamentsdokumente/)
Neonazismus in Niedersachsen, Drs. 16/4304, 1.12.2011
Verweigert die Landesregierung die Mitwirkung an der AuŅ lärung der neonazi-

sƟ schen Terrorserie?, Stenografi scher Bericht der 133. Sitzung, 22.3.2012
Waff en, die sich legal im Besitz von niedersächsischen Neonazis befi nden, Ste-

nografi scher Bericht, 130. Sitzung, 24.2.2012

Bayern (www.bayern.landtag.de/cps/rde/xchg/landtag/x/-/www1/441.
htm)
Mögliche Zusammenarbeit und Kontakte des Bayerischen Landesamts für 

Verfassungsschutz (BayLfV) mit dem Rechtsextremisten Tino Brandt, Drs. 
6/10915, 10.2.2012

Waff en bei Rechtsextremisten und NPD-Mitgliedern in Bayern, Drs. 16/11515, 
12.3.2012 

Entwicklung von Waff enfunden bei Rechtsextremen, Drs. 16/11323, 
6.3.2012

Sachsen-Anhalt (www.landtag.sachsen-anhalt.de/index.php?id=200)
Waff enfunde bei Neonazis in Sachsen-Anhalt, Drs. 6/770, 24.1.2012



Weiterführende Literatur

ABAD Erfurt/ABAD Gera/Infoladen Jena/IniƟ aƟ ve Storz/Ebenau, Michael/
Junge Gemeinde Jena/Mobit Gotha/Mobit Regionalbüro Saalfeld/AnƟ fa-
schisƟ sche AkƟ on Gera (2003): Rechtsextreme Häuser in Thüringen. o.O.: 
o. V. (Abruĩ ar auf: www.die-linke-thl.de/naziterror)

AnƟ faschisƟ sches AutorenkollekƟ v (Hrsg.) (1996): Drahtzieher im braunen 
Netz. Ein aktueller Überblick über den Neonazi-Untergrund in Deutschland 
und Österreich. Hamburg: Konkret Literatur.

AnƟ faschisƟ sches InfoblaƩ  (2011): Rechtsterrorismus. Der NaƟ onalsozialisƟ -
sche Untergrund. 25. Jg., H. 93.

Borchert, Ralf (2004): ...bisschen was Derberes. Rechtsextremismus und Zivil-
gesellschaŌ  – das Beispiel Weimar, Weimarer Beiträge zur poliƟ schen und 
kulturellen Jugendbildung Bd. 2. Jena: Glaux.

Broschürengruppe (Hrsg.) (2001) : ...nicht vom Himmel gefallen. Rechtsextre-
mismus in Jena. Jena: o. V. (Abruĩ ar auf: www.die-linke-thl.de/naziterror)

Broschüregruppe JAPS Jena/JG StadtmiƩ e Jena (o. J.). Rechtsextreme Struktu-
ren in Jena. Jena: o. V. (Abruĩ ar auf: www.die-linke-thl.de/naziterror)

Burschel, Friedrich (Hrsg.) (2010): Stadt – Land – Rechts. Brauner Alltag in der 
deutschen Provinz, Texte Rosa-Luxemburg-SƟ Ō ung Bd. 63. Berlin: Dietz.

Burschel, Friedrich (Hrsg.) (2011): Auf ein Wort: Extremismus. Berlin: Rosa-Lu-
xemburg-SƟ Ō ung (Abruĩ ar auf www.rosalux.de)

Burschel, Friedrich (2011): Geld gegen Gesinnung. Bundesförderung gegen alle 
möglichen »Extremismen« gibt es künŌ ig nur noch nach einem ideologi-
schen Kotau, in: Standpunkte, Rosa-Luxemburg-SƟ Ō ung, 10. Jg., H. 6. (Ab-
ruĩ ar auf www.rosalux.de) 

BuƩ erwegge, Christoph (2010): Die Entsorgung des Rechtsextremismus, in: 
BläƩ er für deutsche und internaƟ onale PoliƟ k, 55. Jg., H. 1, S. 12-15.

chronik.LE (Hrsg.) (2010): Leipziger Zustände. DokumentaƟ on und Analyse ras-
sisƟ scher, faschisƟ scher und diskriminierender Ereignisse in und um Leip-
zig. Leipzig: o. V.

Der Rechte Rand (2012): NSU/VS. 24. Jg., H. 134.
Dornbusch, ChrisƟ an/Raabe, Jan (2006): RechtsRock – Made in Thüringen. Er-

furt: Landeszentrale für poliƟ sche Bildung Thüringen.
Dwars, Jens-F./Günther, Mathias (Hrsg.) (2001): Das braune Herz Deutschlands? 

Rechtsextremismus in Thüringen, Quer aktuell Bd. 1. Jena: Quer.
End, Markus/Herold, Kathrin/Robel, Yvonne (Hrsg.) (2009) : AnƟ ziganisƟ sche Zu-

stände. Zur KriƟ k eines allgegenwärƟ gen RessenƟ ments. Münster: Unrast.
Forum für kriƟ sche Rechtsextremismusforschung (Hrsg.) (2011): Ordnung. 



217Weiterführende Literatur

Macht. Extremismus. Eff ekte und AlternaƟ ven des Extremismus-Modells. 
Wiesbaden: VS.

FrakƟ on DIE LINKE im Landtag NRW (Hrsg.) (2012): Außer Kontrolle! Wie der 
Verfassungsschutz die Verfassung bedroht. Düsseldorf: o. V. (Abruĩ ar auf: 
www.linksfrakƟ on-nrw.de)

FrakƟ on DIE LINKE im Thüringer Landtag (Hrsg.) (2009): Schwarzbuch CDU-
HerrschaŌ  in Thüringen. Erfurt: o. V. (Abruĩ ar auf: www.die-linke-thl.de/
naziterror)

Fromm, Rainer (1993): Rechtsextremismus in Thüringen, 2. Aufl . Marburg: 
Schüren.

Gloël, Rolf/Gützlaff , Kathrin (2010): Gegen Rechts argumenƟ eren lernen, 2. 
Aufl . Hamburg: VSA.

Günther, Mathias (Hrsg.) (2004): Heute Sachsen, morgen Deutschland?, Quer 
aktuell, Bd. 4. Jena: Quer.

Günther, Mathias/Helas, Horst (Hrsg.) (2009): Der Nazi vor der eigenen Tür. 
Zur strategischen PosiƟ onierung der Linken bei der Verteidigung von De-
mokraƟ e, Freiheit und ZivilgesellschaŌ , Quer aktuell Bd. 5. Hildburghau-
sen: Quer.

Heinrich-Böll-SƟ Ō ung Thüringen/Nazis in Parlamenten RedakƟ onskollekƟ v 
(Hrsg.) (2011): Nazis in Parlamenten. Eine Bestandsaufnahme und kriƟ sche 
Analyse aus Thüringen. Erfurt: o. V.

Helas, Horst/Rubisch, Dagmar (Hrsg.) (2006): Rechtsextremismus in Deutsch-
land. Analysen, Erfahrungen, Gegenstrategien, Manuskripte Rosa-Luxem-
burg-SƟ Ō ung Bd. 61. Berlin: Dietz.

Heymann, Tobias v. (2008): Die Oktoberfest-Bombe. München, 26. Septem-
ber 1980. Berlin: Nora.

Klotz, Johannes/Wiegel, Gerd (Hrsg.) (2001): GeisƟ ge BrandsƟ Ō ung. Die neue 
Sprache der Berliner Republik. Berlin: Auĩ au.

Köditz, KersƟ n (2009): Und morgen? Extreme Rechte in Sachsen. Berlin: Ver-
brecher.

Kopke, Christoph/Rensmann, Lars (2000): Die Extremismus-Formel. Zur poliƟ -
schen Karriere einer wissenschaŌ lichen Ideologie, in: BläƩ er für deutsche 
und internaƟ onale PoliƟ k, 45. Jg., H. 12, S. 1451-1462.

Korte, Jan (2010): Das NS-Erbe in deutschen Behörden und Bundesministerien. 
Zur aktuellen VergangenheitspoliƟ k, in: Standpunkte, Rosa-Luxemburg-SƟ f-
tung, 9. Jg., H. 36. (Abruĩ ar auf www.rosalux.de)

Kraske, Michael/Werner, ChrisƟ an (2007): ...und morgen das ganze Land. Neue 
Nazis, »befreite Zonen« und die tägliche Angst – Ein Insiderbericht. Her-
der: Freiburg.



218 Weiterführende Literatur

Langenbacher, Nora/Friedrich-Ebert-SƟ Ō ung/Forum Berlin (Hrsg.) (2010): Die 
MiƩ e in der Krise. Rechtsextreme Einstellungen in Deutschland. Berlin: o. V.

Leggewie, Claus/Meier, Horst (Hrsg.) (2002): Verbot der NPD oder Mit Rechts-
radikalen leben? Frankfurt/Main: Suhrkamp.

LoƩ a. AnƟ faschisƟ sche Zeitung aus NRW, Rheinland-Pfalz und Hessen (2012): 
NaƟ onalsozialisƟ scher Untergrund. KonƟ nuitäten des Rechtsterrorismus 
und die Rolle des Verfassungsschutzes. 14. Jg., H. 46.

Mecklenburg, Jens (Hrsg.) (1996): Handbuch deutscher Rechtsextremismus. 
Berlin: Elefanten Press.

Mecklenburg, Jens (Hrsg.) (1997): Gladio. Die geheime TerrororganisaƟ on der 
Nato. Berlin: Elefanten Press.

Mobit (Hrsg.) (2002): Im Westen nichts Neues? RechtsextremisƟ sche Struk-
turen in WesƩ hüringen. Erfurt: o. V. (Abruĩ ar auf: www.mobit.org/Mate-
rialienMobit.htm)

Müller, Yves/Winkler Benjamin(2012): Gegen Nazis sowieso. Lokale Strate-
gien gegen rechts. Crashkurs Kommune 6, hrsg. von Katharina Weise. Ham-
burg: VSA.

Nazis in Parlamenten RedakƟ onskollekƟ v/Heinrich Böll SƟ Ō ung/Weiterden-
ken – Heinrich Böll SƟ Ō ung Sachsen (Hrsg.) (2008): Die NPD im Sächsischen 
Landtag. Analysen und Hintergründe. Dresden, o. V. (Abruĩ ar auf: www.
nip-thueringen.de)

PDS-FrakƟ on im Thüringer Landtag (Hrsg.) (1997): Saalfeld - DemokraƟ e im 
Würgegriff ? DokumentaƟ on zur Öff entlichen Anhörung der PDS-FrakƟ on 
im Thüringer Landtag am 5.November 1997. Erfurt: o. V.

Peters, Jürgen/Schulze, Christoph (Hrsg.) (2009): Autonome NaƟ onalisten. Die 
Modernisierung neofaschisƟ scher Jugendkultur, Unrast transparent. Mün-
ster: Unrast.

Priester, Karin (2003): Rassismus. Eine Sozialgeschichte. Leipzig: Reclam.
Röpke, Andrea/Speit, Andreas (Hrsg.) (2004): Braune KameradschaŌ en. Die 

neuen Netzwerke der militanten Neonazis. Berlin: Ch. Links.
Röpke, Andrea/Speit, Andreas (Hrsg.) (2008): Neonazis in Nadelstreifen: Die 

NPD auf dem Weg in die MiƩ e der GesellschaŌ . Berlin: Ch. Links.
Röpke, Andrea/Speit, Andreas (2011): Mädelsache! Frauen in der Neonazi-

Szene. Berlin: Ch. Links.
Schedler, Jan/Häusler, Alexander (Hrsg.) (2011): Autonome NaƟ onalisten. Neo-

nazismus in Bewegung, EdiƟ on Rechtsextremismus. Wiesbaden: VS.
Schenk, Dieter (2001): Auf dem rechten Auge blind. Die braunen Wurzeln des 

BKA. Köln: Kiepenheuer & Witsch.
Schmid, Bernhard (2011): Distanzieren, leugnen, drohen. Die europäische 



219Weiterführende Literatur

Rechte nach Oslo, AnƟ faschisƟ sche PoliƟ k Bd. 1. Münster: EdiƟ on assem-
blage.

Schröder, Burkhard (1997): Der V-Mann. Hamburg: Rotbuch.
Schröm, Oliver/Röpke, Andrea (2002): SƟ lle Hilfe für braune Kameraden. Das 

geheime Netzwerk der Alt- und Neonazis. Ein Inside-Report, 2. Aufl . Ber-
lin: Ch. Links.

Searchlight/AnƟ faschisƟ sches InfoblaƩ /Enough is Enough/rat (Hrsg.) (2000): 
White Noise. Rechts-Rock, Skinhead-Musik, Blood and Honour – Einblicke 
in die internaƟ onale Neonazi-Musik-Szene, Reihe anƟ faschisƟ scher Texte. 
Münster: Unrast.

Speit, Andreas/Wellsow, Paul (Hrsg.) (2012): Die extreme Rechte in Deutsch-
land, Unrast transparent. Münster: Unrast, im Druck.

Speit, Andreas/Wellsow, Paul (2012): Nazi-Morde unter staatlicher Aufsicht, in: 
BläƩ er für deutsche und internaƟ onale PoliƟ k, 57. Jg., H. 1, S. 47-52.

Staud, Toralf (2005): Moderne Nazis. Die neuen Rechten und der AufsƟ eg der 
NPD, 2. Aufl . Köln: Kiepenheuer & Witsch.

Thüringer Staatskanzlei (Hrsg.): Reihe Thüringen Monitor. PoliƟ sche Kultur im 
Freistaat Thüringen Bd. 2000-2011. Erfurt/Jena: o. V. (Abruĩ ar auf: www.
thueringen.de/de/poliƟ sch/tm/)

Virchow, Fabian (2007): Von der »anƟ kapitalisƟ schen Sehnsucht des deutschen 
Volkes«. Zur SelbsƟ nszenierung des Neofaschismus als Anwalt der »kleinen 
Leute«, in: Utopie KreaƟ v, 9. Jg., H. 198, S. 352-360.

Virchow, Fabian/Dornbusch, ChrisƟ an (Hrsg.) (2008): 88 Fragen und Antworten 
zur NPD. Weltanschauung, Strategie und AuŌ reten einer Rechtspartei – und 
was Demokraten dagegen tun können. Schwalbach: Wochenschau.

Virchow, Fabian (2011): Für Volk und NaƟ on. Der Rechtsterrorismus ist keine 
Folge der Wiedervereinigung. Er begleitet die Bundesrepublik seit den fünf-
ziger Jahren, in: Die Zeit Nr. 48, 24.11.2011, S. 26.

Wiegel, Gerd (1995): NaƟ onalismus und Rassismus. Zum Zusammenhang 
zweier AusschließungsprakƟ ken. Köln: Papyrossa.

Wiegel, Gerd (2012): Völkischer AnƟ kapitalismus. KapitalismuskriƟ k der extre-
men Rechten. Münster: Unrast, im Druck.

Wippermann, Wolfgang (1997): Totalitarismustheorien. Die Entwicklung der 
Diskussion von den Anfängen bis heute. Darmstadt: Primus.

Wippermann, Wolfgang (2010): Politologentrug. IdeologiekriƟ k der Extremis-
mus-Legende, in: Standpunkte, Rosa-Luxemburg-SƟ Ō ung, 9. Jg., H. 10. (Ab-
ruĩ ar auf www.rosalux.de)

Wogawa, Stefan (2007): Die Akte Ramelow. Ein Abgeordneter im Visier der 
Geheimdienste. Berlin: Dietz.



220 Weiterführende Literatur

ZeitschriŌ en und DokumentaƟ onszentren

AnƟ faschisƟ sches InfoblaƩ 
Gneisenaustraße 2a | 10961 Berlin
hƩ p://aib.nadir.org

AnƟ faschisƟ sche InformaƟ ons-, DokumentaƟ ons- 
und Archivstelle München e. V.
Posƞ ach 400 123 | 80 701 München
hƩ p://www.aida-archiv.de

AnƟ fa – Magazin der VVN-BdA für anƟ faschisƟ sche PoliƟ k und Kultur
Franz-Mehring-Platz 1 | 10243 Berlin
hƩ p://anƟ fa.vvn-bda.de

AnƟ faschisƟ sche Nachrichten c/o GNN-Verlag
Venloer Straße 440 | 50825 Köln
hƩ p://www.anƟ faschisƟ sche-nachrichten.de

AnƟ faschisƟ sches Pressearchiv und Bildungszentrum Berlin e. V.
Lausitzerstr. 10 | 10999 Berlin
hƩ p://www.apabiz.de

Blick nach Rechts | hƩ p://www.bnr.de

Der Rechte Rand
Posƞ ach 30 41 80 | 20324 Hamburg
hƩ p://www.der-rechte-rand.de

Gamma – anƟ faschisƟ scher Newsfl yer für Leipzig und Umgebung
hƩ p://gamma.noblogs.org

LOTTA – anƟ faschisƟ sche Zeitung aus NRW, Rheinland-Pfalz und Hessen
Am Förderturm 27 | 46049 Oberhausen
hƩ p://www.loƩ a-magazin.de

Rundbrief der AG Rechtsextremismus/AnƟ faschismus DIE LINKE
Kleine Alexanderstraße 28 | 10178 Berlin
hƩ p://www.die-linke.de



Die Autorinnen und Autoren

Kai Bekos ist Student der RechtswissenschaŌ  und SƟ pendiat der Rosa-
Luxemburg-SƟ Ō ung.

Frauke BüƩ ner arbeitet freiberufl ich in der PrävenƟ on gegen Rechtsex-
tremismus und Rassismus und ist Mitglied im Forschungsnetzwerk 
Frauen und Rechtsextremismus sowie im Verein für DemokraƟ sche 
Kultur in Berlin e.V. Sie baute die Mobile Beratung gegen Rechtsex-
tremismus in Thüringen (MOBIT) mit auf.

Friedrich Burschel ist Referent zum Schwerpunkt Neonazismus und 
Strukturen/Ideologien der UngleichwerƟ gkeit bei der Akademie für 
PoliƟ sche Bildung der Rosa Luxemburg SƟ Ō ung Berlin.

Steff en DiƩ es ist wissenschaŌ licher Mitarbeiter der FrakƟ on DIE LINKE 
im Thüringer Landtag.

Michael Ebenau arbeitet bei der IG Metall in Gera und Jena-Saalfeld. Er 
ist Gründungsmitglied und Mitglied im Vorstand der Mobilen Bera-
tung gegen Rechtsextremismus in Thüringen (MOBIT).

Sören Frerks ist Student der Soziologie und Sachverständiger im Thürin-
ger Untersuchungsausschuss 5/1 zum NSU und rechten Terror. 

Gamma ist ein anƟ faschisƟ scher Newsfl yer und informiert über Nazi-
Strukturen und -AkƟ onen in Leipzig und dem Umland. Die RedakƟ on 
berichtet online unter hƩ p://gamma.noblogs.org.

KersƟ n Köditz ist Abgeordnete der FrakƟ on DIE LINKE im Sächsischen 
Landtag, Sprecherin der FrakƟ on für anƟ faschisƟ sche PoliƟ k.

Katharina König ist Abgeordnete im Thüringer Landtag und Sprecherin 
der FrakƟ on für JugendpoliƟ k, NetzpoliƟ k und AnƟ faschismus.

Felix Korsch arbeitet als freier Journalist in Leipzig sowie als Parlamen-
tarische HilfskraŌ  der FrakƟ on DIE LINKE im Sächsischen Landtag.

Aiman A. Mazyek ist Vorsitzender des Zentralrats der Muslime in 
Deutschland und Mitglied der Deutschen Islamkonferenz.

Wolfgang M. Nossen ist Vorsitzender der Jüdischen Landesgemeinde 
Thüringen.

Petra Pau ist VizepräsidenƟ n des Deutschen Bundestages und für DIE 
LINKE Mitglied im 2. Parlamentarischen Untersuchungsausschuss des 
Bundestags (»Terrorgruppe naƟ onalsozialisƟ scher Untergrund«).



222 Die Autorinnen und Autoren

MaƩ hias Quent ist wissenschaŌ licher Mitarbeiter am InsƟ tut für So-
ziologie der Friedrich-Schiller-Universität Jena und Sachverständi-
ger im Thüringer Untersuchungsausschuss 5/1 zum NSU und rech-
ten Terror.

Bodo Ramelow ist Vorsitzender der FrakƟ on DIE LINKE im Thüringer 
Landtag und Vorstandsmitglied der Rosa-Luxemburg-SƟ Ō ung.

MarƟ na Renner ist stellvertretende Vorsitzende der FrakƟ on DIE LINKE 
im Thüringer Landtag und stellvertretende Vorsitzende des Untersu-
chungsausschusses 5/1 zum NSU und rechten Terror.

Andrea Röpke arbeitet als JournalisƟ n u.a. für Panorama, Monitor und 
Stern.

Romani Rose ist Vorsitzender des Zentralrats Deutscher SinƟ  und Roma 
und Vorsitzender des DokumentaƟ ons- und Kulturzentrum Deut-
scher SinƟ  und Roma.

OƩ omar Rothmann war HäŌ ling des KonzentraƟ onslagers Buchenwald, 
er ist ehemaliger Leiter der pädagogischen Abteilung in der NaƟ ona-
len Mahn- und GedenkstäƩ e Buchenwald, Mitglied des HäŌ lingsbei-
rates der SƟ Ō ung GedenkstäƩ en Buchenwald/MiƩ elbau-Dora und 
seit 2011 Ehrenbürger der Stadt Weimar »in besonderer Anerken-
nung seiner Verdienste um das Vermächtnis von Buchenwald«.

AnneƩ e Rudolph ist Mitarbeiterin der FrakƟ on DIE LINKE im Thürin-
ger Landtag.

Philipp Vergin ist wissenschaŌ licher Mitarbeiter im Büro des Bundes-
tagsabgeordneten der FrakƟ on DIE LINKE Jan Korte.

Paul Wellsow ist wissenschaŌ licher Mitarbeiter der FrakƟ on DIE LINKE 
im Thüringer Landtag.

Gerd Wiegel ist wissenschaŌ licher Mitarbeiter der FrakƟ on DIE LINKE 
im Deutschen Bundestag und Redakteur von Z. ZeitschriŌ  MarxisƟ -
sche Erneuerung. 

Stefan Wogawa ist Internet-Redakteur der FrakƟ on DIE LINKE im Thü-
ringer Landtag.



www.vsa-verlag.de

Yves Müller / Benjamin Winkler
Gegen Nazis sowieso.
Lokale Strategien gegen rechts
Crashkurs Kommune 6 | 
Hrsg. von Katharina Weise
In Kooperation mit der Kommunalakademie 
der Rosa Luxemburg Stiftung
112 Seiten | € 7.50
ISBN 978-3-89965-483-7
Das Agieren rechter Parteien und Organi-
sationen bedroht das Zusammenleben der 
Menschen in der Kommune. Wie nutzen sie 
kommunale Gremien, Vereine, Jugendein-
richtungen und öffentliche Orte? Und was 
kann dagegen getan werden?

Prospekte anfordern!

VSA-Verlag
St. Georgs Kirchhof 6
20099 Hamburg
Tel. 040/28 09 52 77-10 
Fax 040/28 09 52 77-50
Mail: info@vsa-verlag.de

Kathrin Gerlof / Rico Prauss
Die Kommunalen
LINKE im Land: 16 Geschichten 
aus Rathäusern und Gemeinden
208 Seiten | viele Farbfotos | 
Klappenbroschur | € 14.80
ISBN 978-3-89965-495-0
LINKE machen in Rathäusern und Gemein-
den Kommunalpolitik. LINKE haben Ge-
schichten zu erzählen. Dieser Band enthält 
lebendige Porträts von Menschen, die sich 
engagieren: Die Kommunalen.

Bodo Ramelow / Petra Sitte / Halina 
Wawzyniak / Christoph Nitz (Hrsg.)
It‘s the Internet, stupid!
Die Linken und die »Schienennetze«
des 21. Jahrhunderts
152 Seiten | € 14.80
ISBN 978-3-89965-470-7
Aktuelle Initiativen und Positions-
bestimmungen linker Netzpolitik

VSA: Vor Ort aktiv
          V

S

V

Gegen Nazis 
sowieso.

Lokale Strategien gegen rechts

von Yves Müller und Benjamin Winkler

V
S

V

Crashkurs Kommune 6 herausgegeben von Katharina Weise

Kommunalakademie der 
ROSA LUXEMBURG STIFTUNG

Die Kommunalen

LINKE im Land: 16 Geschichten 
aus Rathäusern und Gemeinden

V
S

V

Porträts: Kathrin Gerlof | Fotos: Rico Prauss



www.vsa-verlag.de

Freerk Huisken
Der demokratische Schoß 
ist fruchtbar...
Das Elend der Kritik am (Neo-)Faschismus
232 Seiten | € 14.80
ISBN 978-3-89965-484-4
Demokraten aller Couleur können (Neo-) 
Faschisten nicht wirklich kritisieren, lautet 
Freerk Huiskens provokantes Fazit.

Prospekte anfordern!

VSA-Verlag
St. Georgs Kirchhof 6
20099 Hamburg
Tel. 040/28 09 52 77-10 
Fax 040/28 09 52 77-50
Mail: info@vsa-verlag.de

Rolf Gloel / Kathrin Gützlaff
Gegen Rechts argumentieren lernen
160 Seiten | € 12.80
ISBN 978-3-89965-414-1
Dieses Buch eignet sich sowohl als 
anschauliche Material- und Argumentati-
onshilfe für die Fortbildung von Pädagogen 
oder in politischer Bildung Tätigen als auch 
für das Selbststudium von Lesern, die an 
einer kritischen Auseinandersetzung mit 
Nationalismus und Rassismus in all ihren 
Spielarten interessiert sind.

Josef Held/Seddik Bibouche/Gerhard 
Dinger/Gudrun Merkle/Carolin Schork/
Laura Wilms
Rechtsextremismus und sein Umfeld
Eine Regionalstudie und die Folgen 
für die Praxis
192 Seiten | € 14.80
ISBN 978-3-89965-279-6

VSA: Gegen Rechts
          V

S

V

Freerk Huisken
Der demokratische 
Schoß ist fruchtbar...

Das Elend der Kritik 
am (Neo-)Faschismus 

V
S

V

V
S

V

Rolf Gloël/Kathrin Gützlaff

Gegen Rechts
argumentieren
lernen


